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p Prochaskas Jlluiirierfe Jahrbücher« bestehen ans folgenden Teilen:

JHuifrierfes Jahrbuch der Erfindungen, W,'_ ÄV 
gänge I—IV kosten broschiert je s Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Vom V. Jahrgang ab 
ist dieses Jahrbuch nur noch in bsalbleinwand gebunden à ( M. 50 Pf. und in Leinwand gebunden 
à 2 Mark erhältlich.___________________________________________________________ __

UHuHrierfes Jahrbuch der Weligefchidife.
gänge I—IV kosten broschiert je s Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Vom V. Jahrgang 
(Geschichte des Jahres J90^) ab ist dieses Jahrbuch nur noch in Lsalbleinwand gebunden à I M. 50 Pf· 
und in Leinwand gebunden à 2 Mark erhältlich._________________________________________

Illustrierte; Jahrbuch der Weltreisen und geo- 
graphischen Forschungen. Erscheint alljährlich seit 1902. Die Jahrgänge I—III kosten broschiert je 
s Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Vom IV. Jahrgang ab ist dieses Jahrbuch nur noch in 
Lsalbleinwand gebunden à I M. 50 Pf. und in Leinwand gebunden à 2 Mark erhältlich.______

Illustrierte; Jahrbuch der Naturkunde. Äs.
gänge I und II kosten broschiert je I Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Vom III. Jahrgang 
ab ist dieses Jahrbuch nur noch in bsalbleinwand gebunden à f M. 50 Pf. und in Leinwand 
gebunden à 2 Mark erhältlich. '_____ ___________________________________________________

Illustrierte; Jahrbuch der Gesundheit. gang erschienen, der 
broschiert \ Mark, in Leinwand gebunden 2 Mark kostet.

Huf Wunsch werden auch die früher brofch. erschienenen Bände der bJUuffr. Jahrbücher« 
in dem neuen ßalbleinen-Ginband zum Preise von 1 Mark 50 der Band geliefert

Prochaska; Illustrierten Jahrbüchern liegt der Gedanke zu Grunde, über die Fort
schritte der Kultur auf den wichtigsten Gebieten des modernen Lebens alljährlich eine 
Revue zu geben, die übersichtlich, allgemein verständlich und derart stilistisch gehalten ist, 
dah ihre Lektüre eine anziehende, geifibildende Unterhaltung genannt werden kann.

Für jung und alt, für alle Gesellschaftskreise gleich geeignet und gleicherweise 
interessant, find diese Jahrbücher eine der empfehlenswertesten Erscheinungen der 
neueren volkstümlichen Literatur. 

Urteile der Presie über Prochaskas Illustrierte Jahrbücher.
Über Land und Meer. Illustriertes Jahrbuch der Er

findungen. „Lin glücklicher Gedanke ist hier in gediegener 
Meise verwirklicht: ein bequemer Überblick über die tech
nischen Fortschritte in Form eines reich illustrierten Jahr
buchs zu außerordentlich billigem Preis."

Basler Zeitung. Illustriertes Jahrbuch der Naturkunde. 
„Endlich haben wir „einmal eine gute, billige und aus
gezeichnet illustrierte Übersicht alles dessen, was die Natur
kunde im Lause eines Jahres als neue Entdeckungen zu 
verzeichnen hatte. Es ist „eine Freude, die prächtige, für 
jedermann verständliche Übersicht zu lesen. Jeder Ge
bildete sollte diese Jahrbücher erwerben und sie nicht nur 
in seiner Bibliothek aufstellen, sondern auch lesen. Der
artige Schriften nützen der Aufklärung unendlich viel 
mehr als alle kulturkämpferischen Zeitungsartikel. Möchte 
doch dieses Unternehmen die weiteste Verbreitung in allen 
Schichten der Bevölkerung finden."

Frankfurter Zeitung. prochaskas Illustrierte Jahr
bücher erfreuen sich einer von Jahr zu Jahr wachsenden 
Anerkennung, was bei der Gediegenheit des Inhalts und 
der Ausstattung, sowie dem billigen preise nicht zu ver
wundern ist. In der Anlage übersichtlich, in der Dar 
stellung fast durchwegs klar und allgemein verständlich ge
halten, ohne irgend trivial zu werden, unterrichten diese 
Jahrbücher über die in ihnen behandelten Erfahrungs
und Forschungsgebiete mit einer, für den Nichtfachmann 
vollkommen ausreichenden Ausführlichkeit, den Fachmann 
selbst aber mitunter verblüffenden Gründlichkeit. Bei der 
ungeheuren Fülle von Eindrücken, die tagaus tagein aus 
dein Leben, aus Tagesblättern und Zeitschriften auf den

wiffensdurstigen Kulturmenschen einwirken, ist es für den 
gewöhnlichen Sterblichen fast unmöglich, Spreu und Meizen 
zu scheiden und aus dem Vielerlei ein klares Bild zu 
gewinnen. Da sind denn Führer, wie es prochaskas 
Jahrbücher fein wollen, durchaus am platze. Ruckschauend 
blicken wir noch einmal des Weges entlang, den wir durch 
lange Monate gewandert sind, und erkennen staunend, daß 
manches Kleine groß und manches Große klein geworden, 
alles aber, den Gesetzen der geistigen Perspektive gemäß, 
nach Möglichkeit gewertet, gesichtet und geordnet ist. So 
gewinnen wir nachträglich ruhende Pole in den Erschei
nungen Flucht — immer vorausgesetzt natürlich, daß wir 
guten Führern folgen. Und Prochaskas Jahrbücher sind 
solche Führer.

Oie Woche. Illustriertes Jahrbuch der Weltgeschichte. 
„Wir können dem stattlichen Bande kein besseres Geleit
wort auf den Weg mitgeben, als den Ausdruck unserer 
Überzeugung, daß es dem Verfasser gelungen ist, die 
Worte seines Programms glänzend zu verwirklichen: 
,Nicht ein Urkunden- oder Nachschlagebuch ist, was wir 
den Lesern bieten, sondern wir wollen ihnen die handeln
den Personen, die Kämpfe und Ereignisse in möglichst 
lebensvollen Bildern vorführen, die Triebkräfte des poli
tischen Lebens aufdecken und den inneren Zusammenhang 
alles Geschehenen klarmachen/ Die volkstümliche, klare 
und doch vornehme Haltung des Jahrbuchs werden 
demselben gewiß viele Freunde und Schätzer gewinnen. 
Wer eine aller Parteilichkeit entkleidete Schilderung der 
Ereignisse jedes Jahres wünscht, säume nicht, sich in den 
Besitz dieses gediegenen ,Jahrbuchs' zu setzen."

Portierung am Sdiluiie des Buches.



Illustrierte; Jahrbuch
der Weltgeschichte

Das 3ahr 1912.



(Hofphol. Lr. Müller, München.)

Prinz Ludwig, der neue Regent von Bayern mit (einer Gemahlin, 
Prinzessin Maria Uhereiia, geborenen Erzherzogin von Ölterreidi-Eite.



Prochasras Illustrierte Jahrbücher

ülluftriertes Jahrbuch

der Weltgeschichte
Dreizehnter Hahrgang Von HI bin Seyer

Das 3ahr 1912

Leipzig
kSnigttrahs 9/11.

<· ·;
V-

V 
ss

l

Karl Prochaska in Ceichen Wien
Seiler Mite 5.



Inhalt.

Q)om Jahre 1912........................................ 9

Deutsches (Reich.

Stimmung zu Neujahr und Reichstagswahl 15 
politische Ereignisse im ersten Halbjahr. . 17
Der neue Reichstag . . ................................ 29
politisches im zweiten Halbjahr.................. 57
Wintersession des Reichstags....................... Ą8
Aus dem Parteileben.................................... 53
Polen, Dänen und Welfen........................... 63
Heer und Flotte............................................. 70
Kolonien.......................................................... 7H
Das wirtschaftliche Jahr............................... 78
Preußen .......................................................... 8^
Aus den Bundesstaaten............................... 91
Verschiedenes...........................................................105

Osterreich-sUngarn.

politisches im ersten Halbjahr........................... 112
Die Tagung des Reichsrates........................... 119
Das Intermezzo der Delegationen .... 125 
Politische Vorgänge im zweiten Halbjahr . 125 
Die doppelte Session der Delegation . . . 155 
Das unheilbar kranke Parlament .... 139 
Länder und Nationen........................................ 1^2
Ungarn................................................................... 150
Bosnien.........................................................   . 158
Die Reichsverteidigung.........................................159
Handel und Verkehr............................................. 165
Verschiedenes ...................................................... 165

Aakien.

Der tripolitanische Krieg . '................................168
Das politische Jahr.............................................170
Armee und Marine.............................................17H
Verschiedenes .......................................  175
Vatikanisches...........................................................177

Seite

Frankreich.
Das politische Jahr..............................................181
Marokko...............................................................I90
Armee und Flotte................................................. 1§5
Verschiedenes.......................................................... 1§7

Großbritannien.
Die politischen Vorgänge....................................202
Vom größeren Britannien...........................211
Die Wehrmacht ................................................. 215
Verschiedenes ......................................................216

(Rußland.

Das politische Jahr .............................................219
Nationalitäten..................................................... 229
Verschiedenes..........................................................251

Skandinavien...................................................... 255

Suropäische Mittekstaaten...............................255

Die spxrenäische HaKinsek............................... 259

Gakkanhakkinfek................................................... 2^1

-Amerika.
politische Iahresereignisse...............................255
Vom Stand des Panamerikanismus . . . 257
Verschiedenes ..................................................... 258
Aus den romanischen Republiken......................260

Asien.......................................................................265

Afrika...................................................................267

Austrakien ..........................................................269

Alle Rechte vorbehalten



Vorbemerkung, nicht ein Urkunden· oder flachschlagebuch ist 
es, was wir den Leiern bieten, sondern wir wollen ihnen die handelnden 
Personen, die Kämpfe und Ereignisse in möglichst lebensvollen Bildern 
vorführen, die Triebkräfte des politischen Lebens aufdecken und den 
inneren Zusammenhang alles Geschehenen klar machen.

Vom Jahre J9J2.
as Jahr W2 hat schon, sozusagen noch bei 

Ilr-Jil Lebzeiten, stark an übler Nachrede gelitten 
und bei seinem Abscheiden ist es nicht besser 

geworden. Man hat es mit gutem Grunde ein Blut
jahr genannt, denn es hat zwei Kriege gebracht. Alle 
zwölf Monate hindurch war die gesamte Alte Welt 
von Kriegsgeschrei erfüllt, dessen bedenkliche Seite 
in der Gefahr lag, daß ein großer europäischer 
Krieg in drohende Nähe gerückt zu sein schien. 
Die Zeitungspolitik, soweit sie nach der Schablone 
von vorgestern zu arbeiten pflegt, glaubte fest 
daran und beutete diesen Standpunkt sensationell 
aus. Die Börsenspekulation, die ohne Sensationen 
nicht existieren würde, benützte diesen Umstand 
wiederholt zu einigen erfolgreichen Fischzügen nach 
den in die Netze der Kurstreiberei verstrickten 
privatvermögen, Spargroschen und Defraudations
geldern ungetreuer Beamter. Diese Verlust haben 
größere Schäden in dem sonst gesunden wirtschaft
lichen Leben hervorgerufen und es in eine ernstere 
Unruhe versetzt, als die kriegerischen Lreignisse auf 
der Balkanhalbinsel es vermocht hätten. Das ver
dient hier ebenso hervorgehoben und betont zu 
werden, wie die auf manchen Seiten als seltsam 
empfundene Tatsache, daß das Gemetzel auf dem 
Balkan sogar Nützliches für den Frieden getan 
hat. Ts ist schon in früheren Jahrgängen wieder
holt darauf hingewiesen worden, daß die Balkan
händel zu Nebensachen geworden sind, seitdem die 
Umstände die Mächte genötigt haben, von der 
Turopapolitik zur Weltpolitik überzugehen. Ts ist 
in der Tat auch ganz und gar gleichgültig, ob'der 
Türke oder der Bulgare in Adrianopel usw. Herr 
ist. Selbst in Österreich-Ungarn, das den Balkan
staaten am nächsten liegt und darum mehr wie an
dere Mächte von den Umwandlungsschlägen durch
zittert wird, dürfte man bald darüber beruhigt 
sein, sobald wieder Ruhe eingetreten und die neue 
Ordnung gefestigt sein wird.

Die anderen Mächte stehen den Veränderun
gen mit kühler Gleichgültigkeit gegenüber, auch 

der berufene panslavisrnus hat feine Wirksamkeit 
eingebüßt. Die Mächte verzichten darauf, wegen 
des Balkanwinkels ihre Streitkräfte abzunützen, die 
sie vielleicht unerwartet bald zur Entscheidung von 
Weltfragen notwendig brauchen werden. Denn 
auch das abgelaufene Jahr hat wieder gezeigt, 
wie leicht politische Tntscheidungen mit unerwar
teter Schnelligkeit hereinbrechen sönnen. Aufwerfen 
der Streitfrage, Mobilisierung, Kriegserklärung 
und Kriegsbeginn folgten aufeinander in so raschem 
Tempo, daß selbst die Kriegsentwicklung von f870 
davon übertroffen wurde. Das wird von nun an 
auf dem ganzen Trdenrund auch wohl niemals 
anders fein, und wer klug ist, sieht sich darum recht
zeitig vor und opfert vor allen Dingen nicht einen 
Teil seiner Streitkräfte für Angelegenheiten, die 
nicht seine tebensinteressen berühren. Diese Klug
heit hat bisher schon an allen jenen Ländern als 
politische Richtschnur gegolten, in denen die allge
meine Wehrpflicht besteht, und darum sind die 
Kriege so selten geworden. Tngland und die nord
amerikanische Union besitzen die allgemeine Wehr
pflicht nicht, und daraus erklärt sich überzeugen
der wie aus anderen Gründen, warum die britische 
Politik in neuerer Zeit wieder am sichtbarsten krieg
hetzend aufgetreten ist, und daß "bie vereinigten 
Staaten — natürlich einen schwächeren Gegner — 
Spanien seiner Kolonien beraubten. Wer im ge
gebenen Falle sein ganzes „Volk in Waffen" hätte 
einsetzen müssen, treibt solche Politik nicht, die bloß 
bei Werbetruppen möglich ist. Rußland und Japan 
haben den Trust des Krieges mit Heeren der all
gemeinen Wehrpflicht bereits kennen gelernt, Bul
garien und Serbien haben soeben ihre Trsahrun- 
gen damit gemacht. Man darf daraus mit einiger 
Sicherheit darauf schließen, daß die vielfach ge
äußerte Befürchtung, die Kleinstaaten der Balkan
halbinsel würden sich wegen der Bevölkerungs- 
niifd^ung in Mazedonien in Zukunft noch öfter be
kriegen und einen dauernden Herd der Beunruhi
gung bilden, sich nicht verwirklichen wird. Wenn 
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die Mächte für eine einigermaßen vernünftige Ver
teilung des eroberten türkischen Gebiets sorgen, 
werden gerade Bulgarien und Serbien sich mit 
dem Erreichten begnügen und neue kriegerische Ex
perimente vermeiden. Dann wird auch auf dem 
Balkan die allgemeine Wehrpflicht ihre den Frie
den fördernde Wirkung getan haben.

Es ist von vielen Seiten hervorgehoben wor
den, daß im abgelaufenen Jahre der Friedens
preis — aus Zufall oder mit Absicht — seit sei
nem Bestehen $um erstenmal nicht zur Verteilung 
gekommen ist. Jedenfalls mußten die Vollstrecker 
des Nobelschen Testaments der notwendigen Ein
sicht Raum geben, .daß sich mit guten Gründen 
in diesem Jahre der Friedenspreis unmöglich aus
zahlen ließ, denn Krieg und Kriegeslärm erfüllten 
es als fortzeugendes Vermächtnis der voraufgegan
genen Jahre von Anfang bis zu Ende. Der Ein
verleibung Marokkos war die Eroberung ^biens 
und schließlich die Beraubung der Türkei um den 
größten Teil ihrer letzten europäischen Besitzungen 
gefolgt. Wer geschichtlichen Sinn besitzt, dem wird 
der logische Zusammenhang in dieser jüngsten Phase 
der Weltgeschichte nicht entgehen, während aber 
auf der einen Seite die friedenfördernde Wirkung 
der allgemeinen Wehrpflicht unter den Großmäch
ten klar hervortritt, zeigt die Kehrseite in den 
eben erwähnten kriegerischen Vorgängen genau das 
gleiche Bild. Nachdem Frankreich nicht ohne Opfer 
an England, Deutschland, Italien und Spanien die 
Mit- oder Gegenwirkung anderer Mächte ausge
schaltet hatte, setzte es sich in den Besitz des militär
ohnmächtigen Marokko. Italien benützte den Um
stand, daß die Türkei keine nennenswerte Flotte be
saß, zur Festsetzung an der tripolitanischen Küste; 
und als die Balkanstaaten merkten, wie sehr die 
jungtürkische Herrschaft, statt in erster Linie das 
Heer nach der von deutschen Instruktoren gegebenen 
Anleitung in die Höhe zu bringen, sich in Parla
ments- und Parteistreitigkeiten verloren hatte, die 
Volk und Heer zerrütteten, da schlugen sie los. 
Ein gleich günstiger Moment wäre kaum wieder 
gekommen. Alle diejenigen, die nicht in unklaren 
Schwärmereien für den Frieden aufgehen, sondern 
ernstlich an seine Förderung denken, sollten doch 
aus den Tatsachen der letzten Jahre erkennen, daß 
der Islam in Marokko und Stambul noch heute 
im sicheren Genuß seiner Besitzungen wäre, wenn 
er rechtzeitig seine kriegerisch veranlagte Bevölke
rung nach 'dem Muster der europäischen Heere der 
allgemeinen Wehrpflicht zusammengefaßt hätte. 
Mit Flammenschrift predigen die Ereignisse der 
letzten Zeit: Wer nicht sein Verteidigungswesen 
in bester Ordnung hat, der wird beraubt. Si vis 
pacem, para bellum.

Das verflossene Jahr hat die Einsicht in die
sen unumstößlichen Lehrsatz der Geschichte auch bei 
den breiten Volksschichten auffällig gefördert. Das 
Staatsgefühl hat sich angesichts der unleugbaren 
Gefahren überall vertieft, man ist entschlossen, für 
die Sicherung des Vaterlandes die größten Opfer 
zu bringen, und die angeblich kriegsfeindliche Agi
tation der sich international gebärdenden So
zialdemokratie hat merklich an Zugkraft eingebüßt. 
Groß- und Kleinstaaten bemühen sich eifrig, die 

Lücken ihrer Wehrrüstung auszufüllen, aber nur 
Doktrinäre erblicken darin eine Steigerung der 
Kriegsgefahr. Das Gegenteil ist richtig. Wenn 
jeder Staat, jede Nation einsieht, daß der Nach
bar sein Verteidigungswesen auf eine Höhe ge
bracht hat, die jeden Angriff zu einem höchst ris
kanten Unternehmen macht, so werden selbst ern
stere Interessengegensätze nicht mehr zum Kriege, 
sondern in kürzerer oder längerer Frist zu einem 
billigen Ausgleich führen. Das zeigt deutlich die 
Entspannung des Verhältnisses zwischen Deutsch
land und England im abgelaufenen Jahre. Die 
vielgerühmten Schiedsgerichte erfüllen diesen Zweck 
nicht in gleichem Maße. Sie mögen in Neben
fragen zur Entlastung der Diplomatie dienen, in 
Hauptsachen müssen sie stets versagen und werden 
auch gar nicht angerufen werden. Schon im bür
gerlichen Leben ist nur in den seltensten Fällen der 
unterliegende Teil mit dem Richterspruch zufrie
den, Völker und Staaten werden sich nie einem 
Schiedsspruch fügen, den sie als gegen ihre Lebens
interessen gerichtet empfinden. Bei gegenseitiger 
starker Rüstung werden sie aber einen Ausgleich 
ohne ein Schiedsgericht selbst finden, dem nicht
gerüsteten Teile wird es aber mit oder ohne Schieds
gericht ebenso ergehen wie letzthin Marokko und 
der Türkei. Je mehr die Völker zunehmen, die 
Welt enger wird und die Interessen näher auf
einander treffen, um so schärfer wird sich dieser 
unausweichliche politische Gegensatz herausarbeiten 
und um so notwendiger wird es für jeden Staat 
sein, sich in der Lage zu erhalten, um seine Inter
essen mit Nachdruck vertreten zu können. Dann erst 
wird Friede sein und bleiben.

Die Verhältnisse in Europa neigen schon die
sem Zustande zu. Die Großmächte haben ihre 
Landesverteidigung bereits zu einer Vollkommen
heit entwickelt, die trotz mancher, namentlich unter 
englischen Einflüssen hervorgerufenen Spannung 
jeden Krieg untereinander ausschließt. Frankreich 
ist schon an der Grenze seiner Leistungsfähigkeit an
gelangt, die abweichenden Verhältnisse in England 
sind wegen seiner insularen Lage für das Land 
selbst ungefährlich, aber feiner Geltung in Europa 
nicht zuträglich gewesen. Die Wiedererstarkung Ruß
lands wird durch die weitere Ausfüllung der Lücken 
in der Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht 
im Deutschen Reiche und in Österreich-Ungarn aus
geglichen. Dadurch bleibt der Zustand stationär. 
Die große politische Neuerung Bismarcks, ein 
Friedensbündnis zu schaffen, hat sich nicht nur über 
ein Menschenalter bewährt, sondern beginnt bereits 
einen neuen Fruchtzweig zu treiben. Der in kriti
scher Zeit nicht ohne demonstrative Absicht vorzeitig 
erneuerte Dreibund hat alle Prüfungen bestanden 
und sogar zweimal: in der bosnischen und in der 
marokkanischen Frage die Bestrebungen der in einem 
gewissen Gegensatz zu ihm entstandenen Tripel
entente vereitelt. Es ist auch hier ein stationärer 
Zustand eingetreten, der jede kriegerische Ausein
andersetzung ausschließt und zur Verständigung 
drängt. Die Frucht davon hat der neue Balkankrieg 
gezeitigt, von dem die traditionelle politische Weis
heit ein Aufeinanderprallen der beiden europäischen 
Bündnisgruppen vorausgesagt hatte. Das Gegen
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teil ist eingetreten, man hat sich nach einigen aus 
vergangenen Zeiten herstammenden Schwierigkeiten 
gefunden und zu einer gemeinsamen europäischen 
Politik zusammengetan. Der erste Schritt ist immer 
schwierig und unsicher, aber es werden weitere fol
gen, sobald die fernere Entwicklung der Weltfragen 
an Europa herantritt. Noch sind die Verhältnisse 
in Asien nur im langsamen Fortschreiten begriffen, 
aber auch dort sind plötzliche Wandlungen möglich. 
Die bevorstehende Eröffnung des Panamakanals 
wird die Völker einander wieder näher bringen und 
neue Interessengegensätze schaffen. Da wie dort 
werden sich gemeinsame europäische Fragen heraus
bilden, die eine gemeinsame Vertretung verlangen.

wie auf dem Felde der internationalen Poli
tik, so auch auf dem Gebiete der inneren Politik 
wird der Zeitabschnitt des verflossenen Jahres denk
würdig bleiben, wenn auch in mancher Einsicht 
für die Völker nur denkwürdig als Mahnung zur 
Selbstprüfung. Es ist hier dringend nötig, auf die 
Zunahme nichtigen Parteitreibens und den weite
ren verfall des Parlamentarismus hinzuweisen. 
Daß Persien und die Türkei an dem aus Europa 
eingeschleppten, bereits verseuchten Parlamentaris
mus zu Grunde gegangen sind, ist eine unbestreit
bare Tatsacl^e; auch Japan beginnt bereits darunter 
zu leiden, beider verbreiten sich in politisch unreifen 
Völkern politische Unarten rascher wie Tugenden, 
gerade wie bei der schulpflichtigen Jugend Unge
zogenheiten leichter übertragen werden als gute 
häusliche Sitten, wie den Thinefen der parla

mentarismus bekommen wird, kann erst die Zukunft 
lehren. Übrigens liegt uns der europäische Parla
mentarismus näher, der leider in keinem Lande 
Anzeigen von einer Hebung gegeben hat. Dagegen 
haben sich die Beispiele unzweideutigen Rückganges 
und gänzlichen Verfalles augenfällig vermehrt. In 
einigen Staaten kann man von einer Erfüllung der 
parlamentarischen Pflichten schon gar nicht mehr 
reden, in allen anderen werden die Arbeiten der 
beratenden Körper mit einer zum Fimmel schreien
den Zeitvergeudung betrieben. Und gerade in die
sem Falle bedeutet Zeit auch Geld, denn die Her
ren Abgeordneten beziehen — neuerdings selbst im 
liberalen England — ganz ansehnliche Gelder, 
einerlei wieviel geleistet wird. Darum ist das Abge
ordnetenmandat nicht mehr ein Ehrenamt, sondern 
ein Gewerbe geworden, um das sich Leute reißen, 
denen das Mandat samt Gehalt über das Wohl 
des Staates geht und die sich höchstens mit dem 
parteiwohl brüsten können. Die Verwilderung der 
parlamentarischen Sitten greift um sich in geradezu 
beängstigender Weise selbst in Deutschland und Eng
land, wo doch immer noch auf Takt und Sitte ge
halten wurde. Schon hat in Budapest der Revolver 
geknallt. Die vielfach von ihrer würde sehr ein
genommenen Parlamentarier scheinen gar nicht zu 
merken, daß sich als Folge des immer mehr der 
würde entbehrenden Verhaltens der Durchschnitts
abgeordneten in allen Völkern ein weitgehendes 
Mißtrauen gegen alle parlamentarischen Vertretun
gen überhaupt verbreitet.

Deutsches Reich.
Stimmung zu Neujahr und Reichstagswahl.

ie ersten Wochen des Jahres wurden von den 
heftigen Kämpfen durchzittert, die der Wahl
schlacht am \2. Januar voraufliefen. Line

offizielle Wahlparole lag nicht vor, ebenso keine durch 
vorzeitige Auflösung gegebene Richtschnur für eine 
Entscheidung. Das deutsche Volk sah sich also wieder 
einmal der rücksichtslosen Parteiagitation preisge
geben, und es war darum zu erwarten, daß es bei 
der Wahl abermals eine politische Dummheit be
gehen werde. Die tiefe nationale Erregung, die 
bei den Wahlen vor fünf Jahren die Sozialdemo
kraten auf die ksälfte reduziert hatte, wäre für die 
Wahlagitation leicht wieder wachzurufen gewesen, 
denn die ernste Stimmung wegen des Verhaltens 
Englands und wegen der Kriegsgefahren im ver
flossenen Sommer war im Volke noch lebendig und 
hätte, wenn sie angeschlagen worden wäre, einen 
sicheren Wahlausfall im nationalen Sinne verbürgt. 
Aber daran lag der großeil Wahlagitation, die ihre 
Hauptstütze in den massenhaften städtisch-liberalen 
Zeitungen hatte, diesmal nichts. Bei der vorigen 
Reichstagswähl hatte der fortschrittliche Liberalis- 
nuls unter der nationalen Flagge erhebliche Wahl
erfolge errungen und war darob dem Wahne ver
fallen, die ihm zahlreich gewandten nationalen Stim

men bedeuteten einen Aufschwung des Liberalis- 
rnus. Es ist hier gleich von vornherein auf diesen 
Irrtum aufmerksam gemacht worden, aber er hat 
die letzten Jahre hindurch weiterbestanden und trägt 
auch die Schuld an dem jetzigen beschämenden Wahl
ausfall und an den unerquicklichen Parteizuständen 
im Reichstage und im gesamten Reiche. „Das ist 
der Fluch der bösen Tat, daß sie fortzeugend neues 
Böses muß gebären." Diesmal war die böse Tat 
wohl nur ein politischer Irrtum, aber er hat eine 
verderbliche Folge nach der anderen nach sich ge
zogen. Die Enttäuschung darüber, daß nach dem 
vermeintlichen liberalen Aufschwung nicht ausschließ
lich liberal regiert wurde, führte bei der Reichs
finanzreform zur Sprengung des sogenannten 
Bülowblocks und zur Gründung des Hansabundes, 
der unter Auffrischung des althergebrachten Gegen
satzes zwischen Stadt und Land alle liberalen Ele
mente zum Kampfe gegen die „Agrarier", worunter 
die Konservativen verstanden wurden, zusammen
fassen sollte.

Alle Warnungen, daß diese Spaltung der bür
gerlichen Parteien nur zur Stärkung der Sozial
demokratie, selbst unter Benachteiligung des Libe
ralismus, führen müsse, blieben ungehört. Auch 
die Nachwahlen während der ganzen Reichstags
wahlperiode, die diese Voraussage bestätigten, wur
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den nicht beachtet. Die neue Wahlperiode hieß: 
„Sturz des fchwarzblauen Blocks", womit man das 
durch die Umstände gebotene Zusammenarbeiten der 
Konservativen und des Zentrums bezeichnete. 
Eigentlich war es dabei aus einen großen Erfolg 
des Liberalismus abgesehen, wobei die Unterstüt
zung der Sozialdemokratie vorausgesehen wurde. 
„Der Feind steht rechts," erklärten sogar die Natio
nalliberalen. Die Reichsregierung tat wie gewöhn
lich nichts für den Wahlkampf, wenn man von einer 
Auslassung der offiziösen „Nordd. Allg. Ztg." ab
sehen will, deren Ausführungen in der Parole: 
„Front gegen den Umsturz gipfelten!". Die Kon
servativen und das Zentrum hatten darum den 
heftigen Ansturm, der sich bei der Masse der libe
ralen Zeitungen schier gewaltig ausnahm, allein 
auszuhalten. Der Ausfall der Wahl am \2. Ja
nuar brachte viel Neues, aber nichts Überraschen
des für jeden, der sich nicht einseitig aus den 
liberalen Blättern unterrichtet hatte. Die Selbst
zerfleischung der bürgerlichen Parteien hatte den 
Sozialdemokraten im ersten Wahlgang schon 66 
Mandate zugeführt, darunter alle, die von ihnen 
bei den nationalen Wahlen von 1907 für die Fort
schrittler erkämpft worden waren; die Fortschrittler 
selbst hatten, genau so wie im Jahre 1903, kein 
einziges Mandat aus eigener Kraft errungen. Die 
Nationalliberalen hatten in vier Wahlkreisen ge
siegt; das war der ganze Erfolg des Liberalismus. 
Dagegen waren 88 Mitglieder des Zentrums und 
38 Konservative gewählt worden, mit der Vernich
tung der „Schwarzblauen" war es also nichts. 
Allem Anschein nach ließ sich von den 183 Stich
wahlen eine Zusammensetzung des Reichstags wie 
die vom Jahre 1903 erwarten, zu dem die Wahl 
auch ohne nationale Parole erfolgt war. Es kam 
aber anders, weil die Fortschrittler ein noch geheim 
gehaltenes Wahlabkommen mit den Sozialdemokra
ten getroffen hatten.

Die Geheimhaltung war ein fein ersonnenes 
Manöver, das den Fortschrittlern für die Stich
wahlen gleicherweise die Unterstützung der Rechten 
gegen die Sozialdemokraten und umgekehrt ver
schaffen sollte. Die davon ununterrichtete Öffentlich
keit nahm allgemein an, daß die bürgerlichen Par
teien wie 1907 gegen die Sozialdemokraten zusam
menhalten würden und war über die Maßen er
staunt, als schon bei den ersten Stichwahlen die 
Fortschrittler mit den Sozialdemokraten gemeinsame 
Sache machten. Die Erbitterung darüber war groß. 
Zn mehreren Wahlkreisen verzichteten die natio
nalen Wähler darauf, die Fortschrittler gegen die 
Sozialdemokraten herauszureißen, in einein Wahl
kreis unterstützten sogar die Antisemiten den jüdischen 
Sozialdemokraten, bloß um den Fortschrittlerführer 
nicht durchkommen zu lassen. Der Erfolg von allem 
war natürlich ein überraschender Sieg der Sozial
demokraten, der noch größer geworden wäre, wenn 
die fortschrittlichen Wähler alle der Parole ihrer 
Führer gefolgt wären. Aber in mehreren Wahl
kreisen, auch in Süddeutschland, hielt ein Teil an 
dem Zusammenhalt der bürgerlichen Parteien fest 
und brachte den Sozialdemokraten zu Fall. Das 
Gesamtresultat der Wahlen ergab HO Sozialdemo
kraten, 100 Zentrum, 56 Konservative, H8 Natio

nalliberalen, ^3 Fortschrittspartei, 18 Polen, 2Ą frak
tionslos. Unter letzteren befanden sich 1^ Mitglie
der der Reichspartei, die nicht mehr die geschäfts
ordnungsmäßige Zahl für die Bildung einer Frak
tion erreicht hatte. Gewonnen hatten bei den Wah
len allein die Sozialdemokraten (57 Mandate), alle 
übrigen Parteien hatten verloren, am meisten die 
zur Rechten zählenden Mittelparteien: die Reichs
partei (Freikonservativen) und die wirtschaftliche 
Vereinigung, die beide keine Fraktion mehr bilden 
konnten; aber auch die Nationalliberalen und die 
Fortschrittspartei hatten je sieben Wahlsitze ein
gebüßt, das Zentrum zehn. Erfreulicherweise waren 
den Polen durch das einmütige Zusammenhalten 
der Deutschen zwei Wahlsitze entrissen worden, von 
einem wirklichen Erfolg des großen liberalen Feld
zuges gegen den „schwarzblauen Block" konnte füg
lich nicht gut geredet werden, da sie selbst den sieben
ten Teil ihres Bestandes verloren hatten.

Es war also die Parole: „Front gegen rechts!" 
siegreich gewesen, aber auch zum Schaden der Li
beralen. Da man aber durchaus gesiegt haben 
wollte, mußte der unfreiwillig erzielte Erfolg der 
Sozialdemokratie mit in den Sieg einbezogen wer
den, der nun unter der Formel „Sturz der schwarz
blauen Mehrheit" in allen Tonarten von der libe
ralen presse variiert und breitgetreten wurde. Zn 
der Tat konnte man, wenn man alle sozialdemo
kratischen und liberalen Abgeordneten zusammen
zählte, 200 herausbekommen, also eine Stimme 
über die absolute Mehrheit. Man übersah bei dem 
erkünstelten Siegesjubel, daß eine solche Mehrheit 
notwendigerweise allerhand Lächerlichkeiten zur 
Folge haben müsse. Echt und berechtigt war die 
Freude bei den sozialdemokratischen Führern, die 
selbst ihre renommistischen Hoffnungen fast nahezu 
erfüllt sahen. Zn allen bürgerlichen Kreisen rief 
dagegen das Anwachsen der Sozialdemokraten im 
Reichstage eine ziemliche Bestürzung hervor und 
erweckte Neuegefühle darüber, daß man sich wieder 
einmal von der Milieupresse hatte auseinander
treiben und verhetzen lassen. Die günstige Wir
kung davon zeigte sich int laufenden Zahre bei 
zahlreichen politischen und kommunalen Wahlen, 
vielfach hegte man wegen der HO Sozialdemokraten 
Befürchtungen für die Tätigkeit des Reichstags. 
Man vergaß dabei, daß eine alles negierende Par
tei immer politisch impotent bleiben muß, einerlei 
ob sie mit fünf oder HO Mandaten Diäten bezieht. 
Auch der bjansabund ließ seinen Sieg anpreisen. 
Leider war das von ihm angekündigte Ziel, der Zn- 
dustrie eine vermehrte Vertretung zu verschaffen, 
von der gleichen Verlusterscheinung begleitet, wie 
der Erfolg des Liberalismus. Einsichtige Leute 
ließen sich auch darüber durch das erkünstelte Ge
schrei über die Zertrümmerung der schwarzblauen 
Mehrheit nicht täuschen. Zn der siegreichen Milieu
presse gab sich eine nicht geringe Scl^adenfreude 
kund über die Schwierigkeitett, die der Reichsregie- 
rung, speziell dem ständig angefeindeten Reichs
kanzler, aus der Zusammensetzung des Reichstags 
angeblich erwachsen müßten. Sie zerbrachen sich 
umsonst Herrn v. Beth mann H 0 llwegs Kopf 
Gott, in allen Parlamenten wird viel wind ge
macht. Sache des Staatsmannes ist es, die Segel 
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des Staates coiffes so zu setzen, daß es mit diesem 
parlamentarischen Winde dahin fährt, wohin er 
will.

politische Ereignisse im ersten Halbjahr.
Von dem widerlichen Dunst, der aus der natio

nalen Versumpfung des Wahlkrieges aufstieg, blie
ben das stolze Reichsschiff und sein kaiserlicher 
Steuermann gänzlich unberührt. 2lm 2\. Januar 
wurde das Könungs- und Ordensfest in gewohnter 
weife begangen, am 23. begann die mehrtägige 
Leier des 200. Geburtstages Friedrich des 
Großen. Seine historische Bedeutung für die 
Größe des heutigen Preußens und des Deutschen 
Reiches bedarf hier keiner besonderen Ausführung. 
Am 23., mittags, wurde in der Akademie der Künste 
zu Berlin unter Anwesenheit des Kaiserpaares und 
der in der Hauptstadt weilenden Prinzen und Prin
zessinnen die Ausstellung „Friedrich der Große in 
der Kunst" eröffnet, abends fand in der Kriegs
akademie eine Gedächtnisfeier statt, der Kaiser w i l- 
h e l m mit den Prinzen beiwohnte. Generalmajor 
Freiherr v. Frey tag -Lowinghoven hielt den 
Festvortrag über „König Friedrich als Kriegsherr 
und Heerführer". Arn eigentlichen Festtage hatten 
Berlin und Potsdam Flaggenschmuck angelegt, an 
den mit Lorbeer und Blumen geschmückten Denk
mälern des großen Körrigs in beiderr Residenzen 
hatte der Kaiser Kränze niederlegen lassen. Irr der 
Garnisonkirche in Potsdam, die das Grab Fried
richs II. umschließt, fand im Beiscirr des Kaiser
paares und der Mitglieder des königlichen Hauses 
ein Festgottesdienst statt. Der vom Kaiser ausge
wählte Predigttext lautete bezeichnenderweise: 
„wenrr sie gleich alle zusarrrinenträten, müssen sie 
derrrroch sich fürchteir und zu Schanden werden." 
Rach der Parade der Potsdamer Garnison begab 
sich Kaiser Wilhelm rrach Berliir, wo rrachmit- 
tags inr königlichen Schlosse eirre Festsitzung der 
von Friedrich denr Großen erneuerten Aka- 
demie der Wissenschaften stattfand. Außer den Mit- 
gliedern der Akademie nahmen der Kaiser und die 
Kaiserin, die Prinzen und die Prinzessinnen, der 
Reichskanzler und die Minister, die Generäle der 
preußischen Armeekorps, Vertreter von Universitäten 
und Hochschulen teil. Kaiser w i l h e l m feierte in 
einer Ansprache die Bedeutung des Tages und 
teilte der Akademie mit, daß er ihr als neuen Stoff 
für ihre Forscherarbeiten die reiche Sammlung des 
amtlichen und persönlichen Schriftwechsels zwischen 
Friedrich dem Großen und dem Generalfeld
marschall v. Möllendorff znr Verfügung stelle, 
die ihm von den Erben des Feldmarschalls soeben 
überreicht worden war. Die Festrede hielt der Bio
graph des großen Königs, Professor K o s e r. Die 
Feierlichkeiten schlossen abends mit einer Festvor
stellung im Opernhause, bei der die dramatische 
Dichtung „Der große König" von Josef Hauffs 
zur Aufführung kam. Der Kaiser hatte dem Bild
hauer Professor Dr. T u a i l l o n, dem General
direktor des Staatsarchivs Geh. Rat K o f e r und 
dem Professor Dr. Wilhelm w u n d t in Leipzig 
den Orden pour le mérite verliehen, das Regi
ment Gardes du Torps erhielt ein Brustschild mit 

dem Namenszuge Friedrichs des Großen für 
die Parade. Der Festtag wurde in ganz Preußen 
begangen, die unter dem großen König in den 
Feldzügen beteiligt gewesenen Regimenter hielten 
besondere militärische Feiern ab.

Sonntag den 28. Januar fand im kronprinz- 
lichen Palais zu Berlin die Taufe des vierten Soh
nes des Kronprinzen statt, Hiezu war auch der 
Thronfolger Erzherzog Franz Ferdinand ge-

Köiiig Friedrich der Große.

gen ft Uhr vormittags auf dem Anhalter Bahnhöfe 
eingetroffen und vom Kaiser Wilhelm, dem 
Kronprinzen und dem österreichisch-ungarischen Bot
schafter Grafen S z ö g y e n i - M a r i ch empfangen 
worden. Er nahm Wohnung im königlichen Schlosse, 
wo um f Uhr ein Taufmahl stattfand, an dem außer 
den Mitgliedern der königlichen Familie und dem 
Erzherzog auch König Friedrich A u g u st von 
Sachsen, der Graf von Turin, der Großherzog 
und der Herzog Johann Albrecht von Meck
lenburg-Schwerin teilnahmen. Nachmittags stattete 
Erzherzog Franz Ferdinand Besuche ab und 
nahm um 5 Uhr beim italienischen Botschafter den 
Tee, wobei auf feinen Wunsch auch der Reichs
kanzler und Staatssekretär v. Kiderlen-Wäch- 
ter anwesend waren. Um 7 Uhr fand im Kron
prinzenpalais die Tauffeierlichkeit statt. Der neu
geborene Prinz erhielt die Namen: Friedrich 
Georg Wilhelm Christian. Um 8 Uhr war Fest
tafel im Palais. Kurz nach Mitternacht reiste Lrz-
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Herzog Fron; Ferdinand nach Wien zurück; 
der Graf von Turin blieb noch in Berlin.

Vorher hatte der Staatssekretär des àtzern 
v. Riderlen-Wächter in Nom einen offiziel
len Besuch gemacht, war am 20. dort eingetroffen, 
vom König Viktor Emanuel empfangen und 
zur Hoftafel zugezogen worden. Die Blätter be
grüßten ihn als Gast Italiens, wenn fein Besuch 
auch keinen politischen Lharakter habe, für die Er
neuerung des Dreibundes sei die Zeit noch nicht 
gekommen. Am folgenden Tage fand in der deut
schen Botschaft ein Frühstück statt, an dem u. a. 
Ministerpräsident G i o l i t t i, der Minister des 
Äußern Marchese di San Giuliano und Fürst 
Bülow teilnahmen. Vorher hatte Herr v. K i- 
derlen-Wächter dem Kardinal Staatssekre
tär M e r r y d e l Val einen Besuch gemacht und 
begab sich nachmittags zur Königinwitwe in die 
Villa Margherita, wo er eine halbe Stunde ver
blieb. Mit Marchese di San Giuliano hatte 
er mehrere Besprechungen, der König hatte ihm 
das Großkreuz des Mauritius- und Lazarusordens 
verliehen. Er reiste abends wieder nach Deutsch
land ab. Da die Neise bloß den Zweck gehabt hatte, 
die persönliche Bekanntschaft mit dem Marchese d i 
San Giuliano zu machen, so hatten die Ver
mutungen der politischen Gerüchtefabrikanten wegen 
des Dreibundes, des Friedens mit der Türkei usw. 
keinen Halt. Der Besuch konnte nur als ein Be
weis für die Fortdauer des Bündnisverhältnisses 
zwischen den beiden Staaten gelten.

Ein freundliches Streiflicht auf die poli
tische Lage durfte Anfang Februar auch ein 
Handschreiben des Kaisers Nikolaus an den 
langjährigen russischen Botschafter in Berlin, Gra
fen Gsten-Sacken, zu dessen 60jährigen Dienst
jubiläum werfen. In dem Schreiben wurde ganz 
besonders seine Tätigkeit „zur ständigen Unterstüt
zung und zur fortwährenden Festigung der alten 
engen Bande, die Nußland und das uns befreun
dete Deutsche Reich verbinden", hervorgehoben. 
Um diese Zeit erschien auch Lord Haldane wieder 
in Berlin und die presse aller Länder erging sich 
in Vermutungen über den Zweck seiner Anwesen
heit. Seit dem Mißerfolg der englischen Kriegs
treibereien im Vorjahre hatte sich das Verhältnis 
zwischen Deutschland und England unzweifelhaft 
gebessert. Sir Edward Grey hatte schon ver
sichert, daß England keineswegs darauf ausgehe, 
der Ausdehnung des deutschen Einflusses in der 
Welt Hemmnisse zu bereiten, Lord Lonsdale 
hatte der Friedensliebe Kaiser Wilhelms große 
Komplimente gemacht, der „Standard" wollte wis
sen, der deutsche Kronprinz habe sich als Freund 
Englands bekannt. Jetzt war der britische Kriegs
minister wieder in Berlin, angeblich als Privatmann, 
um deutsche Universitätsverhältnisse zu studieren 
usw. Die französische presse wurde schon unruhig 
über die offenkundigen Fortschritte der Annäherung 
zwischen Deutschland und England, und die Sen
sationspresse erfand allerlei interessante Mitteilun
gen. Daß Lord H a l d a n e, der auch mit dem 
Neichskanzler auf der englischen Botschaft schon 
zusammengetroffen war, nicht ausschließlich als 
Privatmann in Berlin weilte, lag auf der Hand, 

aber für eventuelle Verhandlungen stand die Sache 
so, daß Deutschland nur unter den wiederholt be
kanntgegebenen Bedingungen in bezug auf seine 
Ehre und seine Interessen die Hand zur Herbei
führung eines besseren Verhältnisses mit England 
bieten werde und könne. Daran konnte nichts än
dern, daß Lord Haldane auch Gast beim Kaiser 
und beim Neichskanzler war. Inzwischen hatte der 
Marineminister Churchill, eines der beiden en
fants terribles des liberalen britischen Kabinetts, 
in einer Nede in Glasgow den denkwürdigen Aus
spruch getan, für England sei die Flotte eine Not
wendigkeit, für Deutschland dagegen ein Luxus. 
Wenn ein bornierter englischer Philister, der nur 
sein Land und seine engsten Interessen kennt, einen 
solchen Ausspruch tut, so mag er ja von seinem 
Standpunkt aus Recht haben, aber ein Minister! 
— Daß unter solchen Verhältnissen in Berlin auch 
keine private Verhandlung über Flottenfragen von 
Erfolg hätte sein können, ist selbstverständlich. Als 
Lord Haldane am \2. Februar nach London zu
rückgekehrt war, stattete er sofort den Ministern 
Besuche ab und es fand auch sogleich ein Minister
rat statt, ant folgenden Tage berichtete er dem 
König und offiziös meldete die presse, Haldane 
habe nur privatim unternommen gehabt, gewisse 
Fragen bei seinem Besuche in Berlin zur Sprache 
zu bringen. Nun, er wird sich ja wohl ein Bild 
von der Stimmung in Deutschland haben machen 
können und dabei auch gefunden haben, daß die 
Flotte für Deutschland kein Luxus ist. In Frank
reich war man im innersten Herzen ziemlich froh 
über den Ausgang. Im allgemeinen sind ja die 
Franzosen sehr für die Beschränkung der deutschen 
Rüstung, aber bei der Armee, nicht bei der Flotte. 
Wenn durch die Verhandlung mit England die 
deutsche Flotte beschränkt worden wäre, so konnte 
Geld frei und für die längst als Notwendigkeit 
erkannte Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht 
in Deutschland verwendet werden. Aber gerade das 
fürchten die Franzosen. Daß nichts abgemacht wor
den war, bestätigte auch der Reichskanzler voit 
Beth man n Hollweg am 15. Februar im 
Reichstage, indem er sagte: „Die Aussprache, die 
von uns lebhaft begrüßt worden ist, hat in mehr
fachen eingehenden und offenen Unterhaltungen 
stattgefunden und wird fortgesetzt werden." Man 
durfte sich also mit Geduld wappnen.

Es verlautete, daß Kaiser Wilhelm auf 
feiner Reise nach Korfu dem Kaiser Franz I o- 
s e f wieder einen Besuch abstatten, im Sommer 
eine Zusammenkunft mit dem Kaiser Nikolaus 
haben und an den Schweizer Manövern teilneh- 
men werde; auch der Besuch des Königs Georg 
von England in Berlin wurde in Aussicht gestellt. 
Die Öffentlichkeit wurde von der presse vielfach 
mit Gerüchten und Mitteilungen über die bevor
stehende Heeresvorlage samt Deckungsfrage be
schäftigt, seitdem der Reichskanzler zu Anfang des 
Monats mit führenden Parlamentariern aller 
bürgerlichen Parteien eine Besprechung gehabt 
hatte. In alldeutschen Blättern tauchte die voll- 
fommen unbegründete Behauptung auf, infolge 
des Besuchs Lord H a l d a n e s solle die Flotten
vorlage beschnitten werden. Am j. März waren 
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sechs Jahre verflossen, seitdem der unter schweren 
Kämpfen zustandene gekommene Zolltarif in Kraft 
getreten war. Die segensreichen folgen desselben 
für das Wirtschaftsleben wurden in der bürgerlichen 
presse vielfach hervorgehoben und selbst der würt- 
tembergische sozialdemokratische Abg. Keil sagte 
seinen Wählern, die Abschaffung der Getreidezölle 
sei unsinnig und unmöglich. Tatsächlich sind die 
Getreidepreise in freihändlerischen Zeiten höher ge
wesen als nach der Einführung der Zölle und haben 
auch trotz der allgemeinen Preissteigerung die da
malige Höhe noch nicht wieder erreicht. Am 
\2. März wurden die Ratifikationsurkunden über 
das am November (9U abgeschlossene deutsch
französische Abkommen über Marokko und Äquato
rialafrika ausgetauscht, wegen Meinungsverschie
denheiten über die Deckung für die Kosten der 
Wehrvorlagen trat am (6. März der verdienst
volle Reichsschatzsekretär Wermuth zurück und 
erhielt in dem bisherigen Unterstaatssekretär im 
Reichsschatzamt Dr. Kühn einen Nachfolger. Die 
Milieupresse, die den Zurückgetretenen noch wäh
rend der Wahlagitation bitter befehdet hatte, trat 
jetzt lebhaft für ihn ein und tadelte besonders leb
haft, daß die Entlassung ohne besondere Auszeich
nung erfolgt sei. Er hatte aber schon am letzten 
Krönungs- und Grdensfeste, trotz seiner nur kurzen 
Dienstzeit, den Roten Adlerorden Klasse mit 
Eichenlaub erhalten. An der Börse tauchten ganz 
unbegründete Gerüchte über eine Verschlimmerung 
des Verhältnisses zu England wegen einer neuer
lichen Entgleisung Churchills auf. Man soll 
doch englische Minister schwatzen lassen! —

Mittlerweile hatte der Kaiser am März 
dem Großherzog von Oldenburg einen kurzen Be
such gemacht, in Wilhelmshaven die Rekruten für 
die Flotte vereidigt und Besichtigungen der Marine- 
einrichtungen in der Nordsee vorgenommen. Er 
traf am 8. in Bremen ein und machte im Ver
waltungsgebäude des Norddeutschen Lloyd sowie 
im Ratskeller einen Besuch. Am (3. traf der öster- 
reichisch-mngarische Generalstabschef FML. S ch e- 
mua in Berlin ein, meldete sich am folgenden 
Tage beim Kaiser Wilhelm und nahm am 
Frühstück beim Kaiserpaar teil. Abends gab der 
Generalstabschef General v. M o l t k e ein Diner, 
am Donnerstag fand eine vollständig kriegsmäßige 
militärische Übung in Döberitz statt und am (5. gab 
das Kaiser Franz-Garderegiment dem Gaste ein 
Diner. Am (9- entsprach der Kaiser der Einladung 
des Botschafters Lambo n in die französische Bot
schaft und machte am 22. auf der italienischen Bot
schaft einen längeren Besuch. Die Abreise nach 
Korfu war um einige Tage verschoben worden, und 
daran knüpften die Alleswisser die beunruhigend
sten Gerüchte, die von Tag zu Tag schwärzer wur
den. Nicht nur Herr v. Kiderlen-Wächter, 
sondern auch Staatssekretär Delbrück und selbst 
der Reichskanzler v. Beth mann Hollweg 
sollten ihre Entlassung gegeben haben. Für letzte
ren war auch schon ein Ersatz gefunden in Groß
admiral v. T irpitz, denn diesem habe der Kaiser 
einen Frühbesuch gemacht — nämlich zu dessen Ge
burtstag. Man muß sich billig hinterher wundern, 
mit was für Albernheiten auf gänzlich mißver

standene Anzeichen hin die Blätter ihre Leser zu 
unterhalten versuchen. Darf man erstaunt sein, 
wenn von all solchem aufregenden Unsinn nachher 
doch ein gewisses Gefühl der Beunruhigung zurück- 
bleibt? Auch der Streik im Ruhrrevier war doch 
kaum ernst genug, um größere Besorgnisse auf- 
steigen zu lassen.

Am 22. März, abends 1/2? Uhr, reifte Kai
ser Wilhelm mit dem Prinzen und der Prin
zessin August Wilhelm und der Prinzessin 
Viktoria Luise nach Wien ab. Beide Prin- 
zesinnen sollten dem Kaiser Franz Josef vor
gestellt werden. Der Besuch im Schlosse zu Schön
brunn vollzog sich fast genau so wie in frühe
ren Jahren. Nur empfing diesmal Erzherzog 
Leopold Salvator in Vertretung des Kai
sers die Berliner Gäste und geleitete sie nach Schön
brunn, wo die Hofwagen um Uhr eintrafen. 
Auf der sogenannten blauen Stiege begrüßten die 
beiden Monarchen einander wiederholt mit Hände
drücken und Küssen. Kaiser Franz Joses be
grüßte auch den Prinzen August Wilhelm und 
die Prinzessinnen in überaus herzlicher Weise. Nach 
der Begrüßung der Erzherzoge und Erzherzo
ginnen blieben die beiden Kaiser in intimem Ge
spräch beieinander. Um \21/4 Uhr fand Familien
diner im engsten Kreise statt. Trotz des ausgesucht 
schlechten Wetters hatten sich doch bei der An
kunft des Kaisers Wilhelm dichte Menschen
massen angesammelt, um den Gästen ihren Will
kommgruß zu bieten. Die Bahnhöfe waren reich- 
geschmückt, alle angrenzenden Häuser hatten ge
flaggt, die Blätter die wärmsten Begrüßungs
artikel gebracht. Kaiser Wilhelm empfing den 
Grafen Berchtold in einstündiger Audienz und 
fuhr nachmittags in die deutsche Botschaft zum 
Tee. 3n der Kapuzinergruft ließ er an den Sär
gen t>er Kaiserin Elisabeth und des Kron= 
prinzen Rudolf Kränze niederlegen. Obgleich die 
Bevölkerung wegen des strömenden Regens nur 
geschloffene Hofwagen sah, harrte sie doch auf den 
Straßen aus. Diese stille Huldigung unter so er
schwerenden Umständen war wahrhaftig höher an
zuschlagen als stürmische Zubelrufe bei schönem 
Wetter. Abends fand in Schönbrunn große Hof
tafel statt, an der außer den Erzherzogen und 
Erzherzoginnen die Mitglieder der deutschen Bot
schaft und der deutschen Gesandtschaften, die ge
meinsamen Minister und die beiden Ministerpräsi
denten teilnahmen. Die beiden Monarchen tran
ken einander zu, Toaste wurden nicht ausgebracht. 
Um 9 Uhr verabschiedete sich Kaiser Wilhelm 
in der herzlichsten Weise und wurde vom Erzher
zog Leopold Salvator zur Bahn begleitet.

Am 2\. mittags traf Kaiser Wilhelm bei 
herrlichem Wetter in Venedig ein, wurde vom 
Botschafter v. Za g o w, dem deutschen Konsul 
und Vertretern der deutschen Kolonie empfangen 
und von der Bevölkerung mit südlicher Lebhaftig
keit begrüßt. Auf der Fahrt zur „Hohenzollern" 
wurde er von geschmückten Gondeln der Ruder
vereine begleitet, Vereine bildeten Spalier, und 
alle wetteiferten in Kundgebungen. Nachmittags 
machte der Kaiser mit feinen Kindern Besuche. 
Am folgenden Vormittag t af König ViktorEma- 
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nuel in Venedig ein, wurde von den Behörden 
empfangen und von der Bevölkerung lebhaft be
grüßt. Um lOi/2 Uhr kam er unter Salut auf 
der „Hohenzollern" an. Die Monarchen tauschten 
wiederholt Ruß und Händedruck aus, worauf König 
Viktor Emanuel die Prinzessinnen und den 
Prinzen A u g u st Wilhelm begrüßte. Nach der 
Vorstellung der Gefolge und Schifsskommandanten 
verweilten der Kaiser und der König aus Deck 
in anderthalbstündigem Gespräch, zu dem auch 
Botschafter v. Jagow zugezogen wurde. Um 
\2 Uhr verließ König Viktor Emanuel das 
Kaiserschiff, gleich darauf begab sich Kaiser w i l- 
h e l m mit dem Prinzen und den Prinzessinnen 
in den königlichen Palast zur Frühstückstafel, die 
nur kurze Zeit dauerte. Danach erschien der König 
mit seinen Gästen unter dem Jubel des sich zu 
Tausenden aus dem Markusplatze drängenden 
Volkes auf dem Balkon. Später wurde ein ge
meinsamer Ausflug nach Tercello zum Besuch der 
antiken Basilika und des Museums unternommen. 
Abends war Bankett auf der „Hohenzollern", 
gleichzeitig Illumination auf dem Markusplatze 
und Serenade auf dem Tanale Grande. Zahlreiche 
Boote umringten die Kaiferfacht, ein gemischter 
Thor und ein Orchester auf einem geschmückten 
und illuminierten Prahm brachte eine Serenade. 
Nach herzlichem Abschied verließ König Viktor 
Emanuel um V’U Uhr die „Hohenzollern" und 
reiste nach Born ab. Nach der gewissen Kühle, 
die die franzosenfreundliche presse wegen der an
geblichen Türkenfreundschast Deutschlands geschaf
fen hatte, wurde der Besuch Kaiser Wilhelms 
jetzt hoch ausgenommen. €r hätte ja auf kür
zerem Wege nach Korfu reisen können. Man er
kannte die absichtliche Höflichkeit und wußte sie 
zu schätzen, politisch wertvoll war unstreitig, daß 
Kaiser Wilhelm vom Kaiser Franz Josef 
zum König Viktor Emanuel kam.

Am 26. März, früh 7 Uhr, fuhr die „Hohen
zollern" mit dem Kaiser Wilhelm, gefolgt vom 
Kreuzer „Kolberg" von Venedig ab und hielt auf 
die Inseln Brioni zu. Beim vorjährigen Kaiserbesuch 
in Wien hatte der Thronfolger Erzherzog Franz 
Ferdinand seinen Aufenthalt auf der Insel 
unterbrochen, um in Schönbrunn anwesend zu sein. 
Diesmal machte ihm und seiner Gemahlin Kaiser 
Wilhelm in Brioni einen Besuch. Erzherzog 
Franz Ferdinand bevorzugt diesen herrlichen 
Fleck Erde in der blauen Adria seit Jahren, seit
dem die vor 30 Jahren noch unbewohnte Insel
gruppe zu einem hervorragenden Kurort urnge- 
staltet und durch den berühmten Dr. K 0 ch von 
der Malaria befreit worden ist. Zedern und Dattel
palmen, mächtige Agaven und unzählige Arten blü
hender Sträucher beleben das von aussichtsreichen 
Höhenkuppen durchsetzte Gelände. Das österrei
chisch-ungarische Geschwaver feuerte Salut, als Kai
ser Wilhelm mittags eintraf. Erzherzog Franz 
Ferdinand kam an Bord der „Hohenzollern" und 
geleitete den Kaiser mit dem Prinzen August 
Wilhelm und den Prinzessinnen an das Land, 
wo sie von der Herzogin von Hohenberg, der 
Gemahlin des Erzherzogs,. begrüßt wurden. Die 
zahlreichen Kurgäste kargten nicht mit lebhaften 

Kundgebungen. Um \ Uhr fand bcirn Erzherzog 
ein Frühstück statt, dann wurde in Automobilen eine 
Rundfahrt unternommen zur Besichtigung der Se
henswürdigkeiten und der Befestigungsanlagen. 
Nach herzlichem Abschied vom Erzherzog Franz 
Ferdinand und seiner Familie ging Kaiser wil- 
helin mit seinen Begleitern um 5^2 Uhr wieder 
an Bord der „Hohenzollern", die sich miter dem 
Geschützsalut der vereinigten Geschwader nach Korfu 
in Bewegung setzte. Die Ankunft erfolgte dort am 
27., nachmittags 5 Uhr, bei schönem Wetter unter 
der jubelnden Begrüßung der Bevölkerung. Der 
Kaiser ging erst am nächsten Tage an Land und 
verweilte im Achilleion bis zum 8. Mai. Der Auf- 
enthalt verlief ähnlich wie in früheren Jahren. 
Der Kaiser nahm auch am griechischen Osterfest 
teil, obgleich der König der Hellenen noch durch 
politische Geschäfte in Athen zurückgehalten war 
und erst am f7. April mit dem Kronprinzen Kon
st a n t i n eintraf. Vorher, während der Osterfeier- 
tage, hatte der Reichskanzler v. Bethmann 
Hollweg auf besondere Einladung im Achil- 
leion geweilt; der Kaiser hatte ihn selbst vom 
Hafen nach dem Schlosse abgeholt. 2lm 2. Mai 
traf der griechische Ministerpräsident Wenise- 
l 0 5 ein, wurde vom Kaiser empfangen und durch 
Verleihung des Großkreuzes des Roten Adler- 
Ordens ausgezeichnet. Auf seiner Rückreise aus 
dem Süden kam am 30. April auch der Kronprinz 
Georg von Sachsen nach Korsn und machte dem 
Kaiser einen Besuch.

Am Mittag des 8. Mai ging nach herzlicher 
Verabschiedung von der griechischen Königsfamilie 
Kaiser Wilhelm mit seiner Begleitung unter leb
haften Kundgebungen der Bevölkerung an Bord 
der „Hohenzollern" zur Abfahrt nach Genua, wo 
die Einkunft am folgenden Tage gegen 2 Uhr nach
mittags erfolgte. Botschafter v. Jagow, der Ge
neralkonsul v. H e r f f, der Präfekt, der Bürger
meister und der Hafenkapitän, die Generale T a- 
d 0 r n a und T 0 m m a s i sowie die Vertreter der 
deutschen Kolonie begaben sich zur Begrüßung an 
Bord, die Schiffe im Hafen hatten geflaggt. 
1/26 Uhr ging der Kaiser an Land und trat unter 
den lauten Kundgebungen der deutschen Kolonie 
und des italienischen Publikums die Fahrt nach 
Karlsruhe an. Auf der Durchreise wurde er in 
Mailand im Auftrage des Königs Viktor Ema
nuel vom Grafen von Turin begrüßt. 2im 
U- Mai um ^/2 Uhr vormittags traf der Kaiser 
in Karlsruhe ein, wohin vorher schon Reichskanzler 
v. Bethmann Holl weg, Staatssekretär v. K i- 
d e r l e n - wä ch t e r und der Botschafter Frhr. 
Marschall v. Bieberstein aus Berlin ge
kommen waren. Der Großherzog von Baden war 
mit Gemahlin und den Prinzen auf dem Bahnhöfe 
erschienen. Sie fuhren durch die festlich geschmück
ten Straßen unter lebhaften Begrüßungen der Be
völkerung nach dem Residenzschloß, wo die Groß
herzoginwitwe Luise den Kaiser begrüßte. Der 
Besuch in Karlsruhe war wie immer vorwiegend 
ein Familienbesuch, der mir durch die Berichte des 
Reichskanzlers und des Staatssekretärs v. K i- 
derl en - Wächter unterbrochen wurde. Dies
mal erfolgte die Ernennung des Botschafters Frhr.
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2Π a r f φ α 11 v. Bieber st ein für London. Die 
Abreise des Kaisers und seiner Tochter nach Straß
burg sand am f3. Mai vormittags statt. Die Ein
fahrt in Straßburg geschah unter Glockengeläute 
und den lebhaften Kundgebungen des Publikums. 
Die Straßen und Käufer waren festlich geschmückt. 
Der Kaiser nahm im Kaiserpalast Wohnung und 
fuhr nach einem Frühstück beim Staatssekretär Frhrn. 
Zorn v. Bulach mit den Prinzen August Wil
helm, Joachim und der Prinzessin Viktoria 
Luise und Begleitung in Automobilen nach der 
kfohkönigsburg. Bach der Rückkehr war Diner beim 
Statthalter Grafen Wedel. Arn V$. nahm der 
Kaiser vormittags vor dem Kaiserpalaste den Vor
beimarsch der Garnison ab und nahm dann am 
Frühstück beim kommandierenden General v. F a- 
beck teil. Nachmittags begab sich Prinz August 
Wilhelm nach Berlin, die Prinzessin Viktoria 
Luise nach Lsomburg zu ihrer Mutter, die sich in
zwischen einer erfolgreichen Kur in Bad Nauheim 
unterzogen hatte.

Großes Aufsehen und wochenlange Erörte- 
ruTtgert und Feststellungen in den Blättern rief eine 
Äußerung des Kaisers hervor, die er nach dem 
Frühstück beim Staatssekretär Zorn v. Bulach 
dem Bürgermeister von Straßburg Dr. Schwan- 
d e r gegenüber getan hatte. Er soll in Beziehung 
auf die unerhörten Vorgänge in der elsaß-loth- 
ringenschen Kammer geäußert haben, das könne 
so nicht weitergehen. Wenn die Dinge so weiter
gingen, dann würde einfach die Verfassung auf
gehoben und das Neichsland in Preußen einver- 
leibt werden. Bezeichnenderweise stand die erste 
indiskrete Veröffentlichung im pariser „Matin". 
Der Zeitungsstreit über den Urheber der Indiskre
tion tut hier nichts zur Sache. Wenn sich aber der 
Kaiser so oder ähnlich geäußert hat, so hat er 
nur ausgesprochen, was alle ernsthaften politischen 
Kreise in Deutschland denken. Wenn die Elsaß^- 
Lothringer keinen vernünftigen Gebrauch von der 
ihnen verliehenen Verfassung zu machen verstehen, 
so wird eben irrt Interesse des Reiches der Agita
tionsherd dort verstopft werden, und sie brauchen 
sich nicht darüber zu verwundern, daß die Selb
ständigkeit aufhört. Sie werden sich dann auch 
davon überzeugen, daß das Revanchegeschrei der 
französischen Blätter ebenso geringen Wert hat wie 
während der letzter: Ą0 Jahre. — Kaiser W i l- 
h e l m reiste am Vl· Mai nachmittags im Auto
mobil nach Aletz ab, besichtigte unterwegs in Vic 
die Münze und mehrere Forts um Metz und traf 
nach 7 Uhr im Gebäude des Generalkonrmandos 
ein. Arn folgenden Tage fand eine große Trup
penübung des \6. Armeekorps und der 8. bay
rischen Infanteriebrigade bei Mörchingen statt. 
Nach dem Vorbeimarsch der Truppen besichtigte 
der Kaiser Befestigungen bei Amanweiler und 
speiste abends bei seiirem Regiment (Nr. ^5) in 
Montigny. Nachts begab er sich nach Lsomburg. 
Wegen des Ablebens des Königs von Dänemark 
nahm er nicht an den Festspielen in Wiesbaden 
teil. Am 2\. Mai verunglückte auf seiner Auto- 
mobilfahrt irach Kopenhagen zum Begräbnis in 
der Nähe vor: Nakel der älteste Sohn des bser- 
zogs von Tumberland, Prinz Georg Wil

helm. Er war sofort tot. Prinz Eitel Fried
rich, Prinz August Wilhelm und der Groß^ 
Herzog von Mecklenburg-Schwerin erschienen am 
anderen Tage auf der Unglücksstätte. Der durch 
unvorhergesehenes Mißgeschick verursachte Unfall 
erregte in den weitesten Kreisen tief Teilnahme.

Während die Kaiserin nach Potsdam zurück
kehrte, begab sich Kaiser Wilhelm am 23. Mai 
von Bad bsomburg nach Hamburg, um dem Sta
pellauf des von der Hamburg—Amerika-Linie er
bauten Dampfers „Imperator", des größter: Schif
fes der Welt, beizuwohnen. Er traf nach 8 Uhr 
auf dem Dammtorbahnhof eii: und begab sich nach 
dem Empfang, erst im Automobil, dar::: auf einem

Freiherr Marschall von Bieberstein.

Hamburger Staatsdampfer, unter den lebhaften 
Begrüßungei: der Bevölkerung nach der Vulkan
werft, wo er mit dem ebei:falls erschienenen Herzog 
Albrecht v. Württemberg zusammentraf. 
Der Festplatz ui:d die ga::ze Werft waren reich 
mit Flaggen ui:d Girlanden geschmückt. Nach einer 
kurzer:, würdigen Ansprache des Bürgermeisters Dr. 
Burchard lauste der Kaiser das Riesenschiff, das 
um 9 Uhr H7 Minuten sicher vom Stapel lies. 
Mittags fand beim Bürgermeister Dr. Burchard 
eine Frühstückstafel für die hervorragendsten Fest- 
teilnehmer statt, i:ach der der Kaiser nach Potsdam 
abreiste. Am nächsten Tage traf der österreichisch
ungarische Minister des Äußern, Graf B e r ch t o l d, 
zu seinem Antrittsbesuch in Berlin eir:. Er durfte 
nicht bloß in amtlichen Kreisen, sondern auch in 
allen Schichten der Bevölkerung des wärmsten Emp
fanges sicher seii:, denn das Bündnis mit der Donau
monarchie ist selbst allen ui:politischen Deutschen 
Herzenssache. Die Reise hatte keiiren besonderen 
politischen Zweck, sondern war bloß eii: neues Glied 
in der Kette der fortlaufei:den Begegnungen der 
politischer: Leiter des Dreibundes. Graf B erch- 
t o l d machte nach seiner Ankunft dem Reichs
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kanzler einen Besuch, den dieser erwiderte. Mit
tags fand beim Staatssekretär v. Riderlen- 
Wächter ein Frühstück, abends beim Reichskanzler 
v. Beth mann Hollwe g eine Tafel statt. Die 
leitenden Staatsmänner hatten mehrfache Bespre
chungen miteinander. Am 25. wurde Graf B er ch- 
t a l d in Potsdam vom Kaiser Wilhelm in be
sonderer Audienz empfangen und durch Verleihung 
des Schwarzen Adler-Grdens ausgezeichnet. <£r 
wurde zur Frühstückstafel geladen. Die äußere 
Ehrung, die dem Vertreter Msterreich-Ungarns zu 
teil wurde, ist ein beredtes Zeugnis für die star
ken und innigen Bundesbeziehungen, an deren Er
haltung beiden Teilen viel gelegen ist. — Kaiser 
Wilhelm hatte der Herzogin von Tum
be r l a n d aus Anlaß des Todes ihres Sohnes ein 
herzliches Beileidstelegramm nach Gmunden ge
sandt. Am 50. traf Prinz Ernst August von 
Tumberland in Berlin ein, um im Namen der 
Familie dem Kaiser Wilhelm für seine und seiner 
Söhne Teilnahme den Dank auszusprechen.

Am 2. Juni kam König Friedrich August 
von Sachsen mit dem Kronprinzen Georg zum 
Besuch nach Potsdam, wurde vom Kaiser im 
Neuen Palais empfangen und nahm an der Früh
stückstafel teil. Nach einer Besichtigung der säch
sischen Mannschaften des tehrinfanterie-Bataillons 
kehrte der König über Berlin nach Dresden zurück. 
Zn diesen Tagen beschäftigten sich die Zeitungen 
viel m.t angeblichen Verstimmungen und Personal
änderungen in hohen Staatsstellen. Der Kriegs
minister v. geringen und der Landwirtschafts
minister Frhr. v. Schorlemer sollten wackeln. 
Es stellte sich alles als erfunden heraus. Am 
7. Juni trafen König Ferdinand von Bulgarien 
mit Gemahlin, den Prinzen Boris und Kyrill 
sowie dem Ministerpräsidenten G e s ch o w zum 
Besuch in Potsdam ein. Es fand großer Emp
fang statt. Kaiser Wilhelm, die Kronprinzessin 
in Vertretung der noch leidenden Kaiserin, die 
Prinzen und Prinzessinnen, der Reichskanzler 
v. Bethmann Hollweg und Staatssekretär 
v. Kiderlen-Wächter waren zum Empfang 
auf dem Bahnhöfe erschienen. Die Begrüßung war 
sehr herzlich, König Ferdinand begrüßte auch 
den Reichskanzler lebhaft. Die Fahrt nach dem 
Neuen Palais erfolgte durch ein Truppenspalier, 
das Publikum grüßte mit lauten Hochrufen. Im 
Neuen Palais fand Frühstückstafel statt, an der 
auch die Kaiserin teilnahm. Offiziös wurde das 
besondere Verdienst des Königs Ferdinand her- 
oorgehoben, der so große Erfolge für Bulgarien 
zu erringen verstanden habe, ohne die Sicherheit 
des Landes und den Frieden Europas zu gefähr
den. Nachmittags nahm Kaiser Wilhelm mit 
seinen Gästen und den Prinzen und Prinzessinnen 
an dem großen Wettrennen im Grünewald teil. 
Abends war Galatafel im Marmorsaale des Neuen 
Palais, bei der der Kaiser und der König Trink
sprüche ausbrachten, in denen der erstere die Ver
dienste des Königs um das rastlos emporstrebende 
Bulgarenvolk hervorhob, während letzterer die auf
richtige Pflege guter Beziehungen zu Deutschland 
versicherte, dem ein großer Teil der bulgarischen 
Jugend seine Bildung verdankt. Besonders dankte 

er für die Verleihung des Thüring. Inf.-Reg. 
Nr. 72, da die unvergleichliche deutsche Armee 
für sein Heer vorbildlich gewesen sei. Am .fol
genden Tage fand die Vorstellung des in Potsdam 
eingetroffenen Offizierskorps des genannten Regi
ments, dann die Besichtigung und eine Gefechts
übung des Lehrinfanteriebataillons, später Familien
frühstück im Neuen Palais statt.

Dom ^0. bis zum s5. Juni nahm Kaiser W i l- 
h e l m an den Übungen der Gardekavallerie-Divi
sion in Döberitz teil. Zu gleicher Zeit begannen 
die jährlichen Wettfahrten an der Unterelbe, wo
hin sich der Kaiser am ^(5. über Hamburg begab. 
Am folgenden Tage beteiligte er sich mit seiner 
Jacht „Meteor" an der Wettfahrt. Beim Diner 
auf dem Dampfer „Viktoria Luise" der Ham
burg—Amerika-Linie hielt er auf die patriotische 
Ansprache des Bürgermeisters Dr. Burchard eine 
Rede, die überall, auch im Auslande, wegen ihrer 
politischen Bedeutung gewürdigt wurde. Sie bot 
eine Vereinigung von frischer, freudiger Unter
nehmungslust, kraftbewußter Bereitschaft zum Fest
halten und maßvoller Besonnenheit in der Wahl 
der Ziele. Tharakteristisch war die Hervorhebung 
des alten Hanseatenspruchs vom Rathause zu Lü
beck: „Das Fähnlein ist leicht an die Stange ge
bunden, aber es kostet viel, es mit Ehren wieder 
herunterzuholen", und das Gelöbnis an die deutsche 
Reederei: „Da, wo Sie vorangehen, da wird meine 
Flagge Ihnen folgen." Auch im Auslande ist die 
Rede gleicherweise als Zeugnis für den unbeirr
baren nationalen Fortschritt wie als großartige 
Friedenskundgebung angesehen worden. Der Kai
ser traf am $· in Kiel ein und blieb da bis 
zum Ende des Monats. Am 25. wurde ihm für 
den Sieg feines „Meteor" vom englischen Royal 
Thames Jachtklub der Lumberland-Pokal feierlich 
überreicht. In feiner Erwiderung betonte Kaiser 
Wilhelm: „Möge der Tumberland-Tup hier 
stehen als ein sichtbares Band der für Großbri
tannien und Deutschland so natürlichen und wert
vollen Freundschaft."

In England hatte man um diese Zeit ge
rade viele schone Worte für Deutschland. Man 
fühlte sich in beiden Parteilagern durch die Ernen
nung des in London eingetroffenen Botschafters 
Frhrn. Marschall v. Bieberstein, der als 
bedeutendster deutscher Diplomat galt, angenehm 
berührt. Eine dauernde Besserung der deutsch
englischen Beziehungen wird aber doch nur dann 
möglich sein, wenn man sich jenseit des Kanals 
von der Vorstellung befreit, daß Deutschland nach 
der Vorherrschaft in Europa strebe, die man drü
ben für sich in Anspruch nimmt. Mit scheelen Au
gen sah man wieder zu der angekündigten Be
gegnung der Kaiser Wilhelm und Nikolaus, 
denn in England verstimmt schon jede Annäherung 
zwischen Deutschland und Rußland. Daran änderte 
auch nichts, daß Lord H a l d a n e wieder einmal 
privatim auf deutschem Boden weilte. —■ Für den 
im Mai verstorbenen Botschafter Grafen Osten- 
Sacken wurde der bisherige russische Gesandte 
in Athen Sergius Nikolajewitsch Swerbejew 
zum russischen Botschafter in Berlin, ernannt. Er 
gilt als Vertrauensmann des Ministers des Äußern
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Sfafanow und sollte bei der bevorstehenden 
Kcüferbegegnnng zum erstenmal in seiner neuen 
Eigenschaft auftreten.

Der neue Reichstag.
Der Reichstag wurde am 7. Februar unter 

den gewöhnlichen Feierlichkeiten vom Kaiser Mil
helm mit einer Thronrede eröffnet, die wie die 
meisten früheren rein sachlich und geschäftsmäßig 
gehalten war. Auf die durch die Mahlen bewirk
ten Änderungen ging sie selbstverständlich nicht ein 
und drückte bloß die Hoffnung aus, daß die neu
gewählten Abgeordneten ihre besten Kräfte an die 
gemeinsamen Arbeiten setzen würden. Die pflicht
bewußten und zur Pflicht mahnenden Morte der 
Thronrede beweisen aber, daß die Reichsregierung 
unbeirrt durch die Erfolge der Mahlagitation und 
ihre Verherrlichung in der Rkilicupresse ihre Pflicht 
für das Mohl des Reiches weiter zu erfüllen be
absichtigte. Die Aufzählung der neuen Vorlagen 
unterließ die Thronrede und begnügte sich mit dem 
Hinweis auf die Kräftigung des Reiches. Eine 
Wehrvorlage wurde angekündigt ohne Angabe über 
den Inhalt und die notwendige Deckung, auch von 
einer Begründung durch die allgemeine Meltlage 
oder die Rüstungen anderer wurde abgesehen. Die 
auswärtige Politik soll gütlich-ftiedlich betrieben 
werden, soweit es mit der Mürde und Ehre des 
Reiches verträglich ist. Der Marokkovertrag habe 
dafür den Beweis geliefert. Der Dreibund und 
freundliche Beziehungen zu allen Mächten „auf 
der Basis gegenseitiger Achtung und guten Millens" 
wurde betont, die Beibehaltung der bisherigen 
Mirtfchafts- und Zollpolitik ausdrücklich angekün- 
digt. „Im vertrauen auf die gesunde Kraft des 
deutschen Volkes blicke ich mit Zuversicht und auf 
Gottes gnädigen Beistand bauend über die Kämpfe 
des Tages hinweg in die Zukunft des Reiches." 
Das Ganze war eine ernste Mahnung zur Arbeit. 
Es mußte sich nun bald zeigen, wie weit die 
krampfhafte Selbstsuggestion der „Sieger" im 
Mahlkampf dieser Mahnung nachzukommen ver
mochte, oder ob der Einfluß der politischen Schreier 
weiter gelten sollte. Der Reichstag Besatz keine 
„schwarzblaue" Mehrheit mehr, dagegen eine 
knappe Mehrheit der gesamten Zinsen, von Basi er
mann bis Bebel. Außerdem konnte eine Arbeits
mehrheit der bürgerlichen Parteien gebildet wer
den, über allem schwebte aber auch eine starke 
schwarzrote Mehrheit des Zentrums mit den Sozial
demokraten. Tatsächlich war die tage vor der 
Reichstagsauflösung von (906 wieder hergestellt. 
Es war zwar nicht anzunehmen, daß das durch 
die Erfahrungen von damals gewitzigte Zentrum 
von dieser Mehrheit Gebrauch machen, aber 
sonst seine ausschlaggebende Stellung ausnützen 
werde.

Unter dem Vorsitz des Alterspräsidenten Al
bert Träger fand nachmittags eine Sitzung statt, 
in der die Beschlußfähigkeit festgestellt und die Mahl 
des Präsidiums auf den folgenden Tag bestimmt 
wurde. Sie kam aber nicht zu stände, weil die 
Parteien sich nicht einigen konnten. Die Konser
vativen erklärten, sie würden an keinem Präsi

dium teilnehmen, in dem ein Sozialdemokrat sitze, 
die Milienpresse verlangte dagegen ein Präsidium, 
das den Mahlsieg zum Ausdruck bringe. Abg. 
Basser mann beantragte die Vertagung, die 
unter großer Heiterkeit einstimmig beschlossen wurde. 
Am 9· wurde endlich in einem dritten Mahlgange 
Abg. Dr. Spahn (Zentrum) mit (96 gegen Bebel 
mit (75 Stimmen zum Präsidenten gewählt. Er 
nahm die Mahl an. Als erster Vizepräsident wurde 
Abg. Scheidemann (Sozialdemokrat) mit (88 
gegen (77 Stimmen, als zweiter Vizepräsident Abg. 
Dr. paasche (nat.-lib.) mit 27\ Stimmen gewählt. 
Es wurde vielfach bemerkt, daß namhafte Na
tionalliberale für Bebel und Scheidemann ge
stimmt hatten. Die Konservativen hatten, nach
dem Scheidemann gewählt worden war, weiße 
Zettel abgegeben. Das Haus vertagte sich bis 
zum (3. Der Abg. Dr. Spahn legte das Präsi
dium nieder, da er nicht neben einem Sozialdemo
kraten amtieren wollte, auch die Nationalliberalen

Präsident des Reichstags Vizepräsident des Reichstags 
Dr. Kämpf. Dove.

beschlossen, nicht im Präsidium vertreten sein zu 
wollen und Abg. Dr. Paasche trat nach einigem 
Zögern ebenfalls nirücF. Bei der Ablehnung der 
drei stärksten bürgerlichen Parteien konnte nur noch 
die fortschrittliche Volkspartei in Frage kommen, 
und nachdem am (3. die Mahl wieder hatte ver
tagt werden müssen, wurden am (H. die dieser 
Partei angehörigen Abg. Dr. Kämpf zum Prä
sidenten und Dove zum zweiten Vizepräsidenten 
gewählt. Die oben erwähnten Parteien hatten 
meist weiße Stimmzettel abgegeben. Nachdem das 
Haus so formell konstituiert war, konnte Schatz- 
sekretär Mermuth die erste Lesung des Etats 
mit einer längeren Darlegung der Finanzlage ein
leiten. Die allgemeine Etatsdebatte brachte in den 
ersten Tagen lebhafte Auseinandersetzungen der 
Parteien über die Wahlvorgänge, am (5. machte 
der Reichskanzler unter Zustimmung aus dem 
Hause die bereits erwähnten Mitteilungen über die 
unverbindlichen Verhandlungen mit Lord H al- 
d a n e.

Am (5. griff der Reichskanzler nochmals in 
die Debatte ein und nahm in einer längeren, ge
dankenreichen Rede Stellung zu £>em Mahl
ergebnis und der dadurch geschaffenen Lage. Er 
wendete sich zunächst gegen gewisse Legenden über 
die Steuerreform. Er habe wohl die Notwendig
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feit der Reform verteidigt, nicht aber die Art und 
Weise, mit der die Konservativen und Zentrum die 
Lrbanfallsteuer zu Fall gebracht haben, wenn ein 
Zentrumsabgeordneter die Wiedereinbringung die
ser Steuer als eine Brüskierung der Finanzreform
parteien bezeichnet habe, so verberge sich dahinter 
ein Machtanspruch, den er nicht anerkenne. Die 
Folgen jener Politik zeigen sich jetzt in dem Erfolg 
der Sozialdemokraten. Er habe immer die bür
gerlichen Parteien ermahnt, sich nicht zu zerflei
schen. Der Ruf zum Zusammenhalten werde bald 
aus dem Volke selbst ertönen. Er wies auf den 
Widerspruch hin, daß die Liberalen H.9O7 bei der 
Niederkämpfung der Sozialdemokraten gejubelt 
haben und nach dem jetzigen Wahlausfall wieder 
jubeln. Die Sozialdemokratie habe sich doch nicht 
geändert. „Den Entschluß des Fortschritts, Groß
blockpolitik zu treiben, und die Krisen in der national- 
liberalen Partei, deren Zeugen wir in den letzten 
Tagen waren, kann ich nicht auf eine grundsätz
liche Wandlung der Sozialdemokratie zurückführen, 
was sich gewandelt hat, das ist der 
Liberalismus. (Sehr richtig! rechts.) Er ist 
weiter nach links geglitten." . : . „Nun meinen Sie, 
ich sollte wegen des Ausfalles der Wahlen die Ne
gierungspolitik völlig neu orientieren, wie sollte 
ich dazu kommen?" . . . „Sollten wir etwa aus 
Angst vor den ((0 sozialdemokratischen Mandaten 
die Regierungspolitik neu orientieren ?" . . . „Zn 
dem Stimmzettelhaufen, auf den Sie so stolz sind, 
steckt sehr viel Glaube an die Ungefährlichkeit der 
Sozialdemokratie." (Heiterkeit.) „Für die Negie
rung gibt es kein Wanken und Schwanken." . . . 
Zu einer ferneren Demokratisierung des Wahl
rechts werde er nicht die Hand bieten. Deutschland 
bedürfe einer straffen Organisation, namentlich im 
Interesse des Friedens. Die dem Reichstage vor
liegenden wichtigen Aufgaben für die Zukunft kön
nen nicht gelöst werden, wenn die bürgerlichen 
Parteien ihren Hader nicht vergessen. „In früheren 
Epochen unserer Geschichte mag Zeit gewesen sein 
für querelle allemande, heute nicht mehr. Ein 
Staat, der seine Tüchtigkeit durch Uneinigkeit lähmt, 
den wird die Weltgeschichte erbarmungslos zu 
Boden treten." (Lebhafter Beifall rechts und im 
Zentrum.) — Die Milieupresse war von der ge
gebenen Tharakterisierung des Liberalismus wenig 
erbaut.

Bisher pflegte das ganze Neichstagspräsidium 
vom Kaiser empfangen zu werden. Herr Scheide
mann mochte aber nicht „zu Hofe" gehen, darum 
wurde bloß wegen Empfangs der Herren Dr. 
Kämpf und Dove angefragt. Der Kaiser ließ 
aber bestens danken. Am (9- verwahrte sich Herr 
v. Bethmann Hollweg in euer kurz:n Rede 
gegen den Vorwurf des 2lbg. Goth ein (Fortschr.), 
daß er sich neulich durch seine Bemerkungen über 
die Wahl eines sozialdemokratischen Vizepräsiden
ten in die inneren Angelegenheiten des Reichstags 
eingemischt habe. „Ich habe nur die Haltung der 
beiden liberalen Fraktionen zum Gegenstand meiner 
Bemerkungen gemacht und ausgeführt, daß nach 
meiner Überzeugung sich die liberalen Parteien 
nach links entwickelt haben. Es ist keine Anmaßung, 
das zu sagen, und das ist kein Übergriff. Es han

delt sich dabei um Akte, welche in unserer ge
samten politischen Öffentlichkeit das größte Auf
sehen erregt haben, und daran soll der Reichs
kanzler stillschweigend vorübergehen? Nein, meine 
Herren, ich denke gar nicht daran, ich werde dar
über diejenigen Bemerkungen machen, die ich von 
meinem Standpunkte aus für richtig halte." (Zu
stimmung rechts, Lachen links.) In bezug auf die 
Erbschaftssteuer mahnte der Reichskanzler die Par
teien, die Einbringung der Vorlage abzuwarten; 
die verbündeten Regierungen müßten sich jeden
falls freie Hand in der Deckungsfrage wahren. 
Endlich sprach Herr v. Bethmann Hollweg 
noch über die Linksentwicklung der Nationallibera
len, die sogar schon Gnade vor den Augen des 
„Berliner Tageblattes" gefunden haben. (Stür
mische Heiterkeit.) . . . „Ich nehme schon heute 
dankbar von der Erklärung des Abg. Dr. paasche 
Akt, daß seine partei nicht daran denke, sich weiter 
nach links zu entwickeln." (Stürmische Heiterkeit.) 
Er schloß mit der Hoffnung, daß die gegenwärtige 
Linksentwicklung der partei wieder rückgängig ge
macht würde. 2lm Schluß der Sitzung stellte sich 
heraus, daß die Nationalliberalen über das Ver
halten der Sozialdemokraten zu den sogenannten 
„höfischen Verpflichtungen" im Irrtum gewesen 
waren. 21b g. Bebel bestritt dem Abg. Dr. 
paasche gegenüber bestimmt, daß er oder andere 
seiner Partei sich zu solchen Verpflichtungen be
reit erklärt hätten. Ls hat sich aber hinterher 
herausgestellt, daß in diesem punkte den 2lbg. 
Bebel das Gedächtnis im Stich gelassen hatte. 
21m 20. ging die erste Etatsdebatte zu Ende, das 
Haus verwendete dann zwei Sitzungen auf die fort
schrittlichen und sozialdemokratischen Interpellatio
nen wegen zeitweiliger 2lufhebung der Zölle auf 
Futtergerste, Mais und Kartoffeln. Staatssekretär 
Wermuth stellte nur zollfreie Kartoffeleinfuhr 
bis zum (5. Februar in Aussicht.

Das Neichstagspräsidium wird immer zunächst 
bloß auf vier Wochen gewählt, dann erst folgt die 
definitive Wahl. Obgleich man zur ersten Wahl 
die Zeit vom 7. bis Februar gebraucht hatte, 
wurde die definitive Wahl schon auf den 8. März 
anberaumt. In den bürgerlichen Parteien (aus
genommen die durch ihre geheime 2lbmachung mit 
den Sozialdemokraten gebundene Fortschrittspartei) 
fühlte man das Bedürfnis, Herrn S ch e idema ηn 
wieder loszuwerden. Die Stimmung im Lande 
hatte speziell die Nationalliberalen belehrt, doch 
blieb ihre Haltung noch unsicher. Konservative und 
Zentrum hielten an ihrem bisherigen Standpunkte 
fest, eine Einigung unter den Parteien war nicht 
erzielt worden, das in allen Teilen überfüllte Haus 
war in voller Spannung. Zum Präsidenten wurde 
mit 192 gegen (89 Stimmen Dr. Kämpf als Kan
didat der siegreichen Linken wiedergewählt, Dr. 
Spahn hatte (87 Stimmen erhalten. Mit Hilfe 
der Konservativen und des Zentrums wurde der 
Zlationaliiberale Dr. paasche gegen Scheide
rn a η n zum ersten und mit derselben Hilfe der 
fortschrittliche 2lbg. Dove zum zweiten Vizepräsi
denten gewählt. Bei beiden letzten Wahlen hatte 
die fortschrittliche Volkspartei für den Sozialdemo
kraten, selbst auch gegen ihr Parteimitglied Dove 
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gestimmt. Die Sozialdemokraten erlaubten da
gegen Herrn Dove die Annahme. Damit war end
lich die präsidininskornödie erledigt, fortschrittliche 
Blätter begeisterten sich trotz des sehr knappen Sie
ges der Herren Kämpf und Dove darüber, daß 
nun über dem Reichstage das liberale Banner 
wehe. Zentrum und Konservative hatten ihre Ein
sprüche auf die Vizepräsidentenposten doch gar nicht 
geltend gemacht, sondern die beiden Liberalen gegen 
den Sozialdemokraten als das kleinere Übel durch
gesetzt, weil sie keinen „Genossen" im Präsidium 
haben wollten. Das neue Präsidium wurde ant 
2\. vom Kaiser empfangen, der mit den Herren 
eine längere anregende Unterredung hatte, ohne 
Beziehung auf die parteiverhältnisse.

Als der Reichstag am 28. März bis zum 
16. April in die Osterferien ging, hatte er zwar noch 
tticht viel geleistet, aber neben den Lächerlichkeiten 
der Präsidentenwahl durchaus nicht gezeigt, daß 
die HO Genossen eine größere politische Wert
schätzung besäßet! als die 83, die schon 19θ$ bis 
1906 im Hanse saßen, freilich war ttoch nicht ein
mal der Ltat beraten, doch ließ sich das durch den 
spaten Beginn der Verhandlungen erklären, sonst 
waren nur vier kleittere Sachen handelspolitischer 
Natur erledigt, die erste Lesung des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes vollendet und die An
träge auf Abänderung der Geschäftsordnung an 
eitle Kommission verwiesen worden. Natürlich war 
namentlich beim Etat des Reichsamtes des Innern 
wieder viel kostbare Zeit durch sachlich überslüssige, 
nur auf die Wirkung „zum fenster hinaus" berech
nete Reden vergeudet worden. Gs ließ sich auch 
eilte Verschärfung des sozialdemokratischen Tons be
obachten, doch konnte die Milieupresse nicht mit Un
recht rühmen, daß sich der demokratische Reichs
tag unter liberaler Leitung ganz leidlich halte. Da
gegen machte sich in der letzten Sitzung vor Ostern 
das Zentrum mit seiner ausschlaggebenden Stel
lung breit, indem es mit Sozialdemokraten und 
polen die Ostmarkenzulage für die Post- und Tele- 
graphenbeamten ablehnte, die doch kein Kampf
mittel gegen die Polen, sondern nur eine Vergütung 
für das Ausharren in schwierigen Verhältnissen 
ist. Bei den dreitägigen Debatten vom Vb bis 
16. März über den Bergarbeiterstreik hatten sich 
Sozialdemokratie und Zentrum arg in den Haaren 
gelegen, aber sobald letzteres den nationalen Boden 
verlassen will, wird es jene immer an seiner Seite 
finden. Dazu, aber nicht zur positiven parlamenta
rischen Arbeit, sind die „Genossen" immer zu haben.

Nach der Osterpause tagte der Reichstag nur 
noch bis Pfingsten. Ulan muß anerkennen, daß er 
in dieser kurzen angestrengten und ungewöhnlich 
bewegten Tagung Leistungen vollbracht hat, die 
sich mit früheren sehr fruchtbaren Sessionen messen 
können, was schon der Reichskanzler kurz nach 
Übernahme seines Amtes prophetisch voraussagte, 
die 2lrbeit werde die Parteien einander näher brin
gen, hat sich auch diesmal bestätigt. Die bürger
lichen Parteien haben in nationalen Dingen mit 
geradezu überraschender Einmütigkeit zusammen
gearbeitet und es machte einen fast komischen Gin- 
druck, daß hinterher in der parteipresse und in 
Versammlungen der parteiftreit in der bisherigen 

Weise mit ungeschwächtern Lifer weitergeführt 
wurde. Der Stirnrnungsurnschlag nach den drasti
schen Vorgängen bei der Präsidentenwahl ist un
streitig der schnellen Grledigung der großen Auf
gaben ungünstig gewesen. Der gar nicht übermäßig 
laute Widerspruch der Sozialdemokraten und der 
reichsfeindlichen Splitterparteien ist gegenüber der 
großartigen Kundgebung des Reichstags bei den 
Wehrvorlagen im In- und Ausland nicht ohne 
tiefen Gindruck geblieben. In Sicherheits- und 
Ghrenfragen des Reiches muß sich der volksstim- 
mung gegenüber auch die Sozialdemokratie mäßi
gen, will sie nicht den besten Teil ihrer Anhänger 
und alle Mitläufer verlieren. Sie versuchte sich 
dafür noch in den letzten Sitzungen, durch maßlose 
Angriffe auf die Monarchie und auf preußen zu 
entschädigen' dergleichen schadet ihnen bei ihren 
Anhängern nichts. Als sich der Reichstag am 
22. Mai bis zum 26. November vertagte, hatte 
er alle wichtigen Aufgaben gelöst, wozu freilich 
mehrere Dauersitzungen nötig waren. Die Behaup
tungen der Sozialdemokraten, einzelne Vorlagen 
seien durchgepeitscht worden, ist unrichtig. An ein
gehender Durchberatung hat es bei keiner geman
gelt, wenn auch nicht alle Redebedürfnisse der 
„stärksten fraktion" des Hauses befriedigt werden 
konnten. In den wirtschaftlichen fragen fand sich 
eine erhebliche Mehrheit für die Aufrechterhaltung 
der Schutzzollpolitik zusammen. Nur bei den Ost
markenzulagen versagte das Haus, indem es sie 
auch in der zweiten Lesung des Gtats ablehnte, 
aber es machte doch diesen Fehler teilweise wieder 
gut, indem es sie bis zum Jahresschluß bewilligte. 
Außer dem Gtat wurden die Rüstungs- und Dek- 
kungsvorlagen, die neue Brüsseler Zuckerkonven- 
tion, die kleine Strafgesetznovelle, das Gesetz gegen 
den Mädchenhandel, das Schutztruppengesetz und 
einige kleinere Vorlagen erledigt.

Die Wehrvorlagen gingen dem Hause am 
15. April zu. Sie brachten keine Überraschung, höch
stens wegen ihres geringen Umfanges. Sie forderte 
die Bildung zweier neuer Armeekorps aus bereits 
vorhandenen Divisionen, dritte Bataillone für 
die noch unvollständigen Regimenter, ein neues 
Kavallerieregiment, Hs Batterien, 6 pionier- und 
Verkehrstruppenbataillone und 106 Maschinenge
wehrkompagnien. Die Friedenspräsenz steigt von 
515327 auf 5HH2H Mann. Die Flottenvorlage 
stellt die allmähliche Bildung (s912 bis 191?) eines 
dritten aktiven Geschwaders in Aussicht. 2Us Dek- 
kung wurde neben gewissen Gtatsüberschüssen die 
Aufhebung des Branntweinsteuerkontingents (der 
sogenannten „Liebesgabe") vorgeschlagen. Mit Aus- 
nahme der Sozialdemokraten wurden die Vorlagen 
zustimmend ausgenommen, von vielen Seiten wurde 
sogar mehr verlangt. Die Ausstreuung, daß die 
Heeresverwaltung ursprünglich noch größere For
derungen gestellt habe, wurde aber kategorisch de
mentiert. wie schon erwähnt, hatte Schatzsekretär 
Wermut h wegen abweichender Ansicht über die 
Deckungssrage demissioniert. Die erste Lesung be
gann am 22. April. Reichskanzler v. B ethmann 
H 0 l l w e g gab eine kurze ^Erläuterung der Ge
sichtspunkte für die (Einbringung der Vorlage. Keine 
politische Gefahr, sondern die allgemeine ver
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schiebung der politischen Verhältnisse seit dem Vor
jahre und die Rüstungen anderer Staaten hätten 
sie veranlaßt. „Tun wir das nicht, so sind unsere 
Aufwendungen für Mehrzwecke überhaupt am letz^- 
ten Lude zwecklos. (Zustimmung.) . . . Deutsch
land ist kriegsbereit, wenn ein Krieg ihm ausge
zwungen wird, aber Händel sucht es nicht. (Beisall.) 
. . . Mir brauchen eine starke Rüstung nicht allein 
zur Abwehr gegen einen möglichen Angriff, son
dern auch zur Mahrung unserer Stellung int Frie
den, zur Sicherung nuferer Mohlfahrt zu jeder 
Zeit. (Sehr richtig.) . . . Rach unserer Mehrkraft 
bemißt man unseren Mert als Freund und Bundes
genossen (lebhafte Zustimmung), unsere Bedeutung 
als eventueller Gegner, das Gewicht unseres Mor
tes in den internationalen Fragen, die uns be
rühren die Rücksicht, die -andere auf unsere In
teressen nehmen." Über die Deckung der Kosten 
setzte er auseinander, daß an dem Grundsatz des 
bisherigen Schatzkanzlers: keine Ausgabe ohne 
Deckung festgehalten werde. Die Miedereinbringung 
der Erbschaftssteuer würde nur den Parteibader an- 
gefacht haben. Rechnungen des Auslandes auf den 
deutschen Parteihader würden zu schänden wer- 
den. „Ich gebe mich der zuversichtlichen Hoff- 
nuitg hin, daß bei den Entschließungen über die 
Ihnen gemachten Vorlagen der Einheitsgedanke und 
die einsichtsvolle Vaterlandsliebe, die die Nation 
beseelt, das entscheidende Mort sprechen wird." 
(Lebhaftes Bravo.) Kriegsminister v. He erlügen 
und Staatssekretär v. Tirpitz gaben nun ein- 
gehende Aufschlüsse über die Heeres- und die 
Flottenvorlage, die finanzielle Seite erläuterte Schatz^- 
sekretär K ü h n. In der viertägigen ersten Lesung 
erklärten sich alle bürgerlichen Parteieit für die 
Vorlage und verwiesen sie an die Budgetkommis
sion, die Deckungsvorlage aber an eine besondere 
Kommission. Zwischen dem Abg. Erzberger und 
dent Kriegsminister v. H e e r i η geη kam es über 
die von dein Zentrumsabgeordneten ganz unnötiger
weise aufgeworfene Duellfrage zu einem harten 
Zusammenstoß. Von einem Duellunwesen kann man 
wahrhaftig in der deutschen Armee nicht reden. 
Über allen prinzipiellen Ansichten in der Duell- 
frage stellt doch der praktische Gesichtspunkt, daß 
ein Offizier, der aus irgend einem Grunde ein 
Duell ausgeschlagen hat, vor der Front vor jungen 
Männern in den ersten zwanziger Jahren schlecht
hin unmöglich ist.

Die Befürchtung, daß sich aus dem Vorgang 
Schwierigkeiten im Zeittrum bei der Metzrvorlage 
ergeben würden, bestätigten sich nicht. Am (O. Mai 
machte der Reichstag eine für das gesamte Aus
land, Freund uttd Feind, verständliche Kundgebung, 
indent er die Heeresvorlage in zweiter Lesung außer
ordentlich rasch annahm. Allerdings wurde der 
Antrag L r z b e r g e r, die aus drei Teilen be
stehende Vorlage samt dem Ergänzungsetat en bloc 
anzunehmen, durch den Einspruch eines Sozialderno- 
kraten vereitelt, die Annahme ging aber trotzdem 
sehr schnell von statten. Die Redner der bürger
lichen Parteien hatten vorher nur kurze, zustim
mende Erklärungen abgegeben, dagegen hatte nur 
der Sozialdemokrat Gradnauer und der Pole 
Sey da gesprocheit. Der Reichskanzler war in der 

Sitzung zugegen. Kriegsminister v. Heeringen 
betonte, daß die Einigkeit zwischen Regierung und 
Reichstag eine besondere nationale Bedeutung für 
das Mohl des Vaterlandes habe. Am Vb wurde 
auch die Flottenvorlage nach kurzer Beratung in 
zweiter Lesung gegen die Stimmen der Sozialdemo
kraten, Polen, Elsässer und Meisen angenommen. 
Nicht so günstig standen die Dinge in der von der 
„liberalen" Mehrheit mit zwei Stimmen über die 
Majorität durchgesetzten besonderen Deckungskom
mission. Der Hansabund hatte schon Anfang März 
die berüchtigte Erbanfallsteuer angeregt, und in 
der Kommission war Neigung genug vorhanden, 
den alten Parteienstreit wieder anzufachen. Zu
nächst wurde das Branntweinsteuergesetz so weit 
zerpflückt, daß sein Erträgnis für die Deckung der 
Mehrvorlagen vollkommen ungenügend wurde. Es 
mußte also weitere Deckung, und zwar in einer 
Besitzsteuer gesucht werden. Gewisse Leute waren 
auch gleich bereit, mit der Erbschaftssteuer wieder 
einen Feuerbrand unter die Parteien zu werfen, 
und die Milieupresse freute sich schon darauf. Die 
ernstere Stimmung, die mit den Mehrvorlagen ver
knüpf war, bewog indessen die Kbg. Bass ermann 
und Erzberger, einen Meg zur Verständigung 
zu suchen, indem sie die Fortdauer der Zuckersteuer 
bis nach der Einführung einer neuen Besitzsteuer 
beantragten. Damit wurde die neue Besitzftener 
dem Hader der Parteien entrückt und zunächst der 
Regierung zugeschoben. Die Regierung ging darauf 
ein. So konnten endlich am 2\. Mai in zwei Sit
zungen vom Reichstage die Branntweinsteuervor
lage, die Anträge der Budgetkommission über die 
Besitzsteuer und die gesamten Wehrvorlagen in drit
ter Lesung angenommen werden. Die bürgerlichen 
Parteien begrüßten die Annahme mit lebhaftem 
Beifall, die Sozialdemokraten zischten. Der Kaiser 
verlieh dem Reichskanzler, dem Kriegsminister v. 
Heeringen und den Staatssekretären v. T i r- 
p i tz und K ü h n hohe Ordensauszeichnungen.

Der Reichstag hätte nach dieser patriotischen 
Leistung mit ungetrübtem Glanz in die Ferien gehen 
können, aber den Sozialdemokraten paßte das nicht. 
Sie wollten noch einmal zeigen, daß doch sie allein 
als Sieger in den Reichstag eingezogen wären, 
der sich jetzt so gebärdete, als wären sie gar nicht 
da. Schon am (?. hatte der kurzfristige Vizepräsi
dent Scheidemann in Anknüpfung an die Straß
burger Äußerung des Kaisers heftige Angriffe ge
gen den Monarchen und unerhörte Schmähungen 
gegen Preußen gerichtet. Da der Präsident nicht 
dagegen eingriff, verließ der Reichskanzler mit 
den Bundesratsmitgliedern den Saal. Erst nach
dem Dr. K ämpf die Ordnungsrufe nachgeholt 
hatte, erschienen die Herren wieder. Der Reichs
kanzler wies die Beschimpfungen gegen Preußen 
kurz zurück und erklärte die Äußerung des Kaisers 
als eine Mahnung an die Elsaß-Lothringer zur 
Besinnung. In der Schlußsitzung des Reichstags 
machte der Sozialdemokrat L e d e b o u r einen 
neuen Vorstoß. Er kam wieder auf die Angele
genheit zurück und schmähte den Kaiser in sehr 
durchsichtigen Redewendungen, wofür er zwei 
Ordnungsrufe erhielt. Nach dem Sprecher der Rech
ten, Abg. Schultz, der begeistert für den Kaiser 
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eintrat, erhob sich der Reichskanzler zu einer kur
zen, mit stürmischem Beifall aufgenommenen Lr- 
klärung. Lr kenne keine Schwierigkeiten, für seinen 
Kaiser einzutreten. Von einem sozialdemokratischen 
Regiment will das deutsche Volk, das zum Kaiser 
hält, nichts wissen. „Das deutsche Volk wird Ihnen 
— der Tag wird noch kommen — die Antwort 
geben auf diese Angriffe gegen Kaiser und Reich." 
Äbg. Dr. S ü deku m (Sozialdem.) suchte die An- 
griffe Ledebours zu rechtfertigen, aber Herr 
v. B e t h m a n n Hollw e g entgegnete in 
einer zweiten kurzen Rede: nach dem Auftreten 
der Sozialdemokraten sei ihnen an einer friedlichen 
und gesetzmäßigen Entwicklung gar nichts ge
legen. „Und was im übrigen von Ihnen auf 
Parteitagen und in Ihrer presse gesagt worden ht 
über die Form, wie Sie die Ziele erreichen wollen, 
denen Sie nachstreben, da ist von Verfassungsmäßig
keit keine Rede mehr. Darüber sollten sich die 
Herren klar sein, wenn sie anderen Leuten den 
Vorwurf machen, daß sie nicht für die bestehende 
Verfassung einträten." (Lebhafter Beifall.) Da es 
den Sozialdemokraten nur darauf ankam, mit einem 
Knalleffekt für ihre Leute draußen abzuschließen, 
so machten sie sich aus den vernichtenden dlbferti- 
gungen nichts. Nachdem noch die letzten dritten 
Lesungen und einige Resolutionen erledigt worden 
waren, sprach Reichskanzler v. Bet h m a n n 
H ollw e g in einer kurzen Schlußrede den Dank 
des Kaisers und der verbündeten Regierungen aus 
dafür, daß das Haus durch feste Einmütigkeit nach 
innen und außen Zeugnis für den Millen der Na
tion abgelegt habe, unsere Mehrkraft als Frie- 
densgewähr zu verstärken.

Politisches im zweiten Halbjahre.
Kaiser M i l h e l m traf am 2. Juli von Kiel 

in Danzig ein und nahm einige Besichtigungen vor. 
Der Reichskanzler kam nachmittags an und am 
3. früh fetzte sich die „Hohenzollern", mit dem 
Kaiser und dem Reichskanzler an Bord, begleitet 
von dem Panzerkreuzer „Moltke" und dem De
peschenboot „Sleipner", zur Begegnung mit dem 
Kaiser Nikolaus nach Baltischport in Fahrt. 
Obgleich die Zusammenkunft keinem besonderen 
politischen Zwecke diente, wurde sie doch als sicht
barer Beweis für die Fortdauer der Potsdamer 
Übereinkunft und als neue Friedensgarantie von 
der dreibundfreundlichen presse mit großer Mär me 
besprochen, dagegen besonders in Frankreich mit 
nur schlecht verhehltem Mißtrauen angesehen, ob
gleich oder vielleicht weil nächstens der Minister
präsident poincare auch nach Petersburg reisen 
sollte. Am ruhigsten war man in Deutschland, wo 
man an dem freundschaftlichen Verhältnis zur 
offiziellen russischen Politik festhält, damit zufrieden 
ist und die gewohnheitsmäßige Feindseligkeit der 
russischen presse nicht hoch bewertet. Man weiß, 
daß Rußland wohl keine weitere Demütigung 
Frankreichs, woran kein Mensch in Deutschland 
denkt, zulassen würde, sonst aber für französische Re
vanchegelüste nicht zu haben ist. Mehr verlangt 
Deutschland von Rußland nicht und hat ihm da
für schon manchen Freundschaftsdienst erwiesen.

Das kleine Städtchen Baltischport, der Vorhafen 
von Reval, an der Mestküste von Estland, war 
in freudiger Aufregung, Halb (( Uhr vormittags 
kam an Bord der Kaisersacht „Standart", begleitet 
vom Kreuzer „Polarstern" und fünf Minenschiffen, 
die gesamte kaiserliche Familie auf der Reede an 
Die eintreffenden Staatsmänner usw. wohnten ent
weder auf den Schiffen oder im Tisenbahnsalon- 
wagen, denn das Städtchen hat keine Hotels, doch 
prangte es reich in deutschen und russischen Flag
gen. Auf der Reede lagen noch zwei russische Linien
schiffe und sechs Torpedoboote. Die russischen 
Blätter äußerten sich im allgemeinen sehr zustim
mend zu dem Treignis, viele erinnerten an die 
historische Freundschaft der beiden Nachbarmächte 
und wünschten ihre Fortdauer. Gewisse fortschritt
liche und panslawistische Zeitungen betonten frei
lich, die Begegnung dürfe nicht Frankreich und 
Tngland enttäuschen, auch nicht bewirken, daß 
Österreich bei dein bevorstehenden Friedensschlüsse 
zwischen Italien und der Türkei große Vorteile ein
heimse.

Am Morgen des lagen sämtliche russische 
Schiffe in Flaggengala, die deutsche Flagge am 
Großmast. Bei soititigein Metter traf die „Hohen- 
zollerit" gegen (0 Uhr unter dem Salut der russi
schen Schiffe, den „Moltke" erwiderte, und dem 
Durra der paradierenden Matrosen ein und ging 
zwischen „Standart" und „Polarstern" vor Anker. 
Kaiser Nikolaus begab sich unter dem Salut 
der deutschen Schiffe sofort <ni Bord der „Hohen
zollern", wo ihn Kaiser M i l h e l m am Fallreep 
empfing. Sie begrüßten sich herzlich mit Kuß und 
Handschlag, dann begrüßte Kaiser Nikolaus den 
Prinzen Adalbert und den Reichskanzler v. 
Beth m a n n Holl w e g. Bis H Uhr blieben 
beide Monarchen im Gespräch an Deck, dann kehrte 
Kaiser Nikolaus zur „Standart" zurück. Gleich 
darauf folgten ihm Kaiser M i l h elm, prinz Adal- 
b e r t und der Reichskanzler dahin 511m Besuch der 
Zarin. Dann fand ein Frühstück zu 50 Gedecken 
statt, an dem auch die Zarin mit ihren vier Töch
tern teilnahmen. Kaiser Nikolaus saß zwischen 
dein Reichskanzler u>id dem deutschen Botschafter 
Grafen p 0 ur t ales, seine Geinahliii zwischen dem 
Kaiser M i l h e l m und den: Prinzen dl d a l b e r t. 
Um 3 Uhr machte der Reichskanzler dem Minister- 
präsidenten Kokowzew uiid dem Minister des 
Äußeren S s a s a n 0 w auf dem „Polarstern" einen 
anderthalbstündigen Besuch, den beide später er
widerten. Halb 5 Uhr hatte der Zar den Kaiser 
M i l h e l m und deit Prinzen dl d a l b e r t zur Be
sichtigung des Linienschiffes „Imperator pawel 
pjerwy" abgeholt. Abends war Galatafel an 
Bord der „Standart"; Reden wurden nicht gehal
ten, die Monarchen traiiken einander mit herzlichen 
Morten zu. dlni folgeiideu Morgen traf der Mberst- 
kommandierende, Großfürst Nikolaus Nikolo- 
i e w i t s ch ein. Gegen fO Uhr holte der Zar den 
Kaiser M i l h e l m und den Prinzen dl d a l b e r t 
von der „Hohenzollern" ab, sie begaben sich zur 
Besichtigung des Regiments des Kaisers M i l- 
h e I m, des 82. Inf.-Rgts. Mvborg, an Land. 
Im Hafeii bildeten (500 weißgekleidete Mädchen 
Spalier, die Majestäten gingen zu Fuß nach dem 

2'
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parabeplafc. Kaiser Wilhelm war vom Ver
lauf der Besichtigung sehr befriedigt. Leide Kaiser 
ließen sich mit dem Regiment photographieren. Da
nach fand Frühstück auf der „Standart" statt. Nach
mittags besichtigten beide Monarchen eingehend den 
„Moltke", um ? Uhr empfing Kaiser Wilhelm 
die Vertreter der deutschen Kolonie von Reval, 
um 8 Uhr war Tafel auf der „Hohenzollern", 
bei der die gesamte Zarenfamilie anwesend war. 
Nachher fanden kinematographische Aufführungen 

. von Szenen aus der Nordlauds- und Mittelmeerreise 
des Kaisers Wilhelm statt. Am nächsten Morgen 
empfing Kaiser Wilhelm auf der „bsohenzol- 
lern" das Offizierskorps des Regiments Wyborg. 
Nach der Abschiedsfrühstückstafel auf der „Stan
dart" kehrte Kaiser Wilhelm mit Begleitung 
nach dem herzlichsten Abschied zur „Hohenzollern" 
zurück, die unter Salut in See ging.

Die Zusammenkunft hatte einen so herzlichen 
Charakter getragen, daß der Eindruck davon nir
gends verborgen bleiben konnte. Der intime Ver
kehr der beiden Monarchen und ihrer Familien- 
nütglieder, ihre Unterhaltungen mit den leitenden 
Ministern des Nachbarstaates, die mehrfachen offe
nen und vertrauensvollen Aussprachen dieser 
Staatsmänner untereinander waren Tatsache, Kai
ser Wilhelm hatte dem Ministerpräsidenten Ko
kowzew den Schwarzeil Adler-Orden, Kaiser 
Nikolaus dem Reichskanzler v. B eth m ann 
lö o l l w e g seine Büste verliehen. So handeln 
Zieute i'ächt, die eventuell morgen Feinde sein könn
ten. Das empfanden auch alle Anhänger einer 
streitbaren Tripelallianz mit mehr oder weniger 
schlecht verhehltem Kummer. Eine gleichlautende 
deutsche und russische offiziöse Auslassung ließ 
aber auch keinen Zweifel, denn sie bestätigte den 
Entschluß, „die zwischen beiden Ländern bestehen
den altehrwürdigen Traditionen hochzuhalten" und 
stellte als Ergebnis der Begegnung fest: „Während 
sie einerseits die feste und dauernde Freundschaft 
zwischen Deutschland und Rußland bezeugt, bedeu
tet sie anderseits auch den beredten Ausdruck der 
friedlichen Grundrichtungen, welche die Politik bei
der Reiche bestimmen." Reichskanzler v. B e t h- 
m a n n lfollwe g begab sich zu dreitägigem Auf- 
enthalt nach Petersburg, wo er wiederholt Gelegen
heit hatte, mit dem Ministerpräsidenten Kokow
zew und dem Minister des Äußeren Ssasanow 
zu verkehren. Nach einem Besuch in Moskau kehrte 
er von dort am s3. nach Berlin zurück. Kaiser 
Wilhelm hatte uach dem Wiedereintreffen in 
Swincmünde noch seiner Gemahlin vor ihrer Ab
reise nach Wilhelmshöhe in Potsdam einen kurzen 
Besuch gemacht und trat dann am sO. früh von 
Swinemünde aus die gewohnte Nordlandsfahrt an. 
Sie führte am folgenden Tage nach Bergen, am 

nach Molde und am s7. nach Balholmen im 
Sognefjord, wo längerer Aufenthalt genommen 
wurde. Dort sollen bekanntlich die Melden der 
Fridtjoffsage, Fridtjofs und König Bele, vom 
Kaiser durch Kolossalstatuen verewigt werden. Das 
Wetter war meistens günstig. Am 3s. Juli wurde 
die Rückreise angetreten und am 3. August nach
mittags Swinemünde erreicht. Am 5. traf der 
Reichskanzler zur Berichterstattung ein und am 

nächsten Tage reiste der Kaiser nach Wilhelmshöhe 
ab und nahm am 8. an der Jahrhundertfeier der 
Firma K r u p p in Essen teil.

Der Bruder des Kaisers, Großadmiral Prinz 
Heinrich, beging am Vb August die Feier seines 
fünfzigsten Geburtstages, seinem schlichten Wesen 
entsprechend im engsten Familienkreise auf seinem 
bescheidenen Landsitze ksemmelmark bei Kiel. Die 
gesamte deutsche Nation nahm aber herzlichen An
teil, denn sie erkennt freudigen Herzens die Ver
dienste an, die sich in mehr als dreißigjähriger 
Dienstzeit der Prinzadmiral um die Schlagfertig
keit der Flotte und um das Ansehen Deutschlands 
in Ostasien und Nordamerika erworben hat. Auch 
jetzt wieder begab er sich, uninittelbar nach der Ge
burtstagsfeier, als Vertreter seines Bruders zum 
Begräbnis des japanischen Herrschers nach Tokio. 
Bekannt ist der Einfluß, den seine nordamerikanische 
Reise vor einem Jahrzehnt auf die Belebung des 
Deutschamerikanertums ausgeübt hat, das sich seit 
dieser Zeit in zahlreiche Verbände zur pflege deut
schen Wesens zusammengeschlossen hat. Gerade 
in diesen Tagen befanden sich gegen ^00 Mitglie
der des nationalen dcutschamerikanischen Lehrer- 
bundes auf einer Rundreise im alten Mutterlande 
und erfreuten sich in Bremen, Hamburg, Berlin, 
Breslau, Dresden usw. überall der wärmsten Auf
nahme. In Wilhelmshöhe wurde wie alljährlich 
am s8. August der Geburtstag des Kaisers Franz 
Josef mit einer Festtafel gefeiert, bei der Kaiser 
W i l h e l m auf seinen „lieben Verbündeten und 
Waffenbruder, dem Vorbild und dem verkörper
ten Pflichtgefühl in der Arbeit für sein Volk und 
fern Land" toastete. An: folgenden Tage traf er in 
Frankfurt a. 211. zur Besichtigung des neuen Ost
hafens ein und nahm dann an einem Frühstück im 
alteil Kaisersaal des Römer teil. Alle Kreise der 
Bevölkerung bereiteten ihm einen jubelnden Emp
fang. Das Gleiche war am 2\. in Mainz der 
Fall, als sich der Kaiser mit dem Großherzog von» 
Hessen nach der parade über die Garnison zum 
Schlosse begab.

Das größte Interesse erregte aber der Be
such des Kaisers in der Schweiz zu den Manövern. 
Es war bekannt, daß er mehrfach den Wunsch ge
äußert hatte, einmal die Schweizer Armee in 
Tätigkeit zu sehen, und seit dem Frühjahr schon 
waren die Vereinbarungen darüber getroffen. In 
der Schweiz freute man sich darauf, weil man 
wußte, man werde vor dem Soldatenauge des 
Kaisers mit Ehren bestehen. Der Bundesrat traf 
umfassende Vorbereitungen. Außer deu Manövern 
sollte der Besuch den Hauptstädten Bern und Zürich 
gelten, und daran sollte sich ein Ausflug in das 
Berner Oberland anschließen. Die Schweizer wis
sen den Wert guter Beziehungen zu den benach
barten Großmächten wohl zu schätzen und haben 
das schon gezeigt, als König Viktor Emanuel 
bei der Eröffnung des Simplontunnels, Kaiser 
Franz Josef auf seiner Bodenseerundfahrt und 
Präsident F a l l i 6 r e s im Vorjahre bei seinem 
offizielleil Besuche auf Schweizer Boden weilten. 
Daß Kaiser Wilhelm ihre Truppen im Felde, 
bei der soldatischeil Arbeit sehen wollte, daß er 
seine Freude daran hatte, war unstreitig eine be
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sondere Ehrung. Dabei erkennen die Schweizer 
aller Richtungen offen an, daß der Kaiser trotz 
seiner militärischen Begabung und großen Lseeres- 
macht ein Friedensfürst geblieben ist und dadurch 
den wirtschaftlichen Aufschwung seines Landes 
mächtig gefördert und zugleich geschützt hat. Die 
republikanischen Schweizer achten die Persönlich
keit des Kaisers Wilhelm hoch, und es machte 
sich von selbst, daß sie ihre diesjährigen Manö
ver auch „Kaisermanöver" nannten. Unangenehm 
überraschten in dieser Stimmung die Rachrichtcn 
aus Milhelmshöhe, nach denen der Kaiser infolge 
einer starken Erkältung in Mainz die Teilnahme 
an den Paraden bei Merseburg und Zeithain ab
gesagt hatte. Doch konnte er schon am 30. nach 
Berlin abreisen, an den folgenden Tagen die Pa
rade des dritten und die des Gardekorps abnehmen 
und am Abend des 2. September programmgemäß 
die Reise nach Zürich antreten. Die Schweizer Blät
ter brachten dem Kaiser in sympathischer Meise und 
mit anerkennenswerter landechten Offenheit ihren 
Millkommgruß dar. vernünftige Bewohner des 
Landes haben ja schon längst darauf verzichtet, sich 
durch deutschfeindliche Hetzereien über gewalttätige 
Absichten Deutschlands ausregen zu lassen, aber es 
machte doch einen gewinnenden Eindruck, in welch 
anmutenden Formen die republikanische Tagespresse 
dem kaiserlichen Gaste in seiner europäischen Be
deutung gerecht wurde.

Am 3. September nachmittags traf Kaiser 
M i l h e l m auf Schweizer Boden unter Kanonen
donner ein und wurde auf dem Bahnhof in Basel 
offiziell begrüßt. Die Ankunft in Zürich erfolgte 
um 5 Uhr 20 Minuten. Der Kaiser wurde vorn 
Bundespräsidenten F o r r e r und den Bundesräten 
auf dem Bahnhöfe äußerst warm begrüßt. Er 
trug die der Schweizer Uniform ähnliche Uniform 
des Gardejägerbataillons. Rach kurzem Aufent- 
halt fuhr er mit dem Bundespräsidenten nach der 
Villa Rietberg, bekannt durch den langjährigen 
Aufenthalt Richard Magners in der Familie 
des damaligen Besitzers w e s e n d o n k. Abends 
war Festdiner im bfotel Baur, Züricher Männer
gesangvereine brachten ein Ständchen. Der Kaiser 
empfing die Dirigenten Andreas und Faß
bänder und die Vorstände L i ncke und T h o m- 
m e n, denen gegenüber er seinen Dank und seine be
kannte Wertschätzung des deutschen Männergesanges 
aussprach. Dem Bundespräsidenten und anderen 
Festteilnehmern drückte er seine Befriedigung über 
den warmen Empfang in Zürich, wo er nur ein
mal in jungen fahren geweilt hatte, und über 
die herrliche Lage seines (Quartiers aus. Er suchte 

.es schon um (0 Uhr auf, denn die Manöver, denen 
die beiden folgenden Tage gewidmet waren, be
gannen früh. Sie spielten sich zwischen der fünf
ten und sechsten Division im Voralpengebiet an 
der mittleren Thur ab. Das Gelände ist wegen 
tiefer Taleinschnitte und zahlreicher Waldstücke 
wenig übersichtlich. Das Ausland hatte mehr als 
2000 Offiziere zur Teilnahme angemeldet. Die 
Oberleitung hatte der Gberstkommandant Ulrich 
Wille, dessen Gemahlin eine geborene v. B i s- 
marck, aus dem süddeutschen Zweige des Gauses, 
ist. Kaiser Wilhelm war mit dem Bundespräsi

denten und Begleitung schon vor 8 Uhr über Wil 
auf dem Gefechtsfelde angekommen und hielt sich 
meist auf den bsöhen bei Kirchberg aus, machte 
aber auch eine Automobilfahrt zur Besichtigung der 
Stellungen beider Gegner und der Anmärsche der 
Truppe;:. Das zahlreiche Publikum begrüßte ihn 
überall lebhaft und war erstaunt über seine Schlicht
heit und Leutseligkeit, sowie über die Genauig
keit, mit der er auch die kleinsten militärischen 
Vorgänge beobachtete. Gegen 2 Uhr war Früh
stück in der historischen Karthause Ittingen, einem 
ehemaligen Kloster. Rach Uhr traf der Kaiser 
wieder in Zürich ein, wo ihn eine große Volks
menge noch lebhafter begrüßte als bei seiner An
kunft. Dem Bundesrat hatte er ein prachtvolles 
Geschenk gewidmet, eine Standuhr im Rokokostil, 
ein Meisterwerk der Berliner Porzellanfabrik. Sie 
hat im Bundeshause in Bern Aufstellung ge
funden.

Abends war großes Rachtfeft auf dem Züricher 
See. Kaiser Wilhelm war mit dem Bundes
präsidenten und zahlreichen Ehrengästen bei Ein
bruch der Dämmerung auf dem' Dampfer der 
Stadt Zürich bis zur Höhe des Sees gefahren. 
Hunderte von meist prächtig beleuchteten Booten 
belebten das Wasser. Um halb 8 Uhr begann die 
Ufer- und Höhenbeleuchtung, ein Bild von wun
derbarer Pracht. Eine Stunde später wurde unter 
dem Beifallsrufen der Menge ein großartiges 
Feuerwerk abgebrannt, das gegen 9 Uhr mit einem 
Riesenbukett aus 3000 Raketen, Bomben und an
deren Leuchtkörpern schloß. Die Stimmung war 
enthusiastisch. Am anderen Morgen fuhr der Kai
ser schon um halb 5 Uhr ins Manövergelände. 
Im Gegensatz zum vorigen Tage war das Wetter 
unfreundlich, der in der Rächt eingetretene Regen 
hielt an. Aber die Bevölkerung hatte sich nicht 
abschrccken lassen und begrüßte den Kaiser mit Hoch- 
rufen, als er um halb 6 Uhr auf dem Glberg bei 
Wil erschien. Rach \2 Uhr war das Gefecht zu 
Ende und der Kaiser kehrte mit dem Bundespräsi
denten nach Zürich zurück, vorher hatte auf dem 
Hofberg in einem besonders errichteten Zelt ein 
von der (sozialistischen) Regierung des Kantons 
St. Gallen gegebenes Frühstück stattgefunden, bei 
dem 22 „Töchter von Wil" in den Trachten der 
verschiedenen Kantone bedienten. Rachmittags emp
fing der Kaiser in der Villa Rietberg u. a. auch 
die Vertreter der zwölf deutschen vereine in Zürich. 
Rach der Abendtafel in der Villa trug der deutsche 
Männergesangverein mehrere Lieder vor, wofür 
der Kaiser dem Dirigenten p f i r st i n g e r freund
lich dankte. Richt uninteressant ist folgender Vor
gang. In der Stadt Zürich weilte in diesen Tagen 
auch Prinz Adalbert, in der Fremdenliste als 
Graf Hohenheim eingetragen. 2luf dem Alpen
kai hatte ihn der Kaiser unter den Zuschauern 
erkannt, ihm freundlich zugenickt und dem Bundes
präsidenten erläuternd mitgeteilt: „Das ist mein 
Sohn Prinz Adalbert." Am folgenden Tage machte 
Kaiser w i i h e l m u. a. noch dem Landesmuseum 
einen einstündigen Besuch und begab sich dann 
unter den jubelnden Rufen der Volksmenge zu Fuß 
nach dem Bahnhof zur Fahrt nach Bern, wo die 
Ankunft unter Kanonensalut um halb 3 Uhr nach
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mittags erfolgte. Die alte, ehrwürdige Bundes
hauptstadt hatte reichen Flaggenschmuck angelegt, 
die weitere reiche Dekoration bestand meist aus 
Blumen. Die Feststraße vom Bahnhöfe zum Bun
deshause machte einen großartigen Lindruck, am 
Anfang und am Lnde der Bundesgasse wehte die 
Kaiserstandarte von hohen Masten. Zum Lmpfang 
auf dem Bahnhöfe war Bundespräsident F o r r e r 
mit den Bundesräten und den übrigen Spitzen der 
Lidgenossenschaft erschienen. Unter lebhaften Zu
rufen fuhr der Kaiser mit dein Bundespräsidenten 
nach dem Bundeshause.

Nach der Besichtigung des Audienzsaales so
wie der Sitzungssäle des National- und des Stände
rates wurde unter lauten Kundgebungen einer un
geheuren Volksmenge eine Rundfahrt durch die 
Stadt gemacht. Der Besuch des Münsters geschah 
unter Glockengeläut, während des halbstündigen 
Aufenthaltes wurden dem Kaiser vom Komitee die 
Entwürfe für das Reformationsdenkmal in Genf 
vorgeführt. Auf der Weiterfahrt wurde auch der 
historische Bärengraben besichtigt, wo der Kaiser 
ausstieg und die Wappentiere der Stadt fütterte, 
was beim Publikum großen Jubel hervorrief. Die 
Herren vom Bundesrat begleiteten den Kaiser noch 
bis zum „Berner bfof", seinem Absteigequartier. 
Bald darauf erschien er auf der deutschen Ge
sandtschaft und empfing die Vertreter der deut
schen Kolonie. Die deutschen Kriegervereine zogen 
mit Musik im Gesandtschaftsgarten auf, der Kaiser 
schritt ihre Reihen ab und redete viele alte Krieger 
an. Abends fand ein offizielles Diner im „Berner 
làof" statt. Bundespräsident F o r r e r betonte in sei- 
nem Trinkspruch, daß der Besuch für die Schweiz 
eigentlich eine Feier bedeute. Das Land habe unter 
allen befreundeten Nachbarstaaten zu Deutschland 
die größten Beziehungen. Lr dankte dem Kaiser 
für seine freundliche Gesinnung, insbesondere für 
sein sympathisches Interesse an dem Schweizer 
Wehrwesen, das den Zweck habe, die Neutrali
tät des Landes gegen jedermann zu wahren. Kai
ser W i l h e l m antwortete in längerer Rede. Lr 
dankte zunächst für die Linladung zu den Manö- 
vern. Die Lidgenossen seien zu Ausgang des Mit
telalters die Schöpfer der Landsknechte, des ersten 
deutschen Fußvolkes, gewesen; daß sie dieser ruhm
reichen Geschichte eingedenk geblieben seien, hät
ten ihn die beiden Manövertage erkennen lassen. 
Lr dankte weiter für den herzlichen Lmpfang in 
Zürich und Bern und bedauerte, laut ärztlichem 
Rats auf den Besuch der Jungfrau und des Vier
waldstätter Sees verzichten zu müssen. Lr führte 
in längerer Darstellung die geistige und literarische 
Gemeinschaft zwischen Deutschland und der Schweiz 
aus, der er wie seit 25 Jahren immer ein guter 
Freund sein werde. Nach dem Diner fuhr der Kaiser 
nach 9 Uhr vom „Berner bios" unter den bsoch- 
rufen einer großen Volksmenge durch die festlich 
beleuchteten Straßen nach dein Bahnhöfe. Die 
Verabschiedung vom Bundespräsidenten F o r r e r 
und den Bundesräten war ungemein herzlich. Der 
Kaiser grüßte noch vom Salonwagen aus, als sich 
der Zug nach halb sO llhr unter Kanonenschüssen 
.in Bewegung setzte.

Kaiser W i l h e l in war von seinem Aufent

halt in der Schweiz von Anfang bis zu Liide in 
hohem Maße befriedigt. Neben den festlichen Ver
anstaltungen hatten insbesondere die Manöver uiid 
die musterhafte Haltung der Bevölkerung fein leb
haftes Interesse erregt, Auch die Schweizer haben 
von seiner gewinnenden Persönlichkeit einen dauern
den Lindruck empfangen. Das wurde, abgleich die 
Reise iiicht deii geringsten politischen Zweck ver
folgte, auch im Auslande viel bemerkt, am bitter
sten aber in Frankreich empfunden, wo die presse 
die „benachbarte Republik" warnte, man könne 
„allzu starken Staaten nicht aufs Wort glauben". 
Die französische Republik hat ja freilich selbst mit 
ihren „Verbündeten" ähnliche Lrfahrungen ge
macht und daran glauben müssen. Von Schaff
hausen aus sandte Kaiser W i l h e l m noch ein 
herzliches Abschieds- und Danktelegramm an den 
Bundespräsidenten F o r r e r, der cs mit den: leb
haften Danke für die Anerkennung der Schweizer 
Armee erwiderte und versicherte, der Besuch werde 
dem gesamten Schweizervolk unvergeßlich sein. 
Offiziös bemerkte die „Nordd. Allg. Ztg.": „Der 
Bundespräsident hat in Bern die Lntschlossenheit 
der Schweiz betont, ihre Neutralität gegen jeden 
Angriff zu wahren. Die Interessen des Deutschen 
Reiches stimmen auch in diesem Punkte völlig mit 
denen der Schweiz überein." Der Kaiser machte 
in den nächsten Tagen dem Großherzog von Baden 
und der Großherzoginwitwe Luise auf der Insel 
Mainau und dem König von Württemberg in 
Friedrichshafen einen Besuch und traf am 9· 3U 
den Kaisermanövern an der mittleren Llbe ein. 
Um diese Zeit wurde viel vom Abschluß einer fran
zösisch-russischen Flottenkonvention in den Blättern 
geschrieben. Damit sollte offenbar dem Lindruck 
der Begegnung von Baltischport entgegengearbei
tet werden. Man mußte sich doch billig wundern, 
warum eine solche Konvention bei dem „Bünd
nis" zwischen Rußland und Frankreich erst nötig 
sein sollte. Unter solchen Umständen versteht sich 
dergleichen doch von selbst. Zu Ankündigungen 
der Art war übrigens die Gelegenheit auch schlecht 
gewählt zu einer Zeit, wo Rußland eben erst die 
Grundlagen für seine neue Flotte legt und Frank
reich kein brauchbares Pulver für seine Kriegs
schiffe besitzt. Die Nachrichten wurden mit der 
Anwesenheit des Fürsten L i e v e n, des Thefs des 
russischen Marinestabes, in Paris in Verbindung 
gebracht. Von feinen Besprechungen war übrigens 
die deutsche Regierung in Kenntnis gesetzt worden 
und Fürst Lieven erklärte hinterher selbst, von 
einer Konvention sei nicht die Rede gewesen.

Am fO. August war Reichskanzler v. B e t h- 
m a n n Soll w e g zum Kurgebrauch nach Bad- 
Gastein gegangen, wo er am s8. aus Linladung 
der Gemeindevertretung an der Feier des Ge
burtstages des Kaisers Franz Joses teilnahm. 
Nach Beendigung der Kur machte er dem Grasen 
Berchtold aus dessen Schlosse Buchlau einen 
freundschaftlichen Gegenbesuch. Am 5. September 
erhielt er in Berchtesgaden den Besuch des Königs 
K i b e r t von Belgien und war abends zum Diner 
beim belgischen Königspaar geladen. Am 5. Ok
tober traf er auf Linladung des Prinzregenten 
Luitpold in Schloß Linderhof ein und nahm 
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dort an bfochwildjagden teil. Am 8. kam der rus
sische Minister des Äußern S s asanow in Ber
lin an, hatte Beratungen mit dem russischen Bot
schafter in Mien v. Giers, dem russischen Bot
schafter in Berlin S w erbeje w, dem griechischen 
Geschäftsträger Theodokis und dem italieni
schen Botschafter pansa. Später besuchte er den 
Staatssekretär v. Kiderlen-Wächter und den 
Reichskanzler. Albend fand ein Essen beim Staats
sekretär statt, worauf bferr S s a s a n o w nach 
Petersburg zurückreiste. Am sy. Oktober war Kai
ser M i l h e l m bei der Einweihungsfeier der 
wiedererstandenen Michaeliskirche in Hamburg an
wesend und besuchte das Kolonialinstitut. Nach- 
niittags fuhr er nach Wilhelmshaven zur Ent
hüllung des von ihm der Flotte gewidmeten Denk
mals, feines Ahnen, des Admirals Coligny, den 
er in einer Rede als tapferen Kriegsmann und 
Glaubenshelden pries, der in der Bartolomäus- 
nacht, die ein Schandfleck des Christentums bleibe, 
ermordet worden sei. Er sei ein nachahmenswertes 
Beispiel der Glaubens- und Königstreue, wie der 
Tapferkeit gewesen. Die Milieupresse knüpfte dar
an allerhand Denkmalswitze und Glossen über die 
Auffassung des Kaisers. Als wenn die der Flotte 
etwas schaden würde, selbst wenn sie irrig wäre! 
— Ain 25. Oktober nahm der Kaiser an der Ein
weihung des Kaiser Wilhelm-Instituts 
für Chemie, physikalische Chemie und Elektrotech
nik in Dahlem bei Berlin teil. Er wies in seiner 
Rede besonders auf prophylaktische Maßregeln zur 
Vermeidung ixm Grubenexplosionen hin. Danach 
fand unter Vorsitz des Professors bfa r n ack eine 
Sitzung der Kaiser Wilhelm-Gesellschaft statt. Am 
5s. nahm der Kaiser mit Gemahlin an den An
trittsvorlesungen der amerikanischen Austausch
professoren Mi not und Sloane in der Berliner 
Universität teil.

Am 4- November machte der italienische Mi
nister des Äußern, Marchese di San Giuliano, 
in Berlin wieder einen Besuch, der, obgleich nur 
ein Gegenbesuch, nach Ausbruch des Lalkankrie- 
ges doch allgemeine Beachtung fand als Zeugnis 
für den Dreibund. An Stoff zur politischen Aus
sprache war sicher kein Mangel. Der italienische 
Gast machte dem Reichskanzler und dem Staats
sekretär v. Kiderlen-Wächter seinen Besuch. 
Abends war Diner beim Staatssekretär. Am 5. 
wurde er in Potsdam vom Kaiser Wilhelm 
empfangen und zur ksoftafel gezogen und erhielt 
den Schwarzen Adler-Orden; am 6. war Diner 
beim Reichskanzler und am 7. gab die italienische 
Kolonie ein Festmahl. Dazwischen ergab sich also 
reichlich Raum für politische Besprechungen. Ge
genüber einer Deputation von 30 deutschen, öster
reichischen, englischen und französischen Journa
listen lehnte di San Giuliano jedes Inter
view ab. Der österreichisch-ungarische Botschafter 
Graf Szögyeni-Marich verkehrte mehrfach 
mit dem italienischen Staatsmanne. Offiziös wurde 
bekanntgegeben, daß die Besprechungen „zu einer 
völligen Klärung über das gemeinschaftliche Ver
halten Deutschlands und Italiens namentlich an
gesichts der gegenwärtigen tage im Grient ge
führt und volle Übereinstimmung zwischen den ver

bündeten Regierungen ergeben haben." Das war 
nötig, denn den ganzen Sommer hindurch hatte 
die dreibundfeindliche presse ihrer Arbeit eifrig 
obgolegen; in Italien war gerade die öffentliche 
Meinung für die Balkanstaaten ungemein begei
stert und überzeugt, daß sich Österreich-Ungarn und 
Italien über die Balkanfragen nicht verständigen 
knönten. Der Umstand, daß Marchese di San Giu
lia n o dem Kaiser w i l h e l m ein eigenhändi
ges Schreiben des Königs Viktor Emanuel 
überbracht hatte, sowie die wiederholte Teilnahme 
des Grafen Szögyeni-Marich an den Be
sprechungen des italienischen Ministers des Äußern 
mit den leitenden deutschen Staatsmännern ent
kräftete diese Auffassung ebenso wie die Ausstreu
ungen über den Dreibund. In vier Wochen er'uhr 
die staunende Welt, wie die Dinge in Wirklichkeit 
standen. — Es war übrigens in diesen Tagen ge
rade 20 Jahre, daß Graf Szögyeni-Marich 
österreichisch-ungarischer Botschafter beim Deutschen 
Weiche war. Dagegen schied Ende des Monats 
der italienische Botschafter in Berlin pansa wegen 
vorgerückten Alters aus seiner Stellung, in der 
er sich um die pflege des Dreibundes große Ver
dienste erworben hatte. Sein Nachfolger wurde der 
einflußreichste Mitarbeiter des italienischen Mini
ster des Äußern, der Generalsekretär Riccardo 
B o l l a t i. Für die guten Beziehungen zwischen 
Deutschland und Italien zeugte auch ein Telegramm, 
das Staatssekretär v. Tirpitz am s2. dem ita
lienischen Marineminister zur Revue der siegreich 
heimgekehrten Flotte sandte.

Am \6. November nahm Kaiser Wilhelm 
an der Einweihung der größten Talsperre Deutsch
lands, der Talsperre bei Mauer im Bobertal ober
halb von bsirschberg in Schlesien teil. Ain 22. emp
fing er seinen Freund, den Erzherzog-Thronfolger 
Franz Ferdinand, der, wie in den Vorjahren, 
zu den ksofjagden geladen war. Der Kaiser holte 
ihm vom Anhalter Bahnhöfe nach dem Schlosse 
ab, wo der Erzherzog später mit der Kaiserin 
der Vereidigung der Rekruten des Gardekorps im 
Lustgarten vom Fenster aus zusah. Nach dem 
Familienfrühstück erfolgte die Abfahrt nach Jagd
schloß Springe. Zu den Iagdgästen gehörten auch 
der Reichskanzler v. Bet h m a n n o l l w e g, 
Staatssekretär v. Kiderlen-Wächter und 
der österreichisch-ungarische Botschafter Graf Szö- 
g y e n i - M a r i ch. Am Samstag fanden bei gün
stigem Wetter zwei Jagden mit glücklichem Erfolg 
statt. Nach dem Iagdeffen wurde nachmittags die 
Rückfahrt nach Station Wildpark angetreten, von 
wo nach herzlichstem Abschied voin Kaiser Erz
herzog Franz Ferdinand über Berlin nach 
Wien zurückkehrte. Es war klar, daß in so er
eignisvoller, von der Sensationspresse noch verwirr
ter dargestellter Zeit die Zusaininenkunft nicht ohne 
politische Besprechungen verlaufen war, um so 
mehr da die Anwesenheit politischer Leiter und 
Vertrauensmänner die Gelegenheit begünstigte. Die 
offiziöse „Nordd. Allg. Ztg." hatte auch ausdrück
lich bestätigt, daß „unter den gegenwärtigen Um
ständen der persönliche Gedankenaustausch zwischen 
dem Erzherzog und Sr. Majestät von besonderem 
werte ist und nur gute Früchte tragen, kann."
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Gewiß war das Zusammensein des tatkräftigen 
Erzherzogs mit dem Kaiser ein Zeichen für die 
politische Welt, das weder unbeachtet noch miß
verstanden bleiben konnte. Zu gleicher Zeit, aber 
ganz unabhängig vom Besuch des Thronfolgers, 
war auch der österreichisch-ungarische Generalstabs- 
chef 5ZTÏÎ. Schernuα zum Besuch des General
stabschefs v. Moltke in Berlin angekommen. 
Derartige Besuche find in den letzten Jahren nichts 
Seltenes gewesen und pflegen davon abzuhängen, 
ob und wann die sperren Zeit dazu haben.
Schem u a hat in Berlin außer dem Generalstabs
chef keine einzige amtliche Persönlichkeit, auch nicht 
den Kaiser und den Erzherzog, gesehen. Die 
presse, die nur nach äußeren Symptomen urteilt, 
nutzte das Zusammentreffen zu allerhand Sensa
tionen aus, der Krieg gegen Rußland, Dreibund 
gegen Dreiverband usw. mußten doch nach solchen 
sinnfälligen Anzeichen unmittelbar vor der Tür 
stehen.

Nach den Erfahrungen der letzten Jahre hätte 
man aber gerade aus solchen Beweisen des Zu- 
fammensstehens der beiden Zentralmächte auf das 
Gegenteil schließen müssen. Die Senfationspresse 
schließt freilich nicht so, und das dadurch längst 
mißleitete Publikum wünscht auch seine tägliche 
Sensation. Der Trunk schmeckt hinterher besser, 
wenn man sich vorher ein wenig aus der Ferne ge
grault hat. Auch läßt sich dabei leicht auf die 
Schwäche, das Schwanken oder gar die Dumm
heit der Regierung schimpfen, verantwortlich für 
etwaige Folgen ist man ja auf der Bierbank eben
so wenig wie am Redaktionstisch. Aber durch solches 
Treiben entstehen dann die angstvollen Stimmun
gen vor gar nicht vorhandenen Gefahren. Es 
deuchte vielen gar zu wahrscheinlich, daß sich die 
Mächte wegen der Balkanhändel gegenseitig in die 
Haare fahren müßten, um so mehr als die euro
päische Türkei doch nicht mehr zu retten war. 
iferr v. B eth m ann Lsollweg hatte wohl schon 
auf einen Glückwunsch zu seinem Geburtstag 
(29. November) geantwortet: „Ich denke, wir find 
über den Berg." Aber die Senfationspresse nahm 
davon wenig Notiz, sie wußte es besser. Da wurde 
plötzlich am 7. Dezember gleichzeitig in Berlin, 
Wien und Rom bekannt gegeben: „Der zwischen 
den Souveränen und Regierungen Deutschlands, 
Österreich-Ungarns und Italiens bestehende Bundes
vertrag ist ohne jede Änderung erneuert worden." 
— Unverändert? Da muß der Dreibutte sehr gut 
gewesen fein ! Und wie war er die letzte Zeit be
zweifelt, gelästert und begeifert worden! Daß feine 
Erneuerung vor dem Ablaufe erfolgte und gerade 
fetzt veröffentlicht wurde, hatte seinen guten Zweck. 
In dem etwas schwankend gewordenen Europa 
zeigte sich da ein fester Fels, der schon einige
mal seine Dauerhaftigkeit bewährt hatte und jetzt 
andere zur Anlehnung einlud. Der friedliche Zweck 
wurde auch in der presse der Dreierentente, wenn 
auch hie und da mit sauersüßer ZTtiene, anerkannt. 
Der Zusammenschluß Europas, zunächst für die 
Balkanangelegenheiten, wofür sich schon manche An
zeichen hatten erkennen lassen, war angebahnt. Da 
Österreich-Ungarn bei. der Neugestaltung der Bal
kanfragen gewissermaßen in vorderster Reihe be

teiligt war, dürfte es kaum ohne Bedeutung ge
wesen seiit, daß die Unterzeichnung des erneuer
ten Vertrages diesmal gerade ht Wien erfolgte. 
Den in der presse immer von neuem auftauchen
den Kriegsgerüchten gegenüber, bei denen Ruß
land immer in erster Linie genannt wurde, mußten 
als beruhigende ZTiomente erscheinen, daß der 
deutsche Botschafter in Petersburg, Graf pour- 
talös und der russische Sondergefandte in Berlin 
Generalmajor Tatfchitfchew im Dezember 
einen lättgereit Urlaub antraten, während der rus
sische Kriegsminister für Ende des Monats feine 
Anwesenheit bei der Einweihung der russischen Ge- 
dächtniskirche auf dem Schlachtfelde von Leipzig 
angekündigt hatte und dann ait die Riviera gehen 
wollte. Leider starb zu Ende des Jahres uner
wartet der Staatssekretär v. K i d e r l e n - w ä ch- 
t e r, der für die allgemeine Wendung zum Frie
den soviel beigetragen hatte.

voit kleineren politischen Ereignissen gegen 
das Jahresende fiitd noch folgende aufzuzählett: 
Am 26. November nahm Kaiser Wilhelm in 
Donaueschingen ait der Hochzeit der prinzeffiit 
Lotti v. F ü r st c tt b e r g mit dem Fürsten Hugo 
Vinzenz v. windifchgrätz teil, am 5. De
zember erwiderte er in Bückeburg den Besuch des 
Fürsten Adolf v o tt Schaumburg-Lippe. 
Am 3. war Kronprinz Ferdinand von Rumä
nien in Berlin zum Besuch eingetroffen und reifte 
am,5. nach Wien ab. Der auf der Durchreise in 
Berlin anwesende frühere König Manuel von 
Portugal wurde am 9- und ls. int königlichen 
Schlosse empfangen. Der russische Kriegsminister 
Ssucho mlimow, der am 28. zur Einweihungsfeier 
in Leipzig gewesen und am folgenden Tage in Dres
den vom König Friedrich 21 uguft empfangen 
worden war, traf am 30. in Berlin ein, wurde vom 
Kaiser empfangen und zur Tafel geladett. Die 
Franzosen empfanden das peinlich und versuchten 
vergeblich, allerlei törichte Gerüchte damit in Ver
bindung zu bringen. Att demselben Tage faite bei 
Tauroggeit auf russischem Boden unter zahlreicher 
Teilnahme deutscher und russischer Notabilitäten 
die Einweihung eines Denksteines an die vor hun
dert Jahren dort abgeschlossene Konvention zwi
schen den Generälen pork v. Wartenburg 
und D i e b i t s ch statt.

wlntersession des Reichstags.
Als der Reichstag am 26. November nach lan

ger Pause wieder zusammentrat, hatte sich inner
halb und außerhalb des Reiches mancherlei von 
nicht unerheblicher Tragweite ereignet. Die Bal
kanstaaten hatten sich über die durch parlamenta
rische Unfähigkeit und Parteimißwirtfchaft unter
höhlte Türkei hergemacht und ihr den größten 
Teil des europäischen Besitzes abgenommen. Linen 
so vollkommenen Zusammenbruch hatte kein Mensch 
vorausgesehen, und die Abwicklung der Besitzver
änderungen ließ wegen der unmittelbaren Beteili
gung des verbündeten Österreich-Ungarns auch 
eine noch undeutliche Gefahr für Deutschland am 
Horizont erscheinen. Die noch nach der vorjährigen 
Schablone — Dreibund gegen Dreiverband — ar
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beitende presse malte sie auch mit der bei ihr 
üblichen Deutlichkeit aus und ließ durchblickcn, daß 
eigentlich die Unfähigkeit des Reichskanzlers an 
der ganzen Geschichte schuld sei, die er hätte vor
aussehen und abwenden müssen. Ähnlich urteilte 
auch die deutschfeindliche presse des Auslandes, 
nur hatte sie keinen besonderen Parteihaß gegen 
Herrn v. B e t h rn a n n Ls o l l w e g, sondern tadelte 
und verdächtigte schlechthin Deutschland. Ls ge
hört gewissermaßen in Deutschland schon zum guten 
Ton, die eigene Diplomatie herabzusetzen, sich über 
sie zu entrüsten und — hinterher — klug zu tun. 
Daß von unerwarteten Lreignissen andere Diplo- 
rnaten und auch die wegen besonderer Klugheit 
gepriesenen Bank- und Börsenkreise womöglich noch 
weniger gewußt haben, wird von der Weisheit der 
Siebengescheidten gar nicht beachtet. Rian hat ja 
diese Weisheit aus der liberalen — also jetzt selbst
verständlich oppositionellen — Zeitung geschöpft. 
Nun scheint aber doch um Bethmann herum 
etwas mehr Kenntnis geherrscht zu haben, als 
bei den Besserwissern und den Verfertigern der täg
lichen oppositionellen Neuigkeiten. <£s darf hier 
doch daran erinnert werden, daß im Vorjahre in 
der Budgetkommission des Reichstags gerade von 
einem der Allestadler gefordert worden ist, Deutsch
land solle ein Bündnis mit der Türkei eingehen. 
Wo wäre da heute Deutschland! Herr v. Kider
len-Wächter hat das aber damals so entschie
den abgelehnt, daß diese aus den Zeitungen ge
sogene politische Weisheit glatt unter den Tisch 
gefallen ist. Lr muß also doch wohl etwas mehr 
gewußt und durchschaut haben wie seine Tadler. 
Von solchen Entgleisungen der Parlamentarier er
fährt das Publikum in der Regel nichts. Für die
jenigen, die wissen, wie die öffentliche Meinung 
gemacht wird, war es darum kein Wunder, daß im 
allgemeinen eine ziemlich unzufriedene Stimmung 
mit der Leitung der Reichspolitik erzeugt wor
den war.

Da nun auch im Innern die siegreiche Sozial
demokratie ihr Geschrei nach dem allgemeinen 
Wahlrecht für Preußen mächtig ertönen ließ, und 
die demokratische und Milieupresse es geschickt fer
tig gebracht hatte, die allgemeine Teuerung aller 
Erzeugnisse bloß noch als „Fleischnot" erscheinen 
zu lassen, was sich gegen die Agrarier ausnützen 
ließ, so ließ sich eine bewegte Session erwarten. 
Ls hatte sich schon manche Stimme vernehmen 
lassen, man werde mit der Reichsregierung scharf 
ins Gericht gehen. Zunächst mußte der Reichstag 
erst sein Präsidium in Ordnung bringen. Dr. 
Kämpf hatte vor der unzweifelhaften Ungültig
erklärung der Wahl sein Mandat niedergelegt, war 
aber wiedergewählt worden. Obgleich auf der Rech
ten größere Unzufriedenheit wegen seiner Ge
schäftsführung, namentlich den Sozialdemokraten 
gegenüber, herrschte, wurde aus taktischen Grün
den doch kein ernster Widerspruch erhoben und am 
27. November Dr. Kämpf bei Abgabe von H7 
unbeschriebenen Zetteln mit $0 gegen 6^ Stimmen 
zum Präsidenten gewählt. Reichskanzler v. Beth
mann Hollwe g erklärte sich bereit, die Inter
pellationen über die äußere politische Lage in der 
nächsten Woche, die über die Fleischteuerung so

fort zu beantworten. Nach der Begründung der 
sozialdemokratischen Interpellation durch den Abg. 
Scheidemann führte der Reichskanzler in halb
stündiger Rede aus, an die Aufhebung der gelten
den Wirtschaftspolitik fei schon wegen der Partei
verhältnisse im Reichstage nicht zu denken, eben
sowenig daran, die Lebensmittelzölle herauszuneh
men. Ls gelte entweder, Deutschlands Fleischver
sorgung durch die eigene Produktion zu decken, oder 
durch unbedingte Zulassung von Gefrierfleisch vom 
Auslande abhängig zu werden. Die deutsche Land
wirtschaft habe bewiesen, daß sie auch bei den ge
stiegenen Anforderungen ihre Leistungsfähigkeit noch 
zu steigern vermöge, und daran müsse man im 
Interesse der Unabhängigkeit und Kriegsbereit
schaft des Reiches festhalten. Die bedauerlichen 
Teuerungsverhältnisse sind nur vorübergehend, 
trotzdem habe die Regierung bei der außerordent
lichen Lage alle Lrleichterungen gewährt, die mit 
der Aufrechterhaltung der Wirtschaftspolitik verträg
lich find. Die dankenswerte Mitwirkung der Kom
munen zur Beseitigung der Schwierigkeiten werde 
hoffentlich mit Lrfolg fortgesetzt werden. Die So
zialdemokraten lärmten und unterbrachen wiederholt. 
Herr v. Bethmann H o l l w e g rief ihnen aber 
u. a. zu: „Die Herren von der Sozialdemokratie 
haben es sich angewöhnt, sich immer als die allei
nigen Vertreter des deutschen Volkes zu bezeichnen. 
Das sollten sie sein lassen. Wir gehören alle zum 
Volke. . . . Mit diesen Geschichten, bitte, kommen 
Sie mir nicht." (Lebhafter Beifall.)

Die dreitägige Debatte über die Teuerung 
und Verwandtes verlief ohne das von der Sozial
demokratie angekündigte Mißtrauensvotum gegen 
den Reichskanzler. Lin solches erhielt er auch nicht, 
als er sich am 2. Dezember in einer knappen 
und vorsichtigen Rede über die auswärtige Lage 
äußerte. Während er sonst frei spricht, las er dies
mal genau vom Papier ab. Ohne auf Linzelheiten 
einzugehen, sagte er doch in der Kürze genug, um 
die allgemeine Lage überblicken zu können. Zu
nächst besprach er die Vorgeschichte des Balkan
krieges. „Insbesondere mußten wir auf eine ge- 
waltsame Lösung der Frage gefaßt sein, seitdem uns 
im Beginn des Sommers bekannt geworden war, 
daß sich die Balkanstaaten zu einem Bunde zu
sammengeschlossen hatten. Als wir den Kampf als 
unvermeidlich ansahen, haben wir vor allem dar
auf hingewirkt, ihn zu lokalisieren." Weiter er
wähnte er, daß bei ^>en Neuordnungen nach dem 
Kriege auch Deutschland ein Wort in die Wag
schale zu werfen haben werde. Der Gedankenaus
tausch darüber werde in entgegenkommender Weise 
geführt und biete Aussicht auf Lrfolg. Sollte 
wider Lrwarten keine Linigung erzielt und Deutsch
lands Bundesgenossen angegriffen werden, dann 
würde es seinen Bundesverpflichtungen nachkom
men. „Dann würden wir an der Seite unserer 
Verbündeten zur Wahrung unserer eigenen 
Stellung in Luropa, zur Verteidigung 
der Sicherheit und Zukunft unseres 
eigenen Landes fechten. Ich bin fest über
zeugt, daß wir bei einer solchen Politik das ganze 
Volk hinter uns haben werden." (Beifall.) Deutsch
land habe während des türkisch-italienischen Krie
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ges sowohl die Interessen seines Verbündeten wie 
die der befreundeten Türkei wahrzunehmen ver
standen und werde auch im stande sein, im Verein 
mit den anderen Großmächten die Erhaltung einer 
ökonomisch und politisch lebensfähigen Türkei wie 
gute Beziehungen zu den erstarkenden Balkanstaa
ten in die Wege zu leiten. Dieses gemeinsame Be
streben widerspreche schon an sich den vielfach in 
der Kresse den Großmächten unterstellten Absichten 
auf Landerwerb auf Kosten der Türkei. — Das 
wie gewöhnlich bei solchen Gelegenheiten stark ge
füllte Hans kam bei diesen sorgsam abgewogenen 
-ätzen nicht auf seine Rechnung, soweit es sich 
auf sensationelle Eröffnungen über Krieg und 
Frieden gefaßt gemacht hatte. Im Ausland fand 
der feste Ton dieser Friedensrede allgemeine Zu
stimmung, und die bestimmte Erklärung des so 
ruhigen B e t h m a n n, daß Deutschland für seine 
Verbündeten „fechten" werde, die gebührende Be
achtung.

Die sich an die Rede anknüpfende Debatte för
derte auf Seite der Abgeordneten wenig Bemerkens
wertes zu Tage. Interessant war in gewisser Be
ziehung die sonst sehr lange und langweilige Rede 
des sozialdemokratischen Abg. Ledebonr, der 
die Fabel von der Frieden erhaltenden Tätigkeit 
der „Sozialdemokratie der ganzen Welt" breit trat. 
Er gab dem Staatssekretär v. Kiderlen - w ä ch- 
ter Gelegenheit, einmal unter den: Beifall des 
Hauses die bei Sozialdemokraten geläufigen An
griffe gegen den Kaiser von Rußland energisch zu
rückzuweisen, und zum zweiten, aus den Vorwurf, 
die Regierung nähre den Zwist mit England, zu 
erklären, „daß während der letzten Krisis unsere 
Beziehungen speziell zu England besonders ver
trauensvoll waren. (l)ört, hört! und Beifall.)... 
Ich kann die bestimmte Erwartung aussprechen, daß 
sie dies auch weiter tun werden." (Beifall.) Im 
übrigen erledigte der Reichstag nur einen Rach- 
tragsetat für (91^ und einige kleinere Gesetzent
würfe vollständig. Die erste Lesung des Etats 
dauerte nur kurze Zeit und beschäftigte sich fast 
allein, wie erwähnt, mit der Balkanfrage und mit 
der Jesuitenfrage. Von den dem Hause zugegan- 
genen neuen Gesetzentwürfen wurde nur das poft=> 
scheckgesetz in der Kommission durchberaten.

Ein Erlaß des neuen bayrischen Ministeriums 
H ertlin g über die Auslegung des Jesuiten
gesetzes hatte schon im Frühjahr heftige Erörte
rungen in der liberalen presse hervorgerufen, wo
bei indessen nicht allein das sachliche Interesse, 
sondern vielmehr der parteistandpunkt bestinnnend 
gewesen war. Run liegt es ja auf der Hand, 
daß eine einzelne Bundesregierung nicht berechtigt 
fein kann, Reichsgesetze auszulegen, sondern daß 
dafür allein der Bundesrat zuständig ist. Es be
stand tatsächlich auch eine Verschiedenheit zwischen 
dem bayrischen Erlaß und der bisherigen Anf- 
fassung des Bundesrates. Diese Angelegenheit war 
schon am 26. April im Reichstage durch eine In
terpellation von nationalliberaler Seite zur Sprache 
gebracht worden. Reichskanzler v. B e t h m a n n 
Hollweg hatte damals kurz erwidert, er habe 
sich um Auskunft an die bayrische Regierung ge
wandt. Diese habe mitgeteilt, sie werde beim Bun

desrat um eine authentische Auslegung nachsuchen, 
und habe diese Absicht auch bereits ausgeführt. 
Bis dahin solle auch in Bayern die bisherige Ans- 
legung gelten. Seitdem hatte sich der Bundesrat 
mit dem Ersuchen der bayrischen Regierung be
faßt und am 28. Rovember eine Ausführung des 
Jesuitengesetzes beschlossen, die den bayrischen Er
laß im wesentlichen aufhob. Damit war das Zen
trum, das ja überhaupt auf der Aufhebung des 
Jesuitengesetzes besteht, durchaus nicht zufrieden und 
brachte die Angelegenheit bei der Etatsdebatte am 
P Dezember zur Sprache. Kbg. Dr. S p a h n be
zeichnete den bundesrätlichen Beschluß für eine 
schwere Beeinträchtigung und Verletzung der staats
bürgerlichen Rechte der Katholiken und verlas 
eine Erklärung, nach der das Jesuitengesetz ein An- 
griff gegen die katholische Kirche und die staats
bürgerlichen Rechte der deutschen Katholiken sei, 
daß sie nach der Auslegung des Bundesrates zu 
ihm kein Vertrauen auf eine gerechte Behandlung 
mehr haben und ihr Verhalten dementsprechend ein
richten würden. Das klang sehr kriegerisch und ent
sprach vollkommen dem Machtgesühl des Zentrums 
im neuen Reichstag, in dem es jetzt wieder mit 
den Sozialdemokraten und allen in nationalen Fra
gen minder zuverlässigen Elementen eine starke 
Mehrheit gegen die Regierung zu bilden im 
stände ist.

Reichskanzler v. B e t h m a n n Ls o l l w e g trat 
der oben ausgeführten Auffassung des Bundes
ratsbeschlusses in einer kurzen, ersichtlich von inne
rer Bewegung eingegebenen Rede entgegen. Er 
wies darauf hin, daß im deutschen Volke die reli
giösen Fragen von jeher mit Leidenschaftlichkeit be
handelt würden und daß man sich darum bei Be
urteilung des Tatsächlichen von der Erregung der 
Gemüter möglichst frei halten müsse. Die Aus
legung des Bundesrates von (872 habe ^0 Jahre 
bestanden und sei im Interesse des konfessionellen 
Friedens immer milder gehandhabt worden. Durch 
den bayrischen Erlaß sei die Sache von neuem 
vor den Bundesrat gekommen. Der neue Beschluß 
hält sich genau an die bisher geübte praxis. Ge- 
genüber der neuerlichen Erregung in katholischen 
Kreisen sei doch die Tatsache zu betonen, daß bei 
mis 2Ą Millionen Katholiken mit ^0 Millionen 
Protestanten, beides Söhne eines Volkes, „auf Ge
deih und Verderb" verbunden sind. „Line geschicht
liche Tatsache ist es, daß sich das evangelische 
Volksempfinden von jeher gegen die Tätigkeit der 
Jesuiten heftig gekehrt hat." (Zustimmung.) Diese 
hat den Orden auch in katholischen Ländern wieder
holt mit der Staatsregierung, ja selbst mit der römi
schen Kirche in Widerspruch gebracht. Man könne 
sich nicht wundern, wenn in evangelischen Kreisen, 
vielleicht unbewußt, die Erinnerung an die Zeiten 
fanatischen Glaubenshasses nachzittert. Man möge 
durch Behandlung des Bundesratsbeschlusses als 
Einleitung eines neuen Kulturkampfes nicht eine 
schwere Verantwortung auf sich laden. „Diejenigen, 
die das tun, laden eine schwere und verhängnisvolle 
Verantwortung auf sich (Sehr richtig!), die sie weder 
mit dem Inhalt des Bundesratsbeschlusses, noch 
mit dem Hergang, der zu seiner Fassung führte, 
vertreten können." (Lebhafter Beifall.)
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Am \2. Dezember vertagte sich der Reichstag 
■— einen Tag früher, als beabsichtigt war — 
sofort nach der Eröffnung, nachdem der Präsident 
Dr. K ä m p f in einer kurzen Ansprache des dahin
geschiedenen Prinzregenten Luitpold von Bay
ern gedacht hatte.

Ifier sei noch einer Neuerung im Reichstage 
gedacht. Schon seit den berüchtigten Kaiserdebatten 
hu November 1907 war das Bestreben nach gewisser 
Machterweiterung des Reichstags auf liberaler 
Seite hervorgetreten. Alan hegte damals große 
Pläne und eine Geschäftsordnungskommission be
arbeitete alle dahingehenden Anträge. Am 5. Al ai 
kamen die Borschläge der Kommission im kfausc zur 
Beratung. Es handelte sich um die Einführung 
von kurzen Anfragen und von Anträgen zu Inter- 
pellationen. Staatssekretär Dr. Delbrück gab 
die Erklärung ab, daß der Bundesrat keine Ände
rung der Kompetenzen von Reichstag und Reichs
kanzler zugeben, daß jedoch der Reichskanzler, aber 
ohne Verpflichtung, einzelne kurze Anfragen be
antworten oder beantworten lassen werde. Der 
Reichstag nahm die Beschlüsse der Kommission an 
und seitdem sind verschiedene „kleine Anfragen" 
gestellt worden. Solche Anfragen können bei ver
ständiger Handhabung ganz zweckmäßig sein. Aber 
daß wöchentlich zwei „Sprechstunden" dafür angesetzt 
worden sind, läßt mißbräuchliche Anwendung nicht 
unmöglich erscheinen. Durch die Anträge zu den 
Interpellationen soll das in Ländern mit parlamen
tarischer Regierung übliche Mißtrauensvotum aus 
einem Umwege in Deutschland eingeführt werden. 
Der Reichstag will durch Mehrheitsbeschluß kund
geben, wenn er mit dem Reichskanzler zufrieden 
ist. Linen praktischen Zweck kann dergleichen nicht 
haben, da der Reichskanzler vom Kaiser ernannt 
wird und nicht von parlamentarischen Akehrheits- 
zufälligkeiten abhängig ist. Ls ist darum auch gar 
nicht zu erwarten, daß dieses neue „Machtmittel" 
das Ansehen des Reichstags zu erhöhen im stande 
sein werde. Die bisherigen Erfahrungen haben 
doch mehrfach gezeigt, daß derartige parlamen
tarische Demonstrationen bei der Bevölkerung stets 
wenig Beifall gefunden haben. Menn es sich der 
Aufregung lohnt: eine Auflösung — und es kommt 
immer ein ganz anderer Reichstag.

Aus dem parteilebcn.
Das Jahr begann mit dem denkwürdigen Aus- 

gang der Reichstagswahlen, nach denen die Sozial
demokratie als stärkste Partei im Parlament saß. 
Das war nur möglich gewesen durch den erbitter
ten Kampf unter den bürgerlichen Parteien, durch 
die indirekte Unterstützung, die ihr die liberale digi
tation leistete, und durch direkte Unterstützung nicht 
unbeträchtlicher Teile der fortschrittlichen Volks
partei. Die Schuld dafür trifft in erster Linie den 
Liberalismus, der die Mahlparole von 1907 schlecht
hin verleugnete und in dem bedauerlichen Irrtum 
über das damalige Mahlergebnis sich einer: libe
ralen Mahlsieg suggeriert hatte, infolgdessen mit 
den Konservativen zerfallen war und auch jedes 
Mahlbündnis gegen die Sozialdemokratie abgelehnt 
hatte. Der Liberalismus hatte sich vorgenommen, 

über den gar nicht existierenden „schwarzblaueil 
Block" einen großeil Sieg zu erringen und dailil das 
liberale Regiment iin Reiche zu errichteil. So stand 
es in alleil Blättern, so wurde es iti den Mahl- 
reden angekündigt. Man vergaß nur die alte Lr- 
fahrung, daß für jedes der Rechten durch liberale 
Agitation abgewonnene Resultat auf der Linken 
zwei Sozialdemokraten herauskommen. Das hot
ten doch auch schon djss letzteil Nachwahlen ge
zeigt, bei deilen mir die Sozialdemokraten gewon
nen, die Liberalen aber verloren hatten. Genau 
die gleiche Erscheinung ergab sich nun jetzt wieder 
bei den bsauptwahlen. Der Großliberalismus siegte 
ilicht, sondern verlor noch, aber die Sozialdemokratie 
nahm den bürgerlichen Parteien über 50 Mandate 
ab. Seitdem der Liberalismus deil Anhang der 
großen Massen cm die Sozialdemokratie verloren 
hat, ist es init seiner trotzdenl ständig angekündigten 
Herrschaft für alle Zukunft aus. Er hilft sich dar
um mit Suggestionen. Dabei muß er mit der Gunst 
der großen Massen rechnen, denn sollst verliert 
er jeden ZJintcii und Einfluß im Parlament. Line 
gewisse Volkstümlichkeit sucht er mm auf Kosten 
des eigenen Zusammenhalts zu gewinnen. ‘ Gerade 
für die Nationalliberalen, soweit sie iloch eine 
Mittelpartei fein wollen, bedeutet das eine Ein
buße an innerer Festigkeit. Der Linksliberalismus 
steuert auf den Großblock los, indem er sich sugge
riert, daß die Sozialdemokratie bündnisfähig, in 
gewissem Sinne sogar eine liberale Vorinacht sei, 
mit der man eine gute Strecke deil gleichen Meg 
gehen könne.

Alle diese Lrscheinungen waren bei der Reichs- 
tagswahl und auch nachher recht deutlich in die 
Erscheinung getreten. Die Erfahrungen voll 1907, 
nach deneil der nationale wie der fortschrittliche 
Liberalismus mir durch klare Betonung des natio
nalen Gedankens wieder wachsen kann, waren nicht 
nur nicht beherzigt, sondern geradezu ins Gegen
teil umgedeutet worden. Statt sich in der Rich
tung der alten nationalliberalen Partes zu ent
wickeln, hatte man direkt den Meg zur Demokratie 
eingeschlagen. Der Erfolg davon war nun der 
gewaltige Sieg der Sozialdemokraten. Man war 
taktisch und materiell geschlagen, während man 
doch auf einen großen liberalen Sieg gerechnet 
hatte. Als magerer Trost blieb, daß die Verluste 
der Rechten und des Zentrums noch größer waren. 
Und damit wurde eine neue Suggestion begründet: 
Der große Sieg über den „schwarz-blauen Block", 
der tatsächlich niemals bestanden hat, denn wäh
rend der letzten Mahlperiode hatten oft genug 
Konservative gegen Zentrum, und die Liberalen 
mit dem Zentrum oder mit den Konservativen, ja 
auch mit beiden gestimmt. Man muß sich da doch 
fragen, ob nicht wenigstens die einsichtsvolleren 
liberalen Führer die Unhaltbarkeit dieser neuen 
Suggestion erkannt haben. Es schien nicht so. Das 
Unglück der liberalen Parteien und zugleich das 
Glück der Sozialdemokraten ist, daß als Überbleibsel 
vergangener Zeiten 90°/o der Zeitungen in Deutsch
land im liberalen Sinne geleitet werden. Das ver
leitet zu einem Machtgefühl, das in der wirklichen 
Volksstimmung nicht begründet ist, denn trotz aller 
Agitation und der Unterstützung aller dieser Zei- 
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langen hat der gesamte Liberalismus von 39? 
Neichstagswahlsitzen nur vier nationalliberale aus 
eigener Kruft im ersten Wahlgange erobert. Alles 
andere ist Stichwahlerwerb. Da kann doch von 
Macht nicht groß die Rede fein. Aber nun trat die 
liberale Presse mit ihrem lärmenden Tamtam vom 
Sieg des Großliberalismus über den fchwarzblauen 
23 Io cf hervor, man hörte und las fast nichts an
deres als diese Suggestion, die über den alleinigen 
Sieg der Sozialdemokraten hinwegtäuschen sollte, 
und schließlich schienen auch die Führer daran zu 
glauben. In dieser Richtung liegt aber der zu
künftige Sieg des Liberalismus nicht. Der Traum 
vom großen liberalen (Erfolg, über den die Demo
kratie die segnende Hand hält, hat im letzten Herbst 
auch in Württemberg zu einem derben Mißerfolg 
geführt, wollten doch die liberalen Führer daraus 
lernen, denn einen gefunden Liberalismus hat 
Deutschland nötig.

Merlwürdigerweise trat die Wirkung der neuen 
Suggestion am deutlichsten bei den National
liberalen hervor, wer sich übrigens noch der 
großen Täuschung der Liberalen über den Wahl
ausfall von 1907 erinnert, wird darüber nicht er
staunt sein, wie weit die politische Verwirrung um 
sich gegriffen hatte, zeigte bedauerlichen Angeden
kens die Präsidentenwahl im Reichstage, bei der 
wohl die Hälfte der Nationalliberalen einen So
zialdemokraten, der vor- und nachher sich als der 
heftigste Verleumder von Kaiser und Reich ge
zeigt hat, zum ersten Vizepräsidenten wählte. Im 
Sinne des vermeintlichen Großblocksieges war das 
ganz richtig, aber den Nationalliberalen im Lande 
ging es doch über den Spahn. Es mußte einge
lenkt werden, doch die demokratischen Neigungen 
des einen Flügels blieben bestehen. Der Gegensatz 
5er Jungliberalen und Altnationalliberalen ist das 
ganze Jahr hindurch wiederholt hervorgetreten und 
hat der Beredtsamkeit des Führers Bass er mann 
Gelegenheit geboten, mit nicht zu leugnender Ge
schicklichkeit jeden direkten Bruch in der partei hint
anzuhalten. Er selbst mit deutlichen süddeutsch-demo
kratischen Anklängen steht den Jungliberalen nahe 
und feine badische Großblocksidee, die der Partei 
dort auch keinen Nutzen gebracht hat, dürfte wohl 
der Hauptgrund dafür gewesen sein, daß sich die 
Partei nicht zu einer ausnahmslosen Absage an 
die Sozialdemokraten aufschwingen konnte. Der 
Tag, an dem die nationalliberale partei ihre jetzi
gen, zur Demokratie führenden Wege endgültig 
verlassen würde, wird von allen Freunden des 
Reiches mit ungeteilter Freude begrüßt werden. 
Vorläufig denkt die Führung noch nicht daran, mög
lich, daß weitere unvermeidliche Verluste noch lehr
reich wirken. Bezeichnend für die Parteileitung und 
den inneren Zustand der partei ist wohl die Tat
sache, daß von partei wegen des zehnjährigen To
destages Bennigsens mit keiner Silbe gedacht 
wurde, und nur der altnationalliberale Reichsver
band einen Kranz an seinem Denkmal hatte nieder
legen lassen.

Die fortschrittliche Volkspartei ist 
noch weiter links gegangen und hat sich, zunächst 
für die Wahlen, der Sozialdemokratie vollkommen 
verschrieben. Das ist ein starkes Stück nach der un

mißverständlichen Äußerung des Volkswillens in 
den Wahlen von 1907. Es wird den Fortschritt
lern schwer werden, die Geister, die sie riefen, 
wieder loszuwerden. Das gefährliche Wahlbünd
nis war zunächst aus begreiflichen Gründen der 
Öffentlichkeit vorenthalten worden, wurde aber 
von den damit unzufriedenen radikalen Sozialdemo
kraten ans Licht gezogen. Das Erstaunen darüber 
war allgemein, berechtigt auch die Entrüstung der 
Parteien über die Heuchelei, mit der die Fortschritts
partei unter diesen Umständen noch die Stichwahl- 
unterstützung gegen sozialdemokratische Kandidaten 
begehrt hatte. Selbst Rosa Luxemburg nannte 
dies eine „unehrliche Spekulation der Fortschritt
ler auf die Gunst der reaktionären Wähler." In 
16 Wahlkreisen, in denen sozialdemokratische Kan
didaten mit fortschrittlichen vor der Stichwahl stan
den, hatte die Sozialdemokratie zugestanden, den 
Wahlkampf zu „dämpfen", um den eigenen Sieg zu 
verhindern. Der Ärger der radikalen Sozialdemo
kraten über die verschenkten Wahlsitze war begreif
lich, aber die Parteileitung wußte, was sie getan 
hatte. In den Zusammenhalt der bürgerlichen Par
teien, der sich 1907 so verderbenbringend für die 
Sozialdemokratie erwiesen hatte, war ein schwer 
wieder zu beseitigender Keil getrieben worden. In 
wieviel Kreisen die fortschrittliche Volkspartei zur 
„Dämpfung" zu Gunsten der Sozialdemokratie ver
pflichtet war, ist nicht bekannt geworden. Für den 
gegenwärtigen Reichstag ist es aber bezeichnend, 
daß eine partei, die kaum auf solchem Wege die 
Stärke der fünften partei zu erreichen vermochte, 
den Präsidenten und einen Vizepräsidenten stellt. 
Die fortschrittlichen Blätter erklärten das aber 
auch für einen liberalen Sieg und taten fortan 
alles, um das von keiner Seite gelobte Wahlab
kommen aus der Erörterung verschwinden zu 
lassen, was bei ihrer großen Überzahl auch gelang. 
Das wird freilich nicht verhindern, daß die national 
gesinnte Bürgerschaft mit dieser partei, wenn sie 
nicht einen grundsätzlichen Wandel vollzieht, in Zu
kunft nicht wieder gemeinsame Sache machen kann. 
Als am August in dem Eugen Richter- Turm 
bei Hagen ein Gedächtniszimmer für ben einstigen 
Parteiführer eingeweiht wurde, erklang das Lob 
der partei in mächtiger Rede, aber mit keiner Silbe 
wurde erwähnt, daß Eugen Richter stets die So
zialdemokratie nachdrücklich mit Wort und Schrift 
bekämpft hat, wenn er auch nie eingesehen hatte, 
daß die Art seiner politischen Agitation nach B i s- 
m arcks Zeugnis die beste „Vorfrucht der Sozial
demokratie" war. Seine Nachfolger haben sich be
reits „auf Gedeih und verderb" der Sozialdemo
kratie verschrieben. Ein erfreuliches Zeichen für 
die Möglichkeit einer Sinnesänderung der partei 
ergab am 6. Oktober der Mannheimer Parteitag, 
auf dem sich eine entschiedene Abwendung von 
dem bisher hartnäckig festgehaltenen Freihandel 
herausstellte. Die Sozialdemokraten find natürlich 
höchst unzufrieden damit. Daß seit dem Offenkundig
werden des Wahlbündnisses mit der Sozialbemo- 
kratie die Anhängerschaft in bürgerlichen Kreisen 
zugenommen hätte, behauptet auch die fortschriitt- 
liche Presse nicht. Bei zahlreichen Städtewahlen 
zeigte sich ein merklicher Rückgang der Stimmen,
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der bei der Reichstagsnachwahl in Stolp-Cauen- 
burg im Dezember sogar über 2000 Stimmen 
(250/0) gegenüber der Hauptwahl im Januar be
trug.

Sehr zufrieden konnten die S o z i a l d e rn 0- 
kraten sein, denn auf einen so großen Mahlerfolg 
hatten sie im Ernst nicht rechnen können, Hier soll 
die Bedeutung ihres Wahlsieges nicht herabgesetzt 
werden, aber sie haben eben von jeher von den Feh
lern ihrer Gegner gelebt, nicht von der zwingenden 
Gewalt ihres politischen Programms. Die HO 
Sozialdemokraten im Reichstage, mehr als das Dop
pelte der bisherigen Mandate, sind unter allen 
Umständen ein bedauerliches Armutszeugnis für das 
Maß der politischen Besonnenheit in Deutschland. 
Vor fünf Jahren HZ, diesmal HO Sozialdemokraten! 
was ist da Volksmeinung? Hatte Kaiser Wil- 
Helu: nicht recht, als er vor zwei Jahren in 
Königsberg gelobte, er werde „unbeirrt von Volks
meinungen" fernes hohen Amtes walten? Es ist 
trotz allem nicht begründet, in dem zufälligen An- 
fchwellen der Sozialdemokratie im Reichstage eine 
Gefahr sehen zu wollen, was könnten sie gefähr
den? Sie können viel herabfetzen, hemmen, ver
eiteln, aber zu schaffen vermögen sie nichts. Trotz 
ihrer Anwesenheit hat der Reichstag fast über Er
warten feine Schuldigkeit getan, ihre Gegnerschaft 
hat die verfeindeten bürgerlichen Parteien zur ge
meinsamen Arbeit genötigt, selbst die von ihrer 
zukünftigen Gunst abhängigen Fortschrittler haben 
nicht immer mit ihnen gestimmt. Sie find höchstens 
ein williges Hilfsmittel für Demonstrationen des 
Zentrums gewesen, das ihnen nicht einmal dank
bar dafür ist. Darauf kommt es1 auch den Führern 
gar nicht an, ihre ganze Taktik ist zum Fenster 
hinaus auf die Betörung der Massen gerichtet, die 
in dem Wahne erhalten werden müssen, daß sie 
eine Macht darstellen. Dann bleiben sie bei der 
Partei und zahlen für sie. Keine Partei erhebt so 
hohe Beiträge wie die Sozialdemokratie, und kein 
agitatorischer oder taktischer Schritt entbehrt des 
leicht durchsichtigen Zweckes, zahlende Partei
mitglieder zu gewinnen. Und es ist rührend, welche 
enormen Summen die Armen im Geiste — denn 
durchschnittlich leben sie besser wie je und sind 
keineswegs arm — für den Bestand der Partei auf
bringen. Denn sie zu erhalten kostet viel.

Zn Berlin allein beträgt die Anzahl der von 
der Partei besoldeten Agitatoren usw. gegen 800, 
die Zahl der für den Parteidienst in der Presse, in 
Konsumvereinen usw. bezahlten Personen geht im 
Reiche in die Zehntaufende. Diese von der Partei- 
kasse durchaus abhängigen Genossen halten dafür 
die Partei zusammen, denn sie haben das größte 
Interesse daran, daß sie in den erworbenen Bour- 
geoisexistenzen bleiben, womöglich aufsteigen, selbst 
auch Reichstagsabgeordneter mit 6000 Mark Diäten 
werden können und nur um Gotteswillen nicht wie
der Arbeiter sein müssen. So hat die Partei den 
zahlreichsten, sichersten und automatenhaft für den 
Weiterbestand arbeitenden Beamtenstand. Das kann 
keine andere Partei nachmachen und darin liegt 
die wirksamste Ursache für das Wachstum der 
Partei. Die linksliberale „Frankfurter Zeitung" 
schrieb sehr zutreffend, als sie die sozialdemokrati

schen Kandidaten — nicht für den Reichstag — 
sondern für die Stadtvertretung bekämpfte: „Zwei 
Drittel der sozialdemokratischen Kandidaten stehen 
im Brote der Partei. Es ist eine Tatsache, daß die 
sozialdemokratischen Parteifunktionäre in einem be
sonderen Maße von ihrem Brottzeber abhängig 
sind. Der Zudrang zu den festbezahlten Partei- 
stellen ist ein großer, cher Kampf um die Futter
krippe^ dementsprechend rücksichtslos, wer ein Amt 
oder ein Ämtchen will, der muß sich durch Beto
nung seines Radikalismus in den Vordergrund 
drängen." Diese glücklichen Ämterbesitzer halten 
die Partei zusammen, die „prinzipiellen" Ausein
andersetzungen und persönlichen Streitereien auf den 
Parteitagen find ihnen höchst gleichgültig, ihr In
teresse liegt im reichlichen.Zufluß der Parteigelder, 
aus denen ihre Gehälter gezahlt werden. Und 
die Parteibeträge find nicht gering; in den sozial
demokratischen Gewerkschaften schwanken sie zwi
schen 39 (Metallarbeiter) und 78 Mark jährlich, 
dazu kommen noch andere ordentliche und außer
ordentliche Beiträge, wegen Besoldung der zahl
reichen Agitatoren sind die Verwaltungskosten un
geheuer hoch, so betrugen sie im Jahre (9(0 bei 
der Gewerkschaft der Metallarbeiter 8'90 Mark, 
der Holzarbeiter 9'57 Mark und der Maurer 9'63 
Mark auf den Kops. Die von den sozialdemokrati
schen Gewerkschaften gewährten Unterstützungen be
trugen in demselben Jahre allerdings (('3 Mil
lionen, aber diese Summe machte doch nur den 
fünften Teil der Gesamteinnahmen aus, die Ver- 
waltungskosten waren also höher. Die Ausgaben 
aus der Parteikasse für die Agitation bei der Reichs- 
tagswahl beliefen sich auf (3/4 Millionen, außer
dem haben nach Angabe des Parteisekretärs pfann- 
k u ch die einzelnen Bezirke noch fast ebensoviel 
aufgebracht.

Eine weitere starke Belastung erleiden die 
Genossen durch die von der Parteileitung verursach
ten Streiks. Ls muß selbstverständlich den Arbei- 
tern unbenommen sein, ihnen unerträglich gewor
dene Arbeitsverhältnisnisse durch ordnungsmäßig 
erfolgende gemeinsame Arbeitsniederlegung zu än
dern zu suchen; denn der einzelne kann sich wohl 
leicht eine andere Arbeitsstelle suchen, nicht aber 
eine größere Arbeiterschaft, wie heutzutage die 
Verhältnisse liegen, so führen derartige Bewegun
gen meist noch vor ihrem Ausbruch zu einem billi
gen Ausgleich. Die meisten Streiks in unserer Zeit 
gehen aber gar nicht von den Arbeitern ans, son
dern werden oft gegen den willen aller ruhigen 
Elemente von den Führern inszeniert. Der eigent
liche Zweck dabei ist, neue Genossen unter den Ar
beitern für die parteikaffe anzuwerben und sie 
zum Eintritt zu nötigen dadurch, daß während des 
Streiks nur an Parteimitglieder Unterstützungen ge
zahlt werden. Vor einem Streik erfolgen darum aus 
Furcht immer zahlreiche Eintritte. Den Streik 
selbst ins Werk zu fetzen, ist nicht schwer, denn na
mentlich durch die jungen und sonstigen radaulusti- 
gen Elemente wird leicht eine Mehrheit in der 
ewig aufgehetzten und zu einem falschen Macht- 
gefühl erzogenen Arbeiterschaft dafür erzeugt. Die 
während des Streiks gezahlten Unterstützungen 
reichen nun kaum für Unverheiratete notdürftig aus,
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Familien aber setze:: ihre Ersparnisse und ihr biß
chen Wohlstand zu. Wird dann vielleicht eine ge
ringe Lohnerhöhung erzielt, so reicht diese doch 
Jahre hindurch nicht aus, den wirtschaftlichen Oer
fall wieder auszugleichen. Die Arbeiter, die wirt
schaftlich zu rechnen gelernt haben, sind darum 
auch solchen Streifs abgeneigt. Den Führern liegt 

* an solchen „Bourgeois" nicht viel, ihnen sind nichts
besitzende und deshalb zur Unzufriedenheit neigende 
lieber. Seitdem die Arbeitgeber solchen Streiks mit 
gemeinsamen Aussperrungen geantwortet haben, 
sind sie seltener geworden, An ausgedehnten Streiks 
liegt übrigens den Führern auch nichts, weil diese 
die Rasse zu sehr angreifen und überhaupt be
weisen, daß trotz alles Großsprechens und alles 
gegen Arbeitgeber und Arbeitswillige geübten Ter- 
rorismus die faktische Ohnmacht der Viermillionen- 
partei dabei aller Welt klar wird. Um die Partei
kasse zu schonen und zur Wahrung des Ansehens 
der Parteileitung durch Verlängerung der Streiks 
werden dann außerordentliche Sammlungen aus
geschrieben, aber neuerdings haben diese merkwür
dig wenig ergeben. Die sozialdemokratischen Ar- 
beiter scheinen es müde geworden zu sein, für 
Streiks unausgesetzt in die Tasche greifen zu 
müssen.

Auch sonst scheinen sie manche Parteimätzchen 
schon herzlich satt zu haben. Der f. Mai, den man 
der „Bourgeoisie" als Weltfeiertag aufzudrängen 
gedachte, hat von Jahr zu Jahr geringere Betei
ligung gefunden. Dieses Jahr handelte es sich 
um die 25. Maifeier, man lockte mit silbernen Mel
ken und Maifeier-Wunschzetteln für die Rinder — 
aber es war wieder nichts, von größerer Beteili
gung der „vier Millionen" gar nicht die Rede. 
So war es auch mit den Demonstrationsversamm
lungen im September wegen der Fleischteuerung 
und in: November gegen den Krieg. Für letztere 
hatte man als Lockmittel nach Berlin fremde Sozial
demokraten verschrieben, den Franzosen Jaurès 
und den Lngländer M'G rady, denen aber der 
Polizeipräsident v. Zagow auf Grund des Ver
einsgesetzes das Reden in fremden Zungen verbot. 
Trotz aller aufgebauschten Berichte über beide Grup
pen von Versammlungen ließ sich doch gar nicht 
verhehlen, daß außer den unter direkter Kontrolle 
stehenden Genossen kaum eine Beteiligung statt- 
gesunden hat. Die Leute sind nach und nach der 
hohlen Demonstration überdrüssig geworden. Zn 
der Provinz sind die mit großen Worten angekün
digten protestvcrsaminlungen an vielen Orten gänz
lich unterblieben, so u. a. selbst in dem arbeiter- 
reichen Dortmund, weil die Arbeiter von den blö
den „Friedensdemonstrationen" der Führer nichts 
wissen wollten. Sollte wirklich ein Krieg kom
men, so ist den Führern bloß zu raten, dergleichen 
zu unterlassen. Ts könnten sonst Zustände ein- 
txeten, ähnlich wie in München in: August f870 ; 
während die Kammer über den Kriegskredit beriet, 
baten die dagegen opponierenden Klerikalen, n:an 
möge doch die Sitzung nicht bis in die Dunkelheit 
ausdehnen, weil sie sonst auf dem Heimwege Keile 
bekämen. Der Unmut der mit Zwangsbeiträgen 
zur Parteikasse übermäßig gequälten Genossen wagt 
nur selten einen offenen Protest. Lin solcher Fall 

kan: aber doch schon in Düsseldorf vor, wo in der 
offiziellen sozialdemokratischen Kreiskonferenz nicht 
nur die Gründung eines besonderen Wahlfonds 
abgelehnt, sondern den Führern ganz ungeschminkt 
gesagt wurde, die alles Maß überschreitende Bei- 
tragsschrauberei werde schließlich zum Massenaus- 
tritt führen. Die Streiks verschlingen ungeheure 
Summen, von den noch höheren wirtschaftlichen 
Nachteilen für die Feiernden ganz abgesehen. Zn 
den letzten 20 Zähren haben die sozialdemokrati
schen Zentralverbände nicht weniger als s08,095.58s 
Mark dafür ausgegeben, das Zahr WO mit W/2 
Millionen war bisher das teuerste.

wie bereits angedeutet, haben in neuerer Zeit 
die großen Streiks nur selten Lrfolg, weil die 
Arbeitgeber in der Regel geschlossenen widerstand 
leisten. Als Beispiel sei nur der Ausstand der Ge
hilfen in: Steindruckereigewerbe erwähnt, der nach 
s8 Wochen zur Wiederaufnahme der Arbeit ge
nau zu den früheren Bedingungen führte. Der 
Kostenaufwand betrug gegen V/2 Millionen, der 
entgangene Lohn 2'^ Millionen. Selbstverständ
lich reichten die geringen Streikunterstützungen für 
den Lebensunterhalt nicht ans. Und solch minie
rende Experimente wurden in der Zeit der „Fleisch
not" gemacht! Die Ursache liegt in dem durch die 
Zahrzehnte hindurch betriebene Agitation gesteiger
ten übertriebenen Machtgefühl. „Alle Räder stehen 
still, wenn dein starker Arm es will," lautet ja das 
Leitmotiv der sozialdemokratischen Agitation. Za, 
die Räder sind wohl bald zum Stillstehen ge
bracht, aber dann gibt's auch keine Löhne, und die 
kärglichen Unterstützungsgelder sind nur ein Trop
fen auf den heißen Stein. Auf diesen: Wege ist 
das Wohlbefinden der Arbeiter nicht zu erzielen. 
Zahrelang mochte es wohl so scheinen, solange 
man nur einzelne Unternehmer vor sich hatte. Aber 
nachdem diese sich nach den: Muster der Arbeiter 
auch zusammengeschlossen haben, ist die Methode 
nicht mehr verwendbar. Das künstlich erzeugte 
Machtgefühl führt indessen sogar zu direkten Auf- 
lehnungen gegen die Zentralleitung, wie sich im 
verflossenen Zahre, und zwar durch zahlreiche 
Streiks im Baugewerbe, gezeigt hat. Lin Bei
spiel eines regelrecht von der Zentralleitung be- 
triebenen Streiks war der der Bergarbeiter im 
Ruhrrevier, der nach zehn Tagen mit einem Lohn
verlust von \2 Millionen gänzlich scheiterte. Zn 
seinen Beweggründen ist der Streik auf den weit 
überschätzten Sieg der ss0 für den Reichstag ;u- 
rückzuführen und den besonderen Anstoß gab der 
große Streik in Lngland, den man nachahmen 
wollte. Der widerstand der besonnenen Arbeiter 
und der christlichen und nationalen Arbeiterverbände 
wurde niedergeschrien, und der sozialdemokratische 
verband beschloß den Streik, den: sich auch der 
fortschrittliche Hirsch-Dunckersche verband anschloß. 
Die Grubenverwaltungen ließen mit den Arbeits
willigen weiterarbeiten, aber diese wurden von den 
Genossen bald so arg beschiinpft, bedroht und miß- 
handelt, daß die zahlreichen Gendarmen nicht aus
reichten und Militär herbeigerufen wurde, worauf 
ohne Anwendung der Waffe der Streik zusammen- 
fiol. Verhaftungen und gegen 2000 Anklagen 
wegen Bedrohung, Beschimpfung und Gewalt- 
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tätigfeit waren die Folge. Dabei waren bei dein 
sorgsam vorbereiteten Streif ein großer Teil der 
Missetäter von fernher eingetroffene Leute, die den 
Beleidigten gänzlich unbefannt waren, so daß ihre 
Feststellung nicht erfolgen sonnte.

Alle Kundigen waren nicht im Zweifel darüber, 
daß der Streif den Zwecf verfolgte, Bache an den 
christlichen und nationalen Arbeiterverbänden zu 
nehmen und sie um ihre Mitglieder zu bringen, 
weil sie nicht mit den Sozialdemokraten gewählt 
hatten. Man glaubte nämlich, bei einem allgemei
nen Streif Christliche und Nationale mürbe zu 
machen, da sie ohne Lohn sein würden, während 
die Genossen Streikunterstützung bekämen. Die 
Sache kam aber umgekehrt: Die Arbeitswilligen 
behielten ihren Lohn, und die Genossen hatten nur 
die unzulängliche Unterstützung, darum mußte der 
Erfolg der sorgfältig eingefädelten Diktion aus
bleiben. Die Streikleitung suchte alles auf das 
(Eingreifen des Militärs zu schieben, aber das ver
fing bei den einsichtigeren, von der Parteikasse nicht 
direkt abhängigen Arbeitern nicht mehr. Sie hat
ten den Fehlschlag vor Augen, und das Erscheinen 
des Militärs war für sie ein willkommener An
laß, zur Arbeit zurückkehren zu können. Die Er
bitterung gegen die Verbandsleitung war allge- 
mein, zahlreiche Austritte aus dem Verbände er
folgten, am meisten wurden davon die Hirfch- 
Dunckerfchen Verbände betroffen, den Vorteil hat
ten der christliche und der nationale Verband, die 
auch bei den folgenden Ausschußwahlen große 
Erfolge erzielten. Die Einsicht nimmt zu, daß die 
Streikorganisationen für die Bergarbeiter nicht nur 
völlig wertlos, sondern sogar schädlich sind. Diesen 
Standpunkt vertreten die christlichen und nationalen 
Verbände schon längst. Die nationalen in der 
Milieupresse gewöhnlich „gelben" genannt — Ver
bände verwerfen den Streik außer im Notfall und 
sind im übrigen für den Verständigungsversuch; 
ihre Hauptstärke haben sie unter den Kruppschen 
Arbeitern. Die christlichen Verbände sind, wie die 
sozialdemokratischen, auf dem Mißtrauen gegen die 
Unternehmer aufgebaut, wenn sie auch den Streik 
als Kampfmittel weit in den Hintergrund schieben. 
Wie leicht sie aber auch davon Gebrauch machen, 
zeigte der drohende Streik im Saarrevier in der 
zweiten Hälfte des Dezember. Er ist schließlich 
durch Entgegenkommen von beiden Seiten noch 
vor dem Ausbruch geschlichtet worden. So könnte 
es auch überall sein, wenn die Sozialdemokraten 
nicht immer mit ihren Machtansprüchen und ihren 
sozialistisch - kommunistischen wirtschaftlichen Ansich- 
ten, die doch in der Gegenwart nirgends und auch 
wahrscheinlich in der Zukunft nicht zu verwirk
lichen sind, die Verhandlungen auch mit den wohl
meinendsten Unternehmern erschwerten und dadurch 
schließlich doch nur die Arbeiter wirtschaftlich 
schädigen.

Die einsichtigen Parteiführer sind nicht im 
Zweifel darüber, daß Wahlerfolge allein die zahlen
den Parteimitglieder nicht auf die Dauer zusammen
halten können, daß vielmehr die parteifteuerschraube 
und die zunehmende Aussichtslosigkeit der Streik- 
organisationen zum Massenaustritt führen werden. 
Für die Wahlen wäre das vielleicht von geringe

rem Belang, weil das Klassenbewußtsein schon hin
reichend entwickelt ist. Kber die Aufrechterhaltung 
des kostspieligen Parteiapparats würde infolgedessen 
unmöglich werden. Man ist darum auf ein neues 
Zugmittel verfallen, das die Leute fester an die 
Partei ketten soll. Es soll eine Volksversicherung 
geschaffen und zu einem politischen Kampfmittel 
ausgebildet werden. Ende des Jahres ist bereits 
in Hamburg die sogenannte „Volksfürsorge", das 
Versicherungsunternehmen der sozialdemokratischen 
Genossenschaften und „freien" Gewerkschaften, mit 
einem Kapital von einer Million Mark als Ver
sicherungsaktiengesellschaft begründet worden. Kls 
Gegengewicht hat sich bereits eine Vereinigung von 
Versicherungsgesellschaften und provinzialen Ver
bänden zusammengeschlossen, die eine politisch neu
trale und gemeinnützig organisierte Volksversiche
rung bieten will. Man darf die weitere Entwick
lung abwarten. Trotz aller durch die Uneinig
keit der bürgerlichen Parteien verursachten Wahl- 
überraschungen wird die Sozialdemokratie nicht 
zum Zukunftsstaate heranwachsen. Das hat sich 
schon mehrfach wieder bei den Wahlen gezeigt. 
Bei allen politischen Wahlen seit der Reichstags- 
wahl haben die sozialdemokratischen Stimmen viel
fach in geradezu überraschendem Umfange abge
nommen, die Mitläufer bei der Reichstagswahl 
scheinen sich ihres Irrtums bewußt zu werden. In 
den Gemeindevertretungen haben die Sozialdemo
kraten ihre Vertreter nirgends vermehrt, in einer 
größeren Anzahl von Städten wurden sie bei den 
Wahlen aufs Haupt geschlagen und aus den Stadt
verwaltungen wieder verdrängt. Auch die Zahl 
der Landgemeinden, in denen sozialdemokratische 
Vertreter vorkamen, hat sich nicht vermehrt, ein
zelne Wablerfolge sind durch Verluste an anderen 
Grten 'reichlich ausgeglichen worden. Die bürger
lichen Parteien haben es also noch immer in der 
Hand, durch Zusammenhalten jede sozialdemokra
tische Herrschaft abzuwehren. Der Parteitag in 
Themnitz in der zweiten Hälfte des September ver
lief auch, nach dem großen Erfolg bei der Reichs
tagswahl über Erwarten harmlos. Man hatte 
durchaus nicht den Mut, offen gegen sich selbst zu 
sein und dadurch das Bürgertum weiter zu beun
ruhigen. Man will den Eindruck des unerwarte
ten Wahlsieges durch Heraufbeschwörung künfti
ger Niederlagen nicht gefährden. Die bürgerlichen 
Parteien mögen aber deshalb ja nicht meinen, daß 
aus einem Wolf im Schafskleid auch wirklich ein 
Lamm wird.

Nächst der Sozialdemokratie konnte das Zen- 
t r u m mit der gegenwärtigen Lage am zufrieden
sten fein. Es hatte zwar zehn Mandate eingebüßt, 
war aber durch den Wahlumschwung trotzdem zur 
ausschlaggebenden Partei geworden, denn die HO 
Sozialdemokraten sind trotz ihrer Ziffer bedeu
tungslos, außer wenn sie als Hilfstruppe des 
Zentrums die Regierung und die nationalen Par
teien ärgern wollen. Auch die Anseinandersetzun- 
gen im Innern der Partei, die sich während des 
ganzen Jahres abgespielt und unter dem Schlag- 
wort : Kölner und Berliner Richtung in den Blät
tern figuriert haben, sind ohne besondere Wirfung 
geblieben ; von dem auf gewissen Seiten erwar- 
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toten Bruche war keine Bede. In den Städtewahlen 
und bei den Landtagswahlen in Württemberg hat 
die Partei gegenüber den Liberalen unzweifelhafte 
Erfolge errungen. Der Katholikentag fand Mitte 
August in Aachen statt; politische fragen wurden 
milde behandelt und polemisch-konfessionelle kaum 
berührt. Mit großem Jubel wurde einstimmig be
schlossen, das Jesuitengesetz sei ein gehässiges 
Ausnahmegesetz, dessen Aufhebung im Reichstage 
beantragt werden solle. Man rechnete also auf 
die bekannte Mehrheit, die Zentrum und Sozial
demokraten bilden können. Im allgemeinen hat 
sich das Zentrum in allen Angelegenheiten des 
Reiches in positivem Sinne bewährt mit der ein
zigen Ausnahme der Polenfrage, in der es bei 
seiner bisherigen Haltung beharrt.

Die Konservativen nehmen seit den 
Wahlverlusten eine Stellung rubiger Sammlung 
ein. Außer vielfach wandelbaren Wahlkreisen, die 
bei einer anderen woge der Volksstimmung wieder
gewonnen werden können, haben sie nichts ver
loren, dagegen die beiden ostpreußischen Wahl
kreise, die ihnen im Vorjahre durch eine gewandte 
Wahltechnik zum Jubel der Milieupresse entrissen 
worden waren, von den Liberalen zurückerobert. 
Im Reichstage wie im preußischen Landtage ist 
von ihnen der konservative Standpunkt mehrfach 
schärfer betont worden wie in früheren Jahren, 
wo ihnen das freundschaftliche Verhältnis zu den 
Nationalliberalen Rücksichten auferlegte, die jetzt 
weggefallen sind. Das hat sie aber nicht abge
halten, ebenso wie mit dem Zentrum so auch mit 
den Nationalliberalen in allen nationalen fragen 
zusammenzuarbeiten.

Polen, Dänen, Welfen.

Die Polenfrage ist, soweit sie polnische Zu- 
kunftsträume und deutschfeindliche Agitationen be
trifft, iin Jahre (9(2 unverändert geblieben, und 
zwar in allen „drei Teilen" des an seiner politi
schen Unfähigkeit zu Grunde gegangenen Polen
reiches. Kenner bezweifeln, daß das Agitations
fieber, das die polnischen Köpfe erhitzt, jemals 
staatenbildende Kraft entwickeln wird, der fieber
kranke pflegt in der Regel seine Kräfte zu über
schätzen. Ls ist aber eine fieberkranke Phantasie, 
die drei mächtigsten Monarchien des Weltteiles um 
die von ihnen einst erworbenen Provinzen wieder 
berauben zu wollen, aus denen man das Polenreich 
der Zukunft aufbauen will. Und daß man der
gleichen glaubt, ist aus allen polnischen Veröffent
lichungen herauszuhören. So sagte u. a. letzthin 
der „wiek Nowy" in seiner Weihnachtsbetrachtung: 
„Ghnc eine reelle Tat werden wir nichts er
bauen können, wollen wir einst uin unsere Frei
heit kämpfen, so müssen wir dazu entsprechend 
vorbereitet Jein. Indem wir also in Schmerz und 
Begeisterung die Solidarität der gesamten polni
schen Nationalität empfinden, den Gedanken der 
Befreiung in unserer Seele hegen, müssen wir zu 
einer unbegrenzten Opferfähigkeit für die Ziele 
des polnischen Vaterlandes, die Be
dürfnisse der polnischen Gemeinschaft bereit sein, 

die Tat wünschend, die endlich nach den er
sehnten Toren der Freiheit führt." — polnische 
Freiheit! — Ulan frage einmal einen Deutschen 
oder Ruthenen in Galizien nach der polnischen 
Freiheit; die kennen sie. Gott gnade allen Deut
schen in unseren Ostprovinzen, wenn sich gegen alle 
Wahrscheinlichkeit der polnische Machttraum ver
wirklichen sollte. Sie würden bald blutige Tränen 
über die polnische Freiheit weinen müssen! — 
Aber in diesem Sinne schrieben und schreiben doch 
alle polnischen Blätter. „Dziennik Bydgoski" 
wurde noch dreister und schrieb: „Es wird nicht 
eher Frieden auf Erden werden, solange Gott das 
Preußentum nicht demütigt." — Und das darf 
man in Preußen ungestraft schreiben! Unter pol
nischer Freiheit dürfte man es sicher nicht. Von 
Dankbarkeit für das, was preußische Staatsord
nung und Schulung aus den elenden und verkom
menen völkischen Überresten des an politischer Un
sittlichkeit zu Grunde gegangenen polnischen Na
tionalstaates gemacht hat, findet sich bei diesem auf 
deutsche Kosten — denn sie besaßen nichts wieder 
üppig gewordenen Geschlecht keine Spur. Und auf 
so bedenklicher Grundlage glauben sie, einen neuen 
Staat errichten zu können! wenn es die Natio
nalität allein täte, so hätte doch auch ihr früherer 
Bestand haben müssen.

Alles läuft auf nationale Reizung und Über
reizung hinaus und erinnert, seitdem die demo
kratische Richtung mehr und mehr die Führung 
an sich gerissen hat, recht lebhaft an das Treiben 
der Geschäftspolitiker in den Parteien der west
lichen europäischen Länder. Viel Tamtam, Phrasen
schwall mit donnerndem Beifall, Straßendemon
strationen (in Uniform sind sie schöner) und im 
übrigen Zeitungsreklame und gutes Leben für die 
Führer. Man muß immer dabei an die soge
nannte deutsche Bewegung der letzten Sechziger- 
jahre denken. Da handelte es sich nicht einmal um die 
Gründung eines neuen Reiches aus Eroberungs- 
stücken von mächtigen Reichen, sondern bloß um 
die Reform des vom wiener Kongreß in der lächer
lichsten Weise verpfuschten Deutschen Bundes. Aber 
sonst ging es auch da meistens recht modern pol
nisch zu. Bärtige Männer, die von den realen 
Machtverhältnissen keine Ahnung hatten, sprachen 
unter tosendem Jubel von der Macht des zukünf
tigen Vaterlandes, über dessen Umfang, innere Ge
staltung und Staatsform jeder eine andere Einsicht 
hatte, aber ein bißchen Republik schien doch die 
allgemeine Meinung zu sein. Es wurde viel da
für festiert, gesungen, getrunken, in Aufzügen de- 
monstriert und selbst auch exerziert. Als aber die 
beteiligten Mächte, Österreich und Preußen — die 
Mittel- und Kleinstaaten kamen wegen ihrer da
maligen Machtmittel gar nicht in Betracht — die 
Sache in die Hand nahmen, da waren auf einmal 
diese demonstrativen Erscheinungen verschwunden, 
selbst die vernünftigste von ihnen, der National
verein, versagte auch in der entscheidenden Stunde, 
weil er im Strome der Agitation zu weit in das 
demokratische Fahrwasser geraten war. Der Ver
fasser hat jene Zeit als schon erwachsener Mann 
miterlebt und fühlt sich durch die jetztige Ent
wicklung der polnischen Vorgänge lebhaft daran 
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erinnert. Die gleiche Oerkennung der Machtver
hältnisse, dieselbe Unklarheit über den Umfang 
des „Reiches", Brusttöne vaterländischer Begeiste
rung, Festzüge, Turnerexerzitien, Singen und Trin
ken usw., gerade so wie damals, nur jetzt in pol
nischer, statt in deutscher Sprache. Und hinter der 
ganzen, immer demokratischer werdenden Agitation 
lugt schon ganz deutlich das Gesicht einer polni
schen Republik hervor, nicht das der früheren 
Adelsrepublik, sondern eine der Intellektuellen, 
hauptsächlich der Advokaten, wie drüben im gelieb
ten parts. Don einem polnischen König ist kaum 
noch die Rede. Tine polnische Republik, alle zwei 
Monate mit einem neuen Ministerium! Das könnte 
«Europa gerade noch brauchen.

Ls verlohnt sich nicht, die politische Phanta
sterei der polen noch weiter zu verfolgen. Dar
aus kann nichts werden, solange der Weltteil 
(Europa einigermaßen vernünftig bleibt, woran 
niemand zweifelt. Die Sache hat auch bloß insoweit 
Interesse, als sie den Staaten und anderen Natio
nen lästig wird. Die Zeiten, in denen die polen 
als idealisierte Insurgenten in ganz Europa ge
feiert wurden, sind vorüber, seitdem der von der 
heiligen Allianz herstammende Russenhaß ver- 
schwuitden und aus anderen Gründen nur noch bei 
der Sozialdemokratie zu finden ist. In den betei
ligten Staaten tritt man dem Treiben der polen 
je nach Derfassnng und polittscher Liage entgegen, 
weil es auch mehr lästig als wirklich staatsgefähr
lich ist, denn sie getrauen sich nicht, sich zu einem 
ernsten Schritt zu entschließen, bevor tticht der be
treffende Staat von anderer Seite in eine gefähr
liche Liage gebracht wordeir ist. Die Balkanvorgänge 
haben auf sie wohl appetiterregend gewirkt, aber 
es gibt in Europa nur eine Türkei. Nun soll das 
ganze Jahr hindurch die Erinnerungsfeier 
der letzten, vor 50 Jahren verunglückten polnischen 
Revolution begangen werden. Es ist dazu zu be
merken, daß es auch eine Adelsrevolution war, 
die durch die (Quertreibereien der Demokraten un
ter dem ewigen Rückwärtssieger Mierosławski 
schon von vornherein schwer geschädigt wurde und 
sich klug hütete, die Revolution nach Galizien und 
Posen auszudehnen. Wenn die demokratischen All
polen gegenwärtig diese Adelsrevolution feiern, so 
tun sie es nur, um daraus ein neues nationales 
Reizmittel zu machen. Daran wird es ihnen auch 
in Zukunft nicht fehlen. In nächster Zeit wird die 
neue Königsburg auf dem Wawel in Krakau daran
kommen usw. An Aufreizungen zur gewaltsamen 
Erhebung für ein „großes und unabhängiges Po
len" wird es demnach auch in Zukunft nicht fehlen; 
die IDirfung muß man natürlich abwarten, aber 
viel wird die heutige Leitung, die nach Demokraten
art ununterbrochen im inneren Kampfe liegt, nicht 
erzielet:. „Ein großer Rächer, Held, Genius, der 
die Nation zu einem neuen, aber siegreichen Kampfe 
führen könnte, hat sich bis jetzt unter uns nicht 
gefunden," klagte im Dezember das Lemberger 
allpolnische Blatt „Slowo Polskie". Er wird sich 
auch nicht finden, denn selbst wenn er erstünde, 
würde die Eifersucht der anderen ihn nicht aufkom
men lassen. Das war schon in der aristokratischen 
Zeit schwierig, das heutige demokratische polentam 

wird hierin die Demokraten anderer Länder nicht 
übertreffen.

„Unseren Standesherren der alten Epoche hat 
es niemals geträumt, daß wir fähig wären zur Ent
faltung einer so blühenden Industrie, wie sie sich 
heute immer günstiger ausbreitet, dank der polni
schen Intelligenz und Arbeitsamkeit", schrieb nach 
Neujahr „Wiarus polski" in Bochum. Als die 
polnischen Reste an preußen kamen, war die pol
nische Intelligenz unterdrückt, Arbeitsamkeit 'gar 
nicht vorhanden, beide Eigenschaften haben sich 
erst unter der preußischen Herrschaft entfaltet, und 
wo die polen kulturell emporgekommen find, ist 
dies auf deutschen Einfluß, auf deutsches Lehn
gut zurückzuführen. Das steht historisch fest, wenn 
es auch die polen nicht gern hören und abzuleugnen 
versuchen. Trotzdem schrieb das Graudenzer polen
blatt: „Es wird heute sicher keine polnische Familie 
geben, welche ein Bildnis des Kaisers oder seiner 
Familie besäße." Und da wundern sich diese Leute, 
die doch alle verfassungsmäßigen Rechte besitzen 
und ausübe::, aber trotzdem behaupten, sie würden 
unterdrückt, daß man sie nicht als Freunde des 
Staates ansieht und auch nicht so behandeln kann. 
So wie oben drücken sich doch höchstens noch die 
Sozialdemokraten aus. Wären die polen in Frank
reich, würde man ihnen ebenso rasch die Staats
sprache beigebracht haben, wie den Italienern in 
Nizza. Die Derfassnng in preußen und im Reich 
gestattet leider keine Anwendung von Zwangsmaß
regeln, und die Beamtenschaft hat leider zu lange 
mehr als billige Rücksichten walten lassen. Man 
kann den Polen nur durch verfassungsmäßige Mittel 
beikommen, der billige Zwangsweg hat durch die 
teuere Ansiedlungspolitik ersetzt werden müssen. 
Aber der politische Widersinn muß aufhören, daß 
im deutschen Reichstag und im preußischen Abge
ordnetenhause gegen 20 Abgeordnete einer undank
baren Nation sitzen, die offensichtlich auf gewalt
same Abtrennung preußischer, mit vielen Kosten 
und Mühen mit deutscher Kultur erfüllter Provin
zen für ein polenreich hinarbeitet. Man hat dazu 
den Weg der Ansiedlungspolitik, die nur ein Teil 
der inneren Kolonisation ist, eingeschlagen. Die Not
wendigkeit, Deutschland in der Nahrungsmittel
erzeugung unabhängig vom Ausland zu machen, 
was mit der heutigen Wirtschaftspolitik erreicht 
werden kann, nötigt zur intensiveren Ausnützung 
des vorhandenen und zur Erschließung neuen Kul
turbodens. Ein großer Teil des Überschusses der 
Landbevölkerung, der heute häufig zu seinem Nach
teil in die Städte wandert, kann dabei nützlichere 
Derwendung finden, in den polnischen Bezirken 
dient er zugleich dazu, die bisherige polnische Mehr
heit durch eine deutsche zu ersetzen.

In letzterer Beziehung ist trotz des wohlorga
nisierten Widerstandes der polen schon vieles er
reicht worden, wie die Wahlen beweisen, es ist 
auch im Jahre W2 zum erstenmal mehr polnisches 
Land in deutsche Hände übergegaugen als umge
kehrt. Wegen der Gegenaktion der Polen hat aller
dings die Ansiedlungskommission in den letzten Jah
ren fast ausschließlich deutsche Besitzungen für ihre 
Kolonisationszwecke erwerben müssen, was aber 
keineswegs nachteilig ist, solange der notwendige 
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Bestand an deutschem Großgrundbesitz erhalten 
bleibt. Infolge der zahlreichen Güterankäufe 
von deutscher und polnischer Seite waren aber 
die Preis- und Erwerbsverhältnisse in den Gst- 
marken derart gestiegen, daß es kaum noch angän
gig war, jetzt auf längere Jahre hinaus Landvorrat 
anzukaufen. Darum schien die Ansiedlungspolitik zu
rückzugehen, und die Heißsporne und unzufriedenen 
Allesbesserwisser fingen schon an, trotz aller Ver
sicherungen der maßgebenden Persönlichkeiten, die 
Regierung der Schwäche und Abwendung von der 
bisherigen Politik zu beschuldigen, wie immer be
rief man sich dabei auch auf Bismarck. Fürst 
Bülow hat einmal im Reichstage gesagt, wir 
litten an einem „mißverstandenen Bismarck". 
Für die Ansiedlungspolitik ist das unzweifelhaft der 
Fall. Zu Bismarcks Zeiten lag die ganze pol
nische Agitation in den Lsänden des polnischen Adels. 
Diesen wollte er auskaufen und damit die ganze 
Agitation der Führerschaft berauben. <£r .hätte die
ses Ziel wohl auch erreicht, wenn er nicht erst 
s886, wo es schon reichlich spät war, damit be
gonnen hätte. Die Versöhnungspolitik seines Nach
folgers brachte die Aktion zum Stillstand, feilte 
liegen nun die Verhältnisse ganz anders. Die Agi
tation beruht nicht mehr auf dem Großgrundbesitz, 
die Führer gehören den intellektuellen Kreisen an 
und sind nicht auszukaufen. Die viel schwieriger 
gewordene Aufgabe geht, wie schon oben bemerkt 
wurde, nun dahin, durch innere Kolonisation deut
sche Mehrheiten anzusiedeln. Das ist etwas ganz 
anderes und stimmt mit Bismarcks Plan nur 
äußerlich im Gütererwerb überein. Die Führer sind 
heute nicht mehr zu expropriieren, denn sie sitzen 
in den Städten und auf den Pfarreien. Durch die 
Ansiedlungspolitik ist sogar ihre Zahl vermehrt 
worden, indem die polnischen Gutsbesitzer mit dem 
reichlichen Verkaufserlös in deutschem Gelde in 
die Städte zogen und sich dort der Agitation wid
meten. In gewissen Kreisen ist dieser Umstand sogar 
dahin ausgelegt worden, daß die ganze Ansiedlungs
tätigkeit ein Mißgriff gewesen sei. Das ist natür
lich nicht der Fall, aber die ungestümen Dränger 
mögen hieraus und aus anderem ersehen, welche 
Schwierigkeiten den Leitern der Ansiedlungspolitik 
erwachsen.

<£s gibt in allen Ländern Unverantwortliche, 
die sich im Gefühl des Besserwissens über die 
Verantwortlichen erheben. In Deutschland ist ihre 
Zahl auffällig groß. In Ländern mit parlamen
tarischer Regierung hat das noch einen Sinn, denn 
dort müssen zuweilen angesehene Parteiführer in 
Ämtern untergebracht werden, von denen sie nichts 
verstehen, wir erinnern nur an den unvergeßlichen 
Marineminister P e l l e t a n in Frankreich. Aber 
in Deutschland kommt doch wahrhaftig niemand 
zu einem höheren Amte, der nicht für seine Be
fähigung proben abgelegt hat. Ob er gewissen 
parlamentarischen Parteien paßt, ist für das große 
Ganze herzlich gleichgültig. Dieser Verwaltungs
methode gegenüber wäre wirklich einiges Ver
trauen geboten, um so mehr als das ewige Miß
trauen auf der oder jener Seite nur der Sozial
demokratie zu gute kommt, die ohne das Unzu
friedenmachen in bürgerlichen Kreisen mit ihrem 

dürftigen Programm längst abgewirtschaftet hätte. 
Gewiß durfte es auffällig erscheinen, daß von der 
vor vier Jahren gesetzlich festgelegten Enteignung 
noch immer kein Gebrauch gemacht wurde. Den 
bestimmten Erklärungen der leitenden Männer, daß 
an der Ostmarkenpolittk festgehalten würde, brauchte 
trotzdem kein Mißttauen entgegengesetzt zu werden, 
denn tzs ist ihr Recht, den Zeitpunkt der Anwen
dung zu bestimmen, sie allein überblicken die ganze 
Sachlage und sie tragen die Verantwortung. Als 
Anfang Oktober die Regierung sich entschloß, zur 
Anwendung der Enteignung zu greifen, war das 
ein Beweis, daß der Zeitpunkt gekommen war, in 
dem sie nach dem Worte des Landwirtschaftsmini
sters v. Schorlemer als ultima ratio, als letz
tes, unabweisbares Mittel anzusehen sei. Über 
die besonderen Gründe, warum gerade in diesem 
Augenblick der erste Schritt zu tun war, ob inner- 
oder außerpolitische Umstände maßgebend waren, 
verlautete von verantwortlicher Seite nichts. Ob
gleich die Polen längst auf diese Wendung gefaßt 
sein mußten, führten sie doch sofort das bekannte 
Enttüstungstheater auf. Da sie seit Jahren an
gekündigt haben, sie würden die Deutschen von 
der „polnischen Erde" vertreiben, so haben sie 
wahrlich kein Recht, sich darüber zu wundern, wenn 
der Spieß umgedreht wird. Übrigens handelte es 
sich bei den in Aussicht genommenen vier Gütern 
nicht um alte Heimstätten, sondern um Objekte, 
die sämtlich vor nicht langer Zeit den Besitzer 
gewechselt hatten. Die jetzigen Besitzer erhoben 
den gesetzlich zulässigen Einspruch, der aber nicht 
für ausreichend begründet gefunden wurde, wenn 
auch in Zukunft freiwillige Gutsverkäufe durch den 
polnischen Terrorismus verhindert werden, dürften 
noch weitere Enteignungen erfolgen.

Es war Zeit, daß den Polen einmal Ernst ge
zeigt wurde, denn sie trieben es mit dem Boykott 
aller Deutschen schon zu arg; eine Steigerung ist 
gar nicht mehr möglich. Der in schwerer wirt
schaftlicher Bedrängnis befindliche w. v. Tacza
nowski, der seine Güter an den Großherzog von 
Weimar verkauft hat, wurde von den Verwandten 
ausgestoßen und von der ganzen Nation geächtet, 
„verflucht sei er für immer," schrieb der „Dzien
nik Kujawski", warum hat man ihm nicht lieber 
rechtzeitig geholfen? Freilich, das war nicht mehr 
so leicht, denn durch die wahnsinnige Preistreiberei, 
um Deutsche nicht in polnischen Besitz gelangen zu 
lassen, sind schon zahlreiche opferwillige Polen zu 
Gütern gekommen, die nicht rentieren und darum 
nicht behauptet werden können. In diesem Kampfe 
werden die Polen nicht Sieger sein. Auch ihr Boy
kott wird keinen dauernden Erfolg haben. Der Re
gierungspräsident K r a h m e r in Posen hat die 
Deutschen bereits an ihre „nationale Ehrenpflicht" 
gemahnt, ihren Landsleuten „in dem aufgedrun
genen Existenzkämpfe vorbehaltlos und mit allen 
Kräften beizustehen." Mit verschwindenden Ausnah
me^ halten auch die Deutschen in der Ostmark treu 
zusammen, konfessionelle und Meinungsunterschiede 
treten bei ihnen zurück. Auch die deutschen Katho
liken halten zu ihren Landsleuten und lassen sich 
von der schwer begreiflichen Haltung der Zentrums
presse nicht beeinflussen. Sie wissen, der polnische 
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katholische Geistliche ist ihr gefährlichster natio
naler Feind. Dazu sehen sie, wie bitter ihre weni
gen deutschen Priester von den Polen angefeindet 
und beschimpft werden. Der schon erwähnte 
„wiarus polski" schrieb im Februar: „Nicht dar- 
rum strömen die polnischen Schäflein in den Schaf
stall Christi, daß die ihnen zugeteilten Seelenhirten 
Zentrumswölfe auf sie loslassen." Dergleichen 
Schimpf läßt sich das Zentrum von den Polen bieten. 
Zn Gberschlesien hat die polnische Feindschaft gegen 
das Deutschtum bereits zu dem lange vorausgese
henen Bruche mit dem im geheimen von den Polen 
schon lange bekämpften Zentrum geführt. Zn 
Wittel- und Niederschlesien macht das polentum 
noch Fortschritte, hoffentlich wird das neue Besitz
befestigungsgesetz dem entgegenwirken. Zn der 
Kaschubei und in Masuren stoßen die polnischen 
Agitationsversuche auf ernsten widerstand. Die neu- 
kaschubische Bewegung, die sich gegen die poloni- 
sierung richtet, bereitet den Großpolen schon ziem
lich viel Sorge. Zn Ortelsburg hat man wohl 
bereits einen polnischen landwirtschaftlichen Verein 
und eine Bank begründet, zugleich ist aber in Zo- 
hannisburg eine „masurische gemeinnützige An
siedlungsgesellschaft zur Stärkung des Deutschtums" 
entstanden.

Die Dänen setzen in Nordschleswig ihre auf 
die Dauer ausfichtslosen Bestrebungen fort. Sie 
behaupten, sie handelten nach dem Völkerrecht und 
meinen damit, jeder Däne könne selbst darüber be
stimmen, ob er bei Deutschland oder bei Dänemark 
bleiben will. wünscht er letzteres, so kann er ja 
nach Dänemark ziehen, in Deutschland hat er sich 
aber deutschen Einrichtungen zu fügen oder man 
wird schließlich einmal mit ihm deutsch reden. Die 
Däner: setzen nach polnischem wüster den Ankauf 
deutscher Besitzungen fort und sind dabei vorläufig 
noch im Vorteil, auch die dänischen Vereine haben 
zugenommen. Zum nicht geringen Teile ist das 
eine Folge des unglückseligen, \ÿ07 vom Fürsten 
Bülow gegen die Ansicht der Provinzbehörden 
mit Dänemark abgeschlossenen Vertrages über die 
Aufnahme der Optantenkinder, die nun die däni
schen Reihen verstärken. Besondere Gegenmaßregeln 
sind noch nicht für notwendig erachtet worden. Ge
gen einen Pfarrer, der auf der Ranzel bedauert 
hatte, daß er Rinder konfirmieren müsse, die deut
schen Religionsunterricht erhalten hätten, wurde 
das Disziplinarverfahren eingeleitet. Die Rührig
keit der Deutschen, aus eigener Kraft den Danisie- 
rungsbestrebungen entgegenzuarbeiten, ist weiter im 
wachsen begriffen und findet bei den Behörden in 
jedem Falle Förderung.

Die Welfen sind in Deutschland nur noch ein 
Anachronismus. Daran wird auch dadurch nichts 
geändert, daß sie bei den letzten Reichstagswahlen 
wieder von einem auf fünf Abgeordnete angewach
sen sind. Bei dem erbitterten Wahlkampfe, der, 
mit Ausnahme der Ostmark, mit ausdrücklicher 
Vernachlässigung aller nationalen Gelichtspuickte ge- 
fübrt wurde, kann neben HO Sozialdemokraten diese 
Erscheinung gar nicht auffallen. Nach der infolge 
verwandtschaftlicher Verhältnisse eingetretenen un
zweifelhaften Annäherung der Familien Hohen
zollern und Tumberland wird die hannoversche 

Frage nahezu gegenstandslos*)  und dann wird das 
ohnehin aussichtslose Beharren auf dem welfischen 
Standpunkt einfach zur Verbohrtheit. Der an an
derer Stelle bereits erwähnte plötzliche Tod des 
Prinzen Georg Wilhelm von Tumberland hat 
nun Anlaß gegeben sowohl zur weiteren Annähe
rung der beiden Fürstenfamilien wie zur abermali
gen Erörterung der welfenfrage. So viel ist sicher, 
daß dem jetzt einzigen Erben des Hauses Lumber- 
land, dem Prinzen L r n st A u g u st, die Nachfolge 
im Herzogtum Braunschweig offensteht, sobald die 
Anerkennung der Reichsverfassung und damit der 
Verzicht auf Hannover in verbindlicher Form aus
gesprochen worden ist, aber auch nicht früher. Prinz 
E r n st A u gust hat durch seinen Eintritt in die 
deutsche (zunächst bayrische) Armee zu erkennen ge
geben, daß er sich gewissermaßen auf diesen Fall 
vorbereitet. Es ist auch nichts darüber bekannt 
geworden, daß sein Vater nach dem Tode des 
Prinzen Georg Wilhelm jetzt den letzten Sohn 
mit den Ansprüchen auf Hannover belasten wollte. 
Dagegen spricht der Dankesbesuch, den Prinz Ernst 
A u g u st im Namen der Familie am Berliner Hofe 
abstattete, sowie einige spätere Begegnungen der 
freundschaftlichsten Art zwischen dem Kaiser und 
ihm. Die Entscheidung kann sich freilich noch lange 
hinziehen, wenn die Behauptung richtig ist, daß 
feierliche Gelöbnisse dem Herzog von Tumberland 
den Verzicht auf Hannover verwehren. Dann müssen 
sich eben die künftigen Hoflieferanten in Braun
schweig noch ein wenig gedulden, und die übrigen 
Welfen können mit ihrem Blatt, der „Deutschen 
Volkszeitung" in Hannover „weiterkämpfen auf der 
uns vorgezeichneten Bahn." Dieser immer harm
loser werdende Kampf wird aber keine herzen 
in Deutschland erschüttern, außer denen der unent
wegt „Kämpfenden".

*) Am g. Februar |^3 hat sich Prinz Ernst August 
mit der Tochter des Kaisers, Prinzessin Viktoria Luise, 
verlobt.

L)eer und Flotte.
Es ist eine erfreuliche Erscheinung, daß sich 

die deutsche Bevölkerung, die sich so leicht in poli
tischen und wirtschaftlichen Fragen durch die Milieu- 
presse und die mündliche Agitation mißleiten läßt, 
in allen Fragen der Landesverteidigung ein unge
mein feines Gefühl und eine starke Entschlußfähig
keit besitzt. Dem gegenüber haben schon längst die 
alten Oppositionsparteien, Zentrum und Fortschritts
partei, eine entschiedene Schwenkung vornehmen 
müssen, und selbst die Sozialdemokratie mäßigt die 
üblichen großen Worte, wenn sie „aus Prinzip" 
gegen eine Heeresvorlage Stellung nimmt. So 
haben wir mit Freude erlebt, daß die neue heeres- 
vorlage im Reichstage rasch und fast unverkürzt 
erledigt wurde. Ls find im Reichstage auch 
Stimmen laut geworden, die mehr verlangten, und 
außer dem Hause machen sich in diesem Sinne 
agitatorische Bewegungen geltend. 5on?eit sie 
die Bevölkerung auf den zukünftigen Ausbau der 
Armee vorbereiten wollen, mögen sie zulässig sein, 
obwohl sie kaum nötig sind, da bisher jedem Rufe 
des Kaisers und der 2trmeeieitung begeistert ent
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sprochen werden ist und da unbedingtes Zutrauen 
in diesen Dingen besteht. 2lber man wartet den 
Rus des Kaisers ab, der es wissen muß. Für 
militärische Experimente und darüber hinaus läßt 
man sich nicht verlocken und auch nicht durch von 
anscheinend sachverständiger Seite kommende An
deutungen über angebliche Unterlassungen bei den 
verantwortlichen Stellen int vertrauen auf den 
obersten Kriegsherrn und seine militärischen Rat
geber stören. 2Tiit Recht sagt das gesunde, auf Lr- 
fahrung gestützte Volksempfinden: Die verstehen 
es besser als irgend jemand, der nie den vollen 
Überblick über das Ganze gehabt hat, wenn er 
auch in seinen dienstlichen Stellungen hervor
ragendes leistete. Glücklicherweise schaden die an
geblichen Enthüllungen über die Mängel nichts, 
denn die leitenden Militärs des Auslandes kennen 
sie längst und brauchen nicht 'erst von „sachver
ständiger Seite" darauf aufmerksam gemacht zu 
werden, aber sie respektieren, wie die politischen 
Krisen der letzten Jahre gezeigt haben, diese Ar
mee mit ihren „Mängeln" und werden es auch 
in Zukunft tun, denn sie wissen, die Schüler 
M o l t k e s haben stets rechtzeitig dafür gesorgt, 
daß alle Mängel an Zahl, Organisation und 
Ausrüstung beseitigt wurden, sobald es nötig wurde.

Die Armeevorlage brachte die Errichtung des 
20. und 2(. Armeekorps aus überzähligen Divi
sionen und Brigaden. Damit im Zusammenhang 
stand die Schaffung einer 7. Armeeinspektion. Die 
Reihe der neu errichteten dritten Bataillone ver
vollständigt namentlich Regimenter an der Grenze, 
das \2. (sächsische) Armeekorps erhält ein neues 
Regiment Nr. (82. Über die Vervollständigung der 
Maschinengewehrabteilungen, Artillerie und techni
schen Truppen ist schon im Vorjahre das Nötige 
berichtet worden. Gbleich der Rotstift der Budget
kommission manches gestrichen hatte, ist doch eine 
große Zahl neuer Etatstellen für Offiziere geschaf
fen worden, die sowohl für die Ausbildung der 
Jahrgänge des Beurlaubtenstandes wie für etwaige 
Reserveformationen im Kriegsfälle in Betracht 
kommen. Die streichenden Herren in der Budget
kommission · scheinen nicht genügend beachtet zu 
haben, wie weit Frankreich in dieser Beziehung 
— hoffentlich nur auf dem Papier — Deutschland 
voraus ist. Nach dem neuen Etat betrug am (. Ok
tober die deutsche Armee 655.9V( Mann (^(2.3^6 
Preußen, 39-83^ Sachsen, 20.2^ Württemberger 
und 58.580 Bayern). Die Zahl der Offiziere be
läuft sich auf 27.037 (H(3 Generäle, 695 Regi
mentskommandeure), die der Unteroffiziere auf 
92.3Ą7. Die Zahl der Dienstpferde beträgt (26.<(80. 
Infolge der Zunahme der städtisch-industriellen Be
völkerung geht die Militärtauglichkeit zurück, von 
den im Jahre (9(( Ausgehobenen waren auf dem 
Liande (38.722, in der Stadt nur 75.203 geboren. 
Im Jahre (909 stellte z. B. Brandenburg (mit 
Berlin) jeden (83., Ostpreußen, Westpreußen und 
Pommern schon jeden 70. Mann zum Militär. Die 
„Blutsteuer" der Demokraten und pazifizisten wird 
also in Deutschland in der Hauptsache von den 
Dörfern und kleinen Städten getragen.

Die K a i s e r m a n ö v e r waren in diesem 
Jahre von besonderer Wichtigkeit. Beteiligt waren: 

das 3. und 4). (preußisch), (2. und (9- (sächsisch) 
Armeekorps, eine Brigade des 5. Armeekorps und 
eine bayrische Kavalleriedivision, die bis Naum
burg a. S. mit der Bahn transportiert worden war. 
Die beiden Gegner waren als Teile größerer Ar- 
meen gedacht, die schwächere (blaue) Abteilung war 
zugleich von Osten und von Süden bedroht. Die 
Besetzung der Llbeübergänge durch eine schwache 
Abteilung (ein Reserveregiment) vermochte den 
Übergang des (roten) Gegners nicht zu verhindern. 
Dieser überschritt die Elbe bei Riesa zuerst mit Ka
vallerie und warf auch die feindliche Reiterei zu
rück mit Hilfe eines auf Automobilen herbeigeführ
ten Jägerbataillons (Franzosen und Italiener ver
wenden zu diesem Zwecke Radfahrerkompagnien). 
Die Kavallerie spielte überhaupt eine hervorragende 
Rolle, wie es ja bei Kriegsbeginn natürlich ist. 
Im übrigen entschied die zahlenmäßige Über» 
leaenbeit, die Rot eine Umgehung des Gegners 
ermöglichte. Die fehlerlose Führung des Gegners 
gab Blau (Generaloberst v. Hausen) keine Ge
legenheit, durch Ausnützung eines feindlichen ver
sehens den Erfolg zu erraffen. Die Leistungen der 
Infanterie im Marschieren (namentlich <(. und (2. 
Armeekorps), ebenso die Terrainbenutzung ließen 
nichts zu wünschen übrig. Die Ansicht, daß sich 
die Reiterwaffe überlebt habe, ist ein großer Irr
tum, selbst für die Erkundung kann sie nie völlig 
durch die Luftschiffahrt ersetzt werden. Ohne die 
Gefechtserfolge der roten Reiterei wäre der Elb- 
übergang nur mit großen Schwierigkeiten zu be
werkstelligen gewesen. Das Zusammenwirken der 
Flugzeuge mit den Kavalleriedivisionen hat sich 
vortrefflich bewährt. Die Luftschiffer find ebenfalls 
auf beiden Seiten mit Erfolg in Tätigkeit getreten, 
die Artillerie war sehr beweglich, hervorragendes 
Lob gebührt den Pionieren, die die Kriegsbrücken 
über die Elbe mit imponierender Schnelligkeit und 
Exaktheit fertigstellten. Im Interesse des kriegs
mäßigen Verlaufes wurde die früher übliche Infor
mation der Berichterstatter unterlassen, dagegen soll 
die zusammenfassende Darstellung des General- 
stabes, die seit fünf Jahren an die Kommando- 
behörden ausgegeben wurde, jetzt auch weiteren 
Kreisen zugänglich gemacht werden. 2lm Manöver 
nahmen eine große 2lnzahl von Fürstlichkeiten teil: 
außer dem Kaiser und dem König Friedrich 
A u g u st von Sachsen die Großherzoge von Baden, 
Mecklenburg-Schwerin und Sachsen-Weimar, die 
Prinzen Ludwig und Leopold von Bayern, 
der Herzog von Sachsen-Koburg, der Kronprinz 
Boris und Prinz Kyrill von Bulgarien. 2lm 
((. September ernannte Kaiser Wilhelm den König 
Friedrich August zum Generalfeldmarschall.

Noch immer ist die Flotte das Lieblings
kind des deutschen Volkes und zugleich der Ärger 
der Briten. Der italienisch-türkische Krieg hat aller 
Welt die Hilflosigkeit des zur See Schwachen ge
zeigt, dagegen sah sich Deutschland zum erstenmal 
seit seinem Bestehen einer sehr starken Koalition 
von Land- und Seemächten gegenüber. In dieser 
immerhin ernsten Lage hat sich die Daseinsberech
tigung der Flotte bewiesen. Die Form, in der die 
Wehrvorlagen angenommen wurden, hat aller Welt 
dargetan, daß auch in bezug auf die Flotte die 
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schon früher bestandene Überzeugung von den neuen 
und größeren Ausgaben Deutschlands gegen alle 
inneren und äußeren Anfechtungen standgehalten 
hat. Der Ausbau der Flotte hat sich ohne be
merkenswerte Ereignisse planmäßig vollzogen, die 
ersten Turbinenlinienschiffe gehen ihrer Vollendung 
entgegen. Die neue Flottenvorlage brachte ein drit
tes Geschwader und die Organisation von 72 Unter
seebooten, sowie eine wesentliche Verbesserung der 
Bereitschaft der Seestreitkräfte. Die Erweiterungen 
haben auch die Errichtung neuer Behörden und 
Marineteile nötig gemacht. So wurde die Sektion 
für Torpedowesen in eine Abteilung für Torpedo
wesen und Funkentelegraphie umgewandelt, neue 
Kompagnien der Matrosenartillerie wurden in Lehe 
und Kuxhafen errichtet, die Lunkentelegraphen
station in Neumünster in Betrieb gesetzt usw. Di' 
Flotte erhielt fünf neue Schiffe: die Linienschiffe 
„Prinzregent Luitpold" und „König Albert", den 
Panzerkreuzer „Seidlitz" und die kleinen Kreuzer 
„Karlsruhe" und „Rostock", von den acht Schif
fen, die im abgelaufenen Jahre Probefahrten ab
gelegt haben, erzielte der Panzerkreuzer „Göben" 
28'6 Knoten, der kleine Kreuzer „Straßburg" 28'28 
Knoten. <,Göben" ist somit das schnellste Groß
schiff der deutschen Flotte und dürfte auch in den 
fremden Marinen keine überlegenen Gegner haben. 
Die ersten Turbinenlinienschiffe „Kaiser" und „Frie
drich der Große" legten 23'6 Knoten zurück. Die 
Hochseeflotte stand auch in diesem Jahre noch un
ter dem Befehle des Admirals v. Holtzendorff, 
den großen Herbstmanövern wohnte Kaiser kV i l- 
h e l m wieder bei, sie wurden in der Nordsee ab
gehalten. Das erste Linienschiffgeschwader in 
Wilhelmshaven besteht jetzt aus lauter Dread
noughts über (8.000 Tonnen. Für das neuzubil
dende dritte Geschwader ist zunächst die fünfte Di
vision gebildet worden, der die beiden Turbinen- 
linienschisfe „Kaiser" und „Friedrich der Große" 
zugeteilt wurden, außerdem die kleineren Linien
schiffe „Elsaß" und „Deutschland", die bald durch 
neue Dreadnoughts ersetzt werden. Mit Vervoll
ständigung des dritten Geschwaders wird sich die 
aktive Schlachtflotte aus 25 Linienschiffen, acht 
großen und (8 kleinen Kreuzern zusammensetzen.

Gegenwärtig chesitzt Deutschland zehn fertige 
Dreadnoughts mit 220.000 Tonnen, England (5 
mit 338.000 Tonnen, die vereinigter! Staaten acht 
mit etwa (83.000 Tonnen, Frankreich sechs mit etwa 
((0.000 Tonnen, Japan vier mit 82.000 Tonnen, 
Österreich-Ungarn und Italien je einen mit 2(.000 
Tonnen. An großen Kreuzern besitzt England zehn, 
Deutschland drei, die übrigen Mächte keinen. Die 
englische Flotte hat einen Gesamtpersonalstand von 
(36.000 Mann, Deutschland 6Ą.000, Frankreich und 
die Union 60.000, Japan H8.000, Rußland ^6.000, 
Italien 3s.000, Österreich-Ungarn (7.000 Mann. 
An Reserven besitzt England ^0.000 Mann, die 
Staaten mit allgemeiner Wehrpflicht veröffentlichen 
keine besonderen Angaben, doch ist sicher, daß die 
Zahl der deutschen Marinereservisten größer ist als 
die englische, von den 72 Unterseebooten erhal
ten 54< volle aktive Besatzung, jährlich werden sechs 
neue gebaut, die verbände der Unterseeboote er
halten eine ähnliche Organisation wie die der 

Torpedoboote. Auf dem Gebiete der Luftschiffahrt 
zur See hat die Flotte große Fortschritte gemacht. 
Das erste deutsche Marineluftschiff „L (" hat sich 
auf zahlreichen Fahrten über Land und Meer be
währt, ein zweiter Zeppelin ist im Bau und eine 
besondere Luftfahrerabteilung ist im Entstehen. 
Fliegerstation ist Putzig. Trotz scharfen Dienstes 
sind nur zwei ernstere Unglücksfälle vorgekonnnen. 
Die Torpedoboote „G ((0" und „G (7(" gingen zu 
Grunde mit einem Verlust von zusammen zehn 
Mann. Die seit Jahren betriebenen Verstärkungen 
der Küstenbefestigungen werden fortgesetzt. Die 
Wichtigkeit Helgolands als Stützpunkt der Flotte 
wird durch neue Forderungen im Etat anerkannt. 
Jetzt wird auch die Insel wangeroog in den Kreis 
der Befestigungen einbezogen.

Deutschland baut seine Flotte ausschließlich zum 
Schutze seines Handels, also in politisch defensiver 
Absicht, und beschränkt sich strategisch auf die Siche
rung seiner Stellung in der Nord- und Ostsee und 
auf die Offenhaltung der in den Ozean führen
den Verkehrsstraßen. Daran hält aber auch die 
ganze Nation in allen Schichten, oben und unten, 
fest. In diesem Sinne sagte Prinz Ludwig von 
Bayern (jetzt Prinzregent) am (7. Februar bei der 
Taufe des Linienschiffes „Prinzregent Luitpold" in 
Kiel: „Sei es im Frieden, den uns Gott recht lange 
erhalten möge, sei es im Kriege, den wir nicht 
fürchten."

Kolonien.
Die deutschen Kolonien gehören neben Heer 

und Flotte als drittes Glied zu den politischen 
Lieblingskindern des deutschen Volkes. Im ver
flossenen Jahre konnte der deutsche Kolonialverein 
auch bereits das dreißigste, die deutsche Kolonial
gesellschaft das fünfundzwanzigste Jubiläum be
gehen. Am 3. Juni wurde in Hamburg eine große 
Kolonialausstellung eröffnet. Dazu waren u. a. 
erschienen: Der Vorsitzende der Kolonialgesellschast 
Herzog Adolf Friedrich von Mecklenburg mit 
Gemahlin, Herzog Johann Albrecht von Meck
lenburg, Prinz Konrad von Bayern und Bürger
meister Dr. Oswald. Der neue Kolonialsekre
tär Dr. Sols hat sich sehr gut eingeführt und alle 
Bedenken zerftteut, die sich an seine Eingeborenen
politik in Samoa knüpften. Er hat gezeigt, daß 
er gelernt hat und weiter lernen will. Zu diesem 
Zwecke unternahm er zum Studium der Diamanten
frage Ende Januar eine Reise nach London, später 
nach Amsterdam und Antwerpen und besichtigte auch 
die Steinschleifereien in Hanau und Idar. Im Juni 
trat er eine große Kolonialreise an, auf der er die 
Diamgntenfelder bei Lüderitzbucht und dann die 
Hauptorte der Kolonie besuchte. Zustimnlung fand 
seine scharfe Verurteilung der Mischehen zwischen 
Weißen und Farbigen. In Windhuk sprach er sein 
volles verttauen in die Entwicklung des Landes 
aus, sicherte die Erweiterung der Rechte des 
Landesrates und die Errichtung eines Bodenkredit
instituts zu und erklärte sich gegen jede weitere Ver
minderung der Schutztruppe, von Swakopmund 
begab er sich über Kapstadt, Johannesburg und 
Prätoria, überall von den Behörden der Kap- 
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kolonie mit Auszeichnung empfangen, nach iourenjo 
Marquez und Deutschostafrika, wo er am \2. August 
in Dar-es-Salam landete. Lr bereiste u. a. das 
Nordbahngebiet, fuhr durch das britische Ostafrika 
mit der Bahn von Mombassa nach dem Viktoria
see zu den deutschen Ansiedlungen und trat am 
[2. September die Rückreise an. Bei dem Abschieds
abend in Tanga forderte er für die Regierung, die 
helfen wolle und werde, Vertrauen. Über die 
vom früheren Gouverneur v. Rechen berg vor 
den europäischen Pflanzungen begünstigten Lin-

Geheimrat Dberregierungsrat Karl (Ebermeier, 
Gouverneur von Kamerun.

geborenenkulturen nahm er einen vermittelnden 
Standpunkt ein. Ls gelte, für das Parallelogramm 
der widerstreitenden Kräfte zwischen weiß und 
Schwarz die richtige Diagonale zu finden. Dafür 
besitze der neue Gouverneur Dr. Schnee den 
Willen und die Fähigkeit.

Die Zahl der weißen Bevölkerung in sämt
lichen deutschen Kolonien ist am Januar \9\2 
mit 23.3^2 Personen, gegen 2H667 im Vorjahre, 
festgestellt worden. Die bsauptzunahme fällt auf 
Südwest- und Gstafrika. Südwestafrika dürfte heute 
V>.OOO, Ostafrika 5000 Luropäer zählen, Kamerun 
hat das erste Tausend noch nicht erreicht, Togo 
nach Beendigung des Bahnbaues sogar eine Ver
minderung um (8 weiße erfahren. Überall zeigt 
sich eine erhebliche Zunahme der Frauen und Kin
der, was im Interesse des Deutschtums ganz be
sonders zu begrüßen ist. Auch sonst zeigt sich ein 
bemerkenswerter Fortschritt, namentlich nehmen in 
Ostafrika die europäische Plantagenwirtschaft und 
in Südwestafrika die Farmwirtschaft zu. Günstig 
entwickelt sich in Ostasrika besonders die Kautschuk- 
und Kaffeegewinnung, in Südwestafrika nehmen 
Viehzucht (namentlich Wollschafe), Getreide, Ta

bak, Obst- und Weinbau, meist unter Anwendung 
künstlicher Bewässerung, lebhaft zu. Der bsandel 
hat überall große Fortschritte gemacht, wenn auch 
über den Binnenhandel begreiflicherweise keine 
Zahlen vorliegen. Im Außenhandel ist der An
teil Deutschlands in erfreulicher weise gestiegen. 
Infolge des wirtschaftlichen Fortschrittes sind die 
eigenen Linnahmen der Kolonien nicht unbeträcht
lich in die Lsöhe gegangen, doch hat sich in Süd
westafrika der Ausfuhrzoll auf Diamanten gemin
dert, auch ist bei fast allen Kolonien ein gelegent
licher Rückgang infolge großer Dürre keineswegs 
ausgeschlossen.

In Südwestafrika bilden die Farbigen, 
die sich der deutschen Herrschaft zu entziehen wissen 
und im Busch sitzen, immer noch eine Gefahr. Trotz
dem ist die Schutztruppe nach früheren Bestim
mungen am April um 200 Mann verringert 
worden und beträgt für das ausgedehnte Gebiet 
nur noch Personen, was die Mischehen be
trifft, so haben jetzt sämtliche christliche Missionen 
sich dagegen erklärt. Anfang Oktober waren aus 
britischem Gebiet wieder Leute des berüchtigten 
Häuptlings Simon Köpper von Osten her in 
die Kolonie eingebrochen, worüber von den Zei
tungen übertriebene Schilderungen gebracht wurden. 
Zwei Kompagnien der Schutztruppe -machten mit 
ihnen rasch ein Lnde und fingen elf Hottentotten, 
von denen drei hingerichtet wurden. Das Farmer
wesen entwickelt sich auf gesunder Grundlage, 
fängt an, sich genossenschaftlich zu betätigen, för
dert die Lehrfarmtätigkeit, die neuerdings auch von 
Frauenvereinen des Mutterlandes unterstützt wird, 
und will unter dem Vorsitz des Gouverneurs einen 
Landwirtschaftsrat gründen. Die Nord-Südbahn 
Windhuk—Keetmanshoop (507 Kilometer) ist am 
3. März eröffnet worden, in Swakopmund und 
Lüderitzbucht wurden Funkentelegraphenstationen 
hergestellt. Der neue Gouverneur Dr. Seitz hat 
sich durch seine Amtsführung volles Vertrauen er
worben. Die Diamantenangelegenheit hat durch 
kaiserliche Verordnung vom 30. Dezember eine den 
wünschen der Produzenten über die Besteuerung 
mehr Rechnung tragende Änderung erfahren.

Kamerun hat Lnde Januar für den krank
heitshalber zurückgetretenen Gouverneur Dr. 
Gleim im Geheimrat des Neichskolonialamtes 
Lbermeier einen Nachfolger erhalten. Lr hat 
im Sommer eine sechsmonatliche Reise durch die 
Kolonie angetreten. Diese erhält infolge des 
Marokkoabkommens mit Frankreich eine erhebliche 
Vergrößerung. Die deutsch-französische Grenzkom
mission tagte vom (5. Juni bis zum (9- Juli in 
Bern und erledigte die Grenzfestsetzung in der 
freundschaftlichsten Weise. Die Übergabe der bis
herigen Teile der französischen Kongokolonie be
gann am 7. Oktober in wesso am Zusammenfluß 
des Dscha mit dem Sanga und war am Lnde des 
Jahres noch nicht beendet. Ls wird sich, gegen
über dem Tadel der Allesbesserwisser, in nicht fer
ner Zeit zeigen, daß bserr v. Kiderlen-Wäch- 
ter der Lösung des mittelafrikanischen Verkehrs
problems im Interesse Deutschlands hier eine breite 
Tür aufgetan hat. Duala hat eine Funkentelegra
phenstation erhalten und wird im nächsten Jahre 
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von Monrovia aus an das deutfch-füdamorikanifche 
Kabel angeschlossen. Der Gouverneur hat die durch 
englische Armen bewerkstelligte Einführung eng
lischen Silbergeldes verboten.

Für Togo wurde Herzog Adolf Friedrich 
von Mecklenburg als neuer Gouverneur ernannt.

Herzog Adolf Friedrich von Mecklenburg-Schwerin, 
Gouverneur von Togo.

Ls ist ein überwältigender Beweis für den deut
schen Kolonialgeist, daß sich ein deutscher Fürst 
(wie in Heer und Flotte) dem praktischen Dienst 
widmet und bescheiden bei der kleinsten Kolonie 
beginnt. Lr ist am 9· August nach Lome abgereist. 
Dort hat der Betrieb der am s7. Mai (9U Zum 
größten Teile zerstörten Landungsbrücke am s. No
vember wieder ausgenommen werden können, die 
Legung des deutschen Kabels von Monrovia nach 
Togo hat begonnen. Die seit fünf Jahren begon
nenen Aufforstungen gedeihen vortrefflich.

In D e u t s ch o st a f r i k a ist am Juli die 
Zentralbahn bis Tabora, 8^8 Kilometer von Dar- 
es-Salam, eröffnet worden, in Muansa und Bu- 
koba am Viktoriasee bestehen Funkenstationen, Dar- 
es-Salam erhält eine solche im Jahre (913. Die 
Anzahl der landwirtschaftlichen Versuchsstationen ist 
um zwei vermehrt worden. Der neue Gouverneur 
Dr. Schnee hat sich für die Förderung der deutschen 
Siedlungen erklärt, die Meldepflicht für alle Nicht
eingeborenen eingeführt und die Linwanderungs- 
ordnung für Farbige und Nichteingeborene ver
schärft. Gegen die Weiterverbreitung der einge
schleppten Rinderpest wurde energisch vorgegangen.

Zum Gouverneur von Samoa ist der Gber- 
richter Dr. Schultz ernannt worden. Die wirt
schaftliche Entwicklung befindet sich im Zustande 
gesunden Fortschritts, nur macht die Beschaffung 
von Arbeitern Schwierigkeiten. Die heiraten zwi
schen Weißen und Eingeborenen sind für die Zu
kunft verboten worden. Die deutsche Südseegesell
schaft für drahtlose Telegraphie errichtet in den 
nächsten zwei Jahren Telefunkenstationen auf der 
Insel Hap (Westkarolinen), Konta (Marschalls
inseln), Apia (Samoa) und Nauru (Neu-Guinea). 
Im Bezirk Friedrich Wilhelmshafen auf Neu- 
Guinea hat sich eine Verschwörung der Eingebo
renen gezeigt, deren Ausbruch durch rechtzeitiges 
Eingreifen verhindert wurde. Zur weiteren Er

forschung dieses Landes ist eine Expedition nach dem 
mittleren Laufe des Kaiserin Augustaflusses ab
gegangen.

Die Marinekolonie Tsingtau schreitet in 
ihrer Entwicklung rüstig fort, die Unruhen in Lhina 
haben ihr fast mehr genützt als geschadet. Zahl
reiche Thinesen aus den höheren Schichten haben 
sich angekauft. Ein wichtiges Ereignis für das 
Schutzgebiet war der doppelte Besuch des Prinzen 
Heinrich, der ja seinerzeit den Anstoß zur Ent
stehung der Kolonie gegeben hat. Er traf auf 
seiner Reise nach Tokio am % September in Tsing
tau ein und wurde ebenso feierlich wie herzlich be
grüßt. Nach seiner Rückkehr von Japan am 26. 
widmete er sich im Auftrage seines Bruders ein
gehenden Besichtigungen aller militärischen und 
wirtschaftlichen Einrichtungen an Grt und Stelle. 
Besonders interessierte er sich für die Gründung 
eines Eisen- und Stahlwerkes, das die Eisenerz
lager des Schutzgebietes ausnützen soll. Der be
kannte Agitator des modernen Thina, Dr. S u n- 
jantsen, kam auch nach Tsingtau und stellte sich 
dem Prinzen vor. Auch die ansässigen chinesischen 
Notabeln empfingen den fürstlichen Gast mit offe
ner Freude. Die fast zwei Wochen währenden Be
sichtigungen verliefen zur vollsten Befriedigung des 
Prinzen Ls e i n r i ch und gaben ihm vielfach An
laß, den Schöpfern und Leitern die wärmste Aner
kennung auszusprechen.

Dr. Heinrich Schnee, 
Gouverneur von Deutschostafrika.

Das wirtschaftliche Jahr.
Die Lage und Entwicklung der wirtschaftlichen 

Verhältnisse in Industrie und Handel waren durch
aus befriedigend und übertrafen im allgemeinen 
die Ergebnisse des Vorjahres, trotz mancher Schwie
rigkeiten und Schattenseiten. Auch im verflossenen 
Jahre zeigte sich der in den letzten HO Jahren un
gehemmte Lauf der Entwicklung. Kaum ein Ge
biet der Volkswirtschaft, auf dem nicht Deutschland 
in dieser Zeit seine Rivalen, England und Frank
reich, weit hinter sich gelassen hat. Diese Ent
wicklung ist aber keineswegs lediglich der Industrie 
zu verdanken, sondern in ganz hervorragendem 
Maße auch der Landwirtschaft. Seit den Achtziger
jahren ist der Ernteertrag für den Hektar bei allen 
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Rulturgewächsen um mehr als die Hälfte gewachsen, 
bei Roggen sogar um 73, bei Kartoffeln um 6\, 
bei Hafer um 80o/o. Das ist die Folge des in
tensiven Ackerbaubetriebes, der nur bei der heu
tigen Zoll- und Wirtschaftspolitik möglich ist. Ls 
fängt auch schon in jenen Köpfen, die vor gar 
nicht langer Zeit noch auf (Lobben und den Frei
handel schwuren, langsam die Erkenntnis an zu 
dämmern, daß Deutschland trotz seines über alles 
Erwarten gestiegenen industriellen Aufschwungs 
immer noch zu den Hauptackerbauländern gehört 
und daß gerade darauf seine wirtschaftliche Stärke 
beruht, daß es darum im stande ist, allen Ländern 
zuoorzukommen. In denkenden industriellen Krei
sen hat man das längst gewußt, in Handelskreisen 
überzeugt man sich aber auch mehr und mehr von 
der Richtigkeit dieses Zusammenhanges, nur die 
Milieupresse begreift ihn nicht und will ihn nicht 
begreifen, weil es bequemer ist, durch Verhetzung 
von Stadt und Land, durch unbegründetes Schimp
fen auf die Agrarier alle ebensowenig weitsichtigen 
Köpfe um sich zu sammeln oder — der Sozial
demokratie zuzuführen. Darum stand auch mehr 
als in den Vorjahren die Teuerung im Mittelpunkt 
der Erörterungen, oder wurden vielmehr dahin ge
schoben, ohne Rücksicht auf sachliche Begründung 
und auf die handelstechnische und politische Wir
kung der Übertreibungen und falschen Darstellun
gen auf diesem Gebiete. Man wollte sogar die 
politische Wirkung um des Parteizweckes willen. 
Dazu gehörte auch das Genörgel über die „taten
lose Politik", die bei den Umwälzungen in Ostasien, 
auf der Balkanhalbinsel rc. nicht beutegierig zu
packe. Aber keiner hat angegeben, wie das ohne 
schwere Gefährdung des Reiches anzufangen fei, 
ganz abgesehen von dem empfindlichen wirtschaft
lichen Rückschläge, den ein großer Krieg heutzutage 
bringen muß. Japan krankt noch heute an seinem 
„Siege", Bulgarien und Serbien siegen sich dem 
gleichen Schicksal erst entgegen.

Das Jahr \9\2 brachte eine Getreideernte, die 
alle Ergebnisse der Vorjahre seit $02 übertraf. 
Am reichsten fiel der Menge nach die Weizenernte 
aus, aber gerade diese litt stark. unter der ungün
stigen Erntewitterung und büßte an Güte erheblich 
ein. Trotzdem verstand der Handel, die Preise, 
die nur kurz nach der Ernte auf das Niveau des 
vorigen Jahres fielen und dann wieder stiegen, 
hochzuhalten. Bei dem allgemeinen berechtigten und 
unberechtigten Teuerungsgeschrei fiel das nicht auf. 
Da indessen die Hoffnungen, mit denen alle wirt
schaftlichen Interessenten das neue Jahr begonnen 
hatten, in geradezu überraschender Weise erfüllt 
worden waren und zu der steigenden Beschäftigung 
der Industrie und des Handels auch die im Vor
jahre vermißte Erhöhung der Preise eingetreten 
war, so stellte sich die Lage recht günstig. Die Ge
werbetreibenden waren im stände, die erhöhten 
Löhne zu zahlen, von denen wieder die Kaufkraft 
ganzer Schichten der Bevölkerung gestärkt wurde, 
so daß trotz der Teuerung der Lebensmittel in der 
Volkswirtschaft selbst ein gewisser Ausgleich zu stände 
kam. Das gesunde deutsche Erwerbsleben hat sich 
auch durch politische Sorgen wegen des türkisch
italienischen und des Balkankrieges nicht in seiner 

gedeihlichen Entwicklung behindern lassen, nur auf 
der Spekulationsbörfe gab es in Berlin, wie in 
einigen anderen Hauptstädten Europas, einen durch 
wirkliche wirtschaftliche Gefahren nicht begründeten 
Krach, bei dem eine Menge jener Leichtgläubigen, 
die immer noch glauben, auf der Spekulationsbörse 
und in Monte Tarlo wohne das Glück, beträchtliche 
Summen eigenen und fremden Geldes verloren. 
Aber weder die Kriege, noch der Börsenkrach, ja 
selbst nicht einmal die sich immer steigernde Ver
steifung des Geldmarktes vermochte die Kraft des 
Aufstiegs dauernd zu behindern. Bei hohen Prei
sen vermag eben das Gewerbe viel auszuhalten, 
außerdem nahm man sie ja nur den Agrariern Übel, 
was natürlich andere Gewerbegruppen nicht hin
derte, bei ihrer Preissteigerung die Grenzen der 
Bescheidenheit zu überschreiten. Die „Konjunktur 
ausnützen" gilt ja als höchste gewerbliche Weisheit. 
Die Knappheit des Geldmarktes und die damit zu
sammenhängende Höhe des Zinsfußes machte sich 
aber namentlich auf dem spekulativen Grundstück- 
markte und bei dem Baugewerbe bemerklich, indem 
ein ziemlicher Stillstand und der Zusammenbruch 
schwächerer Geschäfte eintrat. Die dadurch bewirkte 
Verschlechterung des Arbeitsmarktes hielt jedoch 
nicht an, denn es gab überall Arbeit genug.

Besonders hemmende Einflüsse auf die gewerb
liche Tätigkeit haben sich weder von politischer noch 
von sozialer Seite geltend gemacht. Die Befürch
tung eines großen europäischen Krieges, die Prä
sidentenwahl in den vereinigten Staaten ic. find 
nicht ganz ohne Wirkung geblieben, aber diese Sor
gen gingen rasch vorüber und haben höchstens mit
telbar zur Verschärfung des internationalen Geld
marktes beigetragen. Neben dem erhöhten Bedarf 
des inländischen Marktes hat aber auch die Stei
gerung der Ausfuhr, wobei wieder die großen 
Streiks in England von günstigem Einfluß waren, 
den industriellen Aufschwung gefördert. Eisen
industrie und Kohlenbergbau haben erheblichen Vor
teil daraus gezogen. Die Gesamtausfuhr in den 
ersten elf Monaten des Jahres hat sich im vergleiche 
zum Vorjahr von 7335 auf 8023 Millionen Mark 
gehoben. Die Einfuhr ist in demselben Zeitraum 
von 877^ auf 9^08 Millionen gestiegen. Diese 
hohen Ziffern drücken die allgemeine Belebung des 
deutschen Verkehres mit den Auslandmärkten aus. 
Die Handelsbilanz erscheint, wie bei allen Kultur- 
staaten, passiv; da dabei die deutsche Volkswirtschaft 
auf ihre eigene Geld- und Kapitalskraft angewiesen 
war infolge englischer und französischer Hetzereien, 
so ist der günstige Abschluß als triftiger Beweis 
dafür anzusehen, wie sehr die deutsche Kapitalskraft 
in den letzten Jahren erstarkt ist. In den letzten 
Monaten hatte die durch Sensationsmacherei her
vorgerufene übertriebene Besorgnis vor kriegeri
schen Verwicklungen unter den Großmächten wohl 
zur Zurückziehung von Barbeträgen und Sparkasse
geldern geführt, doch blieb dieser immerhin be
denkliche Vorgang ohne weitere nachteilige Wir
kung. wegen der übertriebenen Preis- und Kurs
steigerungen hatte die Reichsbankleitung schon im 
Frühjahr wiederholte Hinweise zur Vorsicht und Zu
rückhaltung in der Kreditgewährung gegeben. Diese 
Maßregel, anfangs stark getadelt und bekrittelt, hat 
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sich hinterher doch als recht weitsichtig und nützlich 
erwiesen. Line solche Haltung der Reichsbank dürfte 
auch in Zukunft von nöten sein, damit nicht un
vorsichtige Übertreibung den gesunden Austrieb der 
wirtschaftlichen Bewegung zum Überschlagen und zur 
Krise führt. Bisher hat sich noch kein Mißverhältnis 
zwischen dem gewaltig vergrößerten Apparat der 
Gütererzeugung, den ihm zur Verfügung stehenden 
Kräften und dem Verbrauche gezeigt, Solange die
ses Verhältnis besteht, darf man auf weiteren Auf
schwung hoffen. Aber eine Störung — durch stür
mische Überproduktion oder starke Verbrauchs
abnahme infolge ungünstiger Lrnte — würde un
ausbleiblich zur Krise führen.

Größere wirtschaftliche Lebhaftigkeit spiegelt 
sich auf dem Arbeitsmarkt wieder und bringt auch 
den sonst immer nur in der Stille geführten Kampf 
um den Lohn in Streiks und Aussperrungen an die 
Öffentlichkeit. Diese sind immer ein Beweis für 
eine aufsteigende Geschästsentwicklnng gewesen. Die 
größte Bewegung dieser Art, der Bergarbeiteraus
stand im Ruhrrevier, ist schon an anderer Stelle 
nach seiner politischen Seite behandelt worden, wirt
schaftlich unbesonnen angefangen, hat er ein höchst 
unrühmliches Lnde für die Veranstalter genommen, 
ohne den Arbeitern irgend welchen Lrfolg gebracht 
zu haben. Die Steigerung der Löhne, die inzwischen 
infolge günstigen Geschäftsganges eingetreten ist, 
hätten die Arbeiter auch ohne die schweren wirt
schaftlichen Verluste durch den Streik haben können. 
Das wissen ja die Arbeiter auch selbst, und es 
würde bei fast allen Streiks viel mehr Arbeitswillige 
geben, wenn sie eines sicheren Schutzes vor dem 
Terrorismus der Genossen gewiß wären. Auch die 
älteren und einsichtsvolleren Arbeiter sind, trotz aller 
schiefen Darstellungen der Agitatoren, gar nicht im 
Zweifel darüber, daß sich unter dem deutschen Wirt
schaftssystem die Einkommens- und Lebenshaltungs
verhältnisse der Arbeiter viel befriedigender ent
wickelt haben als in England unter der Herrschaft 
des Freihandels.

Einige Worte müssen auch noch an dieser Stelle 
über die sogenannte F l e i s ch n o t gesagt werden. 
Daß eine solche nicht bestand, sondern daß es sich 
nur um eine auf sehr verschiedenartigen Ursachen 
beruhende Fleischteuerung handelte, ist von vielen 
kompetenten, an dem politischen und wirtschaftlichen 
Kampfe der Parteien und Interessenten persönlich 
gar nicht beteiligten Seiten ausgesprochen worden, 
wer ohne Vorurteil selbst beobachtete, konnte sich 
auch von der Richtigkeit überzeugen. Die hohen 
Fleischpreise waren für die Verhetzungspresse ein 
gefundenes Fressen. Die sozialdemokratischen Blät
ter verschärften die allgemeine Unzufriedenheit noch 
durch die unwahre Behauptung, eine solche Teue
rung läge im Interesse der wohlhabenderen Klaffen, 
insbesondere der „Agrarier". Dem pflichtete auch, 
weil es sich im Kampfe gegen die Konservativen 
verwenden ließ, die Milieupresfe bei und fand damit 
Glauben, denn weder Redakteure noch Leser solcher 
Zeitungen pflegen die geringste Einsicht in die land
wirtschaftliche Produktionsweise zu haben, die sie 
überhaupt von ihrem „höheren" städtischen Stand
punkte aus als eine untergeordnete Sache ansehen. 
Dabei wurde gänzlich verschwiegen, daß auch alle 

anderen waren teurer geworden waren, die Teue
rung also eine ganz allgemeine war; ferner daß 
die Fleischpreife in der ganzen Welt außerordentlich 
gestiegen sind und in Rordamerika, das man ge
wohnheitsmäßig noch als unerschöpfliche Fleisch
kammer betrachtet hatte, ebenso hoch oder noch 
höher waren als in Deutschland. „Die Landwirt
schaft ist nicht irrt stande, den wachsenden Fleisch
verbrauch einer zunehmenden Bevölkerung zu decken; 
also Öffnung der Grenzen, weg mit den Zoll- 
schrattken!" — schallte es aus den Redaktionsstuben 
und in dett Agitationsversammlungen. Damit konnte 
man wohl mtverständige Massen aufhetzen, aber der 
Allgemeinheit hat es keinen Nutzen, sondern nur 
Schaden gebracht. Die preise stiegen gerade darum 
weiter, denn jeder, der seinen Vorteil davon hatte, 
konnte sich zu seiner Rechtfertigung auf die Zeitung 
berufen. Auch hier wurde zuweilen der minder 
schuldige Teil, die Fleischer, beschuldigt, die doch 
längst, namentlich in deit größeren Städten, ab
hängig — meist sogar schon finanziell —- von den 
Viehhändlern sind. Die Sache liegt doch aber so: 
Maul- und Klauenseuche in den letzten Jahren, 
noch mehr der dürre Sommer 1911 hatten den Vieh
stand stark vermindert, und es ist hier schon in den 
beiden letzten Jahrgängen rechtzeitig darauf hinge- 
wiefen worden, daß davon weite Bevölkerungs
schichten in Mitleidenschaft gezogen werden würden. 
Einsichtige Landwirte, bis zum König von Sachsen 
hinauf, haben damals dringend gemahnt, im Inter- 
effe der Gesamtheit den Viehstand, selbst mit Opfern, 
trotz der starken Futternot zu erhalten.

Es ist notorisch, daß die Landwirtschaft meistens 
dieses Opfer gebracht hat. Kaufmännisch war das 
freilich nicht, denn es lohnt nicht, ein Stück Vieh 
über feinen wert hinaus durchzufüttern. Auch ver
hungert ja der Landmann keineswegs, wenn er 
wegen teueren Futters ein Rind weniger hält. Tat
sächlich hat aber die deutsche Viehzucht trotz der 
elementaren Schäden der letzten Jahre standgehalten, 
doch die jetzt nur wenig höhere Preislage hat noch 
keineswegs ihre Verluste während jener Zeit aus
geglichen. wenn weitere Volksschichten davon in 
Mitleidenschaft gezogen worden sind, so liegt darin 
ein neuer Beweis für die immer weiteres Ver
ständnis findende Tatsache, daß schwere Schädi
gungen der Landwirtschaft zugleich eine Schädigung 
der gesamten Volkswirtschaft bedeuten. Auf dem 
Fleifchmarkte haben aber, wie schon angedeutet, 
neben diesem wirtschaftlichen Moment noch ganz 
andere Einflüsse zur Verschärfung der Tendenz mit
gewirkt. Die wirklich vorhandene und in natür- 
lichen Ursachen begründete Preissteigerung wurde 
sensationell übertrieben und politisch ausgebeutet. 
Der dadurch erzeugte förmliche Teuerungswahn 
wurde dann gerade auf dem Lebensmittelmarkte 
ergiebig ausgenützt, wer durfte sich denn über 
die hohen preise nur noch wundern, wenn jeden 
Tag „im Blatte" stand, daran seien die Regierung, 
die Getreide- und Viehzölle, die Agrarier schuld; 
man brauche bloß die Grenzen gegen das Ausland 
aufzumachen, wo die gebratenen Tauben nur so 
herumfliegen. In Wirklichkeit war die Fleisch- 
teuerung in Österreich eher noch größer als in 
Deutschland, in Rußland war nicht viel zu haben, 
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dafür drohte die Gefahr der Seucheneinschleppung. 
Der geringe Überschuß an Vieh in den Niederlanden 
und Dänemark konnte für die Millionen des Deut
schen Reiches auch nicht von ausschlaggebender Wir
kung sein. Das billigste Fleisch ist und bleibt das 
einheimische. Und großer Mangel daran war auch 
gar nicht vorhanden, der Berliner Viehmarkt hatte 
oft genug einen unverkäuflichen Überschuß, was die 
nichtagrarischen Zeitungen ausnahmslos ihren Le
sern verschwiegen, ebenso die Tatsache, daß außer 
in Dänemark und Rußland die Fleischpreise überall 
fast noch höher waren als in Deutschland. Die
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Wilhelm von Wedel-Piesdorf,
Präsident des preußischen Herrenhauses.

Schürer des Teuerungsfanatismus — auch in Öster
reich — schrien nach der Zulassung von argentini
schem Gefrierfleisch. Nachdem Nordamerika auf
gehört hat, bildet Argentinien das einzige noch er
giebige Fleischreservoir, was soll aber, sobald bei 
dem allseitigen verlangen auch dieses bald erschöpft 
sein wird, aus den europäischen Staaten werden, 
wenn sie bis dahin die eigene Viehproduktion nicht 
gefördert haben?

Die Regierungen hatten sich Ende September 
über einige Einfuhrerleichterungen geeinigt, die na
mentlich den großen Städten, wo die Fleischteuerung 
empfindlich wurde, zu gute kommen sollten, wenn 
sie die Fleischbeschasfung selbst in die Lsand nehmen 
wollten. Die meisten Städte haben es auch getan 
und in der Mehrzahl, trotz des keineswegs gänzlich 
unberechtigten Widerstandes der Fleischer, eine ge
ringe Herabdrückung des Preises erzielt. Gegen 
Ende des Jahres haben die Preise von selbst etwas 
nachgelassen, und infolge der reichen Futterernte 
ist auch für das nächste Jahr eine Vermehrung 
des Viehstandes und darum keine besondere Fleisch

teuerung zu erwarten, um so mehr, da in allen 
einsichtsvollen landwirtschaftlichen Kreisen energisch 
darauf hingearbeitet wird, die Viehproduktion so 
rasch als möglich bis zur vollen Befriedigung des 
Bedarfes zu steigern, wer den ganzen Vorgang 
dieser Fleischnot nicht bloß oberflächlich betrachtet, 
der kommt zu dem Schlüsse, daß sie nichts gegen 
den Zollschutz der landwirtschaftlichen Arbeit be
weist, sondern vielmehr der beste Beweis für die 
segensreiche Wirkung der Schutzzollpolitik ist. was 
hätte wohl das Deutsche Reich mit seinen 66 Mil
lionen bei einer so weitverbreiteten Fleischknapp
heit anfangen wollen, wenn es durch mangelnden 
Zollschutz seine Landwirtschaft ebenso hätte verfallen 
lassen wie England, das zu fünf Siebenteln vom 
Ausland lebt? politisch wäre dann Deutschland 
bei der Überlegenheit der britischen Flotte für seine 
Nahrungsmittelversorgung ganz von der Gnade 
Englands abhängig. Heute liegt die Sache noch 
-so, daß England davor zittert, eine starke Flotte — 
gegenwärtig käme bloß die deutsche in Betracht — 
könnte ihm die Zufuhren abschneiden und das Land 
in sechs Wochen aushungern. Um Deutschland vor 
einer ähnlichen Gefahr zu bewahren, gibt es nur 
ein Mittel: die weitere Förderung der landwirt
schaftlichen Produktion bis zur Deckung des vollen 
Bedarfes der deutschen Bevölkerung.

Preußen.
Der Landtag wurde am (5. Januar im 

Weißen Saale des Königsschlosses vom Minister
präsidenten o. Bethmann Hollweg mit Ver
lesung einer Thronrede eröffnet, die ungewöhnlich 
viele Aufgaben enthielt: die neue Steuergesetz
gebung, das Wassergesetz, die Durchführung ver
mehrter Jugendfürsorge, Einführung der Zwangs
arbeit in die Armenpflege, Ausdehnung der Schutz
gesetze für das Deutschtum in Westpreußen und 
Posen auf andere Landesteile, innere Kolonisation, 
Elektrisierung der Berliner Stadtbahn 2C. Trotz 
des reichen Inhalts war die Thronrede von der 
bekannten sachlichen Kürze, Beifall ertönte bei Er
wähnung der Gesetzentwürfe über Anwendung des 
Arbeitszwanges und über die ländlichen Fortbil
dungsschulen. Das Abgeordnetenhaus trat unter 
Vorsitz des bisherigen Präsidenten v. Kröcher 
sofort zu einer Sitzung zusammen, in der Finanz
minister Dr. v. L e n tz e den Etat mit einer län
geren Darstellung einbrachte. Die Finanzlage ist 
durchaus günstig, dem Ausgleichsfonds werden 
Millionen zufließen. In einer zweiten Sitzung wurde 
Frhr. v. Lrffa (konf.) zum Präsidenten, Dr. por sch 
(Zentrum) zum ersten und Dr. Krause (nat.-lib.) 
zum zweiten Vizepräsidenten gewählt, wegen der 
Reichstagswahlen vertagte sich der Landtag bis zum 
30. Januar. Das Herrenhaus hatte zum Präsidenten 
den Hausminister v. wedel-piesdorf neu und 
Oberbürgermeister Dr. Becker und Frhrn. 
v. Landsberg-Stein furt zu Vizepräsidenten 
wiedergewählt. 2tm 30. Januar begann das Ab
geordnetenhaus mit der ersten Lesung des Etats, 
wobei auch der Ausfall der Reichstagswahl je nach 
dem Parteistandpunkt zur Erörterung kam. Die erste 
Lesung war am Februar zu Ende. Bemerkens
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wert waren die Erklärungen des Ministers des In
nern v. Dallwitz, daß an der Polenpolitik fest- 
gehalten werde und daß bei der Verschärfung der 
Parteigegensätze kein Anlaß für eine besondere Wahl
rechtsvorlage gegeben sei. Sehr energisch betonte 
er auch, die Betätigung eines Beamten für die So
zialdemokratie sei mit dem Amtseid unvereinbar. 
Die Parteien waren mit großer Schärfe aufeinander
gestoßen, und insbesondere ließen die Sozialdemo
kraten merken, wie sehr ihnen der Ramm nach der 
Reichstagswahl geschwollen war. Der Wunsch nach 
einem ihnen ebenso günstigen Wahlrecht für Preu
ßen wurde ebenso glühend ausgesprochen, wie die 
Durchsetzung drohend angekündigt. Schon Bebel 
hat Preußen für das widerstandsfähigste Hindernis 
angesehen; ist Preußen einmal von den Sozial
demokraten erobert worden, dann werden ihrer Herr
schaft die süddeutschen Demokraten und Klerikalen 
nicht mehr den geringsten Widerstand zu leisten im 
stande sein.

Am 5. und 6. Februar wurde die erste Lesung 
der Steuervorlage erledigt und der Entwurf an eine 
besondere Kommission verwiesen. Am 9· wurde 
die zweite Lesung des Etats begonnen, von na
tionalliberaler Seite wurde das päpstliche Motu 
proprio zur Sprache gebracht. Staatssekretär 
v. Kiderlen-Wächter erklärte, es hätten dar
über nur mündliche Besprechungen mit der Kurie 
stattgefunden. Die Bestimmungen seien für Deutsch
land nicht gültig. Mit Ausnahme des Zentrums 
und der Polen bedauerten alle Parteien die aber
malige Störung des kirchlichen Friedens. Bis zu 
den Osterferien war die gesetzgeberische Ausbeute 
der Beratungen des Abgeordnetenhauses gering. 
Neben dem Etat wurde nur noch das Wassergesetz 
in erster Lesung erledigt und an eine Kommission 
verwiesen, der Lotterievertrag mit den süddeutschen 
Staaten und einige kleinere Vorlagen wurden ver
abschiedet. Viel fleißiger arbeitete das Herrenhaus, 
das eine ganze Reihe größerer und kleinerer Vor
lagen schon vor Ostern durchberaten hatte. Am 
\2. März nahm es einstimmig einen Antrag an, 
der die Regierung auffordert, alle erforderlichen 
Maßnahmen, nötigenfalls auch auf dem Wege der 
Gesetzgebung, zum Schutze der Arbeitswilligen vor 
Vergewaltigung und Bedrückung zu treffen. Der 
Beschluß des Dauses war durch die Vorgänge beim 
Streik im Ruhrrevier veranlaßt worden, die auch 
am ^8. im Abgeordnetenhause zur Sprache kamen, 
bsandelsminister S y d o w und Minister des Innern 
v. Dallwitz erteilten Aufschlüsse über den vom 
sozialdemokratischen ,,alten verband" heraufbeschwo
renen Streik und über die Maßregeln der Regie
rung. Die sechs sozialdemokratischen Abgeordneten 
gaben der Debatte durch außerordentlich grobe Zwi
schenrufe einen überaus lärmenden Lharakter und 
bezweckten mit diesem Tumult offenbar, durch deil 
Schein übergroßer Arbeiterfreundlichkeit die dem 
Zusammenbruch des Streiks entgegengehenden Berg
leute über den Eindruck hinüberzutäuschen, wie sehr 
sie durch die sozialdemokratische Streikleitung ge
schädigt worden sind. Der Abg. L e i n e r t (Soz.), 
der am folgenden Tage sich in Verfolgung dieses 
Zweckes in den heftigsten Angriffen gegen Regie
rung, Zechenverwaltung und christliche Gewerk

schaften verging, wurde wiederholt zur Ordnung 
gerufen. Es lag auf der Hand, daß sich das Haus 
derartige Vorgänge, die früher nie vorgekommen 
waren und bei denen die Absicht der Provokation 
nur allzu deutlich erkennbar war, nicht mehr lange 
gefallen lassen würde.

Als das Abgeordnetenhaus am f6. April seine 
Sitzungen fortsetzte, war noch nicht einmal der Etat 
durchberaten, und da schon vor Pfingsten Schluß 
gemacht werden sollte, so konnten nur noch die 
vom Herrenhause bereits beratenen und noch einige 
kleinere Gesetzentwürfe erledigt werden. Steuer-
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Dr. Hermann Freiherr von Erffa-lvernburg, 
Präsident des preußischen Abgeordnetenhauses.

Vorlage und Wassergesetz sollten dann in einer 
Herbstsession durchberaten werden. Für erstere 
empfahl sich die Verschiebung bis nach den Be
schlüssen des Reichstags über die Deckungsvorlage 
für die Heeresforderungen. Allerdings war da
zu eine Verlängerung der am 26. Mai ablaufenden 
bisherigen Steuernovelle nötig. Unter den erle
digten Vorlagen verdienen besondere Erwähnung 
der Gesetzentwurf über die Besitzfestigung und über 
die ländliche Unfallversicherung. Wie im Reichs
tage zeigte sich auch im Abgeordnetenhause der gute 
Wille der bürgerlichen Parteien, positiv zusammen
zuarbeiten, wenn auch schon hie und da eine un
verkennbare Abhängigkeit der Fortschrittspartei von 
ihren Reichstagswahlbundesgenossen zu bemerken 
war. Das mußte um so mehr auffallen, als sich 
die Sozialdemokraten geradezu als direkte Feinde 
der parlamentarischen Tätigkeit erwiesen. Abg. 
Dr. Liebknecht gab auch am 23. April selbst 
zu, er halte seine Reden nicht für das Parlament, 
sondern für „die große Öffentlichkeit", d. h. zum 
Fenster hinaus. Außer der fortschrittlichen Volks-
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Partei waren sämtliche bürgerliche Parteien dar
über einig, daß durch die Reform der Geschäfts
ordnung den skandalösen Mißbräuchen ein Lnde 
gemacht werden müsse, von einzelnen wichtigen 
Vorgängen während der Session ist noch zu erwäh
nen, daß am 25. April der Minister des Innern 
v. Dallwitz dem Abg. Dr. P achηicke (fortschr.) 
erklärte, die Einführung des Reichstagswahlrechtes 
in Preußen fei nach wie vor ausgeschlossen. Das 
Treiben der sechs Sozialdemokraten setzte sich bis
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Adolf Wermuth, 
(Oberbürgermeister von Berlin.

zum Schlüsse der Ttatsdebatte fort, die erst am 
2. Mai zu Lude kam. Am 9· Mai trat die längst 
befürchtete Katastrophe ein. Der Abg. Borchardt 
hatte sich fortwährend den Aufforderungeit des Prä
sidenten Frhrn. v. Lrffa, Zwischenrufe nur von 
seinem Platze aus zu machen, widersetzt, worauf 
er nach wiederholtem Ordnungsrufen von der Sit
zung ausgeschlossen wurde. Da er sich mehrfach 
weigerte, den Saal zu verlassen, so erschien auf 
Requisition des Präsidenten ein Polizeioffizier, dem 
Abg. Borchardt aber auch nicht Folge leistete. 
Danach wurde er von Polizisten mit Gewalt aus 
dem Saale entfernt und zugleich auch der Abg. 
Reinert mit, der ihn unterstützt hatte. Die wider
liche Szene wiederholte sich, weil Abg. Borchardt 
nochmals in den Saal zurückkehrte. In einem deut
schen Parlament war ein solcher Fall noch niemals 
vorgekommen.

Das suchte die Sozialdemokratie auch zu ihren 
Gunsten auszulegen, fand aber nicht einmal in den 
eigenen Reihen volle Zustimmung. Einzelne fort
schrittliche und selbst nationalliberale Stimmen gin
gen in ihrem Parteihaß gegen die Konservativen 
wohl bis zur Behauptung, der Präsident habe zu 

rasch gehandelt, aber selbst der versuch sozialdemo
kratischer Zeitungen, durch sensationelle Extrablätter 
Teilnahme oder Aufregung in der Bevölkerung her
vorzurufen, konnte nicht gegen die allgemeine ge
sunde Empfindung aufkommen: den beiden sei ganz 
recht geschehen. Erheiternd mußte die Behaup
tung der Sozialdemokraten wirken, der Vorgang 
verstoße gegen den § 7 der Reichsverfassung, der 
von Verhaftungen von Abgeordneten spricht. Hier 
handelte es sich aber gar nicht um eine Verhaftung, 
sondern um die Aufrechterhaltung der Geschäfts
ordnung eines Parlaments, wofür nur dieses zu
ständig ist. Sonst ist die Demokratie aller Schattie
rungen doch immer von der Souveränität und Un
fehlbarkeit der Parlamente eingenommen, warum 
auf einmal in diesem Falle nicht? Übrigens lehnte 
am s3. das Abgeordnetenhaus den Einspruch des 
Abg. Borchardt gegen seine Entfernung in na
mentlicher Abstimmung ab gegen die Stimmen der 
sechs Sozialdemokraten und der zwei Dänen, wäh
rend sich nur die Polen und zwei Mitglieder der 
Fortschrittspartei der Stimme enthielten. Der An
klageversuch der Abg. Borchardt und £ e in ert 
auf Grund des § 7 wurde vom Gericht abgelehnt, 
dagegen das Strafverfahren gegen beide wegen 
Hausfriedensbruchs und kviderstandes gegen die 
Staatsgewalt von Amts wegen eingeleitet. Die erste 
Strafkammer des £andesgerichtes I Berlin ver
urteilte am 28. September den Abg. Borchardt 
wegen beider vergehen zu O0 Mark, den Abg. 
£ e i n e r t wegen Widerstandes gegen die Staats
gewalt zu 50 Mark Geldstrafe. Am 20. Mai waren 
die fortschrittlichen und nationalliberalen Anträge 
auf Abänderung des preußischen Wahlrechtes ab
gelehnt worden. Die Regierung war während der 
Debatte nicht vertreten, und ein Antrag der So
zialdemokraten, der das Erscheinen der Minister for
derte, wurde abgelehnt. Bei der dritten £esung 
des Besitzfestigungsgesetzes griff Abg. Marx, den 
£andwirtschaftsminister mit Beziehung auf dessen 
Vater unter lautem Beifall des Zentrums heftig 
an. £andwirtschaftsminister Frhr. v. S ch o r l e m e r 
entgegnete mit tiefer Erregung, daß die Berücksich
tigung der Staatsnotwendigkeiten in erster finie 
stehe, und in der Behauptung, hie Katholiken unter
lägen leichter dem polnischen Einfluß, liege keine 
Beleidigung für sie. Sein Vater sei aber als 
schlechter Katholik bezeichnet worden, weil er ^893 
für die Heeresvorlage gestimmt hatte.

Nach diesem von stürmischen Szenen beglei
teten peinlichen Zwischenfall vertagte sich das Ab
geordnetenhaus bis zum 7. Juni, worauf nach An
nahme der aus dem Herrenhause herübergekom
menen Vorlagen am folgenden Tage beide Kammern 
vertagt wurden. — Inzwischen war der im Vor
jahre geschaffene Großberliner Zweckverband in 
Kraft getreten und wählte am 27. Februar den 
bisherigen Berliner Stadtkämmerer Dr. Steini
ger zum Direktor. Am ^5. Mai wählte die Ber
liner Stadtverordnetenversammlung für den zurück
getretenen Oberbürgermeister Dr. Kirschner den 
früheren Staatssekretär Wermuth als Nach
folger. In der Mark Brandenburg hatten schon int 
Vorjahre einige Feiern zur Erinnerung an die vor 
500 Jahren erfolgte Festsetzung der Hohenzollern 
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im Lande stattgefunden. Am 30. Mai beging die 
alte Kur» und Hauptstadt Brandenburg die Lr- 
innerungsfeier an den ersten Linzug des Burggrafen 
Friedrich VI. am |3. Juni W2 in die Stadt. 
Der Kaiser traf mit dem Reichskanzler v. Beth- 
mann Hollweg und den Ministern unter stür
mischen Kundgebungen der Bevölkerung ein, nahm 
an der Einweihung der erbauten und jetzt er
neuerten Katharinenkirche und dann an der Ent
hüllung des von Professor M a n z e l geschaffenen 
Brunnendenkmals teil. Hierauf betrat er das alte 
Rathaus und wurde im Festsaale mit Fanfaren be
grüßt. Lr zeichnete sich in das goldene Buch ein, 
nahm einen Festtrunk entgegen und betonte in einer 
Rede, daß das Deutsche Reich und das deutsche 
Kaisertum auf brandenburgischer Grundlage und 
auf preußischem Unterbau beruhe. wo wäre frei
lich die deutsche Einigkeit, wie gäbe es ein Deut
sches Reich, wenn es nicht auf der alten branden
burgischen Grundlage durch preußische Führung zu 
stande gekommen wäre! Die heutigen Bewohner 
des Deutschen Reiches lassen nur zu oft aus den 
Augen, daß es gerade die vielgeschmähte preußische 
Ligenart gewesen ist, die das große Ziel zum 
Besten des deutschen Vaterlandes erreichen half. 
Ghne sie würden die auf ihr echtes deutsches Volks
tum so stolzen Süddeutschen längst französisch par
lieren gelernt haben. Gerade in den letzten Wochen 
hatte das preußische Volk viel Unbill und Beschimp
fung über sich ergehen lassen müssen. Der weit 
verbreiteten Gegnerschaft gegen das „Preußentum" 
hatte erst vor wenigen Jahren Bebel mit den 
Worten Ausdruck gegeben: „wenn wir erst den 
preußischen Staat haben, so haben wir alles." Das 
hat seiner Partei manchen Preußengegner, beson
ders in Süddeutschland, als Mitläufer zugeführt, 
und alle Zugeständnisse auf politischem und wirt
schaftlichem Gebiete, die Preußen den Bundesstaaten 
im verlaufe der Jahre gemacht hat, haben die 
hergebrachten Feindseligkeiten dort nicht erstickt.

Der Gipfel dieser Preußenfeindschaft war in 
der Reichstagssitzung vom (7. Mai erstiegen wor
den, in der der vorübergehend gewesene Vize
präsident Scheidemann unter dem lebhaften 
Beifall seiner Fraktion die unverschämtesten Eingriffe 
gegen Preußen richtete, den preußischen Staat mit 
einem Zuchthause und seine Bürger mit Soldaten 
zweiter Klasse verglich, sowie wiederholte vorwürfe 
der Lidbrüchigkeit gegen das Hohenzollernhaus rich
tete. Das war freilich nur der in die sozialdemo
kratische Sprechweise vergröberte Lxtrakt der herge
brachten Eingriffe der Demokratie des Zn- und Aus
landes gegen das durch die Vorzüge seines Staates 
und seiner Bevölkerung mächtig gewordene Preu
ßen, es war aber doch von wohltuender Wirkung, 
daß aus dem Hause ein Süddeutscher, der Rational- 
liberale v. Talker, den häßlichen verunglimp- 
funaen des sozialdemokratischen Redners entgegen
trat und in begeisterten Worten ausführte, welcher 
tiefe Sinn dem Liede „Zch bin ein Preuße" inne
wohnt. Der Reichskanzler, der mit den Mitglie
dern des Bundesrates während der vom Präsi
denten ungehinderten Rede des Abg. Scheide
mann den Saal verlassen hatte, konnte sich da
nach auf eine kurze, der würde des von ihm ver

tretenen Staates angemessene Lrklärung beschrän
ken: „Auf die Vorgänge, die mich und die Mit
glieder des Bundesrates veranlaßt haben, eine Zeit
lang den Saal zu verlassen, gehe ich selbstverständ
lich nicht ein, nachdem von dem Präsidium ein Ord
nungsruf wegen der Äußerungen gefallen ist, die 
der erste Herr Vorredner gebraucht hatte. Meine 
Herren! Lin Mann, der von seinem Lande so 
spricht, wie es geschehen ist, verurteilt sich selbst. 
(Lebhafter Beifall, Unruhe und Zurufe der Sozial
demokraten.) Zhre Zwischenrufe, meine Herren, 
machen mich nicht irre in meinen Gefühlen als 
Preuße und als guter Deutscher, der weiß, was 
Deutschland Preußen verdankt." (Lebhafter Beifall, 
Unruhe bei den Sozialdemokraten.) wenn auch 
dieser widerliche Vorgang wohl nur der Absicht 
der Sozialdemokraten entsprang, nach der notwen
digen Zurückhaltung bei der Beratung der Wehr
vorlagen vor den Augen ihrer unentwegten Ge
nossen wieder einen neuen Trumpf auszuspielen, 
so war doch die Beschimpfung so arg gewesen, daß 
die Wirkung davon noch lange nachzittern mußte. 
Ls gewährte darum in vielen Kreisen innere Ge
nugtuung, daß der Kaiser in Brandenburg die Ge
legenheit ergriff, das grundlegende Verhältnis des 
preußischen Staates zum Deutschen Reiche wieder 
in das rechte Licht zu setzen.

Der Landtag trat am 25. Oktober wieder zu
sammen. Zn der Zwischenzeit war der Präsident 
des Abgeordnetenhauses, Frhr. v. L r f f a, ganz 
unerwartet gestorben, und die Fleischteuerungsfrage 
hatte sich zum allgemeinen Gesprächs- und Agita
tionsstoff herangebildet. Beide Lreignisse nahmen 
zunächst die Tätigkeit des Abgeordnetenhauses in 
Anspruch. Zum Präsidenten wurde durch Zuruf 
der frühere Reichstagspräsident Graf Schwerin- 
Löwitz gewählt. Gegen die Teuerung und na
mentlich die große, keineswegs berechtigte Lrhöhung 
der Fleischpreise hatte die Regierung zur Milde
rung getan, was in ihren Kräften stand. Das 
Haus beschäftigte sich mit den darüber eingebrachten 
Znterpellationen zwei Sitzungen hindurch. Die un
streitig infolge des übertriebenen Teuerungs
geschreies der presse herbeigezogenen zahlreichen 
Tribünenbesucher sahen sich aber in jeder Lrwartung 
auf sensationelle Debatten enttäuscht. Selbst der 
Fortschrittsführer Dr. wie mer gab zu, daß die 
Fleischversorgung des deutschen Volkes grundsätzlich 
durch die deutsche Landwirtschaft erfolgen müsse. 
Der Ministerpräsident v. Beth mann Hollweg 
hatte es nicht schwer, die Znterpellationen zu be
antworten, die Maßregeln der Regierung zu recht
fertigen und das Festhalten an der bisherigen Wirt
schaftspolitik zu betonen. Besonderen Lindruck 
machte seine Ankündigung kräftiger Förderung der 
inneren Kolonisation im Znteresse vermehrter Vieh
haltung und Fleischerzeugung. Ls ist bemerkens
wert, wie lebhaft sich der Wille zur eifrigen Mit
arbeit bei der Lösung dieser wichtigen Fragen auf 
allen Seiten des Hauses bekundete, sowie daß sich 
eine überwältigende Mehrheit gegen jede Zerbrök- 
kelung des bisherigen Wirtschaftssystems, wie sie 
in der Milieupresse empfohlen worden war, heraus
stellte. Zwei Tage wurden auf die polnischen Znter
pellationen wegen der Enteignung verwendet.
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Die polen fanden wohl die Unterstützung des Zen
trums, der Fortschrittspartei, der Sozialdemokraten 
und Dänen, bei ihren lärmenden Demonstrationen 
aber nur die Beihilfe der Sozialdemokraten. Der 
Präsident gab ihnen den wohlmeinenden Rat, nur 
ein ruhiges und leidenschaftsloses Auftreten könne 
ihrer Sache nützen. Selbstverständlich verlief die 
Debatte gegenüber der Mehrheit der Konservativen 
und Nationalliberalen und den sachlichen Ausfüh
rungen der Minister Frhr. v. Schorlemer und 
v. Dallwitz ohne Ergebnis. Im übrigen nahm 
das Haus das Sparkassengesetz in allen drei Lesun
gen an und beendete die zweite Lesung des Wasser- 
gesetzes.

Lin fast tragikomisches Lreignis brachte die 
Sitzung vom Dezember. Die Mehrheit des Dau
ses beschloß nämlich, den Ministerpräsidenten und 
den Kriegsminister auf Grund der Verfassung vor 
das Haus zu zitieren. Der Anlaß war kaum würdig 
einer so großen Aktion. Das Abgeordnetenhaus 
wünscht schon lange einen Garten, wie ihn das 
Herrenhaus besitzt. Nun hatte die Militärverwal
tung über ein diesen Zweck ermöglichendes, an das 
Abgeordnetenhaus anstoßendes Grundstück Umtausch
verhandlungen angeknüpft, die den plan vereitelt 
hätten. Deswegen hatte Abg. v. K r ö ch e r einen 
Antrag auf Berücksichtigung der Wünsche des Dau
ses gestellt. Zn der Debatte darüber erhitzte man 
sich, es kam zu scharfen Auseinandersetzungen, und 
schließlich beschloß das Haus, die Beratung zu ver
tagen und für die weitere Verhandlung die An
wesenheit des Ministerpräsidenten und des Kriegs
ministers zu verlangen. Was ersteren betrifft, so 
war der Beschluß verfassungswidrig, denn in Preu
ßen ist der Ministerpräsident nicht verantwortlich 
für die Handlungen der einzelnen Minister. Herr 
v. Bethmann ο 11 œ e g nahm auch nicht an 
der zweiten Verhandlung teil, die übrigens viel 
weniger hitzig verlief als die erste. Dazu mag 
wohl die Befremdung mitgewirkt haben, die in 
weiten Kreisen darüber herrschte, daß das Abge
ordnetenhaus in seiner rein privaten Angelegenheit 
zu einer politischen Maßregel gegriffen hatte, die 
man in nicht konfliktslüsterner Zeit höchstens bei 
wichtigen Staatsfragen anwenden würde.

Der am Jahresende veröffentlichte Überblick 
über den preußischen Ltat für 1913 wies in Ein
nahme und Ausgabe ^.595,933.827 Mark aus. 
Aus Anlaß der Fleischteuerung sind 1,^50.000 Mark 
eingestellt, für den gleichen Zweck ist eine Anleihe 
von 25 Millionen in Aussicht genommen, außerdem 
291 Millionen für Bahnen.

Aus den Bundesstaaten.
Auf dem Gebiete des deutschen Eisen

bahnwesens ist die Durchführung des elektri
schen Bahnbetriebes auf der preußischen Staats
bahn von Magdeburg nach Leipzig und Halle zu 
erwähnen. Es ist der größte elektrische Fernbahn
betrieb auf der Welt. Nacktem der Versuchsbetrieb 
auf der Strecke Dessau—Bitterfeld günstige Re
sultate ergeben hatte, wurden die Arbeiten für die 
Elektrisierung der ganzen Strecke vergeben und 
waren am Jahresschluß nahezu vollendet. Der Be

trieb erfolgt mit elektrischen Lokomotiven. Als 
nächste Strecke ist eine Gebirgsbahn: Dittersbach 
—Königszelt in Aussicht genommen. Über die Ver
einheitlichung der Dienstzeiten des Eisenbahnperso
nals aller deutschen Eisenbahnen von Neujahr 1913 
ab ist eine Vereinbarung abgeschlossen worden. 
Zwischen den Staatseisenbahnverwaltungen der drei 
süddeutschen Staaten ist ein neues Übereinkommen 
über die gemeinschaftliche Besorgung des Fahr
dienstes getroffen worden. Der Gedanke eines all
gemeinen Reichseisenbahnverbandes hat keine För
derung erfahren. Preußen hat kein Interesse mehr 
daran, und in der bayrischen zweiten Kammer 
erklärten sich am s3. September außer den Libe
ralen alle Parteien und der Verkehrsminister 
v. S e i d I e i n dagegen.

Das Schiffahrtsgesetz ist am h Mai 
für das Gebiet der Weser in Kraft getreten. Für 
die anderen Flußgebiete sind Verhandlungen mit 
Österreich und den Niederlanden nötig. Der hol
ländischen Regierung ist das Schiffahrtsgesetz mit 
dem Ersuchen um Gegenäußerung mitgeteilt wor
den. Bei hartnäckigem Widerstand von dieser Seite 
dürfte die preußische Negierung mit dem auch sonst 
gewünschten Baue eines Schiffahrtskanals von Wesel 
nach Emden vorgehen.

Der preußisch-süddeutsche Lotte
rievertrag ist mit einigen Schwierigkeiten zu 
stande gekommen. Württemberg und Baden hatten 
schon im vorigen Jahre zugestimmt, die bayrische 
zweite Kammer aber sowohl im Finanzausschuß wie 
im plenum mit für Preußen wenig liebenswürdigen 
Begründungen abgelehnt. Die Kammer der Neichs- 
räte genehmigte aber den Vertrag am 9- Septem
ber mit allen gegen drei Stimmen. Da der plan 
einer eigenen Landeslotterie nicht die gewünschte 
Sicherheit bot und weil ohne den von preußen 
auf fünf Jahre garantierten Anteil von 2,ss5.000 
Mark das Defizit drohte, nahm die zweite Kammer 
am 26. den Vertrag auch an. Bei etwas weniger 
partikularischer verranntheit hätte sie sich die mit 
dem Vorgang unleugbar verknüpfte Bloßstellung er
sparen können. Nun bestehen nur noch Sonder
lotterien in Sachsen und in Hamburg.

Bayern. Das bayrische Königshaus hat im 
verflossenen Jahre schwere Heimsuchungen erlitten. 
Das Befinden des Königs (D11 o ist stationär ge
blieben, aber am \2. Dezember hat prinzregent 
Luitpold fein reich gesegnetes Dasein beschlossen, 
tiefbetrauert weit über die bayrische Landesgrenze 
hinaus. Wohl hatte sich schon Anfang Februar 
das Gerücht verbreitet, er denke an seinen Rücktritt; 
aber wer das glaubte, kannte nicht die Stärke seines 
Pflichtgefühles. Sein Geburtstag am \2. März war 
nicht nur für sein Land ein Feiertag, ganz Deutsch
land nahm daran herzlichen Anteil. Er stiftete u. a. 
aus der Luitpold-Iubiläumsspende 80.000 Mark 
für die Jugendfürsorge. Aus Anlaß des Stapel
laufes des feinen Namen tragenden Linienschiffes 
verlieh er allen in Bayern geborenen Angehörigen 
der deutschen Flotte die prinzregent Luitpold-Me
daille. Am \Ą. September ordnete er die Aufstel
lung einer Marmorbüste Richard Wagners in 
der Walhalle an. Im übrigen widmete er sich mit 
gewohnter pflichttreue den Regierungsgeschäften.
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Am 23. verschieden in Madrid die Jnfantin Maria 
Theresia, Gemahlin des Prinzen Ferdinand 
von Bayern und Insanten von Spanien, und in 
München Herzog Franz Josef in Bayern, der 
Bruder der Königin von Belgien. Seine ältere 
Schwester Marie Gabriele, Gemahlin des 
Prinzen Rupprecht, des Enkels des Prinzregen
ten, starb am 2\. Oktober in Sorrent, wo sie ver
geblich Erholung gesucht hatte. Sie wurde am 
3H in München beigesetzt, wobei Prinz Ludwig 
den Prinzregenten, Prinz Eitel Friedrich den 
Kaiser Wilhelm, Erzherzog Franz Salvator 
den Kaiser Franz Josef vertrat. Prinzregent 
Luitpold errichtete zu ihrem Andenken eine Prin
zessin Rupprecht-Stiftung für Säuglingsfürsorge. 
Er kehrte noch Anfang November von Berchtes
gaden nach München zurück, die Beschwerden des 
Alters hatten ihn wohl genötigt, sich mehr Scho
nung aufzuerlegen, doch war er geistig noch unge
mein frisch. An sein nahes Ende dachte niemand 
und Prinz Ludwig hatte sich wie alljährlich in 
der ersten Dezemberwoche zur Jagd nach Ungarn 
begeben. Eine leichte Lungenentzündung, zu der 
sich bald Herzschwäche gesellte, brachte am \2. in 
kurzer Zeit dem Dasein des fast 92 Jahre alten 
Necken ein Ende, bevor noch der in Eile zurück
berufene Prinz Ludwig die Heimat erreichen 
konnte. Die Todesnachricht kam überall über
raschend und erweckte tiefe Gefühle wahrer Trauer. 
Mit dem Prinzregenten hatte Bayern seinen vom 
Volke gleich einem Vater verehrten Herrscher, das 
Deutsche Reich einen seiner volkstümlichsten und ver- 
ehrtesten Bundesfürsten verloren. Prinzregent t u i t- 
p o l d war der älteste lebende Regent.

Es verstand sich, über alle Etikette- und Rang- 
verhältnisse hinaus, von selbst, daß Kaiser w i l- 
h e l m persönlich bei der Beisetzung anwesend sein 
werde. Die Trauer in Deutschland war so tief und 
allgemein, daß nur er, kein Geringerer, sie ver
treten konnte, und er hatte auch einen der treuesten 
Freunde verloren. Die Beisetzung fand am $· statt. 
Kaiser Wilhelm traf vormittags gegen W Uhr 
in München ein, wurde vom nunmehrigen Prinz
regenten Ludwig persönlich empfangen und auf 
dem Wege zur Residenz von der trauernden Be
völkerung mit stiller Ehrfurcht begrüßt. Aus ganz 
Bayern, namentlich aus den Bergen, waren Tau
sende über Tausende gekommen nach der in reichen, 
düsteren Trauerschmuck gekleideten Hauptstadt. Fast 
alle deutschen Bundesfürsten waren eingetroffen, 
ebenso König Albert von Belgien, ferner als 
Vertreter ihrer Monarchen Erzherzog Franz Fer
dinand, Großfürst Boris, der Herzog von 
Genua und der Infant Don Carlos, dazu 
unzählige Abgesandte und Vertreter, darunter der 
Reichskanzler v. Bethmann Hollweg mit Ver
tretern des Bundesrates und des Reichstages. Es 
war eine Beisetzungsfeier von ungewöhnlich großer 
Teilnahme und tiefer Empfindung, und als der 
Sarg in die Gruft der St. Kajetans-Kirche zur 
letzten Rast getragen wurde, waren alle die Tau
sende aus allen Ständen tief ergriffen eines Sinnes: 
Hier hat ein reiches und wohlausgefülltes Leben, 
eine gesegnete Herrscherlaufbahn und ein schlichtes 
deutsches Heldenleben seinen Abschluß gefunden.

Nachfolger wurde sein bereits 68jähriger Sohn 
Prinz Ludwig, der der Öffentlichkeit längst wohl
bekannt war. Darum verstand es sich von selbst, 
daß er genau die Bahnen seines Vaters wandeln 
werde. Das in den Verhältnissen begründete Ab
schiedsgesuch des Ministeriums lehnte er ab, und 
schon der mehrfache Depeschenwechsel mit dem Kaiser 
Wilhelm infolge der Ereignisse ergab die unver
ändert treue Haltung Bayerns zu Kaiser und Reich. 
Dies zu betonen ist nötig, denn die schiefe Aus
legung einzelner Vorgänge in der Vergangenheit 
hatte unbegründete gegenteilige Vermutungen er
regt. Der neue Herrscher Bayerns wird die Be
völkerung seines Landes, bei aller Wahrung ihrer 
Eigenart, dem Reiche innig anschließen. Das 
Schimpfen über Preußen in Bayern ist überhaupt 
nur eine hergebrachte üble Gewohnheit, die von 
gewissen Kreisen noch gefördert wird, damit alle 
Unzufriedenheit sich gegen Preußen entlade und die 
heimischen Zustände verschone. Im Hause Wittels
bach denkt man darüber ganz anders, findet die 
Sicherheit von Krone und Land im Reiche voll
kommen gewährleistet und ist darum bereit, die ent
sprechenden Pflichten gegen Kaiser und Reich auf 
sich zu nehmen. Dabei ist Prinzregent Ludwig 
vor allem Bayer, aber ein in jeder Beziehung mo
derner Mensch, namentlich für alle Angelegenheiten 
der Reichsverteidigung und alle Fragen national
wirtschaftlicher Art tätig und auf dem Gebiete des 
Ackerbaues eine anerkannte Autorität. Zum Un
terschied von seinem Vater ist er vollkommen des 
Wortes mächtig und scheut sich ebenso wenig wie 
Kaiser Wilhelm, seinen oft sehr bestimmten An
sichten Ausdruck zu verleihen, vermählt mit der 
Erzherzogin Maria Theresia gleicht er auch 
als musterhaftes Familienoberhaupt dem Kaiser, 
übertrifft ihn aber in einer Beziehung, denn er 
besitzt drei Söhne und sechs Töchter. Obgleich 
ebenso kirchlich gesinnt wie sein Vater, ist doch von 
ihm ebenso wenig ein klerikales Regiment zu be
fürchten, dazu ist er zu selbständig, und im übrigen 
gilt sein Wort, das er dem Reichskanzler v. B e t h- 
mann Hollweg auf dessen Beileidsdepesche ant
wortete: „Das Beispiel meines Vaters in seiner 
Stellung zu Kaiser und Reich wird mir ein leuch
tendes Beispiel sein."

verfassungsmäßig waren beide Kammern für 
den 2\. Dezember zur Teilnahme an der Ablegung 
des Regentschaftseides einberufen worden. Die 
feierliche Staatshandlung ging im Thronsaale der 
Residenz in Gegenwart der königlichen Prinzen, des 
Ministeriums, der Mitglieder beider Kammern (auch 
der Sozialdemokraten), der obersten Hofchargen und 
Abordnungen der Militär- und Zivilbehörden und 
der Geistlichkeit vor sich. Nach Verlesung der Eides
formel erklärte der Prinzregent unter Erhebung der 
rechten Hand: „Ich schwöre!" Mit einem begei
stert aufgenommenen Hoch des Grafen Fugger 
auf den Prinzregenten schloß die Feier. Schon Ein
fang Oktober war das Gerücht aufgetaucht, nach 
dem Ableben des Prinzregenten Luitpold folle 
eine Verfassungsänderung in dem Sinne vorgenom- 
men werden, daß Prinz Ludwig sogleich König 
werden sollte. Es erfolgte damals ein Dementi, 
aber jetzt wurde der Gegenstand dringlich. Prinz- 
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regent Ludwig hatte seine Zustimmung von der 
einmütigen Annahme in beiden Kammern abhängig 
gemacht. Da diese Einstimmigkeit — wie es heißt 
infolge ungeschickten vorgehens des Ministeriums 
— nicht zu erreichen war, erklärte der Prinzregent 
am 22. in einem Schreiben an den Ministerpräsiden
ten seinen bestimmten Wunsch, daß von irgend wel
chen Maßnahmen zur Beendigung der Regentschaft 
abgesehen werde. Die bisher bestandene Geheim
kanzlei wurde aufgehoben, und ähnlich wie in Preu
ßen wurden die militärischen Angelegenheiten der 
Generaladjutantur, die übrigen Angelegenheiten dem 
Zivilkabinett übertragen. Zur Charakterisierung 
des Prinzregenten seien noch folgende Sätze aus 
seiner Rede vom 20. Oktober bei der Einweihung 
des Refektoriums im Kapuzinerkloster Altötting er
wähnt: „wir leben in einem paritätischen Lande. 
Damit ich nicht wieder mißverstanden werde, wie 
mir dies schon manchmal passiert ist: es ist eine 
selbstverständliche Sache, daß ich katholisch bin. Das 
bin ich durch die Taufe und auch aus Überzeu
gung ... Zn Bayern erfreuen sich alle Konfes
sionen der denkbar größten Freiheit, und es wäre 
denn doch merkwürdig, wenn ein Mitglied des könig
lichen Dauses nicht dieselbe Freiheit hätte wie jeder 
Untertan. Das lasse ich mir nicht nehmen.... Ich 
wünsche, daß der Friede der Konfessionen gewahrt 
bleibt, und daß keine von ihnen Berechtigung zur 
Klage habe."

Das innere politische Jahr wurde von dem 
Ausfall der Landtagswahlen am 5. Februar be
herrscht. Sie fanden infolge der Auflösung der 
vorigen zweiten Kammer statt, in der die Mehrheit 
des Zentrums das Ministerium podewils schi
kaniert hatte. Infolge dieser Sachlage waren die 
Liberalen gemeinsam mit den Sozialdemokraten vor
gegangen. Die Wahl brachte dem Zentrum erheb
liche Verluste, aber es behielt eine ausreichende 
Majorität, von den f63 Kammersitzen hatte es 
87 behauptet und nur ff verloren. Die Konser
vativen und der Bund der Landwirte, die sich gegen 
das Zusammengehen mit den Sozialdemokraten er
klärt hatten, waren von f7 Mandaten auf 7 zurück
gegangen, aber auch am erbittertsten bekämpft wor
den. Die Liberalen eroberten f2, die Sozialdemo
kraten 9 Sit^e. Noch während der Wahl hatte das 
Ministerium podewils seine Entlassung gegeben, 
wie es heißt, wegen innerer Unstimmigkeiten. Am 
9- wurde die Entlassung angenommen und der be
kannte Zentrumsführer Frhr. v. Lsertling mit 
der Kabinettsbildung betraut. Graf podewils 
wurde besonders gnädig entlassen. Die Berufung 
eines Zentrumsführers wurde von der liberalen 
presse innerhalb wie außerhalb des Landes mit 
großem Gezeter aufgenommen. Nachdem die Land
tagswahlen abermals ergeben hatten, daß die neue 
Wahlordnung auf Jahrzehnte hinaus eine Zen
trumsmehrheit sichert, könnte es doch gerade den 
Liberalen nur recht sein, wenn die regierende Par
tei, und nicht ein neutrales Ministerium, auch die 
Verantwortung trägt. Unbefangenen Leuten er
scheint das billig, und es konnte sich nur darum 
handeln, ob die richtigen Persönlichkeiten gewählt 
worden sind. Der neue Landtag wurde am 27. Fe
bruar vom prinzregenten Luitpold mit einer 

Thronrede eröffnet, die u. a. Gesetzentwürfe über 
den Lotterievertrag, die Reichsversicherungsordnung, 
die Kirchenordnung, die Heimat- und Armengefetz- 
gebung ankündigte und die Förderung der Lokal
bahnen, der Industrie und Landwirtschaft versprach. 
Bei der Einbringung des vom früheren Ministe
rium übernommenen Etats wies Finanzminister 
v. Breuning auf die günstige Einwirkung der 
Reichsfinanzreform hin. Am 5. März erklärte Frhr. 
v. Ls e r t l i n g, das Ministerium sei kein parlamen
tarisches, das Programm der Regierung sei ein 
Programm des Friedens, werde aber gegen Be
strebungen auf Erschütterung der staatlichen Ord
nung auf das schärfste vorgehen. Die Verhand
lungen zogen sich mit der üblichen Weitschweifig
keit hin und zeigten häufig genug von der durch 
den Wahlkampf gesteigerten Feindschaft der Par
teien.

Am ff. Mai beschäftigte man sich mit den 
neu erschlossenen und viel versprechenden Eisen
erzlagern in den Verwerfungsspalten des fränki
schen Iura zwischen Nürnberg, Bamberg, Bayreuth 
und Amberg. Das Zentrum wünscht die Ausbeu
tung durch den Staat. Die Etatsberatung kam am 
29. zu Ende. Bei dieser Gelegenheit betonte der 
Ministerpräsident der von liberaler Seite vertre
tenen Auffassung: Beamten könnten aus praktischen 
Gründen auch sozialdemokratisch wählen — gegen
über, der Staat müsse das Recht haben, alle die
jenigen vom Staatsdienste auszuschließen, die offen 
für die Sozialdemokratie auftreten. Er verwahrte 
sich auch wiederholt gegen die ihm von liberaler 
Seite zugeschriebene Dreibundgegnerschaft. Ein be
sonderes Streitobjekt bildete der bereits früher er
wähnte, angeblich vom früheren Kultusminister 
v. Wehner übernommene Iesuitenerlaß, von dem 
prinzregent Luitpold vorher nichts gewußt hat, 
und der, nicht bloß nach liberaler Ansicht, gegen
über den reichsgesetzlichen Bestimmungen eine Be
günstigung der Jesuiten bedeutet. Die Angelegen
heit erregte selbst außerhalb des Landes großes Auf
sehen und kam am f6. April auch in der Kammer 
der Reichsräte durch den Grafen T ö r r i n g, den 
Schwager des prinzen Rupprecht, zur Sprache. 
Der Minister des Innern Frhr. 0. Soden, der 
wieder betonte, das Ministerium feine keine Partei
regierung, erklärte, daß der Iesuitenerlaß auf einem 
einmütigen Beschlusse des Ministeriums (Justiz- 
minister v. Thelemann und Kriegsminister Frhr. 
v. Kreß sind Protestanten) beruhe. Gleichlautend 
äußerte sich Frhr. v. Ls e r t l i n g am folgenden 
Tage in der zweiten Kammer. Liberale und So
zialdemokraten brachten die Angelegenheit am 25. 
wieder vor, und es kam zu einem ungeheuren Lärm, 
als der Sozialdemokrat Timm von einer Schleich
politik der Regierung sprach. Der Ministerpräsident 
stellte weitere Mitteilungen nach der Verhandlung 
des Reichstags über den Gegenstand in Aussicht. 
Er gab sie am f. Mai und fügte hinzu, er habe 
den Bundesrat um eine authentische Erklärung des 
Begriffes „Ordenstätigkeit" ersucht. Am Schlüsse 
gab es wieder erregte Auftritte, weil die Linke 
Vertagung verlangte und sie auch durch unausge
setzten Lärm erreichte. Die Debatte ging am näch
sten Tage ohne Resultat zu Ende. Das weitere
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Schicksal des Iesuitenerlasses ist schon an anderer 
Stelle erwähnt worden. Am (7. Mai teilte Justiz- 
minister v. Thelemann mit, nach Verhandlun
gen mit der Kurie habe das motu proprio für 
Bayern keine Geltung.

Am 26. und 28. Juni kam es wegen Nicht
bestätigung sozialdemokratischer Gemeindebeamten 
zu wüsten Schimpfereien und Lärmszenen gegen den 
Minister des Innern, der aber vier Wochen danach 
in einer Kommission des Landtags erklärte, die Ne
gierung befinde sich mit der Nichtbestätigung in 
erfreulicher Übereinstimmung mit der preußischen 
Regierung. Bei der Beratung des Militäretats 
Lnde August trat große patriotische Wärme zu Tage, 
selbst Abg. v. vollmar meinte, wenn es den 
Sozialdemokraten ( ! ) nicht gelänge, den Krieg auf
zuhalten, würden sie die besten Verteidiger das Va
terlandes sein. Als aber der Kriegsminister Frhr. 
Kreß v. Kressen st ein nachdrücklichst erklärte, 
er werde die heeresfeindliche Sozialdemokratie von 
der Armee fernhalten, entstand der übliche Radau. 
Am 3. September interpellierten die Sozialdemo
kraten auch wegen der Fleischteuerung. Minister 
v. Soden betonte das Festhalten an der bisherigen 
Zollpolitik, die an der Teuerung nicht schuld sei. 
Am 6. September wurde der Abänderungsentwurf 
der Heimat- und Armengesetzgebung mit großer 
Mehrheit angenommen, wodurch der Unterstützungs
wohnsitz eingeführt wird. Für die Mainkanalisie
rung von Hanau bis Aschaffenburg wurden als 
erste Rate drei Millionen bewilligt. In der Reichs- 
ratskammer erfolgte die Annahme einstimmig, nach
dem am 28. Oktober Prinz Ludwig dafür sowie 
für weitere Kanalbauten energisch eingetreten war. 
An demselben Tage genehmigte die zweite Kammer 
das Gesetz über den Kriegszustand, das für Bayern 
die gleichen Verhältnisse wie im Reiche schafft, mit 
allen außer den sozialdemokratischen Stimmen. Am 
29. wurde das Ausführungsgesetz zur Reichsversiche
rungsordnung auch in der ersten Kammer endgültig 
erledigt. Man kann nicht umhin, das Gesamt
ergebnis der Kammerverhandlungen als sehr reich
haltig zu erklären. Freilich, etwas mehr Geschwin
digkeit und weniger Lärm wäre noch besser ge
wesen. — Noch einige Kleinigkeiten seien hier an
gefügt. Ende Dezember erhob sich ein ungeheures 
Konkurrenzgeschrei der Blätter über die Absicht des 
Ministeriums, eine „Bayrische Staatszeitung" zu 
gründen. warum soll denn Bayern nicht auch 
haben, was selbst kleinere Staaten schon längst be
sitzen? — Lin echtes süddeutsches Demokraten
stückchen ereignete sich am 28. August bei der Lin- 
weihung des Münchener liberalen Parteiheimes: 
Auf Veranlassung des Professors Ouidde wur
den die Bilder des Kaisers, Bismarcks und 
M 0 l t k e s entfernt, die vorher mit Zustimmung 
des Genannten angeschafft worden waren! —

Sachsen. Das Land leidet, wahrscheinlich noch 
auf lange Zeit, unter den verfahrenen Parteiver
hältnissen, die von dem Bruche der Nationallibe
ralen mit den Konservativen datieren, wieder- 
anknüpfungsversuche sind ohne Lrfolg geblieben, 
wobei jede Partei der anderen die Schuld zuschiebt. 
Obgleich dieser Streit nur den Sozialdemokraten 
zu gute kommen muß, haben diese doch bei der 

Reichstagswahl nicht wieder den gleichen Lrfolg 
erzielt wie $03. Damals waren ihnen alle Wahl
kreise bis auf einen zugefallen, diesmal brachten 
sie es bloß auf (9, und vier blieben den bürgerlichen 
Parteien erhalten. Den Kammern war noch ein 
Lntwurf zur Neuordnung des Kirchen- und Schul
steuerwesens zugegangen, ihr Hauptberatungsgegen- 
stand war aber das Volksschulgesetz, für das bei 
der Vertagung der Session am 23. Mai die Aus
sichten sehr ungünstig standen. Am H. März hatte 
Kronprinz Georg nach Ablegung des Abiturienten
examens eine Reise nach Triest, Korfu, Griechen
land, Montenegro und Dalmatien angetreten, von 
der er am 23. Mai zurückkehrte. In Leipzig war 
am Mai die westliche (preußische) Hälfte des 
Hauptbahnhofes eröffnet und am (3. der Schluß
stein zum Völkerschlachtdenkmal gelegt worden. Kö
nig Friedrich August betätigte seine Herrscher- 
pflichten wieder durch ausgedehnte Reisen im Lande 
und war u. a. am (5. März bei der Linweihung 
des Lehrerseminars in Zwickau, am (. Mai bei der 
Eröffnung der großen Kunstausstellung, am (tz Ok
tober beim Festakt zur 50jährigen Feier der Ge
werbekammer in Dresden, am 28. bei der weihe 
des renovierten Domes und der Lnthüllung des 
König Albert-Denkmals in Meissen und am 5. De
zember beim Festakt zur 50jährigen Feier der Han
delskammern in Dresden anwesend. Am 26. Juli 
starb der Vorsitzende des Staatsministeriums, Justiz- 
minister Dr. v. O t t 0. Lr war ein hervorragender 
Jurist und hatte sich um die Organisation und Ver
einfachung des Iustizwesens große Verdienste er
worben. Sein Nachfolger wurde Reichsanwalt 
Dr. Nagel, der Vorsitz ging auf das älteste Mit
glied des Ministeriums, den Kriegsminister Frhrn. 
v. Hausen über. Der Landtag trat am ((. No
vember wieder zusammen und tagte bis zum (9- 
zember. Die Volksschulreform kam nicht zu stande, 
weil die erste Kammer gegenüber den von der 
liberal-sozialdemokratischen Mehrheit der zweiten 
Kammer gefaßten weitgehenden Beschlüssen in der 
Hauptsache die Regierungsvorlage wieder herge
stellt hatte. Die zweite Kammer hatte u. a. kon
fessionslosen Religionsunterricht, Abschaffung des 
Schulgeldes, Befreiung der Dissidentenkinder vom 
Religionsunterricht rc. verlangt. Da die Parteien 
sich vor der Öffentlichkeit zu fest auf ihren Stand
punkt verbissen hatten, blieb das Vereinigungsver
fahren ohne Lrfolg. In der Thronrede beim 
Schluffe des Landtags am 20. sprach auch der 
König sein Bedauern über das Scheitern des Ge
setzes aus. von den verabschiedeten Gesetzentwürfen 
verdienen Lrwähnung das Gemeindesteuer-, Kir
chensteuer- und Schulsteuergesetz.

Württemberg. Am ((. April starb die Her- 
zogin Vera Konstantinowna, Großfürstin 
von Rußland und Witwe des (877 verstorbenen 
Herzog Lugen von Württemberg. — Die zweite 
Kammer nahm am (6. April ihre Sitzungen wieder 
auf und beschäftigte sich in der Hauptsache mit der 
von der Regierung vorgeschlagenen Vereinfachung 
der Staatsverwaltung. Der Finanzausschuß hatte 
die Verminderung der Gberamtsbezirke abgelehnt, 
was in dem historischen Lande der „Schreiber" nicht 
zu verwundern ist. Mitte Juni wurden die Bera- 
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langen zum Abschluß gebracht. Die von der Re
gierung angestrebte (Ersparung von 2,578.000 Mark 
wurde um 378.000 Mark verringert, weil die 6Ą 
Oberämter sämtlich bestehen bleiben. Der am 
l9 Mai vom Sozialdemokraten Reil gestellte An
trag auf Aufhebung der Gesandtschaften an den 
deutschen fräsen wurde von sämtlichen bürgerlichen 
Parteien abgelehnt, dagegen wurde die Aushebung 
der tierärztlichen Hochschule in Stuttgart beschlossen. 
Ein Ausführungsgesetz zur Reichsversicherungsord
nung wurde angenommen und am 28. Juni der 
Landtag bis zum Oktober vertagt, wo die offizielle 
Schließung vor der Neuwahl erfolgte. Der Reichs
tagswahlerfolg hatte die Sozialdemokraten im Lande 
ziemlich dreist gemacht. So versuchten am |5. Mai 
einige tausend Genossen wegen der polizeilichen Ent
fernung der Abgeordneten Borchardt und L ei- 
ncrt aus dem Abgeordnetenhause in Berlin vor 
der preußischen Gesandtschaft in Stuttgart eine De
monstration, wurden aber von der Polizei verjagt, 
und die Stadtvertretung ließ ihr Bedauern über den 
Vorgang aussprechen. Auch sonst vermochten die 
Sozialdemokraten nur wenig Sympathie zu errin
gen, woran häßliche Parteivorgänge (z. B. in Göp
pingen) schuld waren. Unter diesen Verhältnissen 
war für die Landtagswahl von einem „liberalen 
Gioßblock" wie in Baden keine Rede. Nach einer 
Fleischteuerungsdebatte am Ą. Oktober wurde der 
Landtag am folgenden Tage geschlossen, wobei die 
Sozialdemokraten wieder nicht vor dem Hoch auf 
den König ausrissen, was die üblichen tiefsinnigen 
Betrachtungen in den Blättern aller Parteien zur 
Folge hatte. Als ob die ungehörige Demonstration 
eine andere wäre, wenn die Sozialdemokraten nicht 
einmal für nötig halten, davonzulaufen! — Bei 
den Landtagswahlen gingen die Nationalliberalen 
nicht wie früher mit den Konservativen, sondern 
mit der Volkspartei zusammen, was eine Annäherung 
des Zentrums und des Bauernbundes an die Kon
servativen zur Folge hatte. Das etwas verwickelte 
und von dem anderer Länder abweichende Wahl
verfahren ergab den Sturz der bisherigen volks- 
palteilich-fozialdemokratifchen Mehrheit, indem die 
Rechte (Bund der Landwirte 20, Zentrum 26) ebenso 
viele Sitze wie die Linke (Volkspartei (9, Sozial
demokraten (7, Nationalliberale (0) besaßen. Die 
Volkspartei, die jedes Zusammengehen der bür
gerlichen Parteien gegen die Sozialdemokratie ver
eitelt hatte, verlor vier, die Nationalliberalen zwei 
Mandate, Zentrum und Sozialdemokratie eroberten 
je einen Sitz, den Haupterfolg hatten der Bund 
der Landwirte und die Konservativen. Am 2\. De
zember trat der Minister des Innern Dr. v. p i- 
schek zurück, wie liberale Zeitungen zu verbreiten 
suchten, infolge des Wahlausfalles; er ist 70 Jahre 
alt. Sein Nachfolger wurde der bisherige Kultus
minister Dr. v. Fleischhauer, an dessen Stelle 
de: Präsident des evangelischen Konsistoriums Dr. 
Habermaas trat.

Baden. Es wird niemand behaupten wol
len, daß die Kraft der Nationalliberalen unter dem 
Großblock gewachsen ist, auch die Großblockminister 
können ein Liedlein singen über diese Entwicklung 
und werden manches politische Experiment nicht 

wiederholen. Trotz des noch taufrischen Reichstags- 
wahlergebnisses hielt Ministerpräsident Freiherr 
v. Dusch am 30. Januar bei der Finanzdebatte 
in der zweiten Kammer eine scharfe Abrechnung 
mit den Sozialdemokraten. Er habe jede Hoffnung 
auf ein Zusammenarbeiten mit ihnen fallen lassen; 
wegen ihres Verhaltens in nationalen Fragen fei 
auch ein Zusammengehen anderer Parteien mit ihnen 
nicht mehr möglich, wenn die Sozialdemokratie 
den Ministern empfehle, dem Monarchen einen 
modus vivendi mit ihr anzuraten, so liege darin 
geradezu eine Beleidigung der Regierung. Der 
vielgenannte Minister des Innern Frhr. v. Bod- 
mann erklärte sich am anderen Tage vollständig 
damit einverstanden und führte aus, mit feiner viel 
mißdeuteten Äußerung über die „großartige Be
wegung" habe er die Arbeiterbewegung und nicht 
die Sozialdemokratie gemeint. Die Sozialdemokraten 
blieben infolgedessen dem üblichen Bierabend beim 
Ministerpräsidenten fern. Bei der Abstimmung über 
das Kultusbudget stimmten die Nationalliberalen 
mit der Rechten, aber der Antrag, die Gesandtschaft 
in München zu streichen, wurde mit allen Stimmen 
des Großblocks angenommen ; dieser lehnte u. a. 
auch die für die Ausbildung von Vorturnern des 
badischen (20.) Turnkreises im Budget eingestellten 
Mittel ab, weil Kultusminister Dr. Böhm Lehrern 
verboten hatte, in sozialdemokratischen Vereinen den 
Gesang zu dirigieren. 21 m (3. Juli stimmten die 
Sozialdemokraten, im Gegensatz zu früheren Jah
ren, gegen das Budget, was den beiden anderen 
Blockparteien sehr unangenehm war. während der 
Landtagspause geriet die presse der drei Groß
blockparteien untereinander in heftiges Zanken über 
diese Vorgänge, was übrigens der seit dem Vor
jahre im stillen arbeitenden reichsparteilichen Rich
tung zu gute kam. — Am 20. Oktober fand in 
Badenweiler die Enthüllung des von professor 
Möst geschaffenen Standbildes des Großherzogs 
Friedrich I. statt. In der Herbstsession nahm 
die erste Kammer am (9· und die zweite ant 20. Ok
tober den Gesetzentwurf über die 2ÏÏurgtalfperre 
einstimmig an, die zur Errichtung eines großen Kraft
werkes dienen soll. Nach einigen Interpellationen 
über Fleischnot und ähnliches wurde der Landtag 
ohne Thronrede und ohne den sonst üblichen Dank 
des Landesherrn am 2\. geschlossen. Die amtliche 
„Karlsruher Zeitung" erklärte den ungewöhnlichen 
Vorgang mit „Zweckmäßigkeitsgründen". Die libe
rale presse war einigermaßen verdutzt und meinte, 
das werde der Sozialdemokratie von Nutzen sein. 
Es kann aber auch anders kommen, wenn erst offen
kundiger wird, daß man den Großblock herzlich 
satt hat. Die vom Block gestrichenen Gefandtschafts- 
poften blieben übrigens bestehen, weil der Groß
herzog die Kosten dafür vorläufig selbst übernommen 
hat. Einen bemerkenswerten Erfolg erzielte die 
Regierung mit dem sogenannten Generalpardon für 
Steuerhinterziehungen, der aber nur für diejenigen 
gilt, die jetzt freiwillig die bisher nicht genügende 
Einbefennung ihres Vermögens und Einkommens 
selbst anzeigen. Es gab ganz überraschende Neu
anmeldungen. Aufsehen erregte das ministerielle 
Verbot von Jesuitenvorträgen, das über die neuen 
Bestimmungen des Bundesrates hinansging.
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Llsatz-Lothringen. Die bedenklichen Vor
gänge in der zweiten Kammer haben bereits viel
fach Äußerungen hervorgerufen, daß die Verleihung 
der Verfassung verfehlt oder mindestens versrüht 
sei. Man soll aber auch in diesem Falle das Kind 
nicht mit dem Bade ausschütten, am wenigsten sollte 
die Milieupresse hinterher klüger tun wollen, als 
sie vorher gewesen ist, denn sie hat seinerzeit die 
Warnungen von konservativer Seite lächerlich ge
macht. Tatsächlich haben sich die großen Erwar
tungen, die die Anhänger der Verfassungsverleihung 
auf diese gesetzt hatten: Stärkung des nationalen 
Bewußtseins der Bevölkerung, politische Erziehung 
der Wählerschaft rc. nicht nur nicht erfüllt, sondern 
sind in vielen Punkten in das direkte Gegenteil ver
kehrt worden. Die Beschlüsse auf Streichung des 
kaiserlichen Gnadenfonds, auf Herabminderung der 
Repräsentationsgelder des Statthalters und die Ab
lehnung der sogenannten Kaiserjagd bei Ober
haslach sind weder ein Beweis von politischer Ein
sicht, noch sind sie frei von einer gewissen franzö- 
selnden Absicht, wie weit dies bloß auf die üb
lichen Kinderkrankheiten des noch sehr jungen Par
lamentarismus der Reichslande hinausläuft, wird 
sich erst in den nächsten Jahren zeigen. Trotz 
allem braucht man die Hoffnung noch nicht aufzu
geben, daß die Bevölkerung schließlich doch zu der 
Erkenntnis kommt, daß die in der neuen Verfassung 
ruhenden Zukunftswerte dem Lande erst dann zu
fallen können, wenn die zweite Kammer und die 
bürgerlichen Parteien das französelnde Gebaren und 
die demokratische Selbstüberschätzung vollständig ab
gelegt haben. Sie sind schon ernsthaft gewarnt 
worden. Der Kaiser hat es selbst getan und damit 
auch im Reiche die Befürchtung behoben, als könne 
in den Reichslanden mit einer verfehlten Methode 
auf unbestimmte Zeit fortgewurstelt werden. Der 
Reichskanzler v. Bethmann Hollweg sagte 
u. a. am f7. Mai im Reichstag: „Zn seiner ganzen 
Vergangenheit hat sich das Reichsland keiner Selb
ständigkeit zu erfreuen gehabt, wie die ist, die ihm 
jetzt gegeben ist.... Meine Herren, niemand kann 
die Augen davor schließen, daß deutschfeindliche Be
strebungen im Lande vorhanden sind, welche aus 
dem Lande ein der Verbindung mit dem Reiche 
widerstreitendes Grenzland machen möchten. Gegen 
diese Bestrebungen muß alles, was deutsch ist, zu
sammenstehen. Dann werden sie überwunden wer
den. (Sehr richtig.) Das, meine Herren, und die 
Sorge für die Zukunft des Reichslandes ist Kern 
und Inhalt der ernsten Mahnungen des Kaisers 
gewesen........ Elsaß-Lothringen ist ein Land, das
zu uns gehört wie jeder andere Teil des deutschen 
Vaterlandes. (Lebhaftes Bravo.) Sollten — ich 
glaube es nicht — Treibereien die Oberhand ge
winnen, welche diese Tatsache auch nur entfernt in 
Zweifel ziehen könnten, dann allerdings würde es 
Pflicht des Bundesrates und des Reichstags sein, 
nach Mitteln auszuschauen, um diese Treibereien 
zu schänden zu machen. Und das bin ich gewiß, 
diese Pflicht würde dann erfüllt werden, benn es 
wäre eine Pflicht der deutschen Ehre." (Anhaltender 
lebhafter Beifall, Zischen der Sozialdemokraten.) 
Hoffentlich werden künftig in den Reichslanden diese 
ernsten Mahnungen von maßgebender Seite beachtet.

Hessen. Infolge der reichen Erträge der 
preußisch-hessischen Lisenbahngemeinschaft hat sich 
die Finanzlage entschieden gebessert. Finanzminister 
Braun gab hierüber am 23. Februar in dem 
tags vorher zusammengetretenen neugewählten 
Landtage erfreuliche Aufschlüsse. Auch die Reichs- 
finanzreform hätte, wenn auch der ursprüngliche 
Vorschlag der Bundesregierungen besser gewesen 
wäre, den Bundesstaaten einen großen Dienst er
wiesen. Eine gedeihliche Finanzpolitik des Landes 
sei ohne eine gesunde Lage der Reichsfinanzen nicht 
möglich. Bei so günstiger Finanzlage hatten sich 
die Parteien beeilt, die Einträge auf Übernahme 
aller Volksschullasten auf den Staat wieder einzu
bringen. Rach den Erhebungen im Jahre $00 
würde das eine Belastung von bis s6 Millionen, 
also ungefähr die Verdoppelung der direkten Steu
ern, bedeuten. Einstweilen hatten die Kammern 
ihre Rot mit der Beamtenbesoldung, die allein 21/? 
Millionen erforderte, ohne daß die Gehaltssätze an
derer Bundesstaaten erreicht werden. Die erste 
Kammer hatte noch Abstriche gemacht, und es konnte 
erst nach langen Verhandlungen am \2. Juli eine 
Vereinbarung erzielt werden, nach der die Lehrer
gehälter auf der Höhe der Regierungsvorlage ge
blieben sind, während bei den übrigen Beamten 
i0°/o gestrichen wurden. Die Regelung gilt übrigens 
bloß für das laufende Jahr, und die endgültige 
Festsetzung blieb der am (0. Dezember eröffneten 
Wintersession des Landtags vorbehalten. Auch in 
der hessischen zweiten Kammer markierten die Sozial
demokraten den Reichstagswahlsieg. Der Abg. 
Dr. Fulda beleidigte den Minister des Innern 
v. Hombergk zu Vach so schwer, daß sämtliche 
Regierungsvertreter das Haus verließen, da der 
Vorsitzende K o r e l l keinen Ordnungsruf erteilte. 
Rach langer Verhandlung mit den bürgerlichen Par
teien erschienen die Regierungsvertreter wieder, wor
auf der Präsident nachträglich zwei Ordnungsrufe 
erließ und ebenso wie die Führer der bürgerlichen 
Parteien den Vorfall scharf verurteilten. Der Mi
nister des Innern erklärte trotzdem, daß es ihm 
unmöglich sei, ferner mit dem Abg. Fulda par
lamentarisch zu verkehren. — Erfreulich ist, daß 
die Regierung jetzt gegen die Güterschlächterei ener
gisch vorgeht.

Mecklenburg. Die Verfassungsfrage ist in 
diesem Jahre abermals gescheitert. Im Oktober 
hatte der Großherzog von Schwerin dem engeren 
Ausschuß der Ritterschaft und Landschaft einen neuen 
verfassungsentwnrf zugehen lassen. Er wurde aber 
am sch November abgelehnt, ohne daß es zu einer 
Beratung gekommen war. Die Ritterschaft bean
tragte eine Verfassungsänderung ohne Bruch mit 
der Vergangenheit, was die Landschaft ablehnte. 
Der Großherzog wies den Antrag der Ritterschaft, 
als nicht dem Ernste der Lage entsprechend, zurück 
und erklärte, er halte die Vorlage aufrecht. Ein 
Eingreifen des Reiches, wie es wieder die Liberalen 
in Rostock beschlossen hatten, ist nach der Reichsver
fassung ausgeschlossen. —- Ende April hatte Prinz 
Ludwig von Bayern als Vertreter seines Vaters 
dem großherzoglichen Hofe in Schwerin einen Er- 
widerungsbefuch gemacht, ebenda weilte, vom Π. 
bis 2\. Juni, die Königin Wilhelmine und

4*
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Prinz Heinrich der Niederlande. Am großherzog
lichen Hofe in Strelitz hielt sich die Königin 2Π α r γ 
von England mit ihrer Tochter Mary vom {5. 
bis 23. August zum Besuche bei ihrer Tante, der 
Großherzoginwitwe, aus.

Sachsen-Weimar. Line seit Jahren erör
terte Gebietsausgleichung mit dem Herzogtum 
Sachsen-Meiningen ist durch Staatsvertrag vom 
8. Januar und Genehmigung des Landtags zu 
stände gekommen. Das Großherzogtum tritt seinen 
Anteil an Kranichfeld und Stedten sowie das Dorf 
Köstitz (zusammen {577 Linwohner) ab und erhält 
dafür das bekannte Lichtenhain bei Jena, Mosen 
und den meiningischen Anteil von Hohenfelden 
({985 Linwohner). Meiningen erhält zum Aus
gleich noch verschiedene Forstparzellen. — Am 
27. Juli wurde die Großherzogin Feodora in 
Schloß Wilhelmsthal bei Lisenach von einem Prin
zen entbunden, wodurch die direkte Lrbfolge ge
sichert wird. Die Taufe des Lrbprinzen fand am 
25. Oktober unter großen Festlichkeiten statt. Das 
Kaiserpaar, König Friedrich August, die Groß
herzogin und Prinz Johann Albrecht von 
Mecklenburg-Schwerin, die Mitglieder der Fürsten
häuser Sachsen-Meiningen, Lippe und Neuß j. L. 
waren zur Taufe eingetroffen, in der der Prinz 
die Rufnamen Karl August erhielt. Der Kaiser 
sagte in seiner Nede bei der Galatafel: „Möge der 
junge Herr, der in dem Lande geboren, aus dem 
die Wartburg grüßt, vorbildlich sein in ritterlicher 
Tugend, wie seine Dorfahren und Ahnen, und sein 
Schwert bereit halten für des Reiches Herrlichkeit. 
Möge er eine Säule unserer evangelischen Kirche 
fein ; möge er, vom Geiste der großen Dichterzeit 
Weimars umflossen, auch einst ein Schützer und 
Förderer deutscher Wissenschaft und Dichtung sein." 
Der Großherzog machte eine Wohltätigkeitsstiftung 
von {00.000 Mark. Das Großherzogtum hat, Dank 
vorzüglicher Finanzwirtschaft, als erster deutscher 
Staat die Grundsteuer aufgehoben.

Sachsen-Koburg-Gotha. Der gemeinschaft
liche Landtag hat einstimmig den Staatsvertrag mit 
dem Großherzogtum Sachsen-Weimar auf Errich
tung eines gemeinsamen Oberversicherungsamtes in 
Gotha und den Beitritt zum Gberverwaltungs- 
gericht in Jena angenommen. Der Landtag 
für Gotha hat die Erhebung von Thaussee
geldern für Automobile beschlossen. (In Gotha be
zahlen Geschirre auch noch Thausseegeld.) Bei den 
Neuwahlen für den Landtag, wofür keine Einigung 
der rechtsstehenden Parteien mit der Linken erzielt 
worden war, verloren die Liberalen drei Man
date, von denen eines an die Rechte, zwei an die 
Sozialdemokraten fielen. Der Landtag von Koburg 
beschloß, die juristische Fakultät in München als 
Schiedsgericht darüber anzurufen, ob nicht Gotha 
allein zur Unterhaltung der gemeinsamen Univer
sität Jena beizutragen habe. Bei der Landtagswahl 
ergab sich ein auffälliger Rückgang der Sozial
demokraten; sie verloren nicht nur zahlreiche Stim
men, sondern auch den einzigen besessenen Wahl
kreis.

Sachsen-Altenburg. Der Landtag beschloß 
einstimmig den Einschluß an das thüringische Ober

Verwaltungsgericht in Jena. Zu einem sozialdemo
kratischen Antrag auf Einführung des Neichstags- 
wahlrechtes erklärte Staatsminister v. Borries, 
die Regierung werde sich unter keinen Umständen 
auf eine so einschneidende Verfassungsänderung ein
lassen. wegen Meinungsverschiedenheiten über An
gelegenheiten der Hausministerialverwaltung gab er 
seine Entlassung und erhielt am (. Oktober als 
Nachfolger den bisherigen deutschen Gesandten in 
Abessinien Dr. v. Scheller-Steinwarz.

Schwarzburg. Der Rudolstädter Landtag 
besitzt eine sozialdemokratische Mehrheit. Diese 
wählte am 23.' Februar zum Präsidenten und zu 
Vizepräsidenten Parteigenossen. Eine Reihe von 
Forderungen wurden als Vorbedingung für die Be
willigung des Budgets aufgestellt. Die Regierung 
brachte eine Abänderung des Wahlgesetzes ein, die 
für den Großgrundbesitz eine Mandatvermehrung 
bezweckte. Das lehnten die Sozialdemokraten am 
3. März kurzerhand ab, worauf der Landtag auf
gelöst wurde. Die Neuwahlen am 7. Juni er
gaben das bisherige Resultat. Zwei bürgerliche 
Abgeordnete legten das Mandat nieder. Der am 
4. September wieder einberufene Landtag wurde am 
(7. auf unbestimmte Zeit vertagt, da weder über 
das Budget noch über die Teuerungszulage eine 
Einigung möglich erschien. Im Fürstentum Son
dershausen nahm der Landtag eine Abänderung 
des Wahlgesetzes an, das für die Wahl der sechs 
durch allgemeine Wahl zu berufenden Abgeordneten 
die geheime Abstimmung einführt.

Lixxe. Der Landtag nahm am (3. Juni die 
Domanialvorlage an, nach der das Land aus dem 
fürstlichen Dominium (40.000 Mark und der Fürst 
500.000 Mark als feste Rente bezieht. Der Über
schuß wird zu gleichen Teilen geteilt.

Reutz. Am (3. Mai starb auf Schloß Ober
stem der älteste Sohn des Erbprinzen und Regenten 
beider Fürstentümer, Prinz Heinrich XLIIL 
Das Fürstentum ä. L. ist noch immer der einzige 
schuldenfreie Bundesstaat. Bei der Landtagswahl 
im März behaupteten sich die bürgerlichen Parteien 
in den Städten, während aus zwei Landkreisen die 
ersten Sozialdemokraten in den Landtag kamen. Im 
Landtag j. t. erzielten die fünf Sozialdemokraten 
die Beschlußunfähigkeit, weil der Fürst von Reuß- 
Köstritz seinen erblichen Sitz nicht einnehmen konnte, 
da er noch nicht 25 Jahre alt ist. Die Regierung 
beantragte eine Verfassungsänderung, die einen 
Stellvertreter ermöglicht. Da die Sozialdemokraten 
auch dagegen obstruierten, wurde auf Grund gel
tenden Rechts Prinz Heinrich XXXIX. j. L. als 
Vertreter der Reuß-Köstritzer Herrschaft berufen. 
Die Regierung hat die Wahl von zwei sozialdemo
kratischen Städträten für Gera zum vievtenmal nicht 
bestätigt.

Hamburg. Am 6. September verschied der 
Bürgermeister und Senatspräsident Dr. Burchard, 
der sich um die Hauptstadt wie auch um das Reich 
die größten Verdienste erworben hat. Die Trauer 
und Teilnahme war allgemein. Bekannt ist seine 
Beteiligung an der Huldigung der deutschen Fürsten 
zum 80. Geburtstag des Kaisers Franz Josef. 
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verschiedenes.
Auch im Deutschen Reiche macht sich der in allen 

Kulturstaaten auftretende Rückgang der Ge
burten bemerklich. Don gewissen Seiten sind be
reits Dersuche zu sensationellen Folgerungen dar
aus gemacht worden, die der Begründung entbeh
ren. Bemerkenswert ist der statistisch nachgewiesene 
Zusammenhang der Verbreitung der Sozialdemo
kratie und des Geburtenrückganges. Übrigens er
gab sich für das Jahr ’n Preußen allein ein 
Geburtenüberschuß von H89.6H8 und für Frankreich 
eine Abnahme von 3H.869-

Das Jahr \$\2 brachte für das Deutsche Reich 
drei große industrielle Jubelfeiern: 
Krupp, Borsig, Schichau. Bemerkenswert 
ist, daß alle drei Industrieunternehmen aus kleinen 
Anfängen und durch ZUänner entstanden sind, die 
sich aus dem Handwerkerstände emporgearbeitet 
haben. Aus dem handwerksmäßigen Betriebe einer 
bescheidenen Schmiede hat der vor sOO Jahren 
geborene Alfred Krupp die Grundlagen zu dem 
schon zu Lebzeiten seines Sohnes Friedrich welt
beherrschenden Unternehmen geschaffen. IDie eng 
die Firma Krupp durch ihre Kanonen mit der deut
schen Armee und ihren Siegen, durch ihre Panzer
platten mit der deutschen Flotte verknüpft ist, steht 
schon in den Tafeln der Geschichte verzeichnet. Ls 
lag in der Natur der Sache, daß der Kaiser per
sönlich an dem Hauptjubiläumstag, ant 8. August, 
in Lssen teilnahm, um so mehr da die Firma auch 
auf dem Gebiete der Arbeiterfürsorge für alle IDeit 
vorbildlich dasteht. Auch der Reichskanzler und die 
Spitzen aller Reichs- und Staatsbehörden waren 
anwesend. Kaiser Wilhelm betonte in feiner 
Rede, „die in Krieg und Frieden dem Daterlande 
geleisteten Dienste haben für dieses Merk eine be
sondere Stellung in meinem Staate geschaffen". 
Alfred Krupp ist es eigentlich gewesen, der Deutsch
land zum erfolgreichen Nebenbuhler Lnglands ge
macht, seinen Landsleuten das Beispiel und den 
2Kut dazu gegeben hat. Leider wurde das glän
zende Fest des Friedens und der Humanität durch 
die Trauerkunde von der Schlagwetterexplosion auf 
der Zeche „Lothringen" bei Bochum unterbrochen, 
die über hundert braven Bergleuten das Leben 
kostete. — Nach Krupp kam Borsig. Die Firma 
A. Borsig, die ihren Weltruf mit der Derdrängung 
der englischen Lokomotiven aus Deutschland durch 
eilt besseres Erzeugnis begründet hat, feierte ihr 
fünfundsiebzigjähriges Bestehen am Vt· September 
in Berlin und Tegel, Handelsminister Dr. S y d o w 
und Lisenbahnminister v. Breitenbach nahmen 
an der Feier teil. Das Dorgehen B 0 r s i g s hat 
Deutschlands Metall- und Maschinenindustrie vom 
fremden Lehrmeister, das deutsche Dolf von dem 
Riesentribut an das Ausland befreit. — Am H. Ok
tober feierte die Schiffswerft und Maschinenfabrik 
von Friedrich Schichau in Llbing ebenfalls ihr 
fünfundsiebzigjähriges Bestehen. Ihre Leistungen 
im Bau von Torpedobooten, Unterseebooten, Tur
binen rc. haben ihren Weltruf begründet und Deutsch
land auch auf diesem Gebiete neben und vor Eng
land gestellt. Ls soll hier nicht unterlassen werden 
zu erwähnen, daß alle drei Firmen auch bei dieser

Gelegenheit großartige Stiftungen und Wohlfahrts
einrichtungen für ihre Angestellten und Arbeiter be
gründet haben.

An dieser Stelle muß auch der deutschen 
Luftschiffahrt ein Wort gewidmet werden. 
Graf Zeppelin ist natürlich Meister geblieben 
und sein System hat sich als das vernünftigste be
hauptet. Auf vielen Hunderten von Fahrten hat 
sich die unvergleichliche Sicherheit seiner Fahrzeuge 
auch in diesem Jahre wieder bewiesen. Bewährt 
hat sich auch der verwandte Ballon Schütte-Lanz, 
der eine eigene Holzkonstruktion statt Aluminium 
für das Gerippe besitzt. Die parsevalwerke haben 
mit vortrefflichen Lrzeugnissen mit dazu beigetragen, 
daß Deutschland mit seinen Lenkballons an der Spitze 
steht, während Lugland geradezu versagt und sich 
vor fremden Ballons fürchtet. Auch das Flugzeug
wesen hat erhebliche Fortschritte gemacht und steht 
namentlich beim Militär nicht hinter anderen Län
dern zurück. Neulich meldeten freilich die Blätter, 
es habe bereits fünfzig deutschen Offizieren das 
Leben gekostet. Das ist ein bißchen viel, wenn 
auch jeder deutsche Offizier im Frieden wie int Kriege 
jederzeit bereit ist, sein Leben int Dienste des Dater» 
landes zu opfern. Die überaus zahlreichen Men
schenopfer haben bereits die Fliegerbegeisterung 
merklich abgekühlt und in weiteren Kreisen Bedenken 
über diese mörderische pariser Mode angeregt. Demi 
es ist eine der französischen Moden, erfunden, weil 
man mit den Lenkballons nicht mehr weiter kam 
und schließlich von Zeppelin gänzlich überholt 
wurde. Nun sollte die „Aviatik" die militärische 
Überlegenheit über Deutschland herstellen und wurde 
mit dem üblichen Tamtam und der sicheren Rech
nung auf die gewohnte Nachahmungssucht des Aus
lands ins Werk gesetzt. Und richtig! Die Flug
zeugfabrikanten hatten gut spekuliert: alle Welt 
flog, die Franzosen - natürlich voran. Das Flug
zeug ist aber gar keine Lösung des Flugproblems, 
sondern bloß eine Nachahmung des Sprunges der 
Fliegefische und gewisser Insekten, z. B. der Gras
hüpfer. Diese schnellen sich in die Höhe und er
halten sich durch Schwebehäute so lange in der 
Luft, als die Kraft reicht; dann fallen sie nieder. 
Aus dem schweren Grashüpfer wird aber nie ein 
leichter Schmetterling und aus dem fliegenden Fisch 
kein Dogel; darum mag auch die Fliegerkunst sich 
wohl zu einer feinen, oft geradezu entzückenden 
menschlichen Leistung — ähnlich dem Seiltanzen — 
ausbilden, aber niemals das Flugproblem lösen 
oder sich zu einer sicheren Derkehrsemrichtung für 
Menschen entwickeln können. Je mehr sich diese 
Auffassung Raum verschafft, um so rascher werden 
die ewigen Halsbrechereien nach der neuesten pa
riser Mode abnehmen.

Mitte Juli fand in Frankfurt a. M. das 
deutsche Schützenfest, zugleich Jubiläum 

des ersten deutschen Schützenfestes in derselben Stadt 
int Jahre 1862, statt, welch ein Unterschied zwi
schen damals und heute! Der deutschvaterländische 
Sinn war damals gleich echt wie heute, aber da
mals umsummte ein unklarer Traum von Kaiser 
und Reich die Köpfe und Herzen, keiner wußte die 
Mittel zur Derwirklichung, nur die Gesinnung brachte 
er mit. An der Spitze des Festzuges ritt der 
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„Schützenherzog", Herzog Ernst von Sachsen-Ko- 
bnrg-Gotha, und gar mancher dachte sich den Klein- 
staatsürsten als zukünftigen Deutschen Kaiser, war 
er doch der einzige, der sich offen zu ihrem Ideal 
bekannte. Und diesmal war als protestor des Fe
stes Prinz Heinrich anwesend, der Bruder des 
dritten Deutschen Kaisers des mächtigen Deutschen 
Reiches. Und darum war das Fest diesmal noch 
reicher und großartiger, und der vaterländische Sinn, 
auch der Deutschen aus dem Ausland, hatte ein 
bestimmtes Ziel, auf das er sich richten konnte. 
Als prinz Heinrich in seiner Rede in der Fest
halle sagte: „Mer heutzutage in Deutschland sich 
nicht zu Kaiser und Reich bekennen will, der ge
hört nicht unter uns," erschallte lebhafter Beifall. 
Die demokratische presse mäkelte hinterher daran, 
daß prinz Heinrich auch vom „Gehorsam" ge
sprochen hatte. An der Beziehung, in der dieser 
Ausdruck gebraucht worden war, können nur £cute 
Anstoß nehmen, die selber niemand gehorchen, son
dern anderen ihre Herrschaft auflegen wollen. Zwei 
Wochen später fand in Nürnberg, ebenfalls als 
fünfzigjähriges Jubiläum des deutschen Sänger
bundes, das 8. deutsche Sängerbundesfest 
statt. prinz Alfons als Vertreter des prinz- 
regenten und Herzog Karl Eduard von Sachsen- 
Koburg-Gotha waren anwesend. Das Fest verlief 
ebenso großartig, harmonisch und vaterländischer 
Gesinnung voll wie das Frankfurter.

Kardinal Fürstbischof Dr. Kopp beging am 
2\. Oktober in Breslau die Feier seines fünfzig
jährigen Priester- und seines fünfundzwanzigjährigen 
Bischofjubiläums. Aus Berlin war der Kultus
minister v. Trott zu Solz erschienen, Kaiser 
Franz Josef hatte mit einem Handschreiben die 
Brillanten zum Großkreuz des Stephansordens ge- 
sand, die Stadt Breslau ernannte den Kardinal 
zum Ehrenbürger. Der festliche Tag rief auch 
außerhalb der Diözese Breslau warme Segens
wünsche für den bedeutenden wann wach, der glei- 
cherzeit persona grata in Berlin, Wien und Rom, 
in allen Fällen für den Frieden gewirkt hat.

Sein jüngerer Amtsbruder, Kardinal und Erz
bischof von Köln Dr. Fischer, war am 30. Juli 
in Bad Neuenahr gestorben. Er hat sich in allen 
Stellungen, als Gymnasiallehrer, als Weihbischof 
und als Erzbischof als ein wann von einfachem, 
schlichtem Wesen, gewinnender Liebenswürdigkeit 
im Verkehre, vaterländischer Gesinnung und großer 
Rechtlichkeit erwiesen, in kirchlichen Fragen war er 
tolerant, in seinem gesamten wirken vorbildlich. 
Als sein Nachfolger wurde der Bischof von W ü n- 
st e r Dr. v. Lj artmann gewählt.

Die Reihe der bedeutenden Verstorbenen des 
Jahres eröffnete am 3. Januar Felix Dahn, 
der kernhaft deutsche Wann, dessen Kraft dem deut
schen Volkstum, der deutschen Rechtsentwicklung und 
der deutschen Dichtkunst mit alles fortreißender Be
geisterung gewidmet war. Er starb in Wünchen 
an den Folgen einer Lungenentzündung im fast voll
endetem ??. Lebensjahre. Seine Werke füllen eine 
stattliche Anzahl Bände, und immer hatte er noch 
Zeit übrig für alles, was mit der Ehre und Große 
des deutschen Namens zusammenhing. Er war ein 
Führer auf allen Gebieten des deutschen Volks

tums, für die Jugend und alle, die ihr Ljerz jugend
lich erhalten haben.

Am 15. Januar verschied im 73. Lebensjahre 
in Berlin der ehemalige deutsche Botschafter in 
Konstantinopel und Madrid Josef v. R a d o w i tz. 
Er war ein Sohn des bekannten Vertrauten des 
Königs Friedrich Wilhelm IV., war noch 
unter dem Fürsten Bismarck Botschafter gewor
den und hat seinem Vaterlande, namentlich im 
Orient, unschätzbare Dienste geleistet.

In Berlin schied am 8. Februar ein treuer 
Diener des Kaisers, Generalfeldmarschall Wilhelm 
v. Lj a h n k e im ?9- Jahre aus dem Leben. Nach 
einer glänzenden Generalstabskarriere wurde er von 
1888 bis I9OI Thef des Wilitärkabinetts und dann 
bis I909 Oberbefehlshaber in den warken und 
Gouverneur von Berlin. Kaiser Wilhelm ehrte 
die treuen Dienste und rastlose Arbeit durch Teil
nahme am Begräbbnisse.

Am 26. Wärz starb in Berlin der vielgenannte 
fortschrittliche Abg. Albert Träger im 82. Lebens
jahre, vor der Gründung des Reiches gefeiert als 
Verfasser einer Reihe klangschöner Gedichte. In 
späterer Zeit galt er nur noch als parteibarde. 
Er war eine überaus liebenswürdige und witzige 
Persönlichkeit und zuletzt Alterspräsident des Reichs
tags.

Der Erzbischof von Bamberg, Friedrich Philipp 
v. A b e r t, verschied am 23. April int fast voll
endeten 60. Lebensjahre. Er gehörte zu den fried
fertigen Dienern der Kirche, deren Interessen er 
wohl entschieden, aber stets in der mildesten Form 
wahrnahm.

Der Präsident des preußischen Abgeordneten
hauses, Frhr. Ljermann v. Er ffa, starb am s0. Juni 
unerwartet auf Schloß wernebnrg bei Pößneck an 
den Folgen eines Schlaganfalles. Er war ein fein
gebildeter Wann und wegen seiner Verdienste um 
die Landwirtschaft zum Ehrendoktor der Universität 
Ljalle ernannt worden. Vor der Öffentlichkeit trat 
er zuletzt hervor, als ihn die pflicht nötigte, den 
Ausschreitungen der Sozialdemokraten im Abgeord
netenhause ein Ende zu machen, ein Vorgang, der 
seinem Feingefühl sicher näher ging als den be
treffenden Abgeordneten.

Line politische Große der Vergangenheit, der 
frühere liberale Abgeordnete, Oberbürgermeister 
von Breslau und Berlin, auch zeitweiliger preußi
scher Finanzminister, Artur Lj obrecht, schied am 
7. Juli in Berlin-Lichterfelde im Alter von 88 Jah
ren aus dem Leben. Er war Ehrenbürger von 
Berlin und Breslau und hatte sich in der letzten 
Zeit vom politischen Leben zurückgezogen.

Ein schwerer Verlust für das Reich war der 
Tod des erst vor kurzem als Botschafter von Kon
stantinopel nach London versetzten Frhrn. War
schau v. B i e b e r st e i n, der unerwartet in Baden
weiler am 2\. September, 70 Jahre alt, verschied. 
Er galt als einer der erfolgreichsten deutschen Staats
männer und hatte das besonders ein halbes Wen- 
schenalter hindurch in seiner Stellung in Stambul 
bewiesen. Diese Anerkennung zollten ihm jetzt auch 
alle, die ihn seinerzeit als Nachfolger des Staats
sekretärs Herbert Bismarck nicht genug mit Ljer- 
absetzungen und Schmähungen verfolgen konnten.
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Graf Friedrich Wilhelm zu Limburg- 
51 i r u m, früher Gesandter und später Führer der 
konservativen partei, starb am 27. September auf 
Groß-peterwitz im 77. Lebensjahre. Nach fünf
zigjähriger Wirksamkeit im öffentlichen Leben hatte 
er sich zurückgezogen. Seinen Standpunkt kenn
zeichnen seine Worte: „Trotz des Parlamentarismus 
glaube ich an eine großartige Lntwicklung des 
Deutschen Reiches."

Der frühere Staatssekretär des Reichsjustiz- 
arntes Dr. Arnold Nieberding verschied am 
fO. Oktober in Berlin im Alter von 74 Jahren. 
Wit dem Zustandekommen des bürgerlichen Gesetz
buches ist sein Name unauflöslich verbunden. Lr 
war I909 wegen Augenleidens zurückgetreten.

Der Vorsitzende der konservativen partei, 
Oberstleutnant a. D. v. N 0 r m a n n starb am 
s7. Oktober auf Schloß Barkow im 68. Lebensjahre. 
Als Offizier war er durch seinen erfolgreichen Or
donnanzritt vor Königgrätz bekannt geworden, wid
mete sich seit $83 der Bewirtschaftung seiner Güter 
und gehörte seit $90 dem Reichstage an.

wieder an die Bismarcksche Zeit mahnte der 
Tod des früheren Rîinifters des Innern und Mi- 
nisterpräfidenten Grafen Botho zu Lulenburg, 
der am 5. November, 8f Jahre alt, in Berlin 
starb. Seine Wirksamkeit hat namentlich in der 

inneren Lntwicklung Preußens dauernde Spuren hin
terlassen, und in kritischen Lagen hatte sowohl B i s- 
marck als T a p r i v i auf feine person zurückge
griffen.

vor der Zeit hat der Tod den Staatssekretär 
des Auswärtigen Alfred v. Riderlen-Wächter 
auf feiner erfolgreichen Laufbahn abberufen. <£r 
war erst 60 Jahre alt, als er am 30. Dezember 
in Stuttgart unerwartet am Herzschlage verschied. 
„Sein vorzeitiges Scheiden hinterläßt eine tiefe Lücke 
und bedeutet einen schweren Verlust für Kaiser und 
Reich," schrieb der „Reichsanzeiger", und alle stimm
ten dem zu. Meistens war das Bedauern ehrlich, 
aber es waren auch Leute dabei beteiligt, die bei 
dem ersten Auftreten des Staatssekretärs in der 
Nähe des Kaisers des Bohnes und Spottes nicht 
genug hatten aufbringen können, und wieder an
dere, die sich im preisen des Herrn v. Kiderlen- 
Wächter gerade darum überboten, damit der der 
Milieupresse verhaßte Reichskanzler so recht in den 
Hintergrund gedrückt erscheinen sollte.

Ls ist eine ansehnliche Verlustziffer an bedeu
tenden Männern, die gerade das Jahr $12 dem 
Deutschen Reiche gebracht hat. Ls bleibt nur der 
Trost, daß es ihm bisher nie an reichlichem und 
gesundem Nachwuchs gemangelt hat.

Österreich-Ungarn.

e
er aus dem Lärm der Parteien, Na
tionen und wirtschaftlichen Interessen
ten das wesentliche von dem aufdring
lichen Aufputz und der auf Irreführung berech
neten Übertreibung auszuscheiden vermag, der wird 

zu der Überzeugung kommen, daß die Doppel- 
monarchie trotz eines anscheinend unlösbaren wirr- 
sals im verflossenen Jahre doch wieder einen be
deutenden Fortschritt gemacht und auch auf dem 
Wege der inneren Festigung vorwärts gekommen 
ist. Man muß freilich ein „gelernter" Österreicher 
sein, um das herauszufinden. Dem Ausland aber, 
das nur den, Bedeutendes wie Unbedeutendes mit 
gleicher Sensation täglich darstellenden, Zeitungs
berichten folgt, mag daraus manches als Anhalt 
dienen, um die alte Fabel vom Zerfall Österreichs 
wieder aufzuwärmen. Das ist purer Unsinn. Nur 
Deutschland könnte, wenn es durch eine feindselige 
Politik Österreich-Ungarns dazu gezwungen würde, 
mit einigem Nutzen unter Zustimmung Rußlands 
zur Auflösung des dualistischen Staates schreiten 
können. Aber diese Kombination ist doch wohl für 
alle Zeiten ausgeschlossen. Rußland kann dagegen 
an eine Zerstörung seines Nachbarn im Südosten 
gar nicht denken, denn dann müßte es doch in erster 
Linie Galizien nehmen, und es hat bereits schon 
viel mehr polen, als es für feinen Bedarf brauchen 
kann. So liegen doch im Lrnst die Sachen, und die 
panslawistischen Sympathien hinüber und herüber 
samt allen politischen Phantasien unverantwortlicher 
Zeitungs- und Gelegenheitspolitiker ändern daran 

nichts, sondern sind daneben nur politische Kinder
stubengeschichten und Ammenmärchen, wie sie auf 
dem faulen Boden des unfruchtbaren Deutschenhasses 
aufwuchern. Gb die Volksgenossen des Herrn K r a- 
in a r s ch und der ganze buntscheckige Thor der Süd
slawen sich in Schwärmereien für Rußland er
gehen, um ihre deutschen Staatsgenossen zu ärgern, 
ist im Grunde doch herzlich gleichgültig, denn der 
Zar ist weit, und sie fühlen sich auch ganz wohl in 
Österreich und denken nur daran, sich da auszudeh
nen. Man würde auch wenig Notiz von ihnen 
nehmen, wenn nicht der leidige Parlamentarismus 
dazu drängte, der mit all seinen Mängeln und An
zeichen von verfall so hingenommen und ertragen 
werden muß, wie er eben ist. Solange die Völker 
ihr Wahlrecht nicht verständiger auszuüben gelernt 
haben, solange selbst in jedem deutschen Wahl
programm die oppositionelle Note als Grundton 
nicht fehlen darf, wird es auch nicht besser werden. 
Die Parlamente sind aber nicht zum Opponieren 
da, sondern ihre eigentliche Aufgabe ist, unterein
ander und mit der Regierung zu beraten, zu ver
einbaren und zu beschließen.

Unter den obwaltenden Verhältnissen ist es 
darum unzweifelhaft richtig, daß Österreich-Ungarn 
int letzten Jahre im Innern einen Fortschritt erlebt 
hat. Selbst das österreichische Abgeordnetenhaus 
hat mit Ach und Krach seine Arbeitsfähigkeit be
hauptet. Die gesamte innere Politik wurde durch 
die Aufgabe der Regierungen beider Reichshälften 
bestimmt, das neue Wehrgesetz, das ein dringendes 
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Bedürfnis der Armee ist, in den Parlamenten zur 
Annahme zu bringen. Alles, was die letzten Re
gierungen wie auch die des Grafen Stürgkh, auf 
dem inneren Gebiete taten und zugestanden, diente 
ausschließlich dem Zwecke, dem zerstückelten Abge
ordnetenhause eine Mehrheit dafür abzuringen, und 
muß auch danach, nicht mit der nationalen Brille, 
beurteilt werden. Ls handelte sich um die Macht
stellung und damit zugleich um die Bündnisfähigkeit 
der Monarchie. Österreich-Ungarn kann doch nicht 
verlangen, wie das revanchelustige Frankreich, daß 
ihm seine Verbündeten die fehlenden Bataillone 
stellen. In Ungarn ist zugleich dem Treiben einer 
obstruktionistischen Minderheit ein Ende gemacht 
worden. Um die Regierung der Krone gegenüber 
um ihre Stellung zu bringen, hatte die verhältnis
mäßig schwache Minorität sich ausgeklügelt, eine 
ihr genehme Wahlreform vor dem Wehrgesetz zu 
erzwingen. Da alle Verhandlungen fruchtlos blie
ben, übernahm Graf Tisza das Präsidium des 
Abgeordnetenhauses, ließ die Geschäftsordnung än
dern und brachte das Wehrgesetz in einer echt magya
rischen parlamentarischen Attacke durch. Menn der 
ungarische Parlamentarismus dabei ein wenig ge
litten haben dürfte, so will das neben dem großen 
Vorteil für die Gesamtmonarchie wenig bedeuten. 
Denn nun ist das Merkzeug der Armee in den 
unbedingt Achtung gebietenden Zustand versetzt wor
den, der Österreich-Ungarn befähigt, wieder seine 
Stimme gleichberechtigt im Rate der Großmächte 
geltend zu machen und weiter zu wirken zum Schutze 
des Weltfriedens wie bisher, zusammen mit seinen 
Verbündeten, die ihm auch in den letzten politisch 
bedrängten Jahren treu zur Seite gestanden und 
das Treubündnis mit ihm erneuert haben, gerade 
als sich ihm neue politische Schwierigkeiten auf
taten.

Denn das ganze Jahr, an dessen Ende die 
Monarchie vor die schwere Frage gestellt wurde, 
ob sie ihre Lebensinteressen an der Südostgrenze 
nicht schließlich doch mit den Waffen zu schützen 
haben werde, stand unter dem Zeichen des Kriegs
gottes. Die Balkankrise hat nun eine hoffentlich 
nicht bald wieder vorübergehende Annäherung zwi
schen Deutschen und Magyaren zur Folge gehabt. 
Ls läßt sich nicht verkennen, daß ein ehrlicher Frie
densschluß zwischen diesen beiden am meisten staats
bildungsfähigen Nationen für die Festigung der in
neren Verhältnisse der Monarchie von der größten 
Tragweite sein würde. Dann wäre der Dualismus 
seines ärgsten Nachteils entkleidet. In die gespannte 
Lage infolge des Balkankrieges spielte auch das 
althergebrachte Verhältnis zu Rußland eine Rolle, 
wie schwer es ist, aus dem Gefühlsleben der Staa
ten und Völker Erinnerungen auszumerzen und ver
altete Anschauungen zu berichtigen, zeigte sich dabei 
wieder in beiden Neichen, und eine geschäftige Kresse 
hüben wie drüben war geflissentlich bemüht, ver
gessenen Zorn wieder wachzurufen. Nun bestehen 
aber seit Jahren keine Gegensätze mehr zwischen 
beiden Reichen über die Lösung der Balkanfrage, 
Rußland sucht da nichts mehr und hat bloß noch 
das Interesse, Serbien ebenso als Rückendeckung 
gegen Österreich-Ungarn zu erhalten, wie auf der 
anderen Seite Frankreich gegen Deutschland, ohne 

aber offensive Absichten dieser Staaten zu begün
stigen. Gegen eine solche Politis Rußlands ist kaum 
etwas einzuwenden, und das Deutsche Reich hat 
auch darin nichts Arges gesunder: und läßt sich da
bei von seiner demokratischen presse nicht beein
flussen. Es dürfte doch der österreichisch-ungarischen 
Politik nicht schwer fallen, das offizielle Rußland 
— nicht die panslawisten — davon zu überzeugen, 
daß ihr jede offensive Absicht gegen Serbien fern
liegt, und dann würde sich zwischen Wien und Pe
tersburg sofort ein ebenso freundliches Verhältnis 
herstellen, wie es zwischen Berlin und Petersburg 
besteht.

politisches im ersten Halbjahr.
Nach Neujahr gab sich im Innern noch mehr 

als gewöhnlich die übliche Unruhe und Zerfahren
heit kund. Die große parlamentsmühle stand zwar 
still, aber selbst in den wenigen Landtagen, die 
überhaupt arbeitsfähig waren, gab es in Lemberg 
Skandal, in Linz Obstruktion. Die krasseste Partei
politik überall, nirgends die geringste Rücksicht auf 
das Ganze und das Gemeinwohl. Selbst im Deut
schen Nationalverband trat das deutlich hervor, in
dem der Abg. Wolf wieder einmal eine seiner 
Attacken gegen die schwächliche Haltung der Ver
bandsleitung begann, um womöglich bei einer Neu
wahl seine Gruppe um einige Mandate zu vermeh
ren. Nun ist freilich über die Leistung des so ver
schiedene Richtungen vereinenden Verbandes nicht 
gerade viel Rühmliches zu vermelden, wie dies ja 
in seiner Zusammensetzung begründet ist, aber die 
Hauptsache ist doch eben, daß er besteht und we
nigstens die „freiheitlichen" Deutschen locker ver
bindet, weil gerade die „völkischen" Mannen um 
Wolf herum kein Verständnis dafür besitzen, daß 
es auch noch andere Deutsche gibt, die ebenso gut 
ihre Ansicht und Überzeugung haben dürfen wie 
er selbst. Auch die deutsch-tschechischen Verhand
lungen rückten trotz der Bemühungen des Fürsten 
Thun nicht vorwärts, und in Ungarn herrschte 
trotz der starken Arbeitsmehrheit die größte Ver
wirrung und Aussicht auf Ministerveränderungen. 
Am 15. Januar beauftragte Kaiser Franz Josef 
den Erzherzog Leopold Salvator, dem italie
nischen Botschafter die Versicherung zu überbringen, 
daß Österreich-Ungarn unverbrüchlich am Bündnis 
mit Italien festhalte. Da ergab sich auf einmal 
in dem allgemeinen Schwanken ein fester punkt — 
der Dreibund, denn auch Erzherzog Franz Fer
dinand begab sich Ende des Monats nach Berlin, 
um Taufpate beim Kronprinzen zu sein. Diese Be
tonung des Dreibundes war um so zweckmäßiger, 
als seit Wochen gegen den Grafen Aehrenthal 
allerhand Angriffe gerichtet wurden, daß er gegen 
Italien zu wenig energisch sei, Deutschland in der 
Marokkofrage nicht kräftig genug unterstützt habe ic. 
Graf Aehrenthal war erkrankt, klebte aber 
keineswegs an seinem Amte und hatte auch seine 
Entlassung schon angeboten, die aber der Kaiser 
entschieden ablehnte. Die bekannten Alleswisser 
tischten ihren Lesern bereits die übliche Intrige 
auf, hinter der der Thronfolger stecke und den 
Rücktritt des Generalstabschefs T o n r a d v. Lj ö t- 
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zendorf rächen wolle. Das ekelhafte Zeitungs
gerede nahn: erst ein Ende, als Graf Aehrenthal 
am ^7. Februar seinem Leiden erlag. Die letzten 
Wochen hatte der Botschafter in Konstantinopel 
Markgraf p a 11 a d i c i tt i in Vertretung die Ge
schäfte des Auswärtigen Amtes geleitet.

Zn den letzten Tagen des Januar hatten in 
Wien Besprechungen der beiden Ministerpräsidenten 
Graf S tür gkh und Graf Khnen-Hedervary 
mit dem Kriegsminister v. Auffenberg über 
die Wappen- und Emblemfrage, die seit sieben 
Zähren geruht hatte, und über die (Einberufung 
der Delegationen stattgefunden. Am 6. Februar 
traf auf der Rückreise von Sofia Großfürst A n- 
dreas Wladimirowitsch in Wien ein und 
wurde in Schönbrunn vom Kaiser empfangen. 
Abends war ihm zu Ehren Festtafel, an der alle 
in Wien anwesenden Erzherzoge und Erzherzoginnen 
und die Mitglieder der russischen Botschaft teil
nahmen. Den erkrankten Grafen Aehrenthal 
vertrat der erste Sektionschef Frhr. Müller 
v. Szentyorczy. Am nächsten Tage fand ein 
Frühstück beim Thronfolger Erzherzog Franz Fer
dinand statt, und der Großfürst, dem es in Wien 
wohlgefiel, blieb noch einen Tag, um an einem 
Frühstück beim Grafen B e r ch t o l d, dem früheren 
Botschafter in Petersburg, teilzunehmen. Mit Rück
sicht darauf, daß zwischen den Höfen von Wien 
und Petersburg in den letzten Zähren eine unzweifel
hafte Spannung bestand und Kaiser Nikolaus 
auf Z s w o l s k i s Veranlassung seinerzeit während 
der Reise nach Nacoonigi österreichischen Boden ver
mieden hatte, wurde der Besuch des Großfürsten 
in Wien sehr sympathisch ausgenommen; er war 
unstreitig nicht ohne politische Bedeutung, was 
auch aus der Verleihung des Stephansordens an 
den Großfürsten hervorging. Am 8. traf ebenfalls 
auf der Rückkehr von Sofia Prinz Friedrich 
Leopold von Preußen, der unterwegs fein Re
giment in Kronstadt besucht hatte, in Wien ein 
und wurde in Schönbrunn vom Kaiser in Privat
audienz empfangen. Am fO. fand daselbst die Ver
mählung der Erzherzogin Z s a b e l l a Maria 
(Tochter des Erzherzogs Friedrich) mit dem Prin
zen Georg von Bayern statt. (Die Ehe ist bereits 
wieder getrennt worden.)- Da der Zustand des Gra
fen Aehrenthal hoffnungslos geworden war, 
wurde der ehemalige Botschafter in Petersburg, 
Graf Leopold B e r ch t o l d, am f7. zum Minister 
des Äußern ernannt und am (9· vereidigt. Bestim
mend für diese Wahl ist unstreitig außer seiner 
persönlichen Eignung und seinem intimen Verhältnis 
zum Grafen Aehrenthal auch seine letzte diplo
matische Vergangenheit gewesen. Bei der offen
kundigen Annäherung Rußlands an die beiden 
Kaisermächte war seine Beliebtheit in Petersburg 
vorzüglich geeignet, bessere Beziehungen zur russi
schen Politik herzustellen, als sie in den letzten Zäh
ren infolge der Haltung Zswolskis in der bos
nischen Annexionsfrage und namentlich wegen des 
darüber entstandenen Zeitungskrieges zwischen den 
leitenden Persönlichkeiten der beiden Reiche bestan
den hatten.

Das (Quartett Z swols k i, S sa sanow, 
Aehrenthal, Berchtold ist ein lehrreiches 

Schulbeispiel für die Nützlichkeit guter persönlicher 
Beziehungen unter den Diplomaten. Die durch die 
Erfolge Bismarcks verletzte Eitelkeit Gortscha
kows hat einst zur Lösung des engen Verhältnisses 
zwischen Berlin und Petersburg und schließlich zum 
Dreibund geführt. Der im letzten viertel des Zahres 
ausgebrochene Balkankrieg löste in Rußland plötzlich 
Strömungen aus, die es einem Diplomaten ohne 
die Beziehungen des Grafen B e r ch t old sicher 
sehr schwer gemacht haben würden, das noch neue 
bessere Verhältnis zu Rußland aufrecht zu erhalten. 
Graf Aehrenthal konnte die Befriedigung mit 
ins Grab nehmen, durch Aufopferung seiner Kräfte

Leopold Graf Berchtold von und zu Ungerschütz, 
Minister des Äußern.

mit Erfolg das Ansehen des Reiches wiederherge- 
stellt zu haben, und die im gerbst erfolgte un
veränderte Erneuerung des Dreibundes wirft auch 
ein Helles Licht auf den von ihm geführten und 
ihm viel verdachten Kampf gegen einen politisie
renden General. Zetzt, an seinem Grabe wich der 
Klatsch und Neid der lauten Anerkennung, die ihm 
Kaiser Franz Zosef und — das sei hier aus
drücklich betont — der Thronfolger stets bewiesen 
haben, denn sie sahen weiter wie die Klatschverfer
tiger, die trotz der bereitwilligen Unterstützung der 
Sensationspresse auf weitere Kreise keinen Eindruck 
hervorzubringen vermocht hatten. Graf Aehren
thal hatte die Bevölkerung größer und freier über 
den Staat denken und den unfruchtbaren inneren 
Hader geringer schätzen gelehrt; die Nachwirkung 
davon ist noch immer zu merken. Der Kaiser ent
sprach durchaus dem allgemeinen Empfinden, als er 
in dem überaus anerkennungsvollen Entlassungs
schreiben das ungeschmälerte vertrauen in die per
son wie in die Politik des Scheidenden aussprach. 
Die Todesnachricht rief im Zn- und Ausland die 
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ungekünsteltsten Äußerungen tiefster Teilnahme und 
lauter Anerkennung hervor, namentlich in den Drei
bundländern, Kaiser w i l h e l m sandte persönlich 
ein Beileidstelegramm und ließ am Sarge einen 
prachtvollen Kranz niederlegen. An der feierlichen 
Einsegnung am 22. nahm Erzherzog Franz Fer
dinand als Vertreter des Kaisers, außerdem alle 
in Wien anwesenden Erzherzoge teil. Die Beiset
zung fand am folgenden Tage an der Familiengruft 
in Doxan (Böhmen) statt. Graf B e r ch t o l d hatte 
unmittelbar nach seinem Dienstantritt an die lei-

Lrzherzog Rainer.

tenden Minister Deutschlands, Italiens und Ruß
lands Telegramme gerichtet, aus denen wie aus den 
Antworten hervorging, daß das Bündnis mit 
Deutschland und Italien in ungeschwächter Kraft 
fort- und im Verhältnis zu Rußland keine Trü
bung besteht.

Infolge der Ernennung des Grafen B erch- 
t o l d, der ungarischer Staatsangehöriger ist, hatte 
nach der bestehenden Tradition für die gemein
samen Minister der Reichsfinanzminister Freiherr 
v. Burian seine Demission gegeben, die vom 
Kaiser in wärmster Anerkennung der namentlich in 
der Verwaltung Bosniens erworbenen Verdienste 
angenommen wurde. Nachfolger wurde der frühere 
Finanzminister Dr. v. Biliński. Am 2\. Februar 
begingen der Erzherzog Rainer und seine Ge
mahlin Erzherzogin Maria die Feier der dia
mantenen Hochzeit und bildeten in diesen Tagen 
den Gegenstand der lebhaftesten Kundgebungen aus 
allen Kreisen. An der Feier nahm auch Kaiser 
Franz Josef teil, der dazu seit Monaten zum 
erstenmal Schönbrunn verließ. Zahlreiche Glück
wünsche gingen dem Jubelpaare aus dem In- und 
Ausland zu. Inzwischen hatte sich wieder einmal 
die Armeefrage zu einem Konflikt mit Ungarn zu
gespitzt. Graf K h u e n hatte die Wehrreform

vorlage trotz seiner Arbeitsmehrheit nicht gefördert, 
seit Monaten ließ er die Minorität dagegen ob
struieren und hatte sogar bei der Heeresverwaltung 
die Verschiebung der Rekruteneinstellung bis auf 
den gerbst durchgesetzt, wer die Herren Magyaren 
kennt, der wußte, daß sich dahinter wieder ein neuer 
versuch auf Machterweiterung über die „ungarische 
Armee" gegenüber der Krone verbarg. Und man 
hatte richtig wieder ein Hintertürchen gefunden. 
Unter dem Vorwande der Verhandlung mit der 
Opposition hatte man sich wieder in die beliebten 
staatsrechtlichen Tüfteleien eingelassen, und Graf 
K h u e n war — sagen wir — so unvorsichtig ge
wesen, sich für die Forderung der Kossuthisten zu 
verpflichten, die das Kronrecht auf Einberufung 
der Reservisten in Friedenszeiten beseitigen sollte. 
Natürlich fand er damit in Wien kein Gehör, und 
es entwickelte sich daraus die übliche Ministerkrise. 
Graf K h u e n suchte wohl damit einen Druck aus
zuüben und fuhr wiederholt zu Verhandlungen nach 
Wien, ohne jedoch etwas auszurichten. Die Zei
tungen brachten darüber allerlei sensationell ge
färbte, aber der Natur der Sache nach nicht auf 
Tatsachen gegründete Mitteilungen, denn über Ver
handlungen mit dem Monarchen erfährt man nur, 
was er zur Veröffentlichung bestimmt. Ungarn- 
freundliche Blätter mischten wie üblich auch den 
Thronfolger mit hinein. Am 2\. März hatte der 
Kaiser in Schönbrunn den König Friedrich 
A u g u st von Sachsen empfangen und am (. April 
den Fürsten Albert von Monaco, der am folgen
den Tage einen Vortrag in der geographischen Ge
sellschaft hielt.

In den Osterfeiertagen fand auf Schloß Wall
see in Gegenwart des Kaisers Franz Josef die 
Verlobung seiner Enkelin, der Erzherzogin Ella, 
Tochter des Erzherzogs Franz Salvator und 
der Erzherzogin Valerie, mit dem Oberleutnant 
Grafen Georg w a l d b u r g statt. Am (5. reichte 
endlich Graf Khuen-Hedervary, angeblich 
wegen Meinungsverschiedenheiten über die Vor
lagen für die Delegationen, sein Entlassungsgesuch 
ein, und der Vertrauensmann des Monarchen, Dr. 
v. L u k a c s, wurde sein Nachfolger, von dem man 
gegenüber der Opposition eine festere Hand er
wartete. Am 7. Mai empfing Kaiser Franz I o- 
s e f den von einer Balkanreise zurückkehrenden fran
zösischen Abgeordneten D e s ch a n e l, der samt dem 
mit ihm reisenden Senator tourner auch mit dem 
Grafen B e r ch t old und dem gemeinsamen Finanz- 
minister Dr. v. Biliński Besprechungen hatten. 
Die Blätter ergingen sich in den kühnsten Erfin- 
findungen über die politischen Zwecke dieser Her
ren, insbesondere Deschanels. Aus paris wurde 
aber gemeldet, es handle sich wohl bloß um die 
Gewinnung eines gewissen Reliefs für die nächst
jährige Präsidentenwahl. Der Kaiser schenkte in 
diesen Tagen der Armee das ihm gehörige Bade
schloß in Bad Gastein für ein zu errichtendes Militär
kurhaus. Am (7. betraute der Kaiser den Minister 
des Innern Frhrn. v. H ein old mit der Stell
vertretung des an einem Augenleiden erkrankten 
Ministerpräsidenten Grafen S t ü r g k h, der am 2(. 
auch sein Rücktrittsgesuch einreichte, das aber nicht 
genehmigt wurde. Am 29. traf eine Abordnung 
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der Berliner Stadtvertretung mit dem Oberbürger
meister Kirschner in Wien ein und wurde auf 
dem Bahnhöfe' vom Bürgermeister Dr. Neumayer 
und den Gemeinderäten begrüßt. Die Blätter 
brachten Willkommensartikel. Der Kaiser empfing 
den Oberbürgermeister Kirschner am 30. in 
Schönbrunn. Die Berliner Gäste nahmen eine grö
ßere Anzahl von städtischen Einrichtungen in Augen
schein und an mehreren ihnen zu Ehren veran
stalteten Festlichkeiten und Rundfahrten, so u. a. an 
einem Frühstück in der deutschen Botschaft und an 
einem Festmahl im Rathause teil. Die Reden und 
die gesamte Stimmung war wohl von dem Gedanken 
des deutschösterreichischen Bündnisses und der 
Freundschaft der beiden Reichshauptstädte auf das 
wärmste durchdrungen, aber weder Kirschner 
noch Dr. Neumayer waren die Männer danach, 
der Begegnung einen größeren Schwung und Zug 
zu verleihen, wie es wohl Dr. Lueger fertig
gebracht hätte. Auf ein Begrüßungstelegramm an 
den Kaiser Wilhelm sprach dieser in seiner Ant
wort an den Bürgermeister Dr. Neumayer seine 
Freude aus, daß das deutsch-österreichische Bundes
und Freundschaftsverhältnis auch in dem guten Lin- 
vernehmen der kommunalen Körperschaften so war
men Ausdruck finde.

Größeren Eindruck machte der Besuch der neuen 
Balkankönige. König Ferdinand mit der Kö
nigin Eleonore und den Prinzen Boris und 
Kyrill trafen am s. Juni in Wien ein und wur
den auf dem Bahnhöfe vom Kaiser Franz Josef, 
den Erzherzogen, der Erzherzogin Rî a r i a A n n u n- 
Siata und den Spitzen der Zivil- und Militär
behörden empfangen. Die Begrüßung war sehr- 
herzlich, und auf der Fahrt nach der Lsofburg drückte 
die Bevölkerung durch lebhafte Zurufe ihre Sym
pathien aus. Abends war Familiendiner in Schön
brunn. Am folgenden Tage machten die Gäste 
Besuche bei den Mitgliedern der kaiserlichen Familie, 
am Denkmal der Kaiserin Elisabeth legte das 
Königspaar einen Kranz nieder. Mittags fand in 
der Ljofburg ein Frühstück beim Erzherzog Franz 
Ferdinand statt und am Abend war Galatafel 
in Schönbrunn. Zn seinem Trinkspruch hob Kaiser 
Franz Z o sef die erfolgreiche Wirksamkeit des 
Königs für das Gedeihen Bulgariens und für die 
Erhaltung des Friedens hervor. König Ferdi
nand sprach seine besondere ehrfurchtsvolle Be
wunderung für die Person des Kaisers aus, in der 
er ein Unterpfand für die guten Beziehungen seines 
Landes zum Kaiserreiche erblicke. Die bulgarische 
Königsfamilie verabschiedete sich nach dem Tercle 
von den Mitgliedern des Kaiserhauses und begab 
sich am nächsten vormittag nach Schloß Ebenthal. 
Nach zweijähriger Pause nahm Kaiser Franz Jo
sef bei vorzüglichster Gesundheit an der Fron
leichnamsprozession teil. Er wurde von den vielen 
Tausenden mit Zubel begrüßt, als er am Altar vor
der Michaelerkirche erschien, wo die Prozession mit 
den Erzherzogen an der Spitze vorüberzog und später 
das Militär defilierte. Der Kaiser befand sich über 
Erwarten wohl und rüstig und ritt täglich spazieren. 
Am 8. traf König Nikolaus von Montenegro 
in Wien ein, wurde mit großen Ehren empfangen 
und auch vom Publikum sympathisch begrüßt. Seine 

Persönlichkeit ist ja von größerer Bedeutung wie 
sein Land, von großem Znteresse für ihn war 
sicher seine Teilnahme an der Parade der freiwil
ligen Automobil- und Motorradfahrer und die Aus
zeichnung durch Verleihung eines Regiments. Bei 
dem Galamahl ihm zu Ehren in Schönbrunn waren 
alle Mitglieder des Kaiserhauses anwesend. Zn 
seinem Trinkspruch gedachte Kaiser Franz Z o s e f 
mit Anerkennung der mehr als fünfzigjährigen Re
gierung des Königs, dessen Anwesenheit in Wien 
die gute Nachbarschaft und Freundschaft beider Staa
ten noch fester gestalten werde. Zn längerer Rede 
erwiderte König Nikolaus mit lebhaftem Danke 
an den Kaiser und für die guten Beziehungen zum 
Kaiserreiche. „Die Wohlfahrt meines Volkes und 
die Aufrechterhaltung des Friedens bilden das höchste 
Ziel meiner Bestrebungen." (vier Monate darauf 
erklärte der friedliebende König als Erster der Tür
kei den Krieg.) Er verabschiedete sich später vom 
Kaiser und den kaiserlichen Familienmitgliedern und 
verließ am anderen Tage Wien.

Inzwischen hatten sich auch die parlamentari
schen Verhältnisse auf das kläglichste gestaltet. Die 
Wehrvorlage rückte nicht vorwärts, und zwar dies
mal wegen der Obstruktion der Ruthenen, die zwar 
nicht unbegründeter war als alle anderen früheren 
Obstruktionen, aber wie sie jeden parlamentarischen 
Schritt hemmte. Als Mittler zwischen Polen und 
Ruthenen war es dem stellvertretenden Minister
präsidenten Frhrn. v. Ls e i n o l d am (5. Zuni ge
lungen, die Ruthenen zum Nachgeben zu bestimmen, 
wofür sie aber eine ernste Zusicherung verlangten. 
Diese sollte durch zwei kaiserliche Kundgebungen 
an die Ruthenen und an die Polen geschehen. Die 
Ruthenen waren damit zufrieden, aber nicht die 
Polen, die behaupteten, ihr Landsmannminister 
D l u g o s z hätte gefragt werden müssen. Dieser 
gab seine Demission, und da sich der Polenklub 
demonstrativ für ihn erklärte, so reichte am (8. 
auch Frhr. v. Ls e i n o l d seinen Abschied ein. Ob 
er mit seinem selbständigen Vermittlungsversuch 
recht getan hatte oder nicht, mag dahingestellt sein, 
jedenfalls wollten ihn die Polen deswegen zur Strafe 
aus dem Amte drängen. Der noch kranke Graf 
S t ü r g k h erklärte aber, er werde feinen Stell
vertreter decken und eventuell mit dem ganzen Ka
binett demissionieren. Das paßte aber den Polen 
mit Rücksicht auf den Kaiser nicht. Dieser lehnte 
das Demissionsgesuch des galizischen Ministers D l u- 
g o s z ab und verlangte einen Verständigungsversuch. 
Der erste blieb zwar ergebnislos, da aber der Polen
klub mit seiner aus galizischen Vorkommnissen stam
menden Feindschaft gegen den Minister des Znnern 
vollständig allein stand, beschloß er einzulenken und 
stellte sich furchtbar gerührt über die doch selbst
verständliche, dem Minister D l u g o s z gegenüber 
getane Äußerung des Kaisers, daß er an der Loya
lität der Polen nicht zweifle und daß die nationalen 
Fragen in Galizien nicht einseitig entschieden werden 
sollten. Damit war die vom Zaune gebrochene 
Ministerkrise zu Ende. Kaiser Franz Zosef 
empfing am 28. Zuni den rumänischen Minister 
Äußern Majorescu und am 29. den Minister
präsidenten Grafen S t ü r g k h, der sich bedankte 
für den Besuch, den ihm der Monarch vor zwei
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Tagen gemacht hatte. Nachdem der Kaiser noch 
den Minister des Innern Frhrn. v. Lseiηold mit 
der Leitung des durch Todesfall erledigten Acker
bauministeriums betraut hatte, begab er sich am 

Juli im besten Wohlbefinden nach Ischl zum 
gewohnten Sommeraufenthalte.

Die Lagung bes Reichstes.
Ls hat sich wohl wiederholt gezeigt, daß die 

Völker (Österreichs und auch ihre Vertreter doch 
das Gefühl der Gemeinsamkeit kräftig hervortreten 
lassen, sobald es not tut. wenn sie freilich nach 
und zwischen den Gefahren des Reiches nur ein 
wenig wieder Atem schöpfen können, so kehren sie 
sofort zu ihren nationalen Faustkämpfen zurück, und 
die Amtssprache des Nachtwächters von Leitomischl 
wird wieder zur Staatsfrage ersten Ranges. Davon 
sind auch die Parlamentsverhandlungen erfüllt, in 
denen Dringlichkeitsanträge und Interpellationen 
obigen Inhalts größeres Interesse finden, als die 
eigentlichen Beratungsgegenstände. Diese werden 
meistens in den Ausschüssen sehr gründlich durch
beraten, sind infolgedessen aber wohlbekannt, und 
darum werden die durchweg sehr fleißigen Aus- 
schußberichte vor leeren Bänken gehalten. Die De
batten sind ebenfalls bloß noch eine leere Form, 
und die Reden werden bloß noch für die Zeitungen 
und die Wähler „zum Fenster hinaus" gehalten. 
Die Parteien wissen schon längst, wie sie stimmen 
oder was sie von der Regierung für ihre Stimm
abgabe erpressen wollen. Von einer wirklichen Be
ratung im Plenum ist keine Rede mehr, obgleich der 
äußere Schein beibehalten wird um der Wähler 
und auch des Gesetzes willen. So ist es heutzutage 
in allen Parlamenten, in Österreich ist das Spiel 
hinter den Kulissen noch vielseitiger als anderswo, 
der Kuhhandel mit der Regierung aber die Haupt
sache und die Plenarverhandlung eine Komödie wie 
überall. Abgesehen von einigen kleinen Lntglei- 
sungen ist aber der regelmäßige Gang der Ver
handlungen in dieser Tagung niemals unterbrochen 
worden, überhaupt schien das Abgeordnetenhaus 
einen Schritt vorwärts gekommen zu sein. Ls hat 
außer einigen wichtigen Gesetzentwürfen die großen 
militärischen Reformvorlagen verabschiedet, von 
denen die eine den Ausbau der Armee auf zwölf 
Jahre sicherstellt, während die andere an die Stelle 
des gänzlich veralteten Militärstrafverfahrens eine 
den modernen Anforderungen entsprechende Militär- 
strafrechtspflege setzt. Das meiste ist freilich erst 
in den letzten Wochen geleistet worden, auch sind 
nicht wenige Vorlagen unerledigt geblieben. Doch 
durfte das Ministerium S t ü r g k h mit dem Lr- 
gebnis der Tagung zufrieden sein, wenn auch die 
Lrkrankung des Ministerpräsidenten einige Unsicher
heit hervorgerufen hatte. Das eigentliche Verdienst 
gebührt indessen dem Kaiser, dem keine der bür
gerlichen Parteien, allerdings aus sehr verschieden
artigen Beweggründen, die Wehrvorlage abzuschla
gen getraute.

Das Abgeordnetenhaus trat am 5. März zu
sammen und machte am 29. Osterferien. Die ersten 
Sitzungen wurden mit den vont Vorjahre herüber
genommenen Einträgen des Teuerungsausschusses, 

mit Anträgen über Richterernennungen in Böhmen, 
Begünstigung der Waffenfabrik-Aktiengesellschaft rc. 
verbracht und erst am die erste Lesung der 
Wehrvorlagen begonnen. Ministerpräsident Graf 
S t ü r g k h hielt eine längere einleitende Rede, in 
der er die Notwendigkeit und auch die Lrleichte- 
rungen der Wehrreform hervorhob. Die ungarische 
Ministerkrisis bedeute keine Krise der Wehrvorlagen. 
Der Landesverteidigungsminister Frhr. v. Georgi 
betonte unter anderem, daß der Lntwurf in Anbe
tracht von Dienstpflichterleichterungen von keinem 
Wehrgesetz der anderen Großmächte übertroffen 
werde. Die neue Militärstraßprozeßordnung ent
spreche den neuzeitlichen Grundsätzen. In der De
batte sprachen sich die Deutschen entschieden für 
die Vorlage ohne Rücksichtnahme auf Ungarn aus. 
Graf Barbo bekannte sich als warmer Anhänger 
des Dreibunds. Abg. Dr. Sommer ließ in seiner 
Rede erkennen, wie tief die Lrkenntnis in die Deutsch- 
österreicher eingedrungen ist, daß ihre Interessen 
eine positive Politik verlangen und nicht mehr im 
Gegensatze zum Staate wahrzunehmen sind. Ls 
wäre freilich ein Wunder gewesen, wenn das Ab
geordnetenhaus in den 26 Sitzungen vor Ostern 
seinen Tharakter geändert hätte und zu einer raschen 
gesetzgeberischen Tätigkeit übergegangen wäre. Lin 
großer Teil der Zeit wurde, wie schon erwähnt, 
mit den gänzlich unfruchtbaren Anträgen zur Be
kämpfung der Teuerung verbracht, die freilich den 
Zweck erfüllten, den Wählern Sand in die Augen 
zu streuen. Nur einige kleinere Vorlagen und die 
Brüsseler Zuckerkonvention wurden erledigt, außer
dem die erste Lesung der Wehrvorlagen und der 
neuen Wasserstraßenvorlage. Die Polen versprechen 
sich davon große Vorteile für Galizien, was die 
ihnen feindlichen Ruthenen zu einem Gbstruktions- 
versuch veranlaßte. Die Verweisung dieser großen 
und einiger kleineren Vorlagen an die Ausschüsse 
bedeutete nicht viel mehr als die Verlegung des 
Kampfes aller gegen alle in diese. Die Tätigkeit 
der Ausschüsse stockte aber, weil die Italiener auf 
der Lrledigung der italienischen Rechtsfakultät be
standen, den Deutschen die Steuervorlagen zu un
populär erschienen, und die Ausgleichsverhandlun
gen in Böhmen ohne Resultat hin und her 
schwankten.

Da wegen der Vorgänge in Ungarn das wiener 
Abgeordnetenhaus nicht zur raschen Lrledigung der 
wehr- und Steuervorlagen gedrängt wurde, kamen 
die parlamentarischen Parteien auf allerlei politisch 
unfruchtbare Gedanken. Die Ruthenen hatten Gb- 
struktionsgelüste, Polen und Tschechen arbeiteten im 
geheimen für ein parlamentarisches Ministerium, 
was die Deutschen erbitterte, und int Deutschen Na
tionalverband machte der Abg. Wolf wieder einen 
radikalen Vorstoß, weil ihm die Haltung des Ver
bandes in der Wasserstraßenfrage und nach der 
Beantwortung der Interpellation über die sogen, 
lèx Kolisko für Niederösterreich zu schwächlich 
dünkte. Lr trat am 20. März demonstrativ aus, 
erklärte aber am folgenden Tage, er habe nur 
den Austritt aus dem Vorstand gemeint. Am 27. 
trat auch der deutschradikale Abg. Pacher aus 
dem Vorstand aus. Beide wurden indessen am fol
genden Tage einstimmig wieder in den Vorstand 
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gewählt. In den beiden letzten Sitzungen kam es 
zwischen Sozialdemokraten und Deutschnationalen 
zu heftigen Auseinandersetzungen und Lärmszenen, 
die zur zeitweiligen Unterbrechung der Verhand
lungen führten. Die letzte Sitzung am 29. dauerte 
über zwölf Stunden, da die aus acht Punkten be
stehende Tagesordnung erledigt werden sollte. Dann 
vertagte sich das Lsaus bis zum (8. April. Die 
polen hatten die erste Lesung des Wasserstraßen
gesetzes, das ausschließlich dem reinpolnischen west- 
galizien Vorteile bringt, durchgesetzt. Die Ruthenen 
hatten sich dabei den Deutschen genähert.

Bei Beginn der nachösterlichen Sitzung hatte sich 
die Lage in Ungarn geändert, vom Nachfolger 
des Grafen Khueη war eine rasche Förderung 
der Wehrvorlagen zu erwarten, und infolgedessen 
mußte nun das Ministerium S t ü r g k h ernstlich 
an die Sicherung einer Zweidrittelmehrheit dafür 
denken. Zunächst machten die Kroaten Schwierig
keiten, indem sie lärmend wegen der Aufhebung 
der verfassungsmäßigen Zustände in Kroatien inter
pellierten. Graf Stürgkh antwortete sehr rich
tig, daß es sich wohl eigentlich um eine innere 
Frage Ungarns handle, das österreichische Interesse 
erfordere aber, daß die südslawische Frage nicht 
einseitig von Budapest aus behandelt werde. In 
Ungarn war man darüber wütend und vergaß vor 
verletzter Eitelkeit ganz, welche Interessengemein
schaft zwischen Deutschen und Magyaren in den 
südslawischen Fragen besteht. Am 23. begann der 
Wehrausschuß die Beratung der Wehrvorlagen. 
In seiner einleitenden Rede sagte Graf Stürgkh, 
daß zwar keine äußere Gefahr drohe, daß aber 
die friedliche Entwicklung von außen her nicht be
droht werden dürfe und darum eine gesunde Ent
wicklung der Wehrkraft notwendig sei. Der Landes
verteidigungsminister begründete am 25. die ein
zelnen Bestimmungen überzeugend, häufig mit dem 
Hinweis auf Deutschland, und schloß: „Die Armee 
hat Raum für alle Völker des Reiches... Üben 
Sie Gegenseitigkeit und halten auch Sie die Politik 
der Armee fern; schalten Sie diesen trennenden 
Faktor aus bei der Beratung über die Wehrverfas
sung des Reiches." Die Kroaten begannen trotz
dem zu obstruieren, auch die Tschechen schickten sich 
an, Bedingungen zu stellen. Doch lagen die Ver
hältnisse im Lsause noch immer so, daß die Vor
lagen in kurzer Zeit durchgebracht werden konnten 
und für den in Ungarn aufgetauchten Vorschlag 
eines Provisoriums mit einjähriger Rekrutenbewil
ligung keine Stimmung vorhanden war. Das Lsaus 
beschäftigte sich inzwischen mit den beliebten Dring
lichkeitsanträgen u. dgl. Zwischen den Deutsch
nationalen und den Thristlichsozialen machte sich eine 
erfreuliche Annäherung bemerklich. Am 7. Mai 
kam es zu heftigen Zusammenstößen zwischen So
zialdemokraten und Deutschnationalen, und der Miß
billigungsausschuß hatte Mühe, die Sache beizulegen. 
Zu dem geschäftigen Nichtstun des Hauses kam 
leider auch noch die sicher nicht förderliche Er
krankung des Ministerpräsidenten. Und doch hätte 
die Notwendigkeit eines neuen Budgetprovisoriums 
das Haus daran erinnern müssen, wie fahrlässig 
es sich seinen Hauptaufgaben gegenüber benimmt.

Das Abgeordnetenhaus hatte sich seit dem 

2\. Mai hauptsächlich mit dem Gesetze über die 
Dienstpragmatik beschäftigt. Da nun in Ungarn 
das Wehrgesetz bereits durchgepeitscht worden war, 
mußte vor den Sommerferien noch das Budget
provisorium, die „kleine" .Finanzreform, das Re
krutenprovisorium und die Wehrvorlage durcl^ge- 
bracht werden. Die auf ein parlamentarisches Mi
nisterium hinarbeitenden polen und Tschechen mach- 
ten jetzt Stimmung für die Verschiebung der Wehr
vorlage bis zum gerbst, aber dagegen traten die 
deutschen Parteien energisch auf. Denselben Stand
punkt nahm auch der Minister des Innern Frhr. 
v. Heiη 0 ld im Namen des Ministerpräsidenten 
am (0. Juni in einer Gbmännerkonferenz ein, in 
der die Sozialdemokraten und Ruthenen die Be
ratung des Budgetprovisoriums vor der Wehr
vorlage verlangten. Die Regierung stellte eine Frist 
für die Annahme der Wehrreform bis zum 25. 
Die Mehrheitsparteien hatten nichts dagegen, selbst 
die Sozialdemokraten erhoben keinen ernstlichen Ein
wand, nur die Ruthenen erklärten, sie würden ob
struieren, bevor nicht die ruthenische Universitäts- 
frage in ihrem Sinne entschieden worden sei. Die 
Ruthenen wollen die Universität nach Lemberg 
haben, wogegen aber die polen protestierten mit 
der historisch falschen Behauptung, daß Lemberg 
eine polnische Universität sei. Die Ruthenen began
nen im wehr- und Budgetausschuß zu obstruieren, 
das Haus hatte kein Mittel dagegen, vor einigen 
Tagen hatte es über die ernste Mahnung der Re
gierung erhaben gemurrt, jetzt rief es sie an, sie 
solle gegen die Ruthenen helfen. In welcher weise 
dies geschah, und wie daraus durch Einmischung 
der polen eine Ministerkrise wurde, ist bereits er
zählt worden. Am (8. waren endlich alle Hinder- 
nisse für die rechtzeitige Erledigung der Wehr
vorlagen und des Budgetprovisoriums — sowie auch 
für die Weiterzahlung der Diäten, die bei erzwun
gener Anwendung des § weggefallen wären — 
beseitigt. Nun wurde im Galopp gearbeitet, am 
19· das Gesetz über die Dienstpragmatik endgültig 
angenommen, am 20. die Generaldebatte über die 
Wehrvorlagen beendet und am 2\. in namentlicher 
Abstimmung mit 268 gegen 95 Stimmen das Ein
gehen in die Spezialdebatte beschlossen. (Der deut
sche Reichstagsabgeordnete Bebel befand sich auf 
der Tribüne.) Am 27. war die in vier Gruppen 
geteilte zweite und dritte Lesung beendet, und am 
28. nahm auch das Herrenhaus die Vorlagen an, 
wobei Frhr. v. Georgi die unbedingte Notwen
digkeit der deutschen Dienstsprache betonte. Dienst
sprache und Kommandosprache seien nicht vonein
ander zu trennen. So war die seit zwanzig Jahren 
notwendige Armeereform auf zwölf Jahre ge
sichert.

Das als schwächlich und krank hingestellte Mi
nisterium Stürgkh hatte sich dabei durchaus ge
schickt benommen. Die Annahme in Ungarn hatte 
die obstruktionslustigen Parteien des Reichsrates in 
eine unbehagliche Lage versetzt. Die Regierung 
konnte nun andeuten, daß sie die Wehrvorlagen 
mit Anwendung des § in Kraft setzen werde, wo
gegen sich im Lande keine Hand gerührt hätte. Der 
Notparagraph gilt aber bloß beim Schlüsse des 
Hauses, und dann wären die Diäten weggefallen.
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Darum suchten die davon bedrohten Abgeordneten 
ihren verborgenen Patriotismus- hervor, und die 
Zweidrittelmehrheit kam reichlich zusammen. Daß 
dabei durch den Austritt der Radikalen der Tsche
chenklub in Brüche ging, war als Bebengewinn auch 
nicht zu verachten. Am 2. Juli war das Budget
provisorium bis zum Jahresschluß, am folgenden 
Tage auch im Herrenhause die Militärstrafprozeß- 
ordnung, am Juli im Abgeordnetenhause die 
Vorlagen über die Ausdehnung der Unfall- und 
Krankenversicherung angenommen worden. Nach
dem die Hauptarbeit, nicht von allen aus eigenem 
Trieb, getan worden war, riß der gewohnte wirr- 
warr wieder ein, im Deutschen Nationalverband 
kriselte es abermals, bei den Thristlichsozialen traten 
sieben Mitglieder aus, die Polen kündigten an, daß 
sie einen Regierungswechsel anstreben rc. Am 
5. Juli wurden in einer förmlichen Ramschsitzung 
noch eine Reihe dritter besungen und 38 wahl- 
proteste erledigt. Selbstverständlich mußte alles mit 
der größten Schnelligkeit durchgepeitscht werden, und 
die Sozialdemokraten benutzten die schöne Gelegen
heit, ungehindert die anderen Parteien mit den gröb
sten Beschimpfungen zu bedenken. Dann vertagte 
sich das Haus bis zum gerbst.

Pas Intermezzo der Delegationen.
Die Delegationen hatten am Lude des Jah

res (9U ein viermonatliches Budgetprovisorium be
schlossen, das Ende April ablief. Ts mußte dem
nach bis dahin etwas geschehen, um die Kontinuität 
der Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten 
zu sichern. Die Krone und die österreichische Re
gierung waren für eine ausgiebige Delegations
session, aber in einem gemeinsamen Ministerrat am 
1^. April erklärte sich Graf Khuen-Hedervary 
dagegen, weil er angeblich Erörterungen über die 
Suspendierung der kroatischen Verfassung nicht 
wünschte. Der Hauptgrund dürfte aber wohl die 
Absicht gewesen sein, vor der definitiven Delega
tionssitzung den in Ungarn unbeliebten Kriegs
minister Frhrn. v. Auffenberg zu beseitigen. 
Graf K h u e n reichte wegen der Meinungsverschie
denheiten seine Demission ein. weil die Delega
tionen in Wien tagten, mußten die Beratungen des 
ungarischen Abgeordnetenhauses unterbrochen wer
den. wegen der in beiden Parlamenten in der 
Schwebe befindlichen Wehrvorlagen wurde vor
läufig nur eine kurze Delegationssitzung in Aus
sicht genommen, bei der das Hauptinteresse dem 
Auftreten des neuen Ministers des Äußern Grafen 
B e r ch t o l d zugewendet fein mußte. Die beiden 
Delegationen traten am 30. April zusammen. In 
der österreichischen widmete der Präsident D o ber- 
n i g, in der ungarischen der Vizepräsident Graf 
Z i ch y dem Grafen Aehrenthal einen tief emp
fundenen Nachruf. Graf B e r ch t o l d legte ein 
sechsmonatliches Budgetprovisorium vor. Im unga
rischen Viererausschuß gab er dann sein Expose 
über die auswärtige Cage, das, in sehr warmer 
und überzeugender Tonart gehalten, ein volles Be
kenntnis zur Politik seines Vorgängers war. Den
noch war die Rede reich an Wendungen, die Auf
merksamkeit verdienten und Beachtung fanden. Hatte 

vor wenigen Tagen S s a s a u o w in der Duma 
aufgefordert, den umlaufenden Kriegsgerüchten kei
nen Glauben zu schenken, da dem Frieden unter 
den Völkern in nächster Zeit keine Gefahr drohe, 
so bezeichnete Graf B e r ch t o l d die äußere Lage 
zwar auch nicht als ungünstig, wies aber doch auf 
gewisse Reibungsflächen hin, welche infolge der 
neuen Gruppierung der Mächte neue Interessen
kreise und dadurch eine gewisse Unruhe erzeugt ha
ben. Die übrigen Ausführungen waren indessen 
geeignet, das vertrauen in die Erhaltung des Frie
dens zu stärken. Man erhielt durchaus den Eindruck, 
daß Graf B e r ch t o l d ausspricht, was ist, und 
da er zum erstenmal von dieser Stelle sprach, be
tonte er manches, was Graf Aehrenthal nicht 
in jeder Rede zu wiederholen brauchte.

Das gilt besonders von der Darstellung des 
Verhältnisses zu den anderen Dreibundmächten, na
mentlich zu Deutschland. „Innerhalb des Drei
bundes steht unser Verhältnis zum Deutschen Reiche 
unentwegt im Zeichen des innigsten Einvernehmens. 
Im Laufe jahrzehntelangen Zusammengehens zur 
Ausdrucksform eines innigen Solidaritätsbewußt
seins geworden, besitzt dasselbe in dem unverbrüch
lichen Freundschaftsverhältnisse der beiden Mon
archen seine höchste Weihe. Die kürzliche Anwesen
heit Sr. Majestät des Kaiser Wilhelms in 
Schönbrunn hat diese glückliche Tatsache wiederum 
in Erscheinung treten lassen und den verbündeten 
Herrschern Gelegenheit gegeben, das auf tiefge
wurzelten Traditionen und nach übereinstimmenden 
Endzielen eingestellte wirken der zwei Zentral
mächte neuerdings zu bestätigen und zu bekräftigen." 
Mit großer Wärme sprach er sich auch über das 
Verhältnis zu Italien aus, indem er besonders her
vorhob, daß die herzliche Beileidskundgebung des 
Marchese d i San Giuliano beim Ableben des 
Grafen Aehrenthal „Zeugnis gab von dem 
hohen werte, den man in Rom den loyalen Be
strebungen des Grafen beilegte, das Verhältnis der 
Alliierten möglichst vertrauensvoll zu gestalten", und 
er versicherte, daß „mit dem Personenwechsel keine 
Änderung unserer Politik eingetreten sei". Das ver
dient besonders hervorgehoben zu werden, weil die 
Stellung Öfterreich-Ungarns zwischen dem verbün
deten Italien und der befreundeten Türkei wegen 
seiner großen Balkaninteressen überaus heikel ist 
und die Einhaltung eines Weges erfordert, der den 
eigenen Interessen dient, ohne den italienischen Bun
desgenossen und den türkischen Freund zu verletzen. 
Sehr bemerkenswert ist der Passus, der sich auf 
Rußland bezieht, während S s a s a n o w wohl mit 
Rücksicht auf die nationalistische Dumamehrheit nur 
in sachlicher weise von der Anbahnung freundlicher 
Beziehungen zur Donaumonarchie gesprochen hatte, 
war Graf B e r ch t o l d viel wärmer. Er kennt 
die Russen aus eigener Erfahrung und weiß, daß 
man sie durch Entgegenkommen gewinnt. Er er
innert an den Depeschenwechsel mit S s a s a u o w 
bei seinem Amtsantritt, in dem die Absicht auf 
beiden Seiten, im Dienste des Friedens zu wirken, 
ausgesprochen worden sei, und versichert, die letzten 
Erklärungen Ssasanows seien ein „wertvolles 
Unterpfand für die weitere freundschaftliche Aus
gestaltung des wechselseitigen Verhältnisses", das 
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noch im Anfangsstadium stände. Ferner sprach er 
von den „ausnehmend guten Beziehungen, welche 
wir mit Frankreich unterhalten", und schließlich von 
dem „ehrlichen Streben" Österreich-Ungarns, auch 
„mit England die traditionell guten Beziehungen 
zu pflegen".

Die feine Abstufung in der Färbung der Be
ziehung zu den Mächten war ein treffliches Stück 
diplomatischer Arbeit. Ebenso interessant wie über
zeugend klangen die Ausführungen über die Balkan
länder. Österreich-Ungarn ist eben kein Balkan
räuber, sondern mit Rußland darauf bedacht, die 
jetzigen Zustände dort zu befestigen. Zum Schlüsse 
gedachte der Minister noch der wirtschaftlichen Inter
essen der Monarchie in Marokko und Thina und 
endete mit einem warmen Appell an den Patrio
tismus der Delegierten, die für die Wehrmacht not
wendigen Opfer zu bringen, die der Monarchie wie 
dem Dreibund zu statten kommen und die Friedens
garantien vergrößern würden. Die Ausführungen 
des Ministers des Äußern fanden in beiden De
legationen fast ungeteilte Zustimmung bis tief ht 
die tschechischen Reihen hiitein. Damit war der 
Höhepunkt der Session erreicht. Nach dem bei
fällig aufgenommenen Expose des Reichsfinanz
ministers Dr. v. Biliński wurde das Budget
provisorium angenommen. In der österreichischen 
Delegation wurden von den Südslawen die Vor
gänge in Kroatien und Bosnien in ihrem Sinne 
breitgetreten, natürlich ohne praktisches Ergebnis. 
Dasselbe war auch der Fall mit der von den Polen 
hereingezogenen Frage der Enteignung und der Be
handlung slawischer Auswanderer in Preußen. Die 
Delegationen schlossen ihre Verhandlungen nach kon
statierter Übereinstimmung der Beschlüsse am 3. Mai.

politische Vorgänge im zweiten Halbjahr.
Großes Aufsehen erregte der vom Kaiser auf 

wiederholtes, durch ein hartnäckiges beiden begrün
detes Ansuchen genehmigte Rücktritt des beliebten 
Erzherzogs Lugen vom aktiven Dienste. An seine 
Stelle als Armeeinspektor trat der frühere General
stabschef Frhr. E o n r a d v. Hötzendorf. An 
die am 9· Juli beendete gemeinsame Minister
konferenz zur Beratung des Reichsbudgets knüpfte 
die Börsenpresse allerlei Gerüchte über die Neube
waffnung der Artillerie. Es sollte wohl wieder 
einmal eine Hausse in den Aktien der Skodawerke 
hervorgerufen werden. Die Feldartillerie entspricht 
aber, auch in betreff des Rohrmaterials, allen zeit
gemäßen Anforderungen. Es kann sich in Zukunft 
nur um neue Positionsgeschütze und Haubitzen han
deln. Die Meutereien türkischer Truppen hatten 
das vertrauen in die Behauptung der Türkei stark 
erschüttert, und es regten sich Stimmen, die des
wegen eine aktivere Politik am Ballplatze in Wien 
verlangten. Das Herrenhausmitglied Graf K uef- 
stein regte an, Österreich-Ungarn müsse einen di
rekten Schienenweg nach Saloniki mit Anschluß nach 
Griechenland fordern, Frhr. v. T h l u m e tz k y be
hauptete, Österreich-Ungarn könne nicht so gleich
mütig wie Deutschland der Machtverschiebung im 
Mittclmeer zu Gunsten Italiens zusehen und werde 
unter Umständen unabhängig vom Dreibund auf 

Kompensationen dringen müssen. Diese Forderun
gen unverantwortlicher Politiker machten zwar selbst 
im Ausland Aufsehen, das der Monarchie nicht 
günstig war, hatten aber sonst keinen Zweck. Daß 
die Verhältnisse auf dem Balkan vom Grafen Berch- 
told mit Aufmerksamkeit verfolgt wurden, giitg wohl 
daraus hervor, daß er seinen Kuraufenthalt in 
Karlsbad unterbrach und Ende Juli nach Kalten- 
leutgeben ging, um den entscheidenden Stellen näher 
zu sein. In den ersten Tagen des August wieder
holte sich das Börsenmanöver wegen der Neube
waffnung der Artillerie in einer neuen Fassung, 
die an eine Audienz des Kriegsministers Freiherrn 
v. Auffenberg beim Kaiser in Ischl geknüpft 
wurde. Es erfolgte ein promptes Dementi. Die 
Börse, die sich schon stark engagiert hatte, sah sauer 
zu dem gescheiterten Geschäft. Es verdient hervor
gehoben zu werden, daß gerade um diese Zeit die 
ersten Leitmotive zu dem späteren Teuerungsgeschrei 
gegeben wurden, daß sie aber diesmal, anders wie 
im Vorjahre, nicht von der Sozialdemokratie aus
gingen. Auch sonst gab die Sommerpause der Presse 
reichlichen Anlaß, Unruhe zu säen und Unfrieden 
zu stiften. Der Ausgleich in Böhmen, Streitereien 
zwischen den Deutschen der Alpen- und Sudeten
länder, das Streben der Polen und Tschechen nach 
einem parlamentarischen Kabinett rc. lieferten den 
Stoff.

Das erfreulichste Ereignis in der inneren und 
äußeren Politik der Monarchie ist die anhaltende 
Gesundheit und Geistesfrische, die ungebrochene Ar
beitsfreudigkeit und -fähigkeit des Kaisers Franz 
Josef. Er verbrachte in Ischl, wie er zu sagen 
pflegt, seinen Urlaub, doch nimmt auch dort die 
Erledigung der Staatsgeschäfte den größten Teil 
der Zeit in Anspruch. Sein Befinden, Aussehen 
und Haltung waren vorzüglich, er machte gelegentlich 
einen Spazierritt und ging zuweilen auf die Jagd. 
Am 16. August empfing der Monarch den Grafen 
Berchtold zu längerer Audienz. Der Kaiser ge
nehmigte dessen Plan, die Mächte möchten in eine 
Konvention über alle in der Türkei schwebenden 
Fragen eintreten, und er verlieh ihm am 1?. den 
Orden vom Goldenen Vlies. Am folgenden Tage 
war Kaisers Geburtstag, den alle Völker der Mon
archie mit Stolz und Freude begehen. In den 
Garnisonsorten wurden Feldmessen abgehalten, und 
in den Gotteshäusern aller Konfessionen fanden 
überall Gottesdienste statt. In Bad Ischl, das 
reichen Festschmuck trug, wohnte der Kaiser in der 
Kapelle seiner Villa einer Messe bei und nahm 
dann die Glückwünsche der Mitglieder der kaiser
lichen Familie entgegen. Nachmittags fand Fa
miliendiner statt, zu dem u. a. auch der Bischof 
voit Linz Dr. Ls i t t m a i r zugezogen war. Prinz 
Leopold von Bayern brachte im Namen der 
Aitwesenden den Glückwunsch aus, den der Kaiser 
stehend anhörte und dafür in kurzen Morten herz
lich dankte. Jeder Tischteilnehmer erhielt eine sil
berne Statuette, die den Kaiser als Oberstinhaber 
seines Jägerregiments darftellt, und eine Photo
graphie, die ihn auf der Jagd mit einem erlegten 
Hirsch zeigt. Den Feiertag schloß wieder eine Volks
belustigung. Mährend sich in Ischl, wie überall, das 
Nationalfest in ungetrübter Freude abspielte, brachte 
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in Wien der entlassene Irrsinnige Hermann p r t n 5 
vor der Stephanskirche dem Generalvikar Weih
bischof Dr. pflüg er, der sich, zum Hochamt be
geben wollte, durch einen Messerstich in die Schulter 
eine schwere Verletzung bei. Der Kaiser hatte dem 
Minister des Innern Frhrn. v. H e i n 0 l d und dem 
Finanzminister v. Zaleski den Eisernen Kronen- 
Grden KL verliehen. Graf S tür gkh hatte 
die Geschäfte des Ministerpräsidiums wieder über
nommen. Am 2Ą. August machte Graf B e r ch t 0 l d

Dr. Rudolf schuster Edler von Bonott, ksandelsminister.

mit Gemahlin dem rumänischen Königspaare in 
Sinasa einen mehrtägigen Besuch, der zwar als 
Antrittsvisite galt, aber doch wegen der direkten 
Einladung durch den König, der politischen Zu
spitzung auf dem Balkan und der neulichen Anre
gung des Grafen allgemeines Aufsehen erregte und 
unzweifelhaft die enge Freundschaft der beiden Do
naustaaten bekundete.

Der deutsche Reichskanzler traf am 7. Sep
tember in Wien ein, um dem Grafen B e r ch t 0 l d 
in Buchlau seinen Besuch zu machen. Mit demselben 
Zuge waren auch Erzherzog Franz Ferdinand 
und Gemahlin in Wien angekommen und zogen 
Herrn v. Beth mann Hollweg auf dem Bahn
höfe in ein längeres Gespräch. Mit dem Reichs
kanzler traf zugleich auch der Botschafter Graf 
Szögyeni-Marich in Buchlau ein. Der Be
such war ein Freundschafts- und Jagdbesuch, die 
geladenen Herren hatten ihre Damen mitgebracht, 
Pirschgänge und Ausflüge trotz des wenig günstigen 
Wetters herrschten vor. Indessen hatte der zwei
tägige Besuch den Staatsmännern Gelegenheit ge
geben zu eingehenden Unterredungen über alle schwe
benden politischen Fragen, namentlich die des Bal
kans. Es bestand zwischen ihnen volle Überein
stimmung. Der grüne Tisch des Konferenzzimmers, 

wo am f6. September $08 Aehrenthal und 
Iswolski das Protokoll über die beabsichtigte 
Annexion ausgenommen hatten, spielte diesmal keine 
Rolle, so merkwürdig er immerhin war. Es wurde 
alles zwanglos unter guten Freunden besprochen. 
Der Reichskanzler kehrte am 8. abends über Trop- 
pau, von wo er den Fürsten Lichnowsky in 
Grätz besuchte, nach Berlin zurück. An demselben 
Tage hatte Kaiser Franz Josef bei bester Ge
sundheit Ischl verlassen. Trotz strömenden Regens 
riefen ihm Badegäste und Einheimische Abschieds
grüße und jubelnde Rufe: Auf Wiedersehen! zu. 
In den nächsten Tagen sollte in Wien unter Ent
faltung kirchlichen und weltlichen pompes der 
23. eucharistische Kongreß abgehalten werden, dessen 
protektorat der Kaiser übernommen hatte, und zu 
dem der papst einen besonderen Legaten, den Kar
dinal v. R 0 s s u m, abgesandt hatte. Die Teilnahme 
war großartig, über 70.000 Anmeldungen aus $ 
Rationen waren eingegangen. Der Kardinallegat 
traf am JO. in Wien ein, wurde vom Nuntius, 
dem Fürsterzbischof N a g l und dem Bürgermeister 
Dr. Neuma^er empfangen und zur Stephans
kirche geleitet. Er begab sich dann zur Überreichung 
eines päpstlichen Handschreibens in die Hofburg. 
Am folgenden Tage wurde der Kongreß in der 
Rotunde feierlich eröffnet. Der unpolitische Tha- 
rakter der Versammlung wurde mehrfach betont. 
Zahlreiche Massenveranstaltungen hat Wien schon 
erlebt, keine aber hat das Bild der Stadt in glei
chem Maße verändert, wie Freunde und Gegner 
der kirchlichen Demonstration zugeben mußten; auch 
die Veranstalter hatten eine so großartige Kund
gebung nicht erwartet, die nicht zum geringsten Teile 
auch dem Kaiser galt. Die große Messe im Ste
phansdome zur Einholung des Allerheiligsten wurde 
im Beisein des Kaisers und aller Erzherzoge vom 
bulgarischen Vikar und Erzbischof Manini ge
lesen. Am VL September fand in der Hofburg 
Empfang für die namhaften Teilnehmer des Kon
gresses statt.

Am JO. September war Ministerpräsident Graf 
S t ü r g k h durch die Verleihung des Großkreuzes 
des Stephansordens ausgezeichnet worden, der Lan
desverteidigungsminister FML. v. Georgi erhielt 
den Freiherrntitel, Frhr. v. H e i n 0 l d wurde für 
seine Stellvertretung durch ein kaiserliches Hand
schreiben belobt. Am 20. erfolgte die durch den 
Tod des Ackerbauministers Bras und den Rück
tritt des erkrankten Handelsministers Dr. v. Rö ß- 
l e r notwendige Vervollständigung des Ministeriums. 
Der bisherige Gouverneur der Postsparkasse Dr. 
S ch u st e r v. Bonott wurde Handelsminister und 
Senatspräsident des Verwaltungshofes Zenker 
Ackerbauminister. Die Ernennungen brachten poli
tisch keine Neuerungen, in landwirtschaftlichen Krei
sen wurden freilich bei dem neuen Ressortchef alle 
Fachkenntnisse vermißt. Indessen Graf S t ü r g k h 
hatte sein Beamtenministerium erhalten und neu auf
gefrischt, von dem parlamentarischen Kabinett der 
polen und Tschechen war für die nächste Zeit keine 
Rede mehr, wenn auch der tschechische und pol
nische Einfluß im Ministerium, in Böhmen und 
Galizien weiter bestand. Am Namenstag des Kai
sers (Ą. Oktober) wurde in Wiener-Neustadt ein 
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von gegenwärtigen und früheren Angehörigen der 
dortigen Militärakademie gestiftetes Denkmal des 
Kaisers Franz Josef enthüllt. An der Spitze 
des Komitees stand General d. J. Frhr. v. F ejer- 
vary, das künstlerisch gelungene Standbild war 
ein Werk des Bildhauers Fritz w e g h a u p t. Die 
ersten Tage des Monats hatten die Kriegserklärung 
auf dem Balkan gebracht. Obgleich sie den amt
lichen Kreisen nicht mehr unerwartet kam, rief sie 
unter den Mitgliedern der versammelten Delega
tionen doch große Aufregung hervor, denn nie
mand konnte im Zweifel darüber sein, daß diese 
Geschichte der Monarchie ein gutes Stück Geld kosten 
würde. Die Kresse suchte anfangs zu beschwich
tigen, um den unvermeidlichen Zusammenbruch der 
Börse hintanzuhalten, an der einzelne Industrie- 
werte zu Kursen hinaufgetrieben worden waren, 
die auch in den friedlichsten Zeiten in keinem Ver
hältnis zum wirklichen Ertragswert standen. Aber 
mit der Redensart, Österreich-Ungarn und Rußland 
könnten und müßten den Krieg verhindern, waren 
doch die Balkanstaaten nicht zurückzuhalten, die sich 
nun einmal in die Kosten der Mobilisierung ge
stürzt hatten und gar nicht mehr zurück konnten. 
Sollte man gegen sie Krieg führen? Das wäre 
doch noch schlimmer gewesen. Die Börsenpresse 
wollte darauf auch aus der Äußerung des Grafen 
Berchtold in den Delegationen einen „Schreck
schuß" machen, weil er gesagt hatte, Österreich- 
Ungarn werde seine Balkaninteressen „unter allen 
Umständen" wahren. Das wenigstens verstand sich 
doch wahrlich von selbst. Daneben tauchten aller
lei Tatarennachrichten auf, eine gewaltige Baisse
partei hoffte, ihren Weizen einbringen zu können, 
und aus Budapest, Warschau, London und paris 
ergoß sich eine Flut aufregender Meldungen, die 
nur diesem Zwecke durch Unruhestiftung dienen soll
ten. Line der dümmsten Erfindungen behauptete, 
der Thef des Generalstabes FMt. S ch e m u a habe 
geäußert, man werde sofort in den Sandschak ein
marschieren. wenn Österreich-Ungarn ein ernstes 
Wort mit Serbien zu sprechen hat, so liegt doch 
Belgrad vor der Tür, und man wird in aufge
regten Zeiten nicht einen Teil der Armee in eine 
Mausefalle schicken. Selbstverständlich hat sich Graf 
Berchtold nicht näher darüber ausgesprochen, 
was Österreich-Ungarn als sein Lebensinteresse auf 
dem Balkan betrachtet, vorläufig genügte der An
schluß an den Vorschlag Poincarés auf Aufrecht
erhaltung des status quo.

Nach Schluß der Delegationen machte Graf 
Berchtold den schon lange beabsichtigten Besuch 
in Italien. Ls waren fünfzehn Jahre verflossen, 
seitdem Graf Goluchowski dort einen offiziellen 
Besuch abgestattet hatte. Daß Graf Berch
told die im Dreibund sonst übliche Gepflogenheit 
wieder aufnahm, wurde ihm in Italien hoch an
gerechnet. wenn auch offiziös angekündigt wurde, 
daß der Besuch keinen besonderen politischen Zweck 
verfolge, so lag doch in den plötzlich geänderten 
Verhältnissen Stoff genug für den freundschaftlichen 
Gedankenaustausch. Die dreibundfeindliche presse 
hätte gern bei der Gelegenheit herausgebracht, wie 
es mit der Verlängerung des Bündnisses stehe. Sie 
hätte nur zu beobachten brauchen, während des 

tripolitanischen Krieges hatte Italien von seinen 
Verbündeten wertvolle Dienste, von Frankreich und 
England dagegen mancherlei Scherereien erfahren; 
nur mit Rußland stand es sich noch gut. Das ita
lienische Volk hatte daraus seine Schlüsse gezogen 
und wußte, wer ihm das Lmporsteigen zur Mittel
meermacht nicht gönnte. Insofern war der Besuch 
des Grafen Berchtold beim Marchese di San 
Giuliano und seine Vorstellung beim König 
Viktor Emanuel doch mehr als eine bloße

Franz Zenker, Ackerbauminister.

Höflichkeit. Graf Berchtold reiste am 20. Ok
tober mit seiner Gemahlin von Wien ab und traf 
am folgenden Tage mit dem Marchese di San 
Giuliano in pisa zusammen. Am 22. fuhren 
sie im Automobil nach San Rossore, wo Graf 
Berchtold vom König Viktor Emanuel 
empfangen wurde und ihm ein Handschreiben des 
Kaisers Franz Josef überreichte. Später fand 
ein Frühstück statt, nach dem das Königspaar den 
Grafen Berchtold und seine Gemahlin in län
gere Unterhaltung zogen. Der König verlieh dem 
Botschafter die Kette zum Annunziatenorden und 
übergab ihm ein Handschreiben an den Kaiser 
Franz Josef. Am nächsten Tage begaben sich 
Graf Berchtold und Marchese di San Giu
liano mit ihren Gemahlinnen nach Florenz. Die 
pariser Blätter zerbrachen sich vergeblich den Kopf 
darüber, ob der Dreibund verlängert worden sei.

Die ganze politische Lage im Innern wurde 
von nun an, im Guten wie im Schlimmen, aus
schließlich von den Vorgängen auf der Balkanhalb
insel beherrscht. Die Entwicklung der Dinge ließ 
bald erkennen, daß sich der Standpunkt der Mächte 
auf Erhaltung des status quo nicht aufrecht er
halten ließ. Damit wuchsen natürlich die Schwie
rigkeiten für die Monarchie, die die Rolle des 
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„Gendarmen Europas" von sich weisen mußte, wenn 
auch die Ankündigungen von serbischer und monte
negrinischer Seite nur Neugestaltungen in Aussicht 
stellten, die eine unverkennbare Spitze gegen Öfter*  
reich-Ungarn haben mußten. Die Formel, daß die 
Monarchie aus der Balkanhalbinsel nur wirtschaft
liche Interessen habe, genügte nicht mehr. Wie 
freilich die politischen Interessen wahrzunehmen 
seien, war nicht so einfach, denn Österreich-Ungarn 
stand ja nicht allein den Balkanstaaten gegenüber, 
sondern mußte namentlich auf Rußland, aber auch 
auf seine Verbündeten Rücksicht nehmen, die nur 
im äußersten Notfälle in einen möglichen europäi
schen Krieg verwickelt werden durften. Nachträg
liche Betrachtungen darüber, ob Aehrenthal 
recht getan, als er den Sandschak aus Gefälligkeit 
für die pforte aufgegeben hatte, konnten keinen 
Zweck mehr haben, nachdem die Türkei sich nicht 
als widerstandsfähig erwies. Der Kaiser hatte sich 
am November nach Budapest begeben, wo er 
bis zum 21. blieb. In Wien und Budapest wurde 
viel beraten und verhandelt, am 5. hatte Erzherzog 
Franz Ferdinand eine lange Beratung mit 
dem Grafen B e r ch t o l d über die politische £age, 
verschob auch feine Reise nach Berlin um einige 
Tage und begab sich am H. nach Budapest zum 
Kaiser Franz Josef. Dort war auch der bul
garische Kammerpräsident D a n e w angekommen, 
der vom Kaiser Franz Josef empfangen wurde 
und mit dem Erzherzog Franz Ferdinand, dem 
Grafen B e r ch t o l d und dem deutschen Botschafter 
v. Tschirschky und Bögendorf verhandelte. 
Die bulgarische Entwicklung hatte für Österreich- 
Ungarn weniger direktes Interesse, außer was die 
Entschädigung Rumäniens betraf, aber in Belgrad 
hatte es angezeigt, daß es auf der Autonomie Al
baniens bestehe und großserbische Agitationen nicht 
dulden werde. Serbien verhielt sich ablehnend da
gegen. In einem Marschallsrat in Budapest war 
am 11. die teilweise Mobilisierung der drei an der 
serbischen Grenze liegenden Armeekorps beschlossen, 
die Nachricht darüber aus naheliegenden Gründen 
aber dementiert worden. Aus Anlaß des Friedens
schlusses zwischen Italien und der Türkei wurden 
in diesen Tagen sehr herzliche Telegramme zwischen 
dem Kaiser Franz Josef und dem König 
Viktor Emanuel gewechselt.

Die Zeitungen begannen unruhig zu werden 
und die großen Tagesfragen mit der üblichen Leit
artikelgeschwindigkeit zu entscheiden, was natürlich 
auch die Bevölkerung beunruhigte. Dazu trug auch 
der wieder auffrischende nationale Hader bei. Die 
Slawen, insbesondere die im Süden, fühlten sich 
bei den erfolgreichen Kämpfen der Kaffengenoffen 
auf dem Balkan gehoben, auch der Ausgleich in 
Böhmen war daran gescheitert. Die Blätter brachten 
viele übertriebene Berichte über serbische Gewalt
taten gegen österreichisch-ungarische Konsuln und for
derten eine kraftvollere Politik. Rußland hatte in
zwischen seine Probemobilisierung vom Spätsommer 
in seinen an Österreich-Ungarn angrenzenden Gou
vernements bestehen lassen und offenbar wegen der 
militärischen Vorkehrungen Österreich-Ungarns noch 
erweitert. Es lag nahe, daß es eine Gewaltpolitik 
gegen Serbien verhindern wolle. Indessen hatte 

in einer längeren Audienz beim Kaiser Nikolaus 
am 26. November der österreichisch-ungarische Bot
schafter Graf T h u r n - v a l s a s s i n a die Ver
sicherung erhalten, Rußland werde nur Friedens
politik treiben. Dasselbe versicherte auch 5 s ci
sa η o w, aber er wie der Zar waren doch der 
russischen Volksstimmung Rücksichten schuldig, die 
gerade jetzt von den sonst machtlosen Panslawisten 
stark erregt wurde. In die Aufregung dieser Tage 
fiel auch ein freudiges Ereignis. Auf Schloß Wart
holz bei Reichenau wurde dem zukünftigen Thron
erben, dem Erzherzog Karl Franz Josef, ant 
21. November ein Sohn geboren, der ant 25. in 
der Taufe den Namen Frattz Josef erhielt. 
Vertreter des Kaisers als pate war der Thron
folger Erzherzog Franz Ferdinand. Das 
Ereignis fand unter großen Feierlichkeiten statt, den 
Taufakt vollzog der Kardinal Fürsterzbifchof Dr. 
N a g l von Wien, vor einiger Zeit war von einem 
beabsichtigten Besuche des Generalstabschefs FML. 
S ch e m u a in Bukarest die Rede gewesen. Es 
fiel auf, daß der Armeeinspektor Frhr. T o n r a d 
v. Hötzendorf ant 28. diese Reise antrat. Er 
fand in Bukarest eine großartige, bei der Bevöl
kerung geradezu stürmische Aufnahme. Er über
brachte dem König Karol ein Handschreiben des 
Kaisers Franz Josef. Bei den intimen Be
ziehungen zwischen beiden Höfen und Staaten war 
zwar diese Reise nichts Ungewöhnliches, es ver
stand sich aber doch von selbst, daß sie unter den 
obwaltenden Umständen von besonderer politischer 
Bedeutung war. In wenigen Tagen wurde offen
kundig, warum gerade Frhr. v. T o n r a d gereift 
war. Am 9· Dezember wurde bekannt, daß der 
Kriegsminister v. Auffenberg durch den FZM. 
Kr obatin und der Generalstabschef FML. S ch e- 
mua durch Frhrn. T ο nr a d v. H ö tz e n d or f er
setzt worden war.

Dieser Personenwechsel erregte das größte Auf
sehen, von sensationell veranlagten Leuten wurde 
namentlich die Rückkehr des Frhrn. v. T o n r a d 
in seine frühere Stellung als Anzeichen einer krie
gerischen Wendung aufgefaßt. Das war ebenso 
irrig, als daß der Kriegsminister den Ungarn ge
opfert worden fei. Sie hatten ihn ja bei den De
legationen schon ziemlich in Ruhe gelassen. Unter 
den zahlreichen Lesarten über diese Veränderung 
dürfte wohl die eine richtig fein, daß die beiden 
ausgeschiedenen Militärs ihre mündlichen Berichte 
an den Kaiser und den Thronfolger dem Tempe
rament dieser hohen Herren angepaßt hatten, was 
schließlich zu Unzuträglichkeiten führen mußte. Die 
Beunruhigung machte auch bald einer kühleren Auf
fassung platz. In ganz Österreich, namentlich in 
dem für außenpolitische Fragen sonst wenig emp
fänglichen Wien, hatte sich eine fast kriegsbegeisterte 
Stimmung herausgebildet, das längst vergessene 
Volkslied „prinz Eugen" wurde wieder lebendig. 
Daran waren hauptsächlich die einfältigen De
monstrationen serbischer und anderer slawischer Stu
denten und das Gebaren der Sozialdemokraten 
schuld. In Wien, Brünn ic. faßten die Stadt
vertretungen patriotische Entschließungen, auch der 
Industrierat sprach sich am If. Dezember in diesem 
Sinne aus. Die gehobene Stimmung wurde nur 
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vielfach durch die sensationellen Übertreibungen und 
die gehässige Schreibweise eines großen Teiles der 
presse mißleitet, die gar nicht begreifen will, daß 
sie damit die Aufgabe der eigenen Diplomatie er
schwert, die doch bei der heutigen politischen Kon- 
stellation des Weltteiles nur — aber ohne Krieg — 
erreichen wird, was der Dreibund als berechtigt 
anerkennt und mit seiner Macht zu verteidigen be
reit ist. was darüber hinaus die Zeitungsphantasie 
ersinnt, würde Österreich-Ungarn auch im opfer
vollsten Kampfe nicht erlangen können. Gegen das 
Ende des Jahres stellte sich größere Beruhigung 
ein, Kaiser Franz Josef konnte schon am (6. De
zember einer Deputation gegenüber erklären, daß 
sich die äußeren Verhältnisse gebessert hätten, und 
da an demselben Tage auch der russische Minister
präsident Kokowzew geäußert hatte, er halte 
es nicht für erforderlich, die Mächtegruppen gegen
einander auszuspielen, lag kein Grund mehr vor, 
den Ausbruch eines Weltkrieges infolge der Balkan
kämpfe zu befürchten.

Die doppelte Session der Delegation.
Ls hatten zwar schon vor Neujahr und wieder 

im Frühjahr kurze Delegationsverhandlungen statt
gefunden, aber diese hatten sich bloß mit der Be
willigung von Budgetprovisorien beschäftigt. Ls 
mußte darum mit dem Budget für (912 formell 
Ordnung gemacht werden. Das sollte in der am 
2Ą. Oktober in Wien einberufenen Delegations
session geschehen, zugleich waren für die äußere 
Politik Erörterungen über die Verschiebungen der 
Machtverhältnisse im Mittelmeer zu erwarten, und 
schließlich traten nach der kriegerischen Entwicklung 
auf der Balkanhalbinsel auch noch neue bseeres- 
forderungen hinzu und standen in den letzten Wo
chen im Vordergrund der Beratung. Der Emp- 
fang der Delegierten in der Hofburg fand in der 
üblicher: weise statt. Zuerst erschien die ungarische 
Delegation, deren Präsident Lang die Ansprache 
an den Monarchen hielt. Dann ging in gleicher 
weise der Empfang der österreichischen Delegation 
mit dem Präsidenten D o b e r n i g vor sich. Der 
Kaiser antwortete beiden gleichlautend. Beide Prä
sidenten hatten ihre Zustimmung zu der erfolg
reichen Bündnispolitik der Monarchie ausgespro
chen und Lang ausdrücklich den Dreibund dabei 
genannt. Die Thronrede hob den freundlichen Cha
rakter der Beziehungen zu allen Mächten hervor. 
„Gestützt auf unser enges und durch viele Jahre 
bewährtes Bündnis mit dem Deutschen Reiche und 
Italien wird unsere auswärtige Politik nach wie 
vor von dem Bestreben geleitet, bei Wahrung der 
Interessen der Monarchie zur Erhaltung des Frie
dens beizutragen." Die Friedensverhandlungen 
zwischen Italien und der Türkei würden mit auf
richtiger Sympathie verfolgt, über die ungeklärte 
Lage im nahen Orient habe die Regierung einen 
Gedankenaustausch der Mächte angeregt, der den 
einmütigen Wunsch ergeben habe, den status quo 
erhalten zu sehen. Die neue Wehrvorlage habe 
der Armee und Flotte die notwendigen Verbesserun
gen gebracht, die Forderungen der Heeresverwal
tung würden sich nur auf das unbedingt erfor

derliche Maß beschränken. Der Ausbau der Kriegs
marine werde dem steigenden Bedürfnis nach Schutz 
der wirtschaftlichen Interessen entsprechen. Die un
garische Opposition hatte die ungarische Delegation 
für ungesetzlich erklärt und Demonstrationen gegen 
sie angekündigt. Es waren auch etwa ein Dutzend 
oppositioneller Melden erschienen, denen der Zutritt 
verweigert wurde und die sich mit einem Protestruf 
von der Galerie begnügten, da sie wohl einsehen 
mochten, daß die wiener Stimmung energisch gegen 
die Übertragung der ungarischen, politischen Narre
teien protestieren würde.

Das Hauptinteresse richtete sich zunächst auf das 
Expose des Grafen B e r ch t o l d, das, wie die 
Thronrede selbst, sehr kurz gehalten war und auch 
nur auf eine weitere Ausführung derselben hin
auslief. Über die Art und weise, wie die Einigkeit 
der Mächte zuni Ausdruck gebracht werden sollte, 
erfuhr man nichts, bemerkenswert war höchstens 
der Schluß, daß die gegenwärtige Lage „keineswegs 
beruhigender Natur" sei, was wieder mit einer 
Äußerung des Kaisers vor der österreichischen De
legation übereinstimmte, wo er von „schwierigen 
Verhältnissen" gesprochen hatte. So viel war ja 
allen Delegierten klar, daß die Monarchie durch 
ihre geographische Lage dem „heißen Boden des 
Balkans nähergerückt sei" und nur dann der Zu
kunft ruhigen Mutes entgegensehen könne, wenn 
sie zu Lande und zu Wasser gerüstet sei. Es war 
auch in der Thronrede an zwei Stellen des Glas
baues der Flotte Erwähnung getan worden. Als 
beruhigende Umstände führte Graf B e r ch t o l d an, 
daß auch Rußland ernstlich um die Erhaltung des 
Friedens bemüht sei, sowie daß seine Besprechun
gen mit den leitenden deutschen Staatsmännern in 
Berlin und Buchlau, mit den italienischen in Pisa 
und den rumänischen in Sinaja die erfreulichste 
Übereinstimmung ergeben habe. Der ganze Sinn 
der Äußerungen des leitenden Ministers ließ sich 
wohl dahin zusammenfassen, daß er entschlossen 
war, sich auf das Äußerste gefaßt zu machen. Der 
Marinekommandant Graf Montecucooli be
tonte am 25. in der österreichischen Delegation, daß 
die jetzt in Aussicht genommene Erhöhung des Nor
malbudgets noch nicht den Zweck erreichen werde, 
die Küste zu verteidigen. Daß alle Staaten ihre 
Seestreitkräfte vermehrten, sei auch für Österreich- 
Ungarn eine Mahnung, den betretenen weg rascher 
zu gehen. Die allgemeine Erhöhung der Kaliber 
der Schiffsgeschütze mache die Vergrößerung der 
Linienschiffe von 20.000 auf 2POOO Tonnen nötig. 
Die Ausschüsse nahmen nach kurzen Beratungen das 
Budget des Äußern und der Marine an. Graf 
Berchtold hatte noch auf verschiedene Anfragen 
Auskunft erteilt und durfte mit dem ihm von fast 
allen Rednern ausgesprochenen vertrauen zufrie
den sein. Der Kriegsminister v. A u f f e n b e r g 
legte ein Normalbudget vor, daß sich genau dem 
finanziellen Programm anschließt, das in den Ver
einbarungen der beiden Regierungen für Heer und 
Flotte auf die Jahre (9((—(9(5 aufgestellt wurde. 
Ls hatte damals von höheren Forderungen ver
lautet, die abgelehnt worden seien. Jetzt schien 
das Expose des Kriegsministers in einem gewissen 
Widerspruch mit den besorgten Ausführungen des
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Grafen B e r ch t old zu stehen. Er konnte aber 
aus der Geschichte der Annexionskrise wissen, daß 
es seinem Ressort unter Umständen gestattet ist, beim 
Steigen der Gefahr, von der Graf B e r ch t o l d 
mit verständlicher Andeutung gesprochen hatte, auf 
eigene Rechnung zu handeln. Er hatte das nicht 
einmal nötig, die Ereignisse kamen ihm zur Hilfe.

In die Verhandlungen der Wehrausschüsse 
fiel die Rachricht von der Mobilisierung der Balkan
staaten. Trotz der dadurch hervorgerufenen Beun
ruhigung benutzten namentlich die deutschen und 
ungarischen Delegierten die Gelegenheit, um der 
Leitung der äußeren Politik und der Armee das 
vollste vertrauen auszusprechen. Der Kriegs
minister betonte ausdrücklich, daß an die Abschaffung 
der Stahlbronzerohre für die Feldartillerie auf ab
sehbare Zeit nicht gedacht werde. Das Heeres- 
budget wurde mit lebhaftem Beifall bewilligt. Die 
neuen Militärforderungen standen in den folgenden 
Wochen auch bei den Plenarberatungen im Vor
dergründe. Die Heeresleitung hätte am liebsten 
gleich den ganzen Betrag von 250 Millionen zur 
Beschaffung schwerer Feld- und Festungsgeschütze 
(Haubitzen und Mörser), Schnellfeuergebirgs
geschütze, eines Flugparkes, eines Automobilparkes 
und anderer technischer Neuerungen gesehen, sowie 
170 Millionen für die Marine (Ersatz der drei Schiffe 
der Monarchklasse durch Dreadnoughts und Er
neuerung der Donauflotille). Man hatte sich jedoch 
entschlossen, die neuen Marineforderungen ganz zu
rückzustellen, dafür aber die erst später fälligen 5Ą 
Millionen zur Vollendung der im Bau begriffenen 
Dreadnoughts auf die Budgets für 19(3 und (9V( 
zu verteilen. Auch die Heeresforderungen wurden 
halbiert und zunächst 125 Millionen auf die drei 
Jahre 19(3, 191Ą und (9(5 verteilt. In dieser Ge
stalt wurden die militärischen Forderungen glatt be
willigt, wofür unstreitig die ernste politische Lage 
von Einfluß war, obgleich die Neuforderungen nicht 
erst aus dieser entstanden waren. Diese Kredit
bewilligung, die unter anderen Umständen sicher 
der Gegenstand längeren Feilschens gewesen wäre, 
ist das wichtigste Ergebnis dieser Delegationssession. 
Diese Forderungen waren erst am 9· Oktober als 
Nachtragskredite eingebracht, nun aber bewilligt 
worden, weil die Möglichkeit der Verwendung der 
Armee nahegerückt war, und man sie doch nicht 
ohne ausreichende technische Ausrüstung ins Feld 
senden konnte. In der Begründung dieser Nach
tragskredite erwies sich der Kriegsminister G. d. I. 
v. Auffenberg sehr geschickt und schlagfertig, 
„wo alles rüstet, müssen auch wir es tun..., nur 
sind wir immer die Nachgezogenen.... Bei dem 
vehementen und in alles tief eingreifenden Kriege, 
der jetzt am Balkan ausgebrochen ist, sind nicht 
die Herrscher und auch nicht die Regierungen das 
treibende Element, sondern die Völker." Aus der 
Rede des deutschnationalen Delegierten Dr. Som
mer für die Nachtragskredite verdient auch fol
gender denkwürdige Satz Erwähnung: „Nimmt die 
Sozialdemokratie es wirklich auf ihr Gewissen, daß 
eine Armee, bei der auch ihre Brüder kämpfen 
müssen, wegen unzeitgemäß angebrachter Sparsam
keit in Gefahr und in den Tod gehetzt wird?" 
Der Kaiser ließ in der Schlußsitzung beider De

legationen seinen Dank für die Annahme der Wehr
forderungen durch den Grafen B e r ch t o l d aus
sprechen.

von den übrigen Verhandlungen der Delega
tionen verdient noch die Erörterung der bosnischen 
Angelegenheiten Beachtung. Der Neichsfinanzmini- 
ster Dr. v. Biliński teilte mit, daß es ihm ge
lungen sei, durch ein umfassendes Eisenbahnbau
programm die drei Völkerschaften Bosniens für eine 
positive parlamentarische Arbeit zu gewinnen. Aus 
den sehr ausgedehnten Debatten über die äußere 
Politik wäre die von großen Gesichtspunkten ge
leitete Rede des Delegierten Dr. v. B à rnrei- 
t h e r über die Balkanfrage und die Stellung Öster
reich-Ungarns zu erwähnen. In der ungarischen 
Delegation tat am 10. Oktober unter lebhafter Zu
stimmung Graf B e r ch t o l d den denkwürdigen 
Ausspruch: „wir haben auf dem Balkan wichtige 
Existenzinteressen, und wir sind entschlossen, diese 
unter allen Umständen zu wahren." Bei 
der selbst bereits in den Delegationen eingerissenen 
Wichtigtuerei und Vielrednerei konnte freilich auch 
der panslawistische Tscheche Dr. K r a m a r s ch nicht 
fehlen. Er bekämpfte natürlich die vom Grafen 
B e r ch t o l d vertretene Politik der Monarchie aufs 
schärfste. Nach seiner Auffassung hat Österreich- 
Ungarn nur die Aufgabe, den Balkanstaaten bei der 
Vertreibung der Türken aus Europa behilflich zu 
sein. Darum ist er auch unbedingt für den Frieden, 
denn er dürfte außerdem durch seine guten Bezie
hungen zu Rußland wissen, daß man sich dort zu 
einem Kriege noch keineswegs stark genug fühlt. 
Ein Sieg Österreich-Ungarns, vielleicht mit Unter
stützung Deutschlands, würde die Stellung der Tsche
chen kaum verbessern. Darum keinen Krieg, aber 
auch keine Wiederholung der törichten tschechischen 
Kundgebungen für die Serben wie bei der 2tn» 
nexionskrise, denn diese haben den Tschechen die 
Sympathien sehr maßgebender Kreise gekostet.

Diese Gktoberdelegation hatte eigentlich nur 
rückständige Aufgaben aufgearbeitet, zu denen in
folge der Balkanvorgänge noch die Nachtrags
kredite getreten waren. Es wurde den Delegierten 
am Schlüsse demnach auch schon mitgeteilt, daß 
die neue Delegationstagung für die Aufgaben der 
Zukunft bereits am 5. November in Budapest be
ginnen werde. Die ungarische Opposition erklärte 
auch diese Tagung für ungesetzlich und versuchte 
am abends Straßendemonstrationen. Der Kaiser 
war kurz vor 5 Uhr in Budapest angekommen und 
wurde nach dem feierlichen Empfang auf dem 
Bahnhöfe während der Fahrt nach der Ofener Burg 
von der Menge mit stürmischen Eljenrufen begrüßt. 
Es ertönten nur vereinzelte Rufe nach dem all
gemeinen Wahlrecht. Erst hinterher begingen grö
ßere Scharen in der Rakoczystraße und vor einigen 
Zeitungsredaktionen Ausschreitungen, die scharfes 
vorgehen der Polizei veranlaßten. Schon am 5. 
gab Graf Berchtold zuerst im Ausschuß der 
österreichischen Delegation sein Expose über die aus
wärtige Lage. Mittlerweile hatte der Balkankrieg 
eine der großen Mehrzahl unerwartete Wendung 
genommen. Graf B e r ch t o l d stellte sich kurz ent
schlossen auf den Boden der vollendeten Tatsachen, 
nach denen „der bisherige Verlauf des Krieges 
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den Balkanstaaten große Erfolge gebracht hat", und 
zögerte nicht, dazu Stellung zu nehmen. „IVir sind 
bereit, der durch die Siege der Balkanstaaten ge
schaffenen Situation in weitgehender Meise Rech
nung zu tragen". Das war ein weites Entgegen
kommen gegenüber den Balkanstaaten, das kaum 
S s a s a n o w hätte überbieten können, und noch 
durch die Erklärung, daß die österreichisch
ungarische Politik „von keinen Lxpansions- 
tendenzen beeinflußt ist", eine Verstärkung er
hielt. Natürlich wurde diese Haltung an die Vor
aussetzung geknüpft, „daß die legitimen Interessen 
der Monarchie durch die Regelung der Dinge keinen 
Schaden erleiden". Österreich-Ungarn wünscht also 
freundliche Beziehungen zu Serbien und Bulga
rien, aber auch, daß „Rumäniens auf der geogra
phischen Liage beruhende namhafte Interessen 
entsprechende Berücksichtigung finden werden". Das 
ist wohl ein klares Programm, dem alle freunde 
der habsburgischen Monarchie beipflichten können. 
Die Ausführungen des Ministers wurden demnach 
auch wiederholt von lebhaftem Beifall unterbrochen 
und im ganzen zustimmend ausgenommen, freilich 
unter „legitimen Interessen" konnte man recht ver
schiedenartiges verstehen. Die Blätter, die den 
Standpunkt poincarés und Iswolskis ver
traten, werden nur wirtschaftliche Interessen gelten 
lassen, während man in Mien auch politische dar
unter versteht. Das österreichische Protektorat über 
die katholischen Albanesen und das verlangen 
Österreich-Ungarns und Italiens, den bisherigen 
Charakter des Adriatischen Meeres zu erhalten, sind 
aber unstreitig sehr legitime Interessen. Doch po
litische Rechtssragen sind am letzten Ende immer 
nur Machtfragen; das hatten soeben die Vorgänge 
auf der Balkanhalbinsel gelehrt, wo die Rechts
fragen ganz anders gelegen hätten, wenn die Türkei 
die Macht besessen hätte, ihre Rechte gegen die 
vier Balkankönige zu behaupten.

Die feierliche Eröffnung der Delegationen 
durch den Monarchen erfolgte unter dem üblichen 
Zeremoniell am 6. in der Hofburg zu Ofen. Die 
österreichische Delegation hatte zum Präsidenten den 
Grasen M e e r v e l d t, die ungarische den Grafen 
August Z i ch y gewählt. Die ungarische Opposi
tion hielt sich von den Beratungen fern. Nach 
den üblichen Ansprachen der Präsidenten erwiderte 
der Kaiser mit einer kurzen Thronrede, in der er 
u. a. sagte: „Seit dem Zusammentritt der letzten 
Delegationen sind ernste kriegerische Verwicklungen 
auf der Balkanhalbinsel ausgebrochen, welche er
höhte Wachsamkeit gebieten. Im Einblick darauf, 
daß bedeutende Interessen der Monarchie durch den 
Konflikt berührt werden können, erscheint eine bal
dige Miederkehr geordneter politischer und kom
merzieller Verhältnisse im nahen Orient dringend 
wünschenswert. Meine Negierung wird bereit sein, 
im Einverständnis mit den verbündeten Kabinetten 
zu einem geeigneten Zeitpunkte an einer auf Mie
derherstellung des Friedens abzielenden Aktion der 
Großmächte teilzunehmen.... Das laufende Lr- 
fordernis meiner Kriegsverwaltung bewegt sich in 
normalen Grenzen, nur zur Lösung der Unteroffi
ziersfrage, die eine notwendige Ergänzung des durch 
das neue Mehrsystem bedingten organisatorischen 

Ausbaues der Armee und der Sötte darstellt, wurde 
ein Mehrbetrag angesprochen." In den Debatten 
zeigten sich die slawischen Delegierten sehr begei
stert für die Ansprüche der Balkanslawen, der pole 
S t a p i n s k i brachte auch die preußische polen- 
politik wieder zur Sprache. Schon am 8. nahmen 
die Ausschüsse beider Delegationen im vollen ver
trauen zur Haltung des Grafen B e r ch t o l d das 
Budget des Auswärtigen an. Im Heeresausschuß 
der österreichischen Delegation betonte der Kriegs
minister, Österreici>-Ungarn habe gar keine militä
rischen Vorkehrungen getroffen, denn die Zurück
haltung der im dritten Jahre dienenden Mann
schaften bis zur Einrückung der neu ausgebildeten 
Rekruten in ihre bosnischen und dalmatinischen Gar
nisonen entspreche dem Mehrgesetze. Die Aus- 
schüsse für das Heer und für Bosnien nahmen die 
Regierungsvorlagen am 1^. und 15. November an. 
In den Plenardebatten trat trotz der verschieden
artigen Standpunkte, mit Ausnahme der Sozial
demokraten, allgemein die vertrauensvolle Stim
mung in die Politik des Grafen B e r ch t o l d zu 
Tage. Die Gesamtstimmung drückte Graf £ a- 
tour mit den Worten aus: „Mit dem verschwin
den der Türkei ist die Balkankrise nicht beendet. 
Gerade Österreich wird auf lange Zeit hinaus Kon
flikten und Aspirationen rings um sich herum ent
gegensehen müssen, weshalb die Ausgestaltung des 
Heeres und der Sotte bis zum Höchstmaß der inten
sivsten Leistungsfähigkeit unbedingt notwendig ist. 
Das ist die beste auswärtige Politik."

Auch Graf B e r ch t o l d faßte am 18. in der 
österreichischen Delegation den Grundton der ver
schiedenen Auffassungen der Redner dahin zusam
men: „Das treue Festhalten an dem bestehenden, 
fest begründeten Bundesverhältnissen und die konse
quente Verfolgung einer maßvollen, keine Expan
sion erstrebenden, aber unsere Interessen fest im 
Auge behaltenden Realpolitik." Er teilte dann noch 
weiter mit, daß zwischen den Regierungen in Wien 
und Rom Übereinstimmung über die künftige auto
nome Gestaltung Albaniens besteht. Über den Vor
wurf mangelnder Voraussicht wies er darauf hin, 
daß gerade er beim Beginn der vorigen Session 
auf den bedrohlichen Ernst der damaligen Lage 
hingewiesen und damit einen unerwartet starken Ein
druck hervorgerufen habe. Am 18. und 19. brach
ten die polnischen Delegierten Dr. Leo, B i a l y 
und Kozlowski auch die Enteignungsfrage in 
Preußen wieder zur Sprache, B i a l y in Ausdrücken, 
für die ihm der Präsident eine in den Delegationen 
nur selten vorkommende Rüge erteilen inußte. wenn 
man nicht wüßte, daß dieses dreifache Auftreten 
nur aus dem Wettrennen der polnischen Parteien 
um die künftigen Mandate hervorgegangcn war, 
müßte man die Einmischungsversuche in die innere 
Politik eines verbündeten Staates ernst nehmen. 
Die polen in Galizien mögen doch erst die Ruthenen 
mit dem Rechte, das die polen in Preußen besitzen, 
behandeln. Den Ausstreuungen des Delegierten Dr. 
K r a m a r s ch, daß die Monarchie durch das Bünd
nis mit Deutschland in Verwicklungen gerate, diente 
die kräftige Abfertigung durch den Berichterstatter 
Marquis de Bacquehem, daß Österreich-Ungarn 
sich der kräftigen Unterstützung Deutschlands in der
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Annexionskrise und auch wieder bei den jetzigen 
Verwicklungen erfreut habe. Die weiteren De
batten brachten keine neuen Gesichtspunkte, zeigten 
aber durchweg eine erfreuliche patriotische Wärme. 
In der ungarischen Delegation erklärten sogar Ser
ben und Kroaten, trotz ihrer natiirlichen Sympa
thien für Serbien hielten sie treu zur Monarchie. 
Die Delegationen beendeten ihre Sitzungen am 
22. November unter den üblichen Formalitäten.

Das unheilbar kranke Parlament.

während die Delegationen, geringfügige Aus
nahmen abgerechnet, zur Zeit der für die Mon
archie so bedenklichen Balkankrise sich durchaus ernst 
und würdig benommen haben, hat das wiener Ab
geordnetenhaus geradezu eine jämmerliche Nolle ge
spielt, so jämmerlich, daß man nicht einmal eine 
Satyre schreiben kann, sondern die Thronistenpflicht 
nur mit dem Motto erfüllen darf: „Laß schnell 
dein Bild vorüberrücken." Dauerreden in Dauer
sitzungen gehalten, die die Abgeordneten zum nächt
lichen Dauerdienst zwangen, das erhebende Schau
spiel eines sechstägigen — nicht Radrennens, nein 
— Parlamentsredens, — bei dem die Melden der 
Obstruktion vor leeren Bänken Lunge und Zunge 
anstrengen, um Worte und Worte hervorzubringen, 
die noch tausendmal leerer waren als die Bänke. 
Ist das überhaupt noch Parlamentarismus? Der 
wiener hat längst allen Respekt davor verlernt und 
spottet über den „Diätenfetzen", die schwarzgelbe 
Fahne, die vor dem Parlamentspalast weht, einerlei 
ob die Herren drinnen redend oder draußen im „ver
tagten Zustand" Diäten beziehen, wie stark muß 
die Nichtachtung dieser allzeit loyalen wiener Bür
ger sein, wenn sie das stets hochgehaltene Zeichen 
das Staates in diesem Zusammenhänge mit einem 
solchen Spottnamen belegen! — Das österreichische 
Parlament hat sich selbst ausgeschaltet, für die Öf
fentlichkeit bietet es weder interessante noch nütz
liche Seiten, selbst das Skandalinteresse wird nur 
noch stellenweise befriedigt.

Die Ferien vom Juli bis Ende Oktober waren 
etwas lang, und es wurden Stimmen laut, das 
Haus möge ohne Rücksicht auf die Delegationen 
doch früher einberufen werden, warum? möchte 
man fragen. Gearbeitet und ein Budgetproviso
rium beschlossen wird ja doch nur in den letzten 
Wochen, wenn die Diätensperre droht. Dringlicher 
als alle Dringlichkeitsanträge wäre, daß endlich wie
der einmal ein Budget rechtzeitig beschlossen wird, 
wozu braucht der Steuerzahler ein Parlament, wenn 
es dem Beamtentum allein Einnahmen und Aus
gaben bemessen läßt! Langjährige Erfahrungen 
haben erwiesen, daß daran durch früheres Einbe
rufen nichts geändert wird, höchstens müssen Mi
nister und höhere Beamte durch unnützes Sitzen 
im Parlamentshause auch noch Zeit vergeuden. So
lange der Ausgleich in Böhmen nicht zu stände ge
kommen ist, muß jede Hoffnung auf Behexung fallen 
gelassen werden, und auch dann ist es noch nicht 
sicher, ob das im „Volkshaus" erst recht ins wu
chern geratene Übel wieder beseitigt werden mag. 
Die Fähigeren und Einsichtsvolleren besitzen nicht 

mehr die Kraft, sich durchzusetzen, und so versinkt 
das an Kopfzahl relativ stärkste Parlament Europas 
immer mehr in Bedeutungslosigkeit und Unpopula
rität.

Als der Reichsrat am 22. Oktober wieder 
zusammentrat, war die Zerfahrenheit der Parteien 
allgemein. Selbst unter den Deutschnationalen hatte 
sich eine jungdeutsche Gruppe mit unklaren Zielen 
abgesondert, in Wien hatten die Deutschnationalen 
bei der Stichwahl am 2. Oktober die Thristlich- 
sozialen im Stiche gelassen und dadurch einen Sozial
demokraten in den Reichsrat befördert. Der Aus
gleich in Böhmen war ins Stocken geraten, und 
wenn auch die gemäßigten tschechischen Parteien sich 
hüten würden, in die Opposition zu gehen, waren 
doch die Radikalen sicher dazu bereit. Die Ruthenen 
würden weiter ihren provinzialen Streit mit den 
Polen zum Nachteil des Staates in den Reichsrat 
verlegen, und die untereinander hadernden Par
teien des Polenklubs würden eher ein intransigentes 
nationales Auftreten als ein einträchtiges Vorgehen 
markieren. So war kaum mehr als die Bewilligung 
des unvermeidlichen Budgetprovisoriums zu er
warten, das die Volksvertreter schon aus Selbst
interesse nicht vereiteln durften. Der Finanzminister 
v. Zaleski legte dem krause das Budget vor, 
das günstig abschloß. Schon am 25. machten die 
Tschechen bei einer Interpellation wegen der Schlie
ßung der tschechischen Komenskyschule in Wien einen 
unerhörten Skandal, an dem sich die tschechischen 
Galeriebesucher beteiligten. Vizepräsident Dr. 
Lonci schloß die Sitzung. Trotz dieser parlamen
tarischen Lage sprach sich am anderen Tage bei der 
Eröffnung der Budgetdebatte Ministerpräsident 
Graf S t ü r g k h noch hoffnungsvoll über die Ar
beitsfähigkeit des Hauses aus und wies besonders 
auf die Notwendigkeit der Finanzreform hin. Bei 
den weiteren Debatten zeigte sich deutlich die Ein
wirkung des Balkankrieges, Tschechen und Süd
slawen waren für großserbische Pläne eingenom
men, Deutsche und Polen waren dagegen. Am 29. 
gab Graf S t ü r g k h in der Antwort auf eine 
Interpellation Aufschlüsse über den Balkankrieg, die 
sich vollkommen mit den vom Grafen B e r ch t 0 l d 
in den Delegationen gegebenen Mitteilungen deck
ten, und stellte jede Mobilmachung in Abrede. Nach 
heftigen nationalen Auseinandersetzungen über die 
Zustände in Schlesien und Galizien, bei denen der 
deutsche Abg. Dr. v. Demel und der Ruthene 
Dr. Lewicky den Polen gehörig den Text lasen, 
wurde das Budget am 5H an die Kommission ver
wiesen, in der bald die Kroaten zum Zwecke der 
Obstruktion Dauerreden hielten, wegen der De
legationen war die Zahl der Plenarsitzungen be
schränkt worden. Am sh, 12. und s5. November 
wurde den Tschechen zuliebe über eine Inter
pellation wegen eines Erlasses des Justizministers 
Dr. v. Hachenburger verhandelt, der nach 
tschechischer Meinung gesetzwidrig vorgegangen sei. 
Vorher hatte Graf Stürgkh eine deutsche Inter
pellation wegen der gesetzwidrigen tschechischen in
neren Amtssprache in Böhmen beantwortet. Viel
leicht deswegen hielten sich die gemäßigten Tsche
chen ziemlich zurück, doch kam es am sh zu einer 
Rauferei zwischen Slowenen und Deutschen und am 
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folgenden Tage, am (2., zu Beschimpfungen des 
Iustizminister durch den Abg. Dr. 51 r ct it 5 f γ.

Wegen der unvernünftigen Obstruktion der 
Südslawen, die die Zustände in Kroatien zum Vor
wand nahmen, um von der Regierung einige Ge
fälligkeiten zu ertrotzen, hielt man schon Mitte No
vember die Vertagung des Dauses für bevorstehend. 
Doch es wurde fortgewurstelt, aber am 26. schon 
ein Budgetprovisorium bis zum 30. Juni (9Π ein
gebracht. Am folgenden Tage wurde als erste par
lamentarische Leistung die Vorlage wegen Einfüh
rung der Klassenlotterie mit dem Zwecke der Be
seitigung des Zahlenlottos angenommen. Der Mi
nister des Innern wies in Beantwortung einer Inter
pellation mit Entrüstung zurück, daß böswillig aus
gestreute Gerüchte die Leute glauben machen woll
ten, die Verwaltung eines geordneten Rechtsstaates 
könne beabsichtigen, im Lalle eines Krieges die Spar
kassengelder für seine Zwecke zu verwenden. Bei 
Beginn der ersten Lesung des Budgetprovisoriums 
setzten die Südslawen wieder mit Obstruktionsreden 
eiin Das Budgetprovisorium war indessen für die 
Regierung nicht die Hauptsache, denn sie hätte es 
wieder durch den § in Kraft setzen können, wich
tiger waren drei neue Gesetze für den Mobilisie
rungsfall über Pferdegestellung, über Unterstützung 
von Familien der Tinberufenen und über Leistung 
von Unterkunfts- und Transportmitteln durch Ge
meinden und Privatpersonen. Derartige Gesetze be
stehen in anderen Staaten bereits. Unter dem 
Drucke der politischen Lage beschloß auch das Haus 
am 29. unmittelbar nach der Linbringuug ihre Ver
weisung an den wehr- und den Iustizausschuß ohne 
erste Lesung. Neben den traurigen Zuständen int 
Abgeordnetenhause machten die Verhandlungen des 
Herrenhauses einen geradezu erfrischenden Lindruck. 
Bei der Beratung des Gesetzes über die Dienst
pragmatik wurden ant 28. und 29. u. a. vom Für
sten Schwarzenberg und Frhr. v. S i e g h a r t 
große staatsmännische Reden gehalten. Ls wurde 
auch auf die übermäßige Vermehrung der Staats
beamten (1'5 0/0 der Bevölkerung) und das dantit zu- 
sammenhängende Anschwellen der Pensionen (voit 
53 auf (20 Millionen seit dem Jahre (9θθ) hinge
wiesen. Das Abgeordnetenhaus beendete am 3. De
zember die erste Lesung des Budgetprovisoriums. 
Der deutsche Abg. Dr. Groß gedachte dabei der 
gestrigen Rede des Reichskanzlers v. B e t h m a η n 
H 0 llwe g int Deutschen Reichstag unter lebhaftem 
Beifall und Händeklatschen der Deutscheit. Im Ge
fühle der Dankbarkeit gegen den treuen Bundes
genossen müssen auch Treue um Treue die Losung 
aller Völker Österreichs feilt. Im Iustizausschuß 
erklärte der polnische Sozialdemokrat Lieber
mann, in einem Kriege gegen Rußland würden 
die polnischen Genossen treu zu Österreich steheu, 
worauf auch der deutsche Sozialdemokrat Dr. R e u- 
ner Ähnliches versicherte. Unter diesen Umständen 
und bei den eifrigen Spenden der Bevölkerung für 
die an der Grenze stehendeii Truppen schien die 
Aussicht für das Kriegsleistungsgesetz günstig zu 
stehen, aber am (3. setzten die radikalen Tschechen 
mit der Obstruktion dagegen ein, doch konnte sie 
noch überwunden werden.

Nun begann die letzte Tragikomödie des Hau- 

ses. Die Negierung hatte ein Interesse daran, um 
des Lindrucks auf das Ausland willen die Mobili
sierungsvorlagen auf parlamentarischem Wege er
ledigt zu sehen. Am Budgetprovisorium lag ihr 
nichts. Graf S t ü r g k h lies andeuten, das Par
lament werde, wenn es versagen sollte, geschlossen 
und vor dem Mai nicht wieder berufen werden. 
Nun begann der große Kampf um die Diäten, denn 
die Regierung hatte eine Frist gestellt. Im Budget
ausschuß obstruierten die Südslawen weiter, die ar
beitswilligen Parteien mußten einen Präsenzdienst 
einrichten, ant (7. Dezember begannen die Tsche
chischradikalen im Hause zu obstruieren, wobei ihnen 
die Südslawen Hilfe leisteten. Der Tscheche Fresl 
redete sechzehn Stunden lang. Das Haus lehnte 
einen Verschleppungsantrag der Sozialdemokraten 
mit 263 gegen (2( Stimmen ab und ließ die wei
teren Obstruktionsreden über sich ergehen, ein am 
(9· gestellter Schlußantrag wurde abgelehnt und 
endlich nach Annahme des Kriegsleistungsgesetzes 
die Sitzung geschlossen; sie hatte 56 Stunden ge
dauert. Unter abermaliger Obstruktion der Tsche- 
chischradtkalen wurde am 20. auch die Verlänge
rung der provisorischen Geschäftsordnung beschlos
sen. Das Herrenhaus nahm das Kriegsleistungs
gesetz einstimmig an. Nach den weihnachtsferien 
erledigte das Abgeordnetenhaus am 27. in dritter 
Lesung die Dienstpragmatik mit den Abänderungen 
des Herrenhauses und nahm am folgenden Tage 
nach (6Vzstündiger Sitzung auch das Budgetproviso- 
riunt und einige kleinere Vorlagen, darunter die 
Abänderung des Vereinsgesetzes, an. Die Dienst- 
pragmatik wird erst in Kraft treten, wenn die not
wendigen Mittel dafür bewilligt sein werden. Die 
Diäten waren aber glücklich gerettet, denn der 
Reichsrat wurde auf unbestimmte Zeit vertagt. Im 
Herrenhause gedachte in der Schlußsitzung der Be
richterstatter Dr. v. Bärnreither des aus dem 
Leben geschiedenen deutschen Staatssekretärs v. K i- 
derlen-wächter.

Länder und Nationen.
Als Folge der Unfähigkeit des Reichsrates zu 

positivem Schaffen gestaltet sich die Lage der öster
reichischen Finanzen immer trüber, und es wird 
infolge der hohen Kosten der unvermeidlichen 
Kriegsbereitschaft in diesem Jahre noch schlimmer 
werden. Dazu kommt noch, daß nicht nur der Staat 
zum Schuldenmachen gezwungen ist, sondern daß 
auch die finanzielle Lage der meisten Kronländer 
geradezu trostlos geworden ist, weil in den letzten 
zehn Jahren eine unglaubliche Schuldenmacherei 
platzgegriffen hat. Ohne Staatshilfe ist gar nicht 
wieder herauszukommen; und der Staat will auch 
helfen, kann aber keine umfassende Steuerreform 
durchsetzen, weil die Mehrzahl der Abgeordneten 
wegen der mit Steuervermehrung verknüpften Un
popularität für ihre Mandate samt Diäten fürchtet. 
Darin liegt auch die Hauptursache der ständigen 
Arbeitsunfähigkeit des Abgeordnetenhauses. Denn 
die „Auserwählten des Volkes" sind ja meistens 
sonst Leute ohne weiteres Einsehen, die durch eine 
geschickte Wahlagitation durchgedrückt worden sind, 
aber keine Verminderung ihres Anhangs vertragen 
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können, ohne bei der nächsten Mahl durchzufallen. 
Darum treiben sie mit Vorliebe die bekannten par
lamentarischen Allotria, mit denen die Zeit ver
geudet wird, um nicht an die schweren, wenig po
pulären Arbeiten herantreten zu müssen; und sie 
leisten in allen Fällen gerade nur so viel, daß sie 
nicht heimgeschickt werden müssen und die Diäten 
verlieren. Dieser unerträgliche Zustand dürste wohl, 
nachdem die unbedingt notwendige Ljeeresvorlage 
endlich parlamentarisch erledigt worden ist, kaum 
noch lange dauern. ΖΠαη wird häufiger zu Auf
lösungen und Neuwahlen schreiten müssen, und wenn 
selbst diese keine Besserung ergeben, muß es auch 
noch andere Mittel geben. Zn dem Lande, in dem 
ein Scheinparlamentarismus nur durch die Aus
nahmebestimmung des § fortgepäppelt wird, sind 
verschiedene Mege möglich. Menn z. B. die Ge
setzgebung eine Reihe von Zähren dem Herrenhaus 
aUetn übertragen würde, könnte die Bevölkerung 
dabei lernen, wie ihre Bedürfnisse und die Staats
notwendigkeiten eigentlich parlamentarisch behan
delt werden müssen, und würde dann wahrscheinlich 
wohl Männer wählen, die auch so zu handeln und 
nicht bloß ein politisches Geschrei zu erheben wissen. 
Das sei nur beiläufig gesagt. Zedenfalls kann die 
bisherige parlamentarische Murstelei nicht mehr 
lange fortgesetzt werden, ohne daß die staatlichen 
und endlich auch die wirtschaftlichen Znteressen auf 
das schwerste geschädigt werden.

Menn hier bei Betrachtung der einzelnen Kron- 
länder Böhmen an die Spitze gestellt wird, so 
sprechen dafür ausreichende politische Gründe. Die 
Stellung der Tschechen zum Staate und zu den 
Deutschen ist überhaupt von ausschlaggebender Be
deutung, außerdem wurden auch die vom Statt
halter Fürsten T h u n geleiteten Ausgleichsverhand- 
lungen mit mehr oder weniger Aussicht auf Erfolg 
fast das ganze Zahr hindurch betrieben. Seit dem 
Rücktritt des Ministeriums B i e n e r t h hatte sich 
die tage für die Deutschböhmen ungünstiger gestal
tet und im Vorjahre hatten die Verhandlungen er
gebnislos geendet, von der deutschen Forderung 
der nationalen Selbstverwaltung wollten jetzt die 
Tschechen nichts mehr hören. Die Deutschen 
halten aber daran fest, daß sie den Landtag so 
lange nicht zur Arbeit kommen lassen wollen, als 
nicht ihre gerechten Forderungen zugestanden worden 
sind. Die Finanznot drängte nun zur Fortsetzung 
der Verhandlungen, denn, ganz abgesehen von der 
schwebenden Schuldenlast besaß die Landeskasse nur 
bis Mai die für die notwendigen Ausgaben erfor
derlichen Barmittel, und die Stadtverwaltung des 
„goldenen Prag" hatte überhaupt kein Geld mehr. 
Darum nahmen die Ausgleichskommissionen nach 
Ostern ihre Verhandlungen wieder auf. Mährend 
sich Mitte April günstige Aussichten zu eröffnen 
schienen, zogen schon Ende des Monats die tsche
chische Staatsrechtspartei und die nationalsoziale 
Partei ihre Vertreter aus den Ausgleichskommis
sionen zurück. Die Stimmung verschlechterte sich 
unter dem Eindruck des mit geflissentlicher Auf
dringlichkeit verbreiteten allslawischen, selbstver
ständlich deutschfeindlichen Sokolfestes, zu dem auch 
britische Politiker zugezogen werden sollten. Dr. 
Kramarsch warb auch bei Engländern und Fran

zosen um eine „finanzielle und wirtschaftliche Ko» 
operation" mit den Tschechen. Zn London und 
Paris war man natürlich zu klug, um auf einen 
solchen Geldunterstützungsversuch für tschechischnatio
nale Zwecke hineinzufallen. Trotz allem wurde 
Mitte Zuni der Abschluß des Ausgleichs wieder 
einmal als bevorstehend gemeldet, mit Sicherheit 
wenigstens ein Teilabschluß in bezug auf die Lan
desordnung. Das Zusammenwirken der gemäßigten 
Deutschen und Tschechen bei der Mehrresorm im 
Abgeordnetenhause schien einen versöhnlichen Ein
fluß auszuüben. Das war den Polen höchst un
angenehm, denn sie wissen, daß Deutsche und Tsche
chen, wenn sie zusammenhalten, ihren Ländern die 
großen Budgetsumiüen zuwenden könnten, die bisher 
ganz unberechtigterweise nach Galizien fließen, um 
die Polen bei guter parlamentarischer Laune zu er
halten. Der Pole Dunajewski hat schon f89O 
den ersten Ausgleich in Böhmen hintertrieben. Am 
27. Zuni begannen in Prag die Sokolfeste, mit 
denen auch die Enthüllung eines Palacky-Denkmals 
verbunden war. An der letzteren nahm sogar der 
Unterrichtsminister Dr. Ls u s s a r e k teil, was in deut
schen Kreisen verstimmte. Er besuchte später auch die 
deutschen Passionsspiele in Lsöritz und hatte dem Schau
turnen der Sokols nur als Zuschauer beigewohnt, 
während der Stellvertreter des russischen Unterrichts
ministers als „offizieller" Gast anwesend war. Der 
Zudrang slawischer Gäste aus der ganzen Melt war 
ungeheuer, die Staatsbahnverwaltung hatte sogar 
fremde Magen leihen müssen. Es wurden selbst
verständlich panslawistische Reden über slawische 
Gebiete, slawische Kultur u. dgl. gehalten und zum 
Beweise dafür, wie üblich, deutsche Studenten über
fallen und geprügelt.

Zn diesen Tagen wurden die Ausgleichsver
handlungen selbstverständlich nicht gefördert, die 
Sokolstimmung war ihnen nicht günstig, obgleich 
sie nach dem Schlüsse des Reichsrates vom Fürsten 
Thun eifrig gefördert wurden. Mohl unter dem 
Einfluß der Polen, die die Tschechen mit ihrem 
Plane eines parlamentarischen Kabinetts zu ködern 
verstanden, mit Lsilfe dessen die Deutschen an die 
Wand gedrückt werden könnten, hörte Mitte Zuli 
die Ausgleichsstimmung auf. Die Tschechen ver
langten für die doch selbstverständliche Doppel
sprachigkeit der Verwaltung in Prag Kompensa
tionen außerhalb Böhmens, also wohl Vergünsti
gungen für die Tschechen in Mien. Auf diese jen
seit des Verhandlungsgebietes liegende Forderung 
gingen die Deutschen nicht ein, und darum wurden 
die Verhandlungen am 26. Zuli auf den Ljerbst 
verschoben. Zm Lande hatte man auf das Gelingen 
des Ausgleichs gehofft, von beiden Seiten wurde 
darum die Lage für den Ljerbst als aussichtsvoll 
hingestellt. Dem Landesausschuß wurde abermals 
die kaiserliche Sanktion einer Erhöhung der Lan
desumlagen um fOo/o versagt. Der Statthalter 
mußte sich bei der Regierung bemühen, um für 
die letzten drei Monate des Zahres die Voraus
bezahlung der Überweisungen aus den Staatssteuern 
zu erzielen, damit wenigstens die laufenden Aus
gaben gedeckt werden konnten. Die Schulden des 
Landes betragen viele hundert Millionen, die Schul
den der Stadt Prag find unter jungtschechischer ver- 



H5 Ostcrreich-sUngarn. H6

waltung seit 1908 auf 160 Millionen gestiegen. Der 
Landesvoranschlag für das Jat^r $13 weift wieder 
ein unbedecktes Defizit von 35 Millionen auf. Trotz
dem ist auch im Herbst aus dem Ausgleich nichts 
geworden, denn man regte sich auf radikaler Seite 
geflissentlich über einen Erlaß des Zustizministers 
Dr. v. Hochenburger auf, der bloß bezweckte, daß 
an einsprachigen Bezirksgerichten nicht einmal deutsch 
und dann wieder tschechisch amtiert würde. Mitte 
Dezember fanden in mehreren Städten, z. B. in 
Pilsen und Königgrätz, wieder, wie bei der An
nexionskrise, tschechische Kundgebungen gegen die 
militärischen Vorbereitungen statt. Die gemäßigten 
tschechischen Blätter mißbilligten aber diesen Unfug.

Jn Mähren sind die Zustände erträglicher, 
die deutsche Obstruktion ist vorläufig durch ein 
Kompromiß beendet worden. Der Landtag arbei- ' 
tete im Januar und Februar ruhig, obgleich An
fang Februar die Lage wieder zum Bruche reif war. 
Das Defizit für das laufende Zahr betrug freilich 
wieder 17 Millionen, und die sorglose Verwaltung 
der tschechischen Mehrheit der Landesverwaltung 
besteht weiter. Als Ende des Jahres die sechs
jährige Legislaturperiode des ersten Landtags mit 
tschechischer Majorität abgelaufen war, stellte sich 
das Resultat überaus kläglich. Ein erfreuliches 
Gegenstück dazu bietet Schlesien mit muster
hafter Verwaltung der deutschen Landtagsmehrheit, 
die keineswegs die polnischen und tschechischen Ein
wohner vernachlässigt, obwohl sie von ihnen keinen 
Dank dafür erntet. Dabei liegen sich die Polen 
und Tschechen im Lande fortwährend in den Maa
ren, beschuldigen sich gegenseitig der Bedrückung 
der anderen slawischen Landesgenossen und halten 
nur gegen die Deutschen zusammen. Ein recht er
heblicher Teil der Polen nennt sich grundsätzlich 
Schlesier, will von der tschechischen und gar von 
der galizischen Propaganda nichts wissen und steht 
der deutschen Sprache und Kultur freundlich gegen
über. Der polnische Nationalrat in Galizien wen
det seine Aufmerksamkeit vorwiegend der Galizi- 
sierung Gstschlesiens zu und findet bei dem be
kannten parlamentarischen Schwergewicht des Polen
klubs auch vielfach Unterstützung bei der Regie
rung, die namentlich durch Übernahme und Sub
vention polnischer Schulanstalten den polnischen 
Schulverein entlastet, der sich weit über seine Mittel 
engagiert hat.

Zn Niederö st erreich dauert das zwie
spältige Verhältnis der deutschen Parteien fort, 
denen die Parteiverbitterung über die nationale Zu
sammengehörigkeit geht. Als es Anfang Februar 
im Landtag zu heftigen Zusammenstößen zwischen 
Thristlichsozialen und Sozialdemokraten kam, er
hielten letztere sogar Unterstützung von den aus 
der christlichsozialen Partei Ausgeschiedenen. Zrn 
Mai fanden für den Mener Gemeinderat Neu
wahlen im vierten und zweiter: Wahlkörper statt. 
Derjenige Teil der liberalen Bürgerschaft, der noch 
seine politische Nahrung aus der freisinnigen wiener 
presse zieht, war entschlossen, mit den Sozialdemo
kraten den Kampf zum Sturze der Thristlichsozialen 
gemeinsam zu führen. Für die Wahlagitation wurde 
auch die sogenannte lex Kolisko ausgeschlachtet, 
die in der letzten Sitzung des Landtags am p März 

in Form eines Antrags erneuert wurde, nach dem 
die Unterrichtssprache an den öffentlichen Volks
und Bürgerschulen nur die deutsche sein darf. Da
durch wäre dem Landtag die alleinige Entscheidung 
über diese Frage zugefallen, wogegen Statthalter 
Dr. v. B i e n e r t h einwandte, nach § 6 des Volks
gesetzes stehe dies dem Landesschulrat zu. Zn Wirk
lichkeit ist die Sache eigentlich erledigt, seitdem das 
Reichsgericht die deutsche Sprache als einzige landes
übliche Sprache in Niederösterreich erklärt hat. Die 
lex Kolisko wäre für dieses Kronland gewiß ganz 
am Platze; es hat aber gerade für die deutsche 
Sprache eine sehr bedenkliche Seite, wenn dein Land
tag diese Machtbefugnis übertragen würde. Zn 
Böhmen würde man dann sofort das gleiche Recht 
beanspruchen, und es mußte unter diesen Umständen 
befremden, daß deutschböhmische Abgeordnete am

Dr. Richard Weiskirchner, Bürgermeister von Wien.

12. März die Angelegenheit in das Abgeordneten
haus trugen. Da die Regierung auf ihrem Stand
punkt beharren würde, konnte es sich bloß um die 
Wirkung einer scheinbar deutschnationalen Haltung 
auf die Wähler handeln, wenn diese Politik der 
Erweiterung des Landtagsrechtes einmal Erfolg 
haben sollte, würden es gerade die Deutschböhmen 
bald bitter empfinden. Die Wahlagitation in Wien 
führte zu allerhand Demonstrationen, Krawallen 
innerhalb und außerhalb des Rathauses, auch Prü
geleien ic. Die Gegner der christlichsozialen Partei 
taten, als wenn sie gar nichts von den Verdiensten 
Dr. Luegers um das Aufblühen Wiens wüßten, 
und kreideten alle Mängel einzelner Personen, die 
sich nicht so unantastbar gehalten hatten wie jener, 
der ganzen Partei an. von den 78 neuzuwählen
den Mandaten hätten die Gegner ^7 erobern müssen, 
wenn sie den Thristlichsozialen die Zweidrittelmehr- 
heit nehmen wollten, nach dem Ausfall der letzten 
Reichsratswahlen konnten sie sich auch Hoffnung 
darauf machen. Die Rechnung trog aber, die 
Thristlichsozialen verloren nur acht Sitze und be
hielten eine Dreiviertelmehrheit. Zm neuen Ge
meinderat kam es nicht selten zu Reibereien und 
auch Lärmszenen. Gegen den Bürgermeister Dr. 
Neumayer wurde von Sozialdemokraten und 
einem Teil der Thristlichsozialen Angriffe wegen 
Nepotismus ic. gerichtet, die ihn am 19· Dezember 
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zum Rücktritt veranlaßten. An seine stelle wurde 
Dr. Weiskirchner gewählt, den schon Lueger 
selbst zum Nachfolger bestimmt hatte, und der sich 
bereits als Präsident des Abgeordnetenhauses und 
als ksandelsminister Geltung zu verschaffen ge
wußt hat.

Der oberösterreichische Landtag mußte 
nach wochenlanger Obstruktion der freisinnigen sin
ken am 27. Januar geschlossen werden. In 
Steiermark schien es einige Zeit, als wollten 
die Slowenen im Landtag, den sie seit zwei Jahren 
lahmgelegt hatten, von der Obstruktion ablassen, 
die Hoffnung hat indessen getrogen und der Land
tag wurde am 4- Februar vertagt. Auch im Ge
meinderat von Graz kam es zur Obstruktion. Die 
Sozialdemokraten obstruierten gegen das Gemeinde
budget wegen einer Gemeindeumlage, wie sie die 
Genossen im benachbarten Eggenberg ganz ruhig 
bewilligt hatten. Am 25. April wurde der Ge
meinderat aufgelöst und ein Regierungskommissär 
eingesetzt. Der Tiroler Landtag mußte am 8. Fe
bruar auch vertagt werden, weil die Italiener wegen 
nationaler und wirtschaftlicher Fragen obstruierten.

In den Grönländern mit südslawischer 
Bevölkerung hat der Balkankrieg eine sehr starke 
Bewegung hervorgerufen, die auch auf die innere 
Politik nicht ohne Einfluß geblieben ist. Unzweifel
haft ist die späte Einberufung des Reichsrates auch 
aus dem Grunde mit veranlaßt worden, um nicht 
rednerischen Ausschreitungen südslawischer Abge
ordneter eine offizielle Tribüne zu schaffen. Die 
eigenartige österreichische Gesinnung des Südslawen
tums ließ sich deutlich daran erkennen, daß für die 
Grenztruppen wohl kaum eine südslawische Ge
meinde eine Spende übrig gehabt hat, während sich 
Privatpersonen wie Kommunen gar nicht genug 
daran tun konnten, sehr bedeutende Beträge an die 
kriegführenden Balkanstaaten zu senden. Slawischen 
politischen Demonstrationen gegenüber ist man ja 
in Österreich immer nachsichtig gewesen, aber ge
wisse direkt gegen die Monarchie gerichtete Aus
schreitungen führten am J7. November doch zur 
Auflösung der Gemeindevertretungen von Spalato 
und Sebenico, weil sich selbst Bürgermeister und Ge
meindevertreter öffentlich an Demonstrationen für 
die Balkanbrüder beteiligt hatten.

So weit haben es eben die Südslawen noch 
nicht gebracht wie Galizien, das ungestört und 
ungestraft eine staatsfeindliche Agitation betreiben 
durfte. Daß das Streben nach einem selbständigen 
Polenreich am letzten Ende auch gegen die habs
burgische Monarchie gerichtet ist, liegt auf der Hand, 
man hat es aber bisher aus verschiedenen Gründen 
geduldet. Daß es wegen der parlamentarischen Lage 
geschieht, die durch die törichte, von blindem Deut
schenhaß diktierte Haltung der Tschechen geschaffen 
wird, ist schon wiederholt hervorgehoben worden. 
Es gibt aber auch einen Grund der äußeren Politik, 
denn die heutigen Polen sind der beste Schutz gegen 
einen russischen Angriffskrieg. Das in Gebietserwer
bungen sonst gar nicht schüchterne Rußland will um 
keinen Preis die Polen und Magyaren haben, die 
es gern bei Österreich beläßt, und hat schon im 
vorigen Jahrhundert alle seine im vermeintlich rus
sischen oder südslawischen Interesse unternommenen 

Kriege gegen die Türkei fein säuberlich um Öster
reich herum über Rumänien geführt. Auch das 
kommt dem sonst so befremdlichen Treiben der Polen 
in Galizien zu gute. Dem heutigen Rußland könnte 
gar nichts Unangenehmeres geschehen, als wenn 
es nach einem siegreichen Kriege gegen Österreich- 
Ungarn wohl oder übel Galizien nehmen müßte. 
Ls hat an Kongreßpolen und Finnland geradezu ge
nug. Was in hundert Jahren geschehen würde, 
wenn dort die Russifizierung vollendet ist, steht auf 
einem anderen Blatte. Daß im übrigen der Kaiser
staat die Macht besitzt, dem galizischen Treiben so
fort ein Ende zu machen, wenn er es nicht mehr 
dulden will, versteht sich von selbst. Man darf 
solche Gesichtspunkte nicht außer acht lassen, wenn 
man die polnische Frage richtig beurteilen will. In 
Berlin wird es gewiß zuweilen mit Unbehagen emp
funden, daß die nach Oberschlesien cingeschlexpte 
polnische Agitation in Krakau eine Hauptstütze fin
det, es hat aber dem Bündnis mit Österreich-Ungarn 
an Innigkeit noch nichts genommen, daneben ist 
der ganze polnische Lärm nur eine Kleinigkeit. Die 
Aufgeblasenheit der polnischen Agitatoren wird frei
lich nie begreifen, daß sie in jedem Falle nur Mittel 
für die Zwecke anderer sind.

Ohne Verständnis für die wahre Sachlage 
setzen die Agitatoren ihr Werk fort, für nicht wenige 
dient es zur Befriedigung der persönlichen Eitelkeit 
und selbst des Lebensunterhaltes. Schon zu Beginn 
des Jahres wurde die Agitation für die Erinnerungs
feier des Aufstandes von s863 eingeleitet, aus der 
deutlich hervorging, daß der Gedanke an eine ge
waltsame Erhebung nach wie vor die großpolnische 
Agitation beherrscht, wenn es auch namentlich von 
den preußischen Polen stets mit Nachdruck abge
leugnet wird. In Galizien spricht man offener, 
alle Parteien bis zu den Sozialdemokraten sind da
bei beteiligt: In Zakopane wurde Ende August 
u. a. beschlossen: „Die Erringung der Unabhän
gigkeit Polens ist zur Existenz und Entwicklung des 
ganzen Volkes und aller seiner Schichten, doch in 
erster Linie und in größtem Maße des polnischen 
Arbeitervolkes, unumgänglich notwendig." Die Be
schlüsse sprachen weiter von der Vorbereitung des 
„bewafsneten Kampfes" im Falle einer „Revolu
tionsbewegung in Polen". Die Versammlung war 
geheim, doch ihre Beschlüsse wurden veröffentlicht, 
polnische Blätter kündigten den Aufstand gewisser
maßen als Iubiläumsakt für den Beginn des Jah
res ^913 an. In Rußland äußerte man sich ziemlich 
kühl darüber, man wird aber kaum fehl gehen, 
wenn man die russische „Probemobilisierung", von 
der bekanntlich Österreich-Ungarn verständigt wurde, 
damit in Verbindung bringt und sie auch ferner 
unter diesem Gesichtspunkte beurteilt. Rußland hatte 
keine Lust sich wieder wie s83f und f863 von einem 
polnischen putsch überraschen zu lassen, der auch 
alle unbotmäßigen Elemente im Reiche von neuem 
entfesselt hätte. Geschickt hat beim Ausbruch des 
Balkankrieges dann die internationale Nevolutions- 
presse die Sache auf den geringfügigen Gegensatz 
zwischen der österreichisch-ungarischen und der rus
sischen Balkanpolitik abzulenken verstanden und da
mit namentlich in Österreich eine übermäßige Kriegs
furcht erregt. Den Polen hätte es gepaßt, wenn 
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die österreichisch-ungarische Armee ihren Ausstands
gelüsten zu ijilfe gekommen wäre, denn sie wissen 
sehr wohl, daß es mit ihrer Sache trotz aller Groß
sprecherei ohne eine wirkliche Armee sehr windig 
aussieht. Dabei wird der Zusammenhalt in ihren 
eigenen Reihen — ausgenommen bei den drohen
den Prahlereien gegen Rußland und Preußen — 
immer geringer, die Spaltung in Parteien, die Eifer
sucht der Führer immer größer — ganz so, wie es 
immer in Polen war. Die Grunewaldsammlung 
hat auch nicht die gewünschte höhe erreicht, und 
zu den neuen „Tholmerfonds" rc. fließen die Ga
ben sehr spärlich.

Der am ss. Januar vom Landmarschall Grafen 
Bαdeni eröffnete galizische Landtag wurde nicht 
arbeitsfähig, weil die Ruthenen obstruierten, da man 
ihre Ausgleichsfordcrungen nicht zugestehen wollte. 
2tm Februar erfolgte nach der Bewilligung eines 
Budgetprovisoriums die Vertagung. Die Ernen
nung Dr. v. B i l i n s k i s zum gemeinsamen Finanz
minister machte die Mahl eines neuen Gbmannes 
des Polenklubs nötig, die Allpolen unterlagen und 
Dr. Leo wurde gewählt. Am 29. Mai beging die 
Lemberger Universität das 250jährige Jubiläum. 
Die Polen behaupteten den polnischen Eharakter 
der Universität, die Ruthenen demonstrierten da
gegen, der Rektor Dr. Finkel gedachte aber der 
Zeit, wo sie noch deutsch gewesen war. Zahlreiche 
Universitäten, aber keine slawischen, hatten die üb
lichen Begrüßungsadressen gesandt. Die Ruthenen 
agitierten für die Errichtung einer besonderen ruthe- 
nischen Universität in Lemberg, worüber die Polen 
wütend waren, hatte aber schon der Thronfolger 
Erzherzog Franz Ferdinand die Loyalität der 
Ruthenen anerkannt, so wurden die Polen noch 
mehr erbittert, als auch Kaiser Franz Zosef 
in dem bereits erwähnten Handschreiben der glei
chen Überzeugung Ausdruck verlieh. Die Folge war 
die polnische Absage an den stellvertretenden Mi
nisterpräsidenten Frhrn. v. hein 0 ld, den man 
beseitigen wollte, weil er geduldet hatte, daß das 
Verwaltungsgericht 53 allpolnische Mahlen in den 
Lemberger Gemeinderat kassierte, und in Kolomea 
eine Demonstration für den Erzherzog Karl Franz 
Josef verbot, da sie gegen den Thronfolger ge
richtet war. Der Verlauf zeigte aber, daß der 
Polenklub keineswegs mehr die frühere Gunst des 
Monarchen für feine politischen Experimente in 2ln- 
spruch nehmen durfte. Er beschloß darum einzu
lenken und die vom Monarchen gewünschte Ver
ständigung mit den Ruthenen ernsthafter zu betrei
ben. Schon Anfang 2lugust begannen in Marien- 
bad vertrauliche Verhandlungen polnischer und 
ruthenischer Führer. Zm Polenklub wurde inzwi
schen ein Kampf der 2lllpolen, die sich dem slawi
schen Rußland nähern und wegen des Lnteignungs- 
gesetzes den nationalen Kampf ausschließlich gegen 
Preußen führen wollten, und dem linksdemokra
tischen Flügel ausgetragen, der den hergebrachten 
haß gegen Rußland nicht fahren lassen wollte. Die 
Folge davon war eine Resolution des Polenklubs, 
die sich gegen die revolutionäre Propaganda, aber 
auch für eine Stellungnahme zur preußischen Polen
politik aussprach. Darum erfolgten die bekannten, 
wenig nachdrucksvollen 2lusfälle gegen Preußen in 

den Delegationen und iin 2lbgeordnetenhaufe, ob
gleich die Stellung zur Regierung dadurch nicht 
gebessert wurde.

Zufolge des Balkankrieges wuchs die Auf
regung im Lande, die demokratische Richtung ar
rangierte am 26. November in Lemberg eine 
nationale Demonstration mit russenfeindlicher Spitze, 
auch die ukrainische Richtung der Ruthenen de
monstrierte wiederholt in Lemberg und in Tzerno- 
witz gegen die russenfreundlichen Altruthenen. Statt
halter Bobrzynski erklärte in einer Versamm
lung des erweiterten Polenklubs am 8. Dezember 
in Lemberg alle Kriegsgerüchte für unglaubwürdig, 
da die Beziehungen zu Rußland normal seien. Die 
2lusgleichsverhandlungen hatten sich gegen Ende des 
Zahres dem vollkommenen 2lbschlusse genähert, die 
Ruthenen hatten freilich noch einmal im Abgeord- 
netenhause obstruieren müssen. Es erscheint freilich 
ausgeschlossen, daß dieser 2lusgleich einen dau
ernden Frieden zwischen Polen und Ruthenen be
gründen wird, aber er ist ein Beweis für die ab
nehmende Macht des polentums in Österreich. Die 
Polen sollten wahrlich, statt großpolnische Agita- 
tionen zu betreiben, sich lieber um die kulturelle 
Hebung des Volkes kümmern, wenn die galizischen 
Polen auf der Kulturhöhe der preußischen ständen, 
dann würden sie selbst in der Polenfrage ein ganz 
anderes Gewicht in die Magschale werfen wie setzt. 
Zn Galizien gibt es aber noch ^63 Gemeinden, die 
überhaupt keine Schule haben, der sechste Teil der 
schulpflichtigen Kinder nimmt an keinem Unterricht 
teil. Da sollte der Polenklub seine Wirksamkeit er
proben, statt die Deutschen und Ruthenen zu unter
drücken, und selbst die galizischen Saisonarbeiter, 
die nach Deutschland um Brot gehen, mit Scheel
sucht anzusehen. Diese kommen doch nach wenigen 
Zähren zu einem gewissen Wohlstand, haben aber 
auch gelernt, daß man sich die in Galizien übliche 
Behandlung nicht gefallen zu lassen braucht.

Ungarn.
Das Zahr (912 war für das politische Leben 

Ungarns so recht charakteristisch, von dem Zrrtum 
seit dem Zahre (8^8, daß die Magyaren politisch 
besonders befähigt wären, ist die Welt wohl längst 
zurückgekommen, nachdem sich die demokratische An
sicht der Dreißiger- und Vierzigerjahre des vorigen 
Zahrhunderts, die eine revolutionäre Tätigkeit für 
die einzig richtige politische hielt, als haltlos 
erwiesen hat. heutzutage hört man kaum noch in 
sozialdemokratischen Versammlungen von der Re
volution rasseln. Später erhielt sich der politische 
Ruf der Magyaren noch infolge des unglaublich 
ungeschickten Verhaltens des wiener Parlaments, 
neben dem die simple Klugheit des ungarischen Ab
geordnetenhauses allerdings als große politische 
Weisheit erscheinen konnte, da sie Ungarn in die 
maßgebende Stelle der Monarchie erhob. Dadurch 
wohl über die eigene Macht getäuscht, versuchte 
sich das Magyarentum schließlich sogar in einem 
Konflikt mit der Krone. Das war politisch höchst 
unklug, denn seit dem 2lrmeebefehl von Thlopy ist 
es mit der ausschlaggebenden Stellung der Magya- 
ren reißend schnell bergab gegangen. Die Herr
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schende Schicht in Ungarn bot, trotz verschieden
artiger versuche, wider den Stachel zu locken, ein
sehen gelernt, daß sie im Kampfe gegen die Krone 
niemand hinter sich hat, weil auch der einfachste 
Mann begreift, daß eine großmagyarische Politik 
keinen Sinn hat. Das Resultat dieser Volksüber
zeugung ist die zuletzt gewählte große Arbeitsmehr
heit des Abgeordnetenhauses, mit der ein geschickter 
Staatsmann wohl hätte etwas anfangen können. 
Graf Khuen-Gedervary hatte freilich den 
Beweis dafür noch nicht erbracht. Das unglaub
liche Ungeschick am Tnde seiner früheren Minister
präsidentschaft, seine Demission wegen eines Kon
flikts mit dem Abgeordnetenhause gerade in dem 
Augenblick einreichen zu müssen, als Kaiser R i-

(hofphot. €rü[yi, Budapest.)

Baren Samuel Jösika, Präsident des Magnatenhauses.

k o l a u s zum Besuche in Wien eintreffen sollte, 
läßt nicht darauf schließen, daß er mit dent parla
mentarischen winde zu fahren versteht. Im Vor
jahre hatte freilich seine Arbeitsmehrheit im Hand
umdrehen alles bewilligt; das war aber weniger 
sein Verdienst, sondern die einfache Folge des ver
blüffenden Wahlausfalles, über den sich die aus 
allen Wolken gefallene Opposition noch nicht zu 
fassen vermocht hatte. Seitdem hatten aber Justh 
und Kossuth ihre Gattung wiedergewonnen und 
ließen mit überlegener parlamentarischer Technik alle 
Register spieleu. So hatte man zu Beginn des 
Jahres das seltsame Schauspiel, daß unter einem 
Kabinett mit der größten Parlamentsmehrheit seit 
einem halben Jahre die Wehrreform beraten wurde 
und kein Mensch wußte, ob sie überhaupt Gesetz 
werden, oder ob nicht in den nächsten Wochen das 
Ministerium Tisza-An drassy oder gar £u- 
kacs-Iusth heißen würde.

Als in der zweiten Lsälfte des Januar endlich 
das Budget erledigt war und nun die Wehrvorlage 
ernsthaft in Angriff genommen werden sollte, war 
auch die Obstruktion der Kossuth- und Justhpartei 
wieder da. Graf K h u e n, der sich von seinem 
Augenleiden erholt hatte, fand nicht die nötige 
Lnergie dagegen. Lr veranlaßte sogar die Lseeres- 
verwaltung, auf die Frühjahrsaushebung zu ver
zichten, weil das Wehrgesetz sicher im Sommer durch
gebracht werden würde. Die Justhpartei verlangte 

die Wahlreform vor dem Wehrgesetz. Graf K h u e n 
berichtete dem Kaiser darüber und begann die Ver
handlungen mit der Kossuthpartei. Die sattsam be
kannten nationalen Forderungen tauchten auf, wo
bei der Erfinder der besonderen ungarischen Armee, 
Graf Appon yi, wieder figurierte. Mit der Ver
tretung solcher Ansichten fand aber der ungarische 
Ministerpräsident in Wien weder bei der Krone 
noch bei dem österreichischen Ministerium Anklang. 
Er hatte bloß seine Stellung hüben wie drüben 
erschüttert. Die Krone war entschieden gegen jede 
Bestimmung, die auch nur die geringste Einschrän
kung ihres Verfügungsrechtes über die Armee, auch 
Reserve und Ersatzreserve, bezwecken würde. Die 
Opposition begann die Obstruktion, stellte sie aber 
am 2^. Februar wieder ein, weil von neuem ver
handelt wurde. Ts verdient hier hervorgehoben 
zu werden, daß die beiden verbreitetsten Wiener 
Zeitungen auch diesmal die ungarischen Ansprüche 
unterstützten. Ende des Monats stellten sich wei
tere Unstimmigkeiten zwischen Wien und Budapest 
heraus wegen des Entgegenkommens des Grafen 
Khuen gegen das Verlangen der ungarischen Op
position, daß das Recht des Monarchen auf Lin- 
berufung der Reserven in Jahren, wo kein Re- 
krutenkontingent bewilligt worden sei, nicht gehand
habt werden dürfe. Die Ungarn begehrten also 
ein Recht, das sie in den Stand setzte, die Armee 
dienstunfähig zu machen. Um ihrem allgemeinen 
Ingrimm Luft zu verschaffen, rief die Justhpartei 
am 2. März einen furchtbaren Tumult gegen die 
Geschäftsführung des Präsidenten Ravay hervor. 
In Ungarn suchte man mit offenbarer Hinterlist 
dem Kriegsminister v. A u f f e n b e r g die Schuld 
für die Ablehnung der ungarischen Forderungen 
zuzuschieben. Als wenn in nicht absichtlich irrege
führten Kreisen jemals ein Zweifel darüber bestände, 
daß sich Kaiser Franz Josef gegen jeden Lin- 
griff in seine Rechte als oberster Kriegsherr ab
lehnend verhält!

Am 7. März reichte das Ministerium wegen 
der gänzlich verfahrenen Lage seine Entlassung ein. 
Die Darstellung der Blätter, daß er dabei die Be
dingung der Annahme der oben erwähnten For
derungen gestellt habe, leidet an innerer Unwahr
scheinlichkeit, denn davon war längst nicht mehr 
die Rede. Kaiser, Kriegsminister und österreichische 
Regierung hatten sich entschieden dagegen erklärt, 
alles übrige war bloß Mache der bekannten ungar
freundlichen presse in Wien und Budapest, die von 
jeher allen magyarischen Bestrebungen auf parla
mentarische Machterweiterung gegenüber der Krone 
das Wort geredet hat. Sie wollte jetzt sogar mit 
der möglichen Demission des österreichischen Mini
steriums die Leute gruseln machen. Auch die Aus
streuung, die Demission erfolge im Einverständnis 
mit dem Thronfolger, dem die Wehrvorlage nicht 
genüge und dem darum ein Provisorium lieber sei, 
war ebenso unwahrscheinlich. Der Kaiser nahm 
die Demission zunächst an, an dem Verhalten der 
ungarischen Parteien konnte man aber ersehen, daß 
es allen wieder einmal um eine der beliebten Er- 
pressungen von Rechten zu tun gewesen war, und 
daß auch Graf Khuen-bsedervary die bsand 
dazu geboten hatte. Ob selbst als Schieber oder 
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bloß als Geschobener, mag dahingestellt bleiben. 
Jn solchen fragen handelt die in Ungarn herrschende 
Schicht immer einmütig, einerlei in welche Par
teien sie sich gerade gruppiert. Auch die Arbeits
partei sah sich um eine schöne Hoffnung betrogen, 
wollte nicht mehr mittun und das nächste Ministerium 
nicht unterstützen. Darum zog sich die Ministerkrise 
in die Länge, und die Blätter taten sich in bunten 
Kombinationen gütlich. Die Sozialdemokratie und 
Unabhängigen benutzten die politische Pause am 
2$. März zu einer ausgiebigen Straßendemonstra
tion in Budapest, wie sie sagten, für das allgemeine 
Wahlrecht. Da die Mehrheit des Abgeordneten
hauses noch behauptete, sie werde am Grafen 
K h u en festhalten, so wurde dieser vom Monarchen 
ersucht, einen Ausweg zu finden und ain 30. März 
das Ministerium neu ernannt. Das Handschreiben 
des Monarchen betonte aber ausdrücklich, daß er 
an dem Rechte, Reservisten und Lrsatzreservisten 
einzuberufen oder zurückzubehalten, festhalte. „So 
wie es mein entschiedener Wille ist, die verfassungs
mäßigen Rechte der Nation unversehrt zu erhalten, 
mit eben solcher Entschiedenheit muß ich meine kon
stitutionellen Lserrscherrechte unverletzt bewahren, 
und vermag ich meinen Lserrscherpflichten nur dann 
nachzukommen, wenn ich diesen meinen zweifachen 
Beruf gleichzeitig erfüllen kann." Diese glatte Ab
sage erregte das größte Aufsehen in allen Kreisen, 
die die Sachlage bisher anders geschildert oder auf
gefaßt hatten. Die Arbeitspartei lenkte schleunigst 
ein, und Graf K h u e n erklärte am April im Ab
geordnetenhause, die „Rechtsauffassung" über die 
Einberufung der Reservisten sei fallen gelassen wor
den. Die Erklärung des Ministerpräsidenten wurde 
mit stürmischem Beifall und den Rufen: „Ls lebe 
der König!" aufgenommen. Graf Andrassy be
merkte, Graf K h u e n habe sich einer Stimmung 
(des Monarchen) gegenüber befunden, die nicht zu 
berücksichtigen geradezu ein verbrechen gewesen 
wäre. Das stimmte ganz zu der Ausstreuung der 
Blätter, aus dem kaiserlichen Handschreiben sei her
auszulesen, daß der Kaiser zur Abdankung ent
schlossen gewesen sei, und das wollten die edlen 
Magyaren doch nicht haben. (D die Guten! Um 
vor dem festen Willen des Monarchen am Ruder 
zu bleiben, und aus Furcht vor einem neuen Mini
sterium Fejervary hatten sie einfach wieder einmal 
ihre Forderungen fallen lassen müssen. Das ist 
die Wahrheit.

Nach den üblichen theatralischen Reden der 
Parteigrößen und ungehörigen Zwischenrufen der 
Unabhängigen wurde am 3. April das kaiserliche 
Handschreiben zur Kenntnis genommen und das 
Haus bis zum (2. vertagt. Graf K h u e n hatte 
erklärt, wenn binnen einem Monat nicht die Ord
nung im fjaufe wieder hergestellt worden sei, werde 
es aufgelöst werden. Nach den bisherigen Vor
kommnissen war freilich die Stellung des Mini
steriums K h u e n weder gegenüber der Krone noch 
dem Hause fest genug, um die Weisungen des Mon
archen zur Ausführung zu bringen. Nachdem am 
\2. die Obstruktion wieder rücksichtslos einsetzte, 
reichte schon am (6. das Ministerium seine Demission 
ein, angeblich wegen des Verhältnisses des Mini
sterpräsidenten zum Kriegsminister v. Aussen- 

b e r g. Zn dem kaiserlichen Lntlassungsschreiben 
wurde dem Grafen K h u e n besonders warmer 
Dank für seine Leistungen in der ersten Zeit seiner 
Amtsführung ausgesprochen. Sein Nachfolger 
wurde der bewährte Vertrauensmann des Kaisers, 
der bisherige Finanzminister Dr. Ladislaus v. L u- 
kacs. Lr fand eine schwierige Lage vor, hatte 
aber hinter sich die soeben erst betätigte Macht der 
Krone. Zm Abgeordnetenhause hätte er die Zusth- 
partei durch ein Lntgegenkommen bei der Wahl
reform gewinnen können, dann aber den energischen 
Grafen Tisza mit dessen starkem Anhang gegen 
sich gehabt. Das Programm der neuen Regierung 
wurde am 29. April von der Mehrheit mit großem 
Beifall ausgenommen, die sich daran anschließenden 
Debatten drehten sich hauptsächlich um Kroatien, 
aber nicht um die dort geschossenen Ausnahme
zustände, sondern um die Bemerkungen, die Gras 
S t ü r g k h dazu gemacht hatte und als Linmischung 
in ungarische Verhältnisse zurückgewiesen wurden. 
Die Verhandlungen mit Z u st h blieben ohne Lr- 
gebnis. Am (8. Mai begann infolgedessen die Be
ratung der Wehrvorlage mit einem Obftruktions- 
tumult. Ls machte sich eine schärfere Geschäfts
ordnung nötig, und deswegen trat der bisherige 
Präsident N a v a y zurück. Die Tumulte dauerten 
fort, die Sozialdemokraten demonstrierten auf der 
Straße für das allgemeine Wahlrecht. Sie wußten 
wohl warum, denn die Arbeitspartei hatte einstimmig 
beschlossen, den Grafen Tisza zum Präsidenten 
zu wählen, der ein abgesagter Gegner dieses Wahl
rechtes ist. Sein Lintreten für die Aufgabe des 
Ministeriums, unter allen Umständen die Wehr
reform durchzusetzen, bedeutete zugleich, daß Dr. 
v. Luka cs sein beabsichtigtes weiteres Lingehen 
auf ein wirklich allgemeines Wahlrecht aufgegeben 
hatte. Am 22. wurde nach einem ungeheuren Kra
wall und Handgemenge Tisza gewählt, wobei die 
Opposition sich schließlich der Stiminabgabe enthielt. 
Lr versprach, die normale Tätigkeit des Hauses 
wiederherzustellen. Die Sozialdemokraten kündigten 
den allgemeinen Ausstand an, gegen den militä
rische Vorkehrungen getroffen wurden.

Der Ausstand war nicht allgeinein, doch betei
ligten sich immerhin 50.000 Arbeiter am 23. Mai 
an den Straßendemonstrationcn. Ls kam zu wieder
holten Zusammenstößen mit Polizei und dem Mi
litär, von beiden Seiten wurde geschossen, und man 
zählte sieben Tote und 200 verwundete. Die Ar
beiterführer, die die Massen gewissenlos in einen 
aussichtslosen Kampf gehetzt hatten, weil sie ver
meinten, der herrschenden Klasse ihre Macht fühlen 
lassen zu können, mußten schon am Abend zur Lin- 
stellung des Streiks und der Demonstration auf
fordern, die Unruhen erloschen aber erst am nächsten 
Nachmittag. Die Opposition versuchte, diese Vor
gänge in das Parlament zu ziehen, Graf Tisza 
erklärte aber am 23., das Haus sei kein Wohl
fahrtsausschuß, und Ministerpräsident Dr. v. L u- 
k a c s am folgenden Tage, Militär und Polizei 
hätten nirgends provoziert. Das war durchaus 
richtig, und die Sozialdemokraten mußten einsehen, 
daß der revolutionäre versuch dem allgemeinen 
Wahlrecht mehr geschadet hatte als die Unzuverläs
sigkeit der oppositionellen Parteien, über die sie 
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mit Recht erbittert waren, da sie von ihnen nur 
benutzt worden waren. Gegenüber der festen Hand 
des Präsidenten Tisza hatten sich während der 
Pfingstpause die Oppositionsparteien über ein Pro
gramm für wehr- und Wahlreform geeint, für 
erstere wollten sie durch Bewilligung eines einjäh
rigen Provisoriums ihre lvünsche auf gelegenere 
Zeit verschieben, inzwischen sollte die Wahlreform 
vorgenommen werden. Ministerpräsident Dr. v. £ u- 
kacs lehnte am 2. Juni jede Änderung der Wehr
vorlage ab und stellte dagegen ein Programm der 
Negierung über das Vorgehen in beiden Fragen 
auf, was die Opposition rundweg verwarf. Dar
auf ließ Graf Tisza am H. Juni ohne Rücksicht 
auf das Toben der Opposition über die Wehr- 
vorlagen in allen drei Lesungen abstimmen. Bei 
der großen Überlegenheit der Regierungsmehrheit 
ging die Abstimmung glatt vor sich, und damit war 
der seit Jahren währende Kampf der Negierung 
mit der Opposition über diesen wichtigen Gegen
stand entschieden. Graf Tisza hatte dadurch gut
gemacht, was er als Ministerpräsident vor sieben 
Jahren durch sein Doppelspiel mit den Vereinbarun
gen der sogenannten Neunerkommission in der Ar- 
meefrage verdorben hatte. Er und L u k a c s wuß
ten freilich auch ganz genau, wie es um die Stim
mung des Monarchen stand, der schon dem Grafen 
Ahnen eine Frist von einem Monat gesetzt hatte 
und bei der günstigen parlamentarischen Lage in 
Wien sicher nicht gezögert haben würde, ein außer
parlamentarisches Ministerium in Ungarn einzusetzen. 
Das wäre dann aber sicher auch mit einem wirk
lichen allgemeinen Wahlrecht gekommen, und da
vor wollte Graf Tisza sich und die in Ungarn 
herrschende Schicht bewahren.

Das sahen die oppositionellen Abgeordneten, ob
wohl sie derselben Schicht angehören, noch nicht 
ein, oder wollten es nicht einsehen, weil sie sich 
zu sehr blamiert fühlten. In der Nachmittags
sitzung tobten sie weiter, und Graf Tisza ließ 36 
von ihnen durch Polizei hinausführen, worauf die 
übrigen unter Protest den Saal verließen. Als am 
folgenden Tage der Lärm wieder begann, wurden 
wieder 30 Abgeordnete polizeilich entfernt und meh
rere für eine Reihe von Sitzungen ausgeschlossen. 
Als diese in der Nachmittagssitzung trotzdem er
schienen, wurden sie entfernt, worauf die Opposi
tion wieder den Saal verließ. In der nächsten Sit
zung am 7. wiederholten sich die Ausweisungen, 
und danach schoß der auf 30 Sitzungen ausgeschlos
sene Abg. Novacs zweimal auf den Präsidenten, 
ohne ihn zu treffen, und verletzte sich dann selbst 
schwer durch Schüsse. Graf Tisza blieb sehr 
ruhig und setzte nach kurzer Unterbrechung die Sit
zung fort. In der Nachmittagssitzung wurden die 
ausgewiesenen Abgeordneten nochmals entfernt, von 
nun an wurden sie von der Polizei nicht mehr in 
das Haus zugelassen, worauf die gesamte Opposi
tion wegblieb. Nachdem das Abgeordnetenhaus die 
übrigen Vorlagen und außerdem eine verschärfte 
Geschäftsordnung angenommen hatte, wurde es am 
((. vertagt, um die zustimmenden Beschlüsse des 
Magnatenhauses abzuwarten, und als diese erfolgt 
waren, wurde die Session am 27. geschlossen. Die 
Leiter des Präsidiums hatten am (2. in Schönbrunn 

den üblichen Vorstellungsbesuch gemacht, wobei 
Kaiser Franz Josef seine Anerkennung ihrer 
Ausopferung und ihres Mutes bei der Wiederher- 
stellung der Arbeitsfähigkeit des Abgeordnetenhauses 
aussprach. Die Opposition hatte sich ihr Schicksal 
selbst zugezogen und vor aller Welt lächerlich ge
macht. Ihre bis zum letzten Tage wiederholten 
versuche, durch den Polizeikordon in das Haus zu 
dringen, interessierte bald keinen Menschen mehr, 
und in der ganzen Bevölkerung, die den parlamen
tarischen Unfug satt hatte, erhob sich kaum eine 
Stimme für sie. vereinzelte Krawalle in einigen 
Städten gingen von den Sozialdemokraten aus und 
galten dem allgemeinen Wahlrecht. Einigen An
hängern der angestrebten magyarischen Adelsrepublik 
war das in den Verhältnissen liegende Überwiegen 
der Krone nicht recht, aber nur 33 stimmten im 
Magnatenhause gegen die Wehrreform. Daß Graf 
Tisza den rohen Gewalttätigkeiten des einen Fünf
tels des Abgeordnetenhauses eine überlegene Ge
walt anwandte, war ganz in der Ordnung, mid ver
einzelte Klagen der internationalen demokratischen 
presse über „Herabwürdigung des Parlaments" 
waren gegenstandlos, denn ein Parlament ist nur 
unwürdig, wenn es die ihm obliegenden verfassungs
mäßigen Pflichten nicht zu erfüllen vermag.

Mit seinem durch die parlamentarische Lage er
zwungenen Husarenstreich hat Graf Tisza die seit 
dreizehn Jahren unterbrochene Politik D e a k s und 
Andrassys wieder hergestellt, die das Heil Un
garns im Zusammengehen mit der Krone sahen. 
Ungarn war dabei gut gefahren, war zum entschei
denden Faktor in der Monarchie geworden, aber 
jetzt so weit gesunken gewesen, daß selbst das wegen 
seiner chronischen Zerfahrenheit einzig dastehende 
Wiener Abgeordnetenhaus überlegen erschien. Abg. 
Justh hatte die Naivität, dem Kaiser in einem 
Schreiben um eine Entscheidung darüber zu ersuchen, 
ob er die Geheimratswürde behalten dürfe, nach
dem er aus dem Abgeordnetenhause in entwürdi
gender Weise ausgewiesen worden sei. Über eine 
Antwort verlautete nichts. Nun trat die Wahl
reform in den Vordergrund. Über die Pläne der 
Regierung erfuhr man wenig, Dr. v. L u k a c s 
hatte am (5. August von einer Bevorzugung der 
„Intelligenz" gesprochen, was Kenner mit magya
rischer Sprachkenntnis übersetzten. Die Opposition 
schnaubte Rache gegen Tisza und L u k a c s, war 
aber verblüfft, als letzterer Anfang September den 
Stephansorden erhielt. Nun sollte nur noch Tisza 
fort, ein Friedensangebot des Ministerpräsidenten 
wurde abgelehnt. Die erste Sitzung im Abgeord
netenhause am (7. September begann darum mit 
Höllenlärm und verlief ergebnislos, schließlich wur
den die spektakulierenden Oxpositionsmitglieder rück
sichtslos aus dem Saale entfernt. 2(m nächsten 
Tage kam es sogar zum Handgemenge. Die Wahl 
in die Delegation konnte aber vollzogen werden, 
und das Haus wurde vertagt. Abends demon
strierten Studenten und Arbeiter; die Polizei schritt 
kräftig ein, da auf sie geschossen wurde, und es gab 
über 20 Schwerverwundete. Die Demonstration war 
zwar gegen die Regierung gerichtet, aber nicht für 
die Opposition, deren Würdelosigkeit niemand be
geistern konnte. Die gleiche beschämende Erfahrung 
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mußte sie auch iti Wien erleben, wo sie am 23. 
aus ihrer Demonstrationsfahrt gegen die ungarische 
Delegation kaum bei den Sozialdemokraten Beach
tung fand. Ls darf schließlich nicht unerwähnt blei
ben, daß bei den Skandalszenen im Abgeordneten
hause auch der Ruf: Ls lebe die Republik! ver
nommen wurde. Als nach Schluß der Delegationen 
in Wien das Abgeordnetenhaus am 30. Oktober 
wieder versammelt wurde, verhinderte die Polizei 
den Ausgewiesenen den Zutritt. Ls kamen nur 
geringfügige Demonstrationen vor, die die Oppo
sitionspresse vergeblich aufzubauschen suchte, Auch 
die Delegationssitzungen in Budapest wurden wirk
sam gegen das Eindringen der Opposition geschützt, 
die in Versammlungen großtönende Beschlüsse gegen 
die äußere und innere Politik faßte. Das erst am 
25. November seine eigentliche Tätigkeit ausneh
mende Abgeordnetenhaus erledigte in rascher Be
ratung das Budget und die drei auch im Wiener 
Neichsrate angenommenen Kriegsleistungsgesetze für 
den Mobilisierungsfall. Die Opposition nahm nicht 
teil, da mehrere versuche der Ausgewiesenen, in 
das Haus einzudringen, verhindert worden waren. 
2lm Jahresschlüsse veröffentlichte die Regierung 
ihren Wahlgesetzentwurf, der wohl die Zahl der 
Wähler erheblich vermehrte, aber nichts weniger 
als das allgemeine Wahlrecht bringt, dagegen eine 
magyarische Mehrheit für alle Zukunft sichert. Der 
Balkankrieg und die Kriegsgefahr übten nur einen 
geringen Einfluß auf die Tätigkeit des Kaufes ans.

Zn Kroatien hatte sich der Banus Dr. 
v. T o m a t s ch i t s ch zwei Zahre vergeblich bemüht, 
verfassungsmäßige Zustände herzustellen. Aber 
weder sein anfängliches Kompromiß mit der serbisch
kroatischen Koalition noch zweiinalige Landtags- 
wahlen hatten ihm einen Erfolg gebracht. Er er
hielt am $. Januar den Sektionschef L u v a y 
v. Z v a n s k y als Nachfolger, was durchaus keinen 
Systemwechsel bedeutete. Der Konflikt war $08 
entstanden, weil das ungarische „große" Ministerium 
die Magyarisierung der kroatischen Eisenbahnbeam
ten durchsetzte. Seitdein hatte im Landtag die Op
position die Oberhand und kämpfte ganz nach dem 
Muster der ungarischen Opposition. Sie war nach 
und nach ganz in den Strudel der südslawischen 
Selbständigkeitsbewegung geraten. Die Regierung 
des Grafen K h u e n hatte zu viel mit der eigenen 
Opposition zu tun, als daß sie sich hätte viel mit 
versöhnenden Schritten in Kroatien beschäftigen kön
nen. Dadurch hatte sich die Lage verschlimmert, 
und die Kroaten glichen jetzt vollkommen den Polen 
und strebten, natürlich auch unter patriotischer Maske, 
ein großes kroatisch-serbisches Reich an, einerlei wo 
Österreich-Ungarn dabei bleibe. Es war hohe Zeit, 
daß etwas geschah, und unter den kroatischen Wün
schen befand sich manches, was ein wohlbegründeter 
Anspruch des Landes war, ohne das verfassungs
mäßige Verhältnis zu Ungarn oder zur Gesamt- 
rnonarchie zu berühren. Die Magyaren kennen aber 
bloß Freiheit für sich, für andere den Zwang. 
T u v a y begann mit Schließung der Universität, 
Maßregelung der Zeitungen rc., wodurch die Ver
hältnisse noch unhaltbarer wurden. Linen Tag vor 
dem verfassungsmäßigen Termin der Wahlaus
schreibung für den Landtag, wurde am 3. April 

T u v a y zum königlichen Kommissär ernannt, die 
Verfassung aufgehoben und die Versammlungs
freiheit aufs äußerste beschränkt. Die Maßregel 
richtete sich gegen die südslawische (angeblich tria- 
listische) Agitation, ihre Zweckmäßigkeit wurde aber 
außerhalb Ungarns bezweifelt, u. a. auch vom Gra
fen S t ü r g k h am (8. im Wiener Abgeordneten
hause. Die Lrbitterung nahm zu, ein Gymnasiast 
3 u f i c 5 schoß am 7. Juni auf T u v ay, ver
wundete aber nur den neben ihm fahrenden Sek
tionschef Hervoi cs tödlich. Der königliche Kom
missär v. T u v a y erstattete Ansang September dem 
Kaiser in 3M?l Bericht, wurde aber der Tradition 
entgegen nicht zur Tafel gezogen. Der Balkankrieg 
belebte die südslawische Agitation^ aufs neue, aber 
auch die in den Hintergrund. gedrängten loyalen 
Serbo-Kroaten. Sie brachten durch Deputationen 
aus dem ganzen Lande am 2\. November Herrn 
v. T u v a y eine großartige Vertrauenserklärung, 
die zugleich dem Kaiser galt. Linige Tage vorher 
hatte Dr. v. L u k a c s in Budapest erklärt, der 
kroatische Landtag werde sofort einbernfen werden, 
wenn seine Mehrheit nicht mehr die Lostrennung 
von Ungarn verlange.

Bosnien.
3m Vorjahre war das jüngste parlamentarische 

Kind der Monarchie, der bosnische Landtag, etwas 
unsanft nach Hause geschickt worden, weil er wohl 
schon obstruieren, aber noch nicht parlamentarisch 
verhandeln gelernt hatte. Die großkroatische digi
tation machte sich breit, wollte die deutsche innere 
Amtssprache abschaffen und veranstaltete am (8. Fe
bruar in Serajewo eine Demonstration gegen Un
garn. Schüsse fielen, durch die ein Gymnasiast töd
lich verwundet wurde, Polizei und Militär mußten 
Ordnung machen. Der Landtag, nach des Barons 
Burian Ansicht auf Grund des religiösen Kata
sters gewählt, hat sich nicht bewährt. Die ortho
doxen Serben stehen den verbündeten katholischen 
Kroaten und Muselmanen gegenüber, beide Grup
pen stark genug, die Absichten der anderen zu ver
eiteln, aber jede unfähig zum eigenen Schaffen. 
Der neue Minister Dr. v. Biliński wollte es 
mit einer sogenannten Arbeitsmehrheit versuchen, 
indem er ein an sich viel begehrtes Lisenbahnbau- 
programm entwickelte, aber die Beschränktheit der 
Abgeordneten schrak vor der Höhe des Landes
beitrags zurück, das gegenseitige Mißtrauen tat das 
Übrige. 3a, wenn die Regierung ihnen die Bahn 
schenkte! Als höchste Weisheit erschien ihnen, der 
Regierung gar nichts zu bewilligen, und sie lehnten 
das Budget ab. Anfang April trat in der Leitung 
der Landesregierung eine wichtige Veränderung ein : 
Der militärische Landeschef wurde auch tatsächlich 
Leiter der Zivilverwaltung. Der Landeschef, Armee- 
inspektor potior ek, gilt als ein besonders be
fähigter Mann nicht bloß auf militärischem Gebiete, 
von dem man viel erwartet, von Vorteil ist auch, 
daß er direkt dem Monarchen und nicht dem ge
meinsamen Ministerium unterstellt ist. Der Land
tag hatte ans irgend welchen Gründen einen Zivil
chef gewünscht. Lnde 3uni war es Dr. v. B i- 
liński doch gelungen, seine Arbeitsmehrheit zu 
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bilden, aber bloß auf ein paar Tage, dann wurden 
die Verhandlungen abgebrochen und der Landtag, 
der schon seit zwei Zlloimten nichts gearbeitet hatte, 
vertagt. Der Balkankrieg griff tief in das partei- 
leben des Landes ein. Die Serben nahmen in 
dem am 2. Oktober wieder versammelten Landtage 
offen für die Forderungen des Königreiches Serbien 
und gegen Österreich Partei. Das veranlaßte am 
(9- November die Muselmanen, die sich bisher mit 
der österreichischen Herrschaft noch wenig ausge
söhnt hatten, zu einer großartigen Kundgebung für 
Österreich-Ungarn und den Kaiser Franz Josef.

General Tonrad von Lsötzendorf, 
Chef brs Generalstabes der österr.-ungar. Armee.

Der Landtag nahm ein Gesetz an, nach dem binnen 
(6 Jahren 600 neue Volksschulen und eine Reihe 
von Mittelschulen gebaut werden sollen. Auch die 
Eisenbahnvorlage wurde mit großer Mehrheit an
genommen. Da aber die Iungserben, wohl beein
flußt durch den Balkankrieg, zu obstruieren be
gannen und bei den gemäßigten Serben, die bisher 
zur Arbeitsmehrheit gehört hatten, Unterstützung 
fanden, wurde der Landtag ain (8. Dezember un
erwartet durch kaiserlichen Erlaß vertagt, bevor er 
das Budget durchberaten hatte. Die Ursache lag 
wohl vorwiegend in der Zunahme der serbischen 
Agitation. Die Abgeordneten bedauerten besonders 
den Verlust der Taggelder von (5 Kronen, die 
sie seit November vorigen Jahres bezogen hatten, 
obschon der Landtag meist vertagt war und vor 
Oktober nichts geleistet hatte.

Die Reichsverteidigung.
„Neues wird eingeführt, erhalten aber bleibt 

der treue herrliche Geist, der stets unsere Armee 

in hervorragendem Maße ausgezeichnet hat." Die
sen bemerkenswerten Ausspruch tat am 27. Juni 
bei der Beratung der Ivehrreform im Herrenhause 
der Fürst o. F ü r st e n b e r g und kennzeichnete da
mit treffend die gegenwärtige Lage. Die Mon
archie erhält durch die Reform endlich eine Mehr- 
macht, die sie wieder auf die Höhe des gegen
wärtigen allgemeinen Rüstungsstandes erhebt und 
ihrer Stellung nach außen und als Bundesmacht 
wieder die volle Ivucht verleiht. Zwanzig Zahre 
betrug der Friedensstand rund (8.000 Gagisten, 
270.000 Mann und 5^.000 Pferde, die inner

politischen Verhältnisse ermöglichten nicht, die 
Rekrutenziffer auch nur um einen Mann zu er
höhen. Meitgehende technische und wissenschaft
liche Fortschritte hatten in diesem Zeitraum auch 
für Neuformationen in den Dienst der Armee 
gestellt werden müssen, die aber nur durch Ab
kommandierungen aus den bestehenden Trup
penkörpern gedeckt werden konnten. Das Resul
tat war eine weitgehende Schwächung, vor allem 
der ersten taktischen Einheit, der Kompagnie. 
Das Heer begann zu „verdorren". Der Re
krutenstand für Heer und Flotte wird nun von 
(9V( ab (59-500 Mann betragen, für die Land
wehr (samt den eine Sonderstellung einnehmen
den Kontingenten für Tirol und Vorarlberg) 
von (9(7 ab 28.000 Mann, und ungefähr eben
so viel für die Honved. Die Gesamtstärke wird 
dann also rund ^50.000 Mann betragen, etwa 
(0/0 der Bevölkerung, etwas weniger wie in 
Deutschland nach der neuen lvehrreform, be
deutend weniger wie in Frankreich, von den 
bedeutenden Erhöhungen wird eine Reihe von 
organisatorischen Veränderungen bedingt, u. a. 
die Heranziehung eines Berufsunteroffiziers- 
korps, die Verschärfung des Linjährigenprivi- 
legiums und der teilweise Ivegfall der Ersatz
reserve. von großer Bedeutung ist auch die 
neue Militärstrafprozeßordnung, die ein moder
nes Verfahren mit Öffentlichkeit, Mündlichkeit, 
freier Beweiswürdigung und selbst Verteidigung 
durch Ziviladvokaten bringt. Der unparlamen
tarischen und unpolitischen Haltung der un

garischen Opposition ist es zu danken, daß beim 
Durchsetzen der Vorlage als Verhandlungssprache 
die Dienstsprache — also die deutsche — durchging, 
wogegen diese Opposition ein Jahrzehnt wütend 
gekämpft hat. Das ist übrigens weniger für die 
deutsche Sprache als für die Einheitlichkeit der Ar
mee von Belang. Die Heeresverwaltung hat be
reits für die Arbeiten, die zur Durchführung der 
heiß ersehnten lvehrreform nötig sind, den größten 
Eifer entwickelt, den der Erzherzog-Thronfolger 
beseelte.

Am (. Oktober bestand die Friedensstärke der 
Armee aus 28.570 Offizieren, 385.000 Unteroffi
zieren und Mannschaften sowie 76.^80 Pferden. Der 
neue Kriegsminister FZM. v. K r o b a t i n ist der 
genaueste Kenner des Heeresorganismus, der Ge
neralstabschef G. d. 3· T 0 n r ad v. Götzen dorf 
ist wieder auf seinem Platze, von Neuorganisa
tionen verdient Erwähnung die Errichtung von Rad
fahrerkompagnien bei vier Zägerbataillonen, bei 
denen zu diesem Zwecke die vierte Kompagnie pro- 
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visorisch aufgelöst wurde. Jede Radfahrerkompagnie 
hat drei Züge Wahrer und einen Maschinengewehr- 
zug. Bei der Infanterie- und Iägertruppe wur
den 2\ Maschinengewehrabteilungen neu aufgestellt. 
Die Trainbataillone der Gebirgsformationen in 
Bosnien und Dalmatien beschaffen in Zukunft bei 
Mobilisierungen alle Truppentrains selbst und 
erhalten hiezu ein schwaches Bataillonstrainkader. 
Die Gebirgsartillerieabteilungen in Bosnien wur
den unter einem Brigadekommando vereinigt. In 
Budapest und in Lemberg wurde je ein Ravallerie- 
divisionskommando errichtet. An Stelle der bis
herigen neun schweren Haubitzdivisionen wurden 

schwere Haubitzdivisionen, zunächst zu zwei Bat
terien, als erste Etappe der beabsichtigten Umge
staltung der schweren Feldartillerie, gebildet. Für 
Tirol wurden zwei neue Festungsartilleriebataillone 
(Nr. 6 und ?) errichtet. Die (5 Pionierbataillone 
wurden (zunächst) in acht Pionier- und Sappeur
bataillone, erstere für den Wasser-, letztere für den 
Landdienst, umgebildet. Das Eisenbahn- und Tele
graphenregiment wurde in ein Eisenbahnregiment 
und ein Telegraphenregiment (vorläufig en cadre) 
getrennt, das Flugfeld für Luftschiffer bei Fischamend 
wurde erweitert, bei Görz ein zweites errichtet. 
Außerdem wurden verschiedene, nicht unwesentliche 
Umänderungen im Automobil-, Train- und Sani
tätswesen durchgeführt und eine Neugruppierung 
der Landwehrgebirgstruppen vorgenommen. Der 
Entwurf eines neuen Felddienstreglements wurde 
zunächst zur Erprobung eingeführt. Es ist ersicht
lich, daß die Mehrzahl dieser an sich kleinen Ver
änderungen die Vorstufe für größere Organisationen 
bei Durchführung der Wehrreform bildet.

Die großen Manöver fanden vom 9· bis 
V$. September in dem ausgesprochenen Flachlande 
östlich der Theiß in einem infolge der hohen Mais
bestände wenig übersichtlichem Terrain statt. Die 
Oberleitung führte wieder der Thronfolger Erz
herzog Franz Ferdinand. Die Leistungen der 
Führer und Truppen befriedigten durchaus voll
kommen, und manche neue Erfahrungen in bezug 
auf die Ausnützung der modernen Technik für die 
Zwecke des Heeres wurden gesammelt. Trotz' der 
ungünstigen Witterung vollbrachten die Flieger
offiziere Leistungen, die des höchsten Lobes wert 
sind und auch im Armeebefehl des Erzherzog-Thron
folgers besonders warm anerkannt wurden. Ein 
großes Zeitungsgeschreibsel entstand wegen des an
geblich vorzeitigen Abschlusses des Manövers, den 
man auf innerpolitische Gründe, auf die beabsichtigte 
Anwesenheit des Erzherzogs beim eucharistischen 
Kongreß rc. zurückzuführen suchte, von offiziöser 
Seite wurden überzeugende militärische Gründe da
für angeführt, warum für den vierten Manöver
tag nur der Abtransport der Truppen vorgesehen 
war. Für einen etwaigen vorzeitigen Abbruch dürf
ten übrigens weniger die angeführten Gründe, als 
das herannahende Balkangewitter in Frage kom
men, für das das Fernhalten der Truppen von 
ihrem Mobilisierungsort nicht zweckmäßig sein konnte, 
von großer Bedeutung war wieder die Tatsache, 
daß die Honvedoffiziere nicht deutsch konnten, wor
aus sich Unzulänglichkeiten entwickelten.

Das Jahr (9(2 war für die Flotte von denk- 
3ahrbuch der Weltgeschichte.

würdiger Bedeutung. Ls brachte ihr nicht nur die 
ersten der Neuzeit entsprechenden Schisse, sondern 
der Ausgang des italienisch-türkischen Krieges um 
Lybien ließ auch den einfachsten Mann nicht dar
über in Zweifel, daß die Erwerbung eines so an
sehnlichen Kolonialgebietes nur möglich gewesen 
war, weil Italien die See beherrschte. Die Nutz
anwendung lag auf der Hand, alle größeren Fragen 
der Gegenwart und Zukunft werden nur für den 
günstig entschieden werden, der die Herrschaft zur 
See allein oder durch Bündnisse behauptet. Für 
letztere muß man natürlich einen erheblichen Macht
beitrag beistellen, sonst bleibt man bündnisunfähig

(pbot. 3· harküny, Wien.) 

Vizeadmiral Anton Hans.

und ist keine Großmacht. Auch Griechenland hätte 
sich nicht am Balkankriege beteiligen können, wenn 
die Türkei eine angemessene Flotte besessen hätte. 
Obgleich in den letzten Jahren für die österreichisch- 
ungarische Marine viel geschehen ist, so darf doch 
nicht verschwiegen werden, daß sie den Anforde
rungen der politischen Lage noch keineswegs ent
spricht; genug, daß sie aus dem Stadium langjähri
ger Vernachlässigung heraus ist. Sie hat, wie die 
deutsche in Kaiser U) ilhelm, im Erzherzog- 
Thronfolger einen Förderer gebraucht. Und es ist 
rasch vorwärts gegangen.

Ein wesentlicher Fortschritt des Jahres ist die 
Errichtung eines Flotteninspektorats, das die Ein
heitlichkeit der Ausbildung, aber auch der Führung 
in eine Hand bringt, ein in unserer Zeit plötzlicher 
Kriegsausbrüche höchst wertvoller Vorteil. Vize
admiral Haus wurde am (0. Juni zum Flotten
inspektor ernannt. Die Schaffung der neuen Stel
lung war auch darum nötig, weil der Marinekom- 
maiidant als Thef der Marinefektion dauernd an 
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Wien gefesselt ist und höchstens kurze Inspektions
reisen vornehmen, ja selbst bei 'der Mobilisierung 
nicht sofort die Führung der Flotte übernehmen 
kann. Ende September trat der erste Dreadnought 
,,Viribus unitis“ nach ausgezeichnet bestandenen 
Probefahrten in die Front, der zweite, „Teget- 
thoff", verließ die Werft am 2\. März und 
befindet sich in der Ausrüstung, der dritte lief am 
30. November in Triest vom Stapel und wurde 
von der Erzherzogin Marie T h r i st i n e „Prinz 
Lugen" getauft, der vierte wird im Juli nächsten 
Jahres folgen. Gewisse in der presse behauptete 
Mängel beim Bau dieser Schiffsklasse sind unwesent
lich und pflegen in anderen Marinen bei neuen 
Schiffstypen in viel höherem Maße vorzukommen. 
Die Aufbauschung dieses ganz nebensächlichen Um
standes leitete ihren Ursprung wohl nur aus gewissen 
industriellen Konkurrenzverhältnissen her. Außer 
den genannten Dreadnoughts sind im Laufe des 
Jahres noch die kleinen (35Ą0 Tonnen) Rapid- 
kreuzer „Saida" und „Helgoland", sowie drei Tor
pedobootjäger vom Stapel gelaufen. Nach der Er
klärung des Marinechefs Grafen Montecuccoli 
in den Delegationen find die dringenden Ersatzbauten 
für die Schiffe der Monarchklasse auf das Jahr 
W5 verschoben worden, was für die Flotte bedauer
lich, wenn auch wohl in den Umständen begründet 
ist. Eine dringende Erneuerung bedarf auch die 
Donauflotille, deren sechs Monitore Anfang Dezem
ber mobilisiert wurden und auch ihre Schuldigkeit 
taten, aber leider gänzlich veraltet sind. Trotz allem 
leisten alle Teile der Flotte Tüchtiges, was Erz
herzog Franz Ferdinand nach den Manövern 
wiederholt anerkannte. Als eigenartige Anerkennung 
darf auch das plötzliche lebhafte Interesse der Eng
länder für die österreichisch-ungarische Flotte ange
sehen werden, denn der Stolz der Briten beachtet 
nur das, wovor er Achtung empfindet.

Handel und Verkehr.
Österreich-Ungarn bildet ein so eigenartiges, 

in sich abgeschlossenes Wirtschaftsgebiet, daß es von 
den guten und schlimmen Vorgängen auf dem Welt
märkte nur wenig, und dann meist erst spät, berührt 
wird und feine Perioden des Aufschwungs oder der 
Krisen für sich hat. Die einseitige Entwicklung des 
Exports fast ausschließlich nach den Balkanländern 
und der Levante wirkte infolge der dortigen poli
tischen Ereignisse viel verderblicher als im übrigen 
Europa, von der Wirtschaftskrise vor vier Jahren 
hatten sich jene europäischen Länder, Deutschland 
voran, sowie die Vereinigten Staaten erholt, auch 
Österreich-Ungarn wurde davon beeinflußt, stählte 
feine Kräfte und schickte sich zu neuer großer 
Arbeit an. Der italienisch-türkische Krieg und die 
unsichere Lage in der Türkei hatten wohl Verluste 
gebracht, aber nur einzelne Gewerbszweige heim
gesucht. Noch im Zeichen der aufsteigenden Kon
junktur der letzten Jahre, wo Geld- und Waren
kredit so leicht gegeben und genommen wurde, 
brach schon in der Mitte des Jahres der Rückschlag 
herein, der indessen nicht gefährlich erschien. Erst 
der Ausbruch des Balkankrieges hat im Wirtschafts
leben schwere Verheerungen angerichtet. Das Mo

ratorium der Balkanstaaten hat in erster Linie die 
Textilindustrie hart getroffen, aber auch alle anderen 
Kreise der Industrie, die am Export nach den Balkan
ländern beteiligt sind, wurden berührt. Der Export 
riß plötzlich ab, und durch das Moratorium der 
Balkankönigreiche wurden dort alle Außenstände un
sicher und für längere Zeit uneinbringlich. Na
mentlich in der Textilindustrie mußten Betriebs- 
beschrankungen durchgeführt werden, und alle 
Neben- und bsilfsindustrien wurden in Mitleiden
schaft gezogen. Die Unsicherheit infolge des Balkan
krieges hatte auch eine plötzliche Einschränkung des 
Inlandkonfums zur Folge, worunter schließlich fast 
alle Industrien zu leiden hatten. Dazu kam noch 
der — wie in der ganzen Weit — sehr hochstehende 
Zinsfuß, und selbst zu den höchsten Zinsen war 
Geld kaum zu erlangen. In besonders kritischer 
Lage befanden sich am Jahresende mehrere tsche
chische Bank- und Fabrikunternehmungen, denn man 
war in den letzten Jahren wenig sorgfältig bei 
nationalen Neugründungen vorgegangen, und auch 
die staatlichen Aufsichtsbehörden hatten bei Spar
kassen, Genossenschaften rc. ihre Pflicht zu milde 
geübt. Eine große wirtschaftliche Gefahr bildete 
die plötzliche und an manchen Orten geradezu stür
mische Zurückziehung der Sparkasseneinlagen. Das 
kleine Geldspekulantentum hatte den Leuten nament
lich in Galizien die törichtsten Kriegsgerüchte beige
bracht, u. a. auch, daß der Staat im Kriege diese 
Gelder einziehen würde. Die Spekulanten sorgten 
natürlich dafür, daß die abgehobenen Gelder nicht 
in den Strumpf gesteckt, sondern ihnen zum Auf- 
heben gegeben wurden. Bei den hohen Zinssätzen 
war ja damit viel zu verdienen.

In Galizien und in der Bukowina waren unter 
dem Eindruck der von der Presse noch gesteigerten 
Kriegsfurcht diese Zustande so arg geworden, daß 
die Regierung und die österreichisch-ungarische Bank 
eingreifen mußten, um auch die besser situierten 
kaufmännischen und industriellen Unternehmungen 
vor Krisen zu bewahren. Unter diesen Verhältnissen 
wurde der Lärm, mit dem der Niederbruch einer 
beschränkten Anzahl von schlecht fundierten Firmen 
in der Öffentlichkeit behandelt wurde, in selbst maß
gebenden französischen und russischen Zeitungen zu 
einer Krise der gesamten österreichischen Volkswirt
schaft aufgebauscht. Das konnte wohl sogar die 
energische Haltung der äußeren Politik der Mon
archie beeinträchtigen, war aber durchaus nicht in 
den Verhältnissen begründet. Im allgemeinen hat
ten sich handel und Industrie wahrend der gün
stigen Konjunktur der letzten Jahre hinreichend ge
stärkt, um die jetzige, hauptsächlich durch die äußere 
politische Lage hervorgerufene verlustreiche Episode 
aushalten zu können. Denn im Kerne ist die Volks
wirtschaft Österreich-Ungarns gesund. Als gegen 
Jahresschluß die politischen Wolken eine klarere 
Gestalt annahmen, wurde auch die 2luffaffung ruhi
ger. Die industriellen Bereinigungen wehrten sich 
energisch gegen die Flaumacherei gewisser Kreise. 
Dabei stellte es sich auch heraus, daß der größere 
Teil der Industrie reichliche Bestellungen habe, daß 
die abflauende Konjunktur sich bessere und daß die 
Absatzstockung infolge des Krieges durch vermehrte 
militärische Lieferungen Ersatz gefunden habe. Ein-
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Seine Industriezweige sind freilich notleidend ge
blieben, und die noch unsichere politische Lage hat 
keine gefestete Besserung aufkommen lassen. Der
gleichen muß eben ertragen werden und wird durch 
die übliche „Raunzerei" nicht besser. So steht es 
auch mit der Teuerung, die einen noch nicht genügend 
in ihren Ursachen erklärten internationalen Tharakter 
hat, was freilich die raunzende presse und die ebenso 
raunzenden volksfreunde innerhalb wie außerhalb 
des Parlaments entweder nicht wissen oder als ihnen 
nicht zweckdienlich verschweigen. Tin ganzes Jahr 
hindurch hat man darüber in den Blättern und im 
Abgeordnetenhause geschrieben und geredet, Partei- 
und Regierungshetze getrieben, ohne der Bevölke
rung die geringste Erleichterung zu bringen. Als 
ganzes Ergebnis hat man schließlich unter dem 
Motto „was kein verstand der verständigen sieht" 
die Lösung der Regierung zugeschoben: in Resolu
tionen, von denen feder einzelne weiß, daß sie nicht 
durchzuführen sind. Besser wie alle Raunzerei wäre 
die ernste Mahnung zum Zusammenhalten, zum ge
meinsamen Erträgen der ohne nachweisliche Schuld 
eingetretenen Lage gewesen. Auf diesem Wege 
wäre wohl auch eher manches Mittel zur Linde
rung und Befriedigung gefunden worden. Aber 
die volksfreunde griffen lieber zu der bequemeren 
Methode, die schon der Theaterdirektor im „Faust" 
kannte: „Sucht nur die Menschen zu verwirren, 
sie zu befriedigen, ist schwer."

verschiedenes.
Im Juli wurde das Resultat der Volks

zählung für Österreich von (9(0 veröffentlicht. 
Die Gesamtbevölkerung der österreichischen Reichs
hälfte ist seit (900 von 25,632.805 auf 27,953.872 
(um 9 090/0) gestiegen, im vorhergehenden Jahr
zehnt hatte die Zunahme 9'2°/o betragen. Ls ge
hörten 9,950.266 der deutschen, 6,<(35.983 der tsche
chischen, ^,967.98^ der polnischen, 3,5(8.85^ der 
ruthenischen, (,252.9^0 der serbokratischen, 783.53^ 
der italienischen, 275.((5 der rumänischen und (O.97Ą 
der magyarischen Umgangssprache an, die sich so 
ziemlich mit der Nationalität deckt. Die Deutschen 
haben sich von 9A?O.95O auf 9,950.266 (850/0), 
die Tschechen um 8 07°/o, die Polen um (7 V(o/o, 
die Ruthenen nur um Ą·350/0, die Italiener um 
5‘680/ü, die Slowenen um 5O^°/o vermehrt. Der 
Fortschritt der Deutschen würde erheblich größer 
sein, wenn nicht in Galicien die Zahl der Deutsch
sprechenden von 2(1.752 auf 90-((Ą zurückgegangen 
wäre, was sich in der Hauptsache aus dem auf die 
Juden ausgeübten polnischen Druck erklären läßt. 
Damit hängt auch die auffällig große Zunahme 
der Polen und die geringe der Ruthenen zusammen. 
Stark ist das Anwachsen der alpenländischen Deut
schen, in den Sudetenländern zeigt sich ein geringer 
Rückgang der prozentuellen Zunahme, der in Schle
sien durch den Zustrom polnischer und tschechischer 
Bergarbeiter bedingt ist. Die Minoritäten sind fast 
überall zurückgegangen, so die Tschechen in Wien 
von 6 69 auf 5 37o/o.

Infolge eines Unglücksfalles verschied in Mün
chen am 3. Januar der ehemalige langjährige 
Obersthofmeister der Kaiserin Elisabeth, Graf 

Franz Bellegarde, im 80. Lebensjahre. Er 
war von (889 bis (89^ Obersthofmeister der Kron
prinzessinwitwe Erzherzogin Stephanie und dann 
Obersthofmeister der Kaiserin Elisabeth.

Nach längerer Krankheit starb am 30. Januar 
in Wien der einst vielgenannte Politiker, zuletzt 
Ackerbauminister im Kabinett Beck, Dr. Alfred 
E b e n h 0 ch. Er war ein ausgesprochener Kon
servativer, gründete (895 die katholische Volkspartei 
und war zuletzt ein Führer der Thristlichsozialen. 
wegen seines ehrenhaften Charakters wurde er auch 
von den politischen Gegnern geschätzt.

Am 8. März wurde in Prag im Alter von 
kaum 52 Jahren das Herrenhausmitglied Dr. Wen
zel S k a r d a aus dem Leben abberufen. Er ge
hörte seit (89^ dem böhmischen Landtag an, war 
Mitglied des Landesausschusses und Vorsitzender des 
tschechischen Landtagklubs. Um die Ausgleichsver
handlungen hat er sich mit ernstem wollen bemüht.

In seinem Jagdhaus bei Trieben in Steier
mark verschied unerwartet am (^. Mai das Herren- 
hausmitglied Dr. Karl Frhr. v. T h i a r i, 63 Jahre 
alt. Er war Gutsbesitzer und Industrieller und 
gehörte dem Industrierate, dem Eisenbahnrate und 
dem Kuratorium des Handelsmuseums an. von 
(897 bis (9(( Mitglied des Abgeordnetenhauses, 
lehnte er dann jede Wiederwahl ab und wurde 
ins Herrenhaus berufen. Auch von da aus blieb 
er die leitende Seele des Deutschen Nationalverban
des und war aus guten Gründen Gegner parla
mentarischer Ministerien, im übrigen ein bewährter 
Vermittler der leidigen Gegensätze und ein eifriger 
Förderer der praktischen nationalen Arbeit.

Der Ackerbauminister Dr. Albin B r a f ver
schied am (. Juli gerade während des Sokolfestes 
in Rostok bei Prag infolge eines längeren Leidens 
im 62. Lebensjahre. Er war ein namhafter Na
tionalökonom und schon im Ministerium B i e n e r t h 
einmal Ackerbauminister gewesen. Seiner Partei
stellung nach gehörte er wie sein verstorbener 
Schwiegervater Rieger den Alttschechen an und 
war dem Ausgleich mit den Deutschen zugeneigt.

Im Alter von 8( Jahren ist auf seinem Tus- 
kulum bei Görz am 3(. August ein hochverdienter 
Diplomat, der ehemalige Botschafter Österreich- 
Ungarns in Konstantinopel, Graf (salice, ge
storben. Schon der Umstand, daß er diesen Bot
schafterposten über ein Vierteljahrhundert beklei
dete, ist ein Beweis für die Verdienste, die er sich 
um das Reich erworben hat.

Am 20. August schied der Kardinal Erzbischof 
von Erlau Dr. Josef S a m a s s a aus dem Leben. 
Er war einer der bedeutendsten Kirchenfürsten Un
garns, der anerkannte Führer der ungarischen Ka
tholiken, politisch ein Vertreter der Politik D e a k s 
und ein treuer Anhänger des Gemeinsamkeitsver
hältnisses mit Österreich. Sein Nachfolger wurde 
Erzbischof T s e r n 0 ch von Kalocsa.

Der (857 geborene frühere Handelsminister 
Dr. Frhr. v. Rößler starb am (2. Dezember in 
Wien nach langem Leiden, wegen dessen er schon 
int September von seinem Amte zurückgetreten war. 
Er hatte während feiner ganzen Dienstzeit dem Han
delsministerium angehört und als Sektionschef bei 

b-
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dem Abschluß der neuen Handelsverträge und noch 
mehr bei dem wirtschaftlichen Ausgleich mit Ungarn 
große Lrfolge erzielt.

Der frühere ungarische Unterrichtsminister 
Graf Albin T s aky v. Körösszegh verschied 
am (5. Dezember in Budapest, 7( Jahre alt. Lr 

war ein tüchtiger Verwaltungsbeamter, nahm an 
der Reform der Verwaltung und des Magnaten- 
hauses tätigen Anteil und führte als Kultusminister 
die Reform der kirchenpolitischen Gesetzgebung und 
die Einführung der Zivilehe durch. Zuletzt war er 
Präsident des Magnatenhauses.

Italien.
ie für keiir anderes Land hat das Jahr 
(9(2 für Italien einen in jeder Be
ziehung glücklichen Verlauf genommen. 

Der Friede von Lausanne hat das langjährige Seh
nen nach einer ttutzbaren Kolonie in Afrika gestillt 
und dem Lande in aller Form rechtens die Herrschaft 
über Tripolis gebracht. Auch dabei hat Italiens 
hergebrachtes Glück sich bewährt, denn wieder hat 
auswärtige Mitwirkung seinen Bestrebungen den Tr- 
folg gesichert, indem der Überfall der Balkanstaaten 
die Pforte nötigte, das kleinere Übel zu wählen und 
ihre bjoheitsrechte auf Tripolis aufzugeben. Der 
nur wenige ins Auge fallende Lrfolge bringende 
und sich unerwünscht in die Länge ziehende Krieg 
beeinflußte das gesamte innere und äußere politische 
Leben, denn die Bevölkerung war fast ohne Aus
nahme mit ganzer Seele dabei. Der zwar nicht 
eingestandene, aber doch auf allen lastende Druck, 
daß Italien nicht so recht für voll angesehen werde, 
weil sein Lmporsteigen auffällig durch die Leistun
gen anderer gefördert worden war, drängte nach 
dem Beweise, daß es nicht so sei, daß Italien auch 
aus eigener Kraft Großes vollbringen könne. Und 
weil es in Lybien nicht in der gehofften Weise 
vorwärts ging, wurde man nervös. Tine fast feind
selige Stimmung gegen das Ausland, namentlich 
auch gegen die Verbündeten Deutschland und Öster- 
reich-Ungarn, machte sich in der öffentlichen Meinung 
geltend, denn das einmütige Nationalgefühl war 
ungemein empfindlich gegen die ausländische Kritik 
der Leistungen des Heeres. Man übersah dabei in 
Italien, daß wie in Deutschland so auch in Öster
reich-Ungarn die großen und verbreitetsten Blätter 
gar nicht das wirkliche Volksempfinden vertreten, 
ihm sogar vollständig fremd und bloß Geschäfts
blätter sind, die die Vorgänge des In- und Aus
lands ausschließlich vom Standpunkt der Sensation 
aus behandeln und zurechtschneiden.

Übrigens haben auch schon früher in Italien 
häufig genug die presse und selbst das Parlament 
gegen den deutschen und den österreichischen Bundes
genossen genörgelt. Man hat in den betroffenen 
Staaten solchen Stimmen niemals viel Gewicht bei
gelegt, und der Zwang der wirklichen Interessen 
hat sich auch immer stärker gezeigt als der in den 
Zeitungen sich breitmachende Dilettantismus un
kontrollierbarer Stimmungen. So war es auch 
diesmal. Tin diplomatischer Streit mit Frankreich 
wegen der Durchsuchung einiger französischer Schiffe 
durch italienische Kriegsdampfer wurde von Paris 
aus in recht spitzigen Formen und mit der nament
lich in früherer Zeit üblichen Geringschätzung Ita

liens geführt. Die Folge davon war, daß die Be
gegnung des Königs mit dem Deutschen Kaiser in 
Venedig schon wieder mit großer Freude begrüßt 
wurde. Daß Frankreich und Tngland den Trwerb 
von Tripolis nicht gern sahen, war ohnehin ersicht
lich, und als im September das französische Ge
schwader aus dem Kanal nach dem Mittelmeer ver
legt wurde und dazu verlautete, daß dort Tngland 
und Frankreich eine Vormachtstellung beanspruchten, 
da sah doch in Italien jedermann ein, wo seine 
wahren Freunde sitzen, daß es in dieser Lage zu 
Österreich-Ungarn gehöre und zum Dreibrund halten 
müsse. Die Verlängerung desselben wurde darum 
auch mit allgemeiner Zustimmung ausgenommen, und 
der innige Zusammenhalt mit Österreich-Ungarn in 
der Balkankrise war die Folge davon. Mit kräftiger 
und geschickter bjaud verstand G i ο I i 11 i den na
tionalen Aufschwung auch zur Durchführung seines 
Reformprogramms zu benutzen. Die Erweiterung 
des Wahlrechtes, das Staatsmonopol für die Le
bensversicherung, eine Reform der Strafprozeßord
nung, Schiffahrtssubventionen ic. wurden fast ohne 
Widerspruch durchgeführt, denn ein in der äußeren 
Politik befriedigtes Volk pflegt einig und rasch zu 
handeln.

Der tripolitanische Krieg.
Der Beginn des Jahres sah das Land seit 

Monaten in den Krieg gegen die Türkei um Tri
polis verwickelt, der nicht, wie viele geglaubt hatten, 
ein einfacher militärischer Spaziergang, sondern ein 
opfervolles und langwieriges Unternehmen gewor
den war. Man war trotz Flotte, Kanonen, Regi
mentern und Flugdrachen nach einem halben Jahre 
nicht erheblich weitergekommen als am Anfang, saß 
am Küstensaume und verteidigte sich gegen Türken 
und Araber, die über Tunis und Ägypten reichlich 
mit Munition versorgt wurden. Militärisch war 
man nicht weiter gelangt als bis zur Besetzung der 
lybischen Häfen von Tripolis bis Tabruk, und die 
über 100.000 Mann starke Okkupationsarmee hielt 
sich gegen die vereinzelten, aber oft wiederholten 
Angriffe hinter einem wall von Feldbefestigungen, 
die nur eine schmale Küstenzone gegen das Hinter
land abschloß und noch im Bereiche der Geschütze 
der Flotte lag. Dieser Zustand dauerte bis in den 
August hinein ziemlich unverändert fort. Italien 
hatte int Bewußtsein seiner europäischen Verantwort
lichkeit und getreu seinem Versprechen vermieden, 
den Krieg nach der Küste des Balkans hinüber- 
zufpielen. Unterdessen wußte die Flotte durch die 
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Beherrschung des Mittelmeeres und weiter durch 
die Besetzung von f3 Inseln im Ägäischen Meere 
jeden türkischen Zuzug von Menschen, Massen und 
Munition nach den afrikanischen Küsten vollkommen 
fernzuhalten. Die Insel Nhodus war schon am 

April besetzt worden. Line kühne Fahrt der 
Torpedoboote am s9- Juli in die Dardanellen war 
lediglich ein verwegener Streich. Als militärische 
Erfolge verdient bloß die Besetzung von Masurata 
am 9· Juli und die Eroberung von Zuara am 
5. August Erwähnung. Mehr wurde durch diploma
tische Vorstellungen in paris und London erreicht. 
Der Kontrebandenschmnggel über die tunesische und 
ägyptische Grenze ging infolgedessen zurück, und die 
Lage der muselmanischen Verteidiger wurde schließ
lich trotz aller Tapferkeit unhaltbar. Enver Bey 
gab sich zwar große Mühe und ließ auch in der 
ihm zugänglichen presse noch mehr davon reden, 
aber ein Widerstand im großen Stile war doch 
nicht mehr ins Werk zu setzen. In Italien war 
man von dem langsamen Fortgang der Operationen 
wenig erbaut, der Oberkommandierende General 
L a n e v a kehrte am 28. August nach Rom zurück, 
die Generäle pccori-Giraldo und G e st a l- 
dello wurden abberufen, und auch dem tapferen 
Admiral Aubry, der Anfang März mitten in seiner 
Tätigkeit einem alten Leiden erlag, wurde unver
dientermaßen Unentschlossenheit nachgesagt, was 
hätte er bei der diplomatischen Beschränkung des 
Kriegsschauplatzes zur See mehr leisten sollen?

Die zunehmende Erkenntnis in der Türkei, daß 
an ein erfolgreiches Zurückwerfen der Italiener doch 
nicht mehr zu denken sei, und auf der anderen Seite 
die wachsende Kriegsmüdigkeit der Italiener sowie 
die Unmöglichkeit, das Land tatsächlich schneller zu 
erorbern, führte auf beiden Seiten zur Geneigtheit 
zum Frieden. Die Verhandlungen darüber wurden 
zu Ouchy am Genfer See zunächst sehr geheim, 
dann aber öffentlich geführt und gediehen nach denl 
Ausbruch des Balkankrieges am ^8. Oktober zum 
raschen Abschluß. Die Unterzeichnung erfolgte in 
Lausanne. Der Frieden brachte eigentlich alles, was 
Italien in der Souveränitätserklärung vom 5. Nov. 
I9U als Zweck seines Tripoliskrieges angekündigt 
hatte. Die für einen Kriegshafen sehr brauchbare 
Solumbai hatte sich freilich England zum Mißbeha
gen Italiens schon von der pforte für Ägypten 
abtreten lassen, auch hatten die Franzosen die Ver
wirrung benutzt, um auf einige ihnen gelegene Gasen 
im Hinterlands die Hand zu legen. Die Türkei er
hielt Zugeständnisse in religiöser und nationaler Be
ziehung, die nur im italienischen Interesse lagen, 
außerdem eine Entschädigung von 50 Millionen Lire. 
Daß infolge des Vorgehens der Balkanstaaten die 
Feindschaft zwischen Italien und der Türkei gar nicht 
mehr so groß war, bewies dessen Gefälligkeit, zu
nächst die besetzten ägäischen Inseln nicht zu räu
men, die die Türkei gegen Griechenland nicht hätte 
verteidigen können. Als ausreichender Vorwand 
diente, daß die Türkei einen punkt der Friedens
bestimmungen, die Heimführung der türkischen Trup
pen aus Tripolis, nicht vollzogen habe. Da das 
während des Krieges überhaupt nicht zu bewerk
stelligen ist, so bleiben einstweilen die Inseln in der 
Hand Italiens. Das geschieht unzweifelhaft auch 

im Sinne der Mächte, die sich die schließliche Ord
nung der Balkangebietsfragen nicht von den vier 
Balkankönigen vorschreiben lassen wollen. Der 
Friedensvertrag wurde am Dezember von der 
italienischen Kammer mit 335 gegen Stimmen 
angenommen. Die Opposition bestand lediglich aus 
Schwärmern für die Balkanstaaten und suchte für 
diese auch in der presse Stimmung zu machen. Ende 
Oktober wurde mit Frankreich ein Übereinkommen 
über Lybien und Marokko abgeschlossen, das gegen
seitige Rechtsgleichheit und Meistbegünstigung aus
spricht. Es handelt sich dabei lediglich um die 
Ausführung des Mittelmeervertrages von $08 zwi
schen Frankreich und Italien über die nun tatsächlich 
erworbenen Gebiete. Die Geflissentlichkeit der 
französischen Blätter, daraus eine intime Freund
schaft zwischen beiden Mächten herleiten zu wellen, 
ist keineswegs in den Tatsachen begründet. Italien 
hat bei der weiteren Besetzung Lybiens nach dem 
Frieden keine besonderen Schwierigkeiten mehr ge
funden und wird nun zeigen müssen, was es als 
Kolonialstaat zu leisten vermag. An Menschen
material dafür fehlt es ihm nicht.

Das politische Jahr.
Rach mehr als halbjähriger pause wurden die 

Kammern erst am 22. Februar wieder eröffnet. 
Bei seiner sicheren Parlamentsmehrheit hätte G i o- 
litti, der überhaupt kein großer Freund der 
Kammerreden ist, wohl noch länger gewartet, aber 
nicht nur Sozialdemokraten und Republikaner, son
dern auch Mitglieder der Mehrheit hatten Reden 
auf dem Herzen und drängten auf die Eröffnung 
des Parlaments, obgleich die Regierung gern eine 
günstige Wendung in Tripolis abgewartet hätte. 
Sehr zu statten kam ihr die günstige Finanzlage. 
Der Schatzminister Tedesco hatte am 7. Januar 
die üblichen Mitteilungen gemacht, aus denen her
vorging, daß die Kriegskosten aus den Überschüssen 
gedeckt werden könnten und im neuen Budget reich
liche Aufwendungen für alle Zweige der Verwal
tung neu eingestellt werden würden. Unerfreulich 
war dagegen die diplomatische Schlappe, die sich 
die Regierung in paris wegen der Beschlagnahme 
der französischen Dampfer „Tarthage" und „Ma- 
nouba" geholt hatte. Trotz alles Sträubens hatte 
sie Frankreich in allen punkten nachgeben müssen. 
Die nicht französelnde Presse war darüber empört 
und wollte von Frankophilie und Gefühlspolitik 
nichts mehr wissen, um so mehr da Österreich-Ungarn 
wegen der Beschlagnahme des Lloyddampfers „Bre
genz" viel rücksichtsvoller aufgetreten war. Der 
Regierung hatte auch das wenig geschadet, und 
selbst der nicht sehr aussichtsvolle Stand der Dinge 
in Tripolis erschien kaum bedenklich, da die Regie
rung nur getan hatte, was in den letzten Sitzungen 
der vorigen Sommertagung als allgemeiner Wunsch 
ausgesprochen worden war. Mehrfach war auf 
Tripolitanien direkt hingewiesen worden, und Graf 
Foscari hatte ausgerufen: „Das neue Italien 
möge seine ruhmreichen Überlieferungen nicht ver
gessen und daran denken, daß das Mittelmeer einst
mals unser Meer gewesen ist." Unter diesen Um
ständen war es natürlich, daß die nicht der Re
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gierungsmehrheit angehörenden Deputierten 5 o n= 
Txiiio, £u 5α 11 i, S alandro und Martini er
klärten, während der Dauer des Krieges Gottes
frieden halten zu wollen, und selbst B i s s o l a t i, 
der Führer des einen sozialdemokratischen Flügels, 
stand aus demselben Standpunkte. Für das weitere 
sorgte das Regisseurtalent G i o l i t t i s. Die Er- 
össnung erfolgte bei überfülltem Lsause, und daran 
schloß sich unter lautem Leifall und Hochrufen eine 
feierliche Kundgebung für Heer und Flotte. Der 
Präsident Marcora, das älteste Mitglied £ a- 
cava, der Kriegsminister Springardi und der 
Marineminister G a 1 t o l i c o hielten begeisterte Re
den. Als sich G i o l i t t i zum Reden erhob, wurde 
ihm eine großartige, langdauernde Kundgebung zu 
teil. 311 ganz gleicher weise verlief der Vorgang 
im Senat, nur hatte er noch einen deutlicheren mon
archischen Anstrich.

Giolitti hatte unter stürmischem Beifall 
einen Gesetzentwurf über die Gültigkeitserklärung 
der Souveränitätserklärung über Tripolis vom 
5. November eingebracht. Damit war der Re
gierung ein großer parlamentarischer Erfolg sicher, 
wurde die gehobene nationale Stimmung erhalten 
und der Regierung ein neuer Rechtstitel in die Hand 
gegeben, den die militärische und diplomatische £age 
noch nicht vollkommen rechtfertigte. Die Annexion 
wurde in der Kammer fast ohne Opposition mit 
^40 gegen 36 Stimmen, im Senat einstimmig gut
geheißen. Nun begann die Beratung des £ebens- 
versicherungs-Monopolgesetzes, das in der Sommer
session unter mancherlei Schwierigkeiten nur über 
die erste £esung gebracht worden war, jetzt aber 
unter der verschärften nationalen Stimmung gegen 
das Ausland günstigere Aussichten hatte. Ts wurde 
schon am 2. März in der Kammer mit 266 gegen 
?9 Stimmen angenommen. Dann begann die 
Budgetberatung. Die italienische Kammer pflegt 
ebenso wie viele andere Parlamente die Zeit mit 
überflüssigen Reden zu vergeuden, dafür aber, wenn 
die Zeit drängt, fleißig bis übereilt zu arbeiten. 
Umfangreiche Budgettitel sind schon wiederholt bin
nen wenigen Stunden erledigt worden. Diesmal 
wurde unter dem Drucke G i 0 l i t t i s im Galopp
tempo gearbeitet. Auf den Wortlaut der Geschäfts
ordnung wurde dabei gar nicht geachtet, auch nicht 
darauf, ob bereits die Beschlüsse der Budgetkommis
sion vorlagen. So wurde u. a. das Heeresbudget 
erledigt, ohne den Referenten pais abzuwarten, 
der nach Tripolis gereist war, um sich für seinen 
Bericht erst zu informieren. Inzwischen verfehlte 
der Kriegsminister Springardi nicht, die na
tionale Stimmung aufzufrischen, indem er am 
|3. März die Kammer zu einer Dankkundgebung für 
die Armee wegen der siegreichen Gefechte bei Horns 
am 27. Februar und bei Derna am 5. und 6. März 
entflammte. Als am März, dem Geburtstage 
seines Vaters, König Viktor Emanuel mit der 
Königin zur Seelenmesse im Pantheon fuhr, schoß 
ein verkommenes Individuum, der Anarchist Dalba, 
mehrere Revolverschüsse auf ihn ab, ohne ihn zu 
treffen, verwundete aber den Major £ a n g der 
Kürassiereskorte schwer. Das Volk wollte den Meu
chelmörder totschlagen und bereitete deni Königs
paar auf der Rückfahrt zum Ouirinal begeisterte 

Ovationen. Nachmittags wurden die £äden ge
schlossen, die Bevölkerung vereinigte sich zu einem 
großartigen Huldigungszug nach dem Ouirinal, und 
das Königspaar niußte unter überschwänglichen 
Hochrufen dreimal auf dem Balkon erscheinen. Die 
Kammer vertagte ihre Sitzung und begab sich mit 
den Ministern in feierlichem Zuge zur Beglückwün
schung ins Königsschloß. Die Volkskundgebungen 
dauerten ununterbrochen fort bis in die späte Nacht.

Der glücklich verlaufene Vorfall erhöhte noch 
die nationale Erregung, die in der Begegnung des 
Königs mit dem Kaiser Wilhelm in Venedig eine 
neue Befriedigung fand. Die Presse wandte sich 
stolz gegen die ausländischen Blätter, die den Ita
lienern Hoffnungen auf eine Friedensvermittlung 
des Deutschen Kaisers angedichtet hatten. Marchese 
di San Giuliano konnte am 28. März bei 
der Beratung seines Ressorts jede Äußerung über 
die politische £age als dermalen unangebracht ab
lehnen, und die Kammer vertagte sich am 30. bis 
zum 30. April. Am 3H März eröffnete der König 
mit der Königin in Nom die ausländischen Abtei
lungen der Hygieneausstellung, der Herzog von 
Genua am 23. April die internationale Kunst
ausstellung in Venedig und vertrat auch dort den 
König am 25. bei der Einweihung des wiedererbau
ten Campanile di San Marco. Nach den Oster
ferien begann nach Erledigung des Budgets die 
Kammer die Beratung der Wahlreform, die auch 
Analphabeten das Wahlrecht gibt und die Zahl 
der Wähler auf acht Millionen erhöht. Giolitti 
hofft dadurch, die Cliquenwirtschaft bei den Wahlen 
und in der Kammer zu brechen, und die Abgeord
neten, von denen die Hälfte nicht sicher war, ob 
sie danach wiedergewählt werden würden, fügten 
sich auch hier dem Drucke der Regierung und nah
men das Gesetz am 25. Mai mit 28H gegen 62 
Stimmen an; die zahlreichen Abänderungsanträge 
und Gegenentwürfe waren abgelehnt worden. G i 0- 
litti beantragte nun die Errichtung eines Kolo- 
nialministeriums. Darin lag wieder eine nationale 
Demonstration gegen die Gerüchtefabrikation der 
ausländischen presse, die von einer Friedensvermitt
lung mit Aufrechterhaltung der Souveränität des 
Sultans in Tripolis u. dgl. fabelte. Ein besonderes 
Kolonialministerium ließ keinen Zweifel darüber, 
daß Italien seine ursprünglichen Absichten auf Tri
polis nicht aufgeben wolle. Die Kammer bewil
ligte das Kolonialministerium am 2\. Juni mit 209 
gegen 22 Stimmen, genehmigte am 2Ą. auch den 
seit ^909 in der Schwebe gelassenen Vertrag mit 
Deutschland und der Schweiz über den Rückkauf der 
Gotthardtbahn mit f6s gegen Ą3 Stimmen und ging 
am folgenden Tage in die Ferien. Der Senat nahm 
nach eingehender Beratung, in die Giolitti mehr
fach eingriff, am 29. mit s3s gegen $9 Stimmen 
die Wahlreform in der Fassung der Kammer an, 
ebenso am [. Juli das Kolonialministerium ein
stimmig, und vertagte sich ebenfalls. Mitte Juli 
gab es lebhafte Erörterungen in den Zeitungen 
wegen eines neuen Mittelmeerabkommens zwischen 
Italien, Frankreich und England. £ondoner Blät
ter hatten von der Beteiligung Italiens an den 
Verhandlungen gesprochen, was aber von italie
nischer Seite bestritten wurde. Da der ganzen Sache 
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nur das Streben Englands zu Grunde lag, freie 
Hand im Norden gegen Deutschland zu bekommen, 
so konnte Italien kein Interesse dafür haben.

Trotz der zunehmenden Neigung für den Dreibund 
begleitete die italienische presse die Reise des franzö
sischen Ministerpräsidenten Poincare nach Peters
burg int August mit auffallender Sympathie. Sie hoffte 
nämlich davon eine Bekehrung Frankreichs znr rus
sischen Balkanpolitik, die den Italienern günstig war. 
Rußland allein war geneigt, mit der Pforte ein 
ernstes Wort wegen des Friedens zu reden, außer
dem war feine Stellungnahme zu den wirren auf 
der Balkanhalbinsel der italienischen ungefähr gleich. 
Um so unangenehmer war man vier Wochen dar
auf berührt von der Bereinigung der französischen 
Flotte int Mittelmeer, die offenbar int Einverständnis 
mit England und Rußland erfolgt war und die 
Anbahnung einer französischen Vorherrschaft int 
Rlittelmeer bedeutete. Die Maßregel sah während 
des ttoch fortdauernden Krieges mit der Türkei be
sonders unfreundlich aus, gegen die Berechtigung 
Frankreichs ließ sich aber nichts einwenden. Das 
lange Zaudern mit der Anerkennung des Friedens 
von Lausanne in paris war in Italien auch nicht ohne 
Befremden ausgenommen worden. Um so größeren 
Eindruck tnachte der in diese Zeit fallende Besuch des 
Grasen B e r ch t o l d in Italien, um so mehr, da 
die Ereignisse auf dem Balkan eine ganz unerwartete 
Wendung nahmen. Darüber hatte man mit Öster
reich-Ungarn ein festes Übereinkommen, hinter dem 
auch Deutschland stand. Trotz der im Volke infolge 
des Krieges um Tripolis noch bestehenden Sym
pathien für die Balkanköttigreiche beschloß die Re
gierung, ihre Stellung als Großmacht wahrzuneh
men, sich tticht vom Konzert der Mächte auszu- 
schließen und vor allem die sichere Stütze des Drei- 
bunds noch stärker zu machen. So kam nach dem 
Besuche des Ministers des Äußern in Berlin die 
unveränderte Verlängerung dieses Bündnisses lange 
vor dem Ablauf zu stände. Inzwischen war mit 
Frankreich das bereits erwähnte, rein formelle Ab
kommen über Marokko und Tripolis vereinbart 
worden.

Am 2\. November war zum Kolonialminister 
der Abgeordnete piętro Bertolini, der sich um 
den Friedensschluß von Lausanne sehr verdient ge
macht hatte, ernannt worden. Die am 26. wieder 
eröffnete Kammer nahm zunächst die Mitteilung 
der Dokumente über den Friedensschluß mit lang
anhaltendem Beifall und lebhaften Kundgebungen 
für Heer, Flotte und Diplomatie auf, ebenso der 
Senat. Die Abgeordneten zeigten nicht die geringste 
Neigung, die seit Wochen betriebene Agitation der 
Sozialdemokraten und Irredentisten sowie der im 
Sinne der die österreichische Konkurrenz fürchtenden 
Geschäftsleute schreibenden Presse gegen Österreich- 
Ungarn und die Dreibundpolitik der Regierung mit
zumachen. Die angekündigte große parlamenta
rische Demonstration siel aus, und die ganze Agita
tion verrann im Sande. G i 0 li 11i ließ gegen 
die Straßenunruhen von Studenten, Gymnasiasten ic. 
in einigen Städten energisch einschreiten, der Re
publikaner B a r z i l a i, der einst als österreichischer 
Militärflüchtling nach Italien gekommen ist, sah 
sich als hervorragender Anstifter der Agitation ge

zwungen, aus der partei auszutreten und fein Man
dat niederzulegen. Auch die Agitation der in Ita
lien wohnenden Albanesen für ein unabhängiges 
Albanien war von guter Wirkung gegen die künstlich 
erzeugte Begeisterung für die Balkanslawen. Trotz
dem hielt es der wiedergewählte B a r z i l a i am 
s8. Dezember für angebracht, wegen der Erneuerung 
des Dreibunds zu interpellieren. Er deutete an, 
Deutschland habe nur Österreich-Ungarn als Vor
mund gedient, aber Italien in Lybien im Stiche 
gelassen. Dem Marchese di San Giuliano fiel 
es nicht schwer, in einer kurzen, aber entschiedenen 
Erklärung der Politik der Regierung zu rechtfertigen. 
21 iit Ausnahme der alleräußersten Linken zollte ihm 
das Haus lebhaften Beifall. Im übrigen arbeitete 
die Kammer ebenso ruhig wie in der vorigen Ses
sion. Schatzminister Tedesco war in der Lage, 
am 7. Dezember wieder ein ungemein günstiges 
Budget vorzulegen, von den 5^7 Millionen Kriegs
kosten konnten 205 aus den Ersparnissen, der Nest 
soll durch Schatzscheine, die in sechs Jahren ein
zulösen sind, gedeckt werden. Nach dem Friedens
schluß hatte König Viktor Emanuel dem Mi
nisterpräsidenten G i 0 l i 11 i für feine erfolgreiche 
Politik in einem ungemein anerkennenden Hand
schreiben gedankt und die Friedensunterhändler Ber- 
tolini, Fusinato und v 0 l p i zu bevollmächtig
ten Ministern ernannt.

Armee und Alarme.

In Italien war man stolz auf die Leistungen 
der Armee in Nordafrika und mit Recht erbittert 
über die abfälligen Kritiken der ausländischen Zei
tungen von meist wenig sachverständiger Seite. Im 
ganzen waren doch die Erfolge unter Führern wie 
Mannschaften gänzlich unbekannten Verhältnissen 
sehr anerkennenswert. Der Krieg hatte alle Re
organisationsarbeiten ins Stocken gebracht, und sie 
mußten nun unter wesentlich veränderter Sachlage 
neu begonnen werden. Die Hauptsache war dabei 
die endgültige Besetzung des erworbenen nordafri
kanischen Gebietes. Die Zeitungen wußten darüber 
allerlei zu berichten, aber wenig Zuverlässiges. Die 
phantasievollen Berichterstatter waren sich meist nicht 
einmal über den Unterschied zwischen Division und 
Armeekorps klar, was in Zukunft die Gestaltung 
der Lage in Tripolis dauernd erfordern wird, läßt 
sich noch gar nicht übersehen, vorläufig nimmt 
man die Errichtung je einer Division für Tripolis 
und für die Tyrenaika in Aussicht. Außerdem wird 
die Aufstellung eines neuen (^3.) Armeekorps unter 
Teilung des weitläufigen Militärbezirkes von Bo
logna in Aussicht genommen. Für die funkentelegra
phische Verbindung mit Tripolis ist bereits gesorgt 
worden. Obgleich die Flugzeuge im Kriege nicht 
allen überschwänglichen Erwartungen entsprochen 
haben, wendet sich doch der Flugtechnik das leb
hafteste Interesse zu. Line Vereinigung zu Gunsten 
einer Luftflotte hatte sich gebildet, und König v i k- 
10 r Emanuel hat sich mit einem Beitrag von 
OO.OOO Lire beteiligt. Obgleich Italien leistungs
fähige Militärluftschiffe eigener Konstruktion besitzt, 
hat man doch mit dem für den Krieg erworbenen 
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parfevalballon so gute Erfahrungen gemacht, daß 
schon im Sommer ein zweiter bestellt worden ist.

Für die Flotte gelten als leitende Gesichts
punkte die neu entstandene Rivalität mit Frankreich 
um die Stellung im Riittelmeer und die Notwen
digkeit, samt den ausgedehnten Rüsten des Rlutter- 
landes auch das neu erworbene tripolitanische Ge
biet zu schützen. Dadurch greift Italien auch in 
die englischen Interessensphäre in bezug auf den 
Suezkanal ein, und es begreift sich aus dieser Sach
lage von selbst, daß es von dem Dreierverbande, 
dem es vorher bedenklich zuneigte, abrückt und sich 
ernsthaft dem Dreibunde zuwendet. Im Bunde mit 
Hsterreich-Ungarn vermag Italien seine Ziele im 
Mittelmeer wohl zu erreichen. Von den Neubauten 
wurde im Sommer das Linienschiff „Dante Alighieri" 
fertig, ihm folgten die Dreadnoughts „Tonte di 
Gavour", „Giulio Cesare" und „Leonardo da Vinci". 
Sie haben eine Wasserverdrängung von 22.000 
Tonnen und eine Schwerarmierung von dreizehn 
30 5 Zentim.-Geschützen. Im Sommer (9(^ werden 
„Duilio" und „Doria" folgen, die sich durch eine 
etwas stärkere Panzerung und stärkere Rlittelartil- 
lerie (sechzehn (5 Zentimeter-Geschütze) unterschei
den. Für die späteren Linienschiffsneubauten hatte 
die Admiralität Schiffe zu 35.000 Tonnen geplant, 
doch scheint man der hohen Rosten wegen auf 28.000 
Tonnen bei Ausrüstung mit zehn 38 5 Zentimeter- 
Geschützen zurückgegangen zu sein. Die Absicht, eine 
Linienschiffsflotte zu schaffen, der Frankreich mit 
seinem veralteten, wenn auch neuerdings aufge
frischten Flottenmaterial und seinem langsamen 
Schiffsbau im Nachteil bleiben muß, liegt auf der 
Hand, ebenso daß Italien mit der Aufstellung eines 
neuen Flottenplanes vorgehen wird, nach dem es 
(920 mit (Österreich-Ungarn zusammen ebenso viel 
Dreadnoughts besitzen wird, als Frankreich bis da
hin bauen will und kann. Große Panzerkreuzer 
will man nicht bauen, dagegen soll zu den im Bau 
begriffenen drei geschützten kleinen Rreuzern (Scouts) 
noch ein vierter auf Riel gelegt werden, der gegen 
7000 Tonnen halten soll. Für die Auffrischung 
der im Kriege stark mitgenommenen Torpedoboote 
sind zwölf Millionen ausgeworfen, wofür Zerstörer 
von 9OO Tonnen mit Motorbetrieb und 32 Knoten 
Geschwindigkeit gebaut werden sollen. Außerdem 
sind zehn kleinere Zerstörer und ^0 Torpedoboote 
im Bau begriffen. Die zwölf vorhandenen Unter
seeboote werden um acht vermehrt werden. Die Er
werbung von Tripolis hat zur Folge gehabt, daß 
nun Tarent zu einer großen Seefestung und Flotten
basis ausgebaut wird. Die Befestigungen von Ve
nedig find vollendet, die älteren Fahrzeuge find 
dort durch Küstentorpedoboote ersetzt worden. Der 
Kriegshafen Ancona wird verstärkt und moderni
siert, Brindisi soll dagegen nicht als großer Kriegs
hafen, sondern als Flottenstützpunkt zweiter Klasse 
ausgebaut werden.

verschiedenes.
Italien steht wie Deutschland, (Österreich-Ungarn 

und die Schweiz vor der Erneuerung seiner (9(7 
ablaufenden wichtigsten Handelsverträge und hat 
unbestreitbar die Abficht, sich bei den Neuabschlüssen 

vorzusehen, um vor allen Dingen nicht wieder so 
hereinzusallen wie (9Ο8 bei dem von dem Franzosen
freunde Luzzatti mit Barrsre abgeschlossenen 
Handelsvertrag mit Frankreich, bei dem die Re
publik den dreifachen vorteil gehabt hat. Das po
litische Selbst- und wirtschaftliche Kraftgefühl hat 
sich in Italien in auffälligem Grade entwickelt, und 
es ist ja auch unzweifelhaft eine bemerkenswerte 
Erscheinung, daß der einjährige Krieg dem wirt
schaftlichen Gedeihen kaum einen merklichen Scha
den zugefügt hat. Nur zeitweilig überstieg die Zahl 
der Arbeitslosen die der früheren Jahre. Es ist 
unter diesen Umständen mit Bestimmtheit zu er
warten, daß die auswärtigen Unterhändler bei den 
bevorstehenden Handelsvertragsverhandlungen auf 
ungewöhnliche Schwierigkeiten stoßen werden. Die 
Sorge um die zukünftige Handelspolitik steht im 
Vordergründe, und die Handelswelt fetzte es durch, 
daß die Kammer die Subventionen für die Han
delsschiffahrt nicht bis (933 bewilligen sollte, da
mit das Ergebnis der neuen Handelsverträge mit 
den Konventionen in Einklang gebracht werden 
könne. Die Regierung, die die zwanzigjährige 
Dauer der Konventionen durchsetzen wollte, mußte 
sich schließlich mit zehn Jahren zufrieden geben. 
Die Frage der subventionierten Postschiffahrt hat 
seit (9Ο8 wegen des zwei Jahre später ablaufenden 
Vertrages mit der „Navigazione generale ita- 
liana“ eine verhängnisvolle Rolle gespielt, zwei 
Ministerien sind darüber gestürzt, eines vermochte 
nur ein dürftiges Provisorium durchzusetzen, und 
selbst dem parlamentsgewaltigen G i ο I i 11 i gelang 
es nur unter dem Drucke des Tripoliskrieges mit 
aller Anstrengung ein Gesetz durchzubringen. Es 
erwies sich aber schon nach wenigen Monaten als 
undurchführbar, weil die in Frage kommenden Schiff
fahrtsgesellschaften auf höheren Beträgen bestanden. 
Die Kammer mußte im Dezember der Negierung 
eine erhöhte Summe für die Verhandlungen mit 
den Gesellschaften zur Verfügung stellen. Das Ge
setz verfolgt ausschließlich den Zweck, aus den ita
lienischen Häfen möglichst allen fremden Wett
bewerb durch Begünstigung der heimischen Schiff
fahrt zu verdrängen. Sehr unangenehm für Eng
land ist die neue Bestimmung, daß der Bedarf an 
Kohlen für die Flotte und die Eisenbahnen von 
Mitte (9(3 ab nur auf italienischen Schiffen einge
führt werden darf. Bisher besorgten englische 
Dampfer das einträgliche Geschäft. Der Grundsatz: 
„Italien für die Italiener" wird überall zur Gel
tung gebracht und war auch die Triebfeder beim 
Monopol für die Lebensversicherung.

Als volkswirtschaftliches Ereignis von weit
tragender Bedeutung ist zu erwähnen, daß die große 
Wasserleitung für Apulien vollendet worden ist. 
Ein ausgedehntes Bewässerungssystem soll der dar
niederliegenden Landwirtschaft die Möglichkeit zum 
nutzbaren Betriebe verschaffen, wie es schon in längst 
vergangenen Zeiten der Fall war, und soll der 
unendlichen Verarmung der Bevölkerung steuern.

Das Jahresende sah das merkwürdige Schau
spiel eines Börsenstreiks. Es ist schon in den frühe
ren Jahren auf das schamlose Treiben der italie
nischen Börsenspekulation hingewiesen worden, die 
sich niemals scheute, für ihre Zwecke auch die dem 
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Lande nachteiligsten Gerüchte auszustreuen, Aber 
nach dem ersten gescheiterten Gesetze unter dem Mi
nisterium Ming h e 11i im Jahre s87^ hat es die 
Börse durch ihren Einfluß stets dahin gebracht, 
jede Reform zu vereiteln. Erst G i o l i t t i unter
nahm es s9O8, durch Erhöhung der Kaution der 
Börsenmakler von 25.000 auf ^00.000 Lire dem 
Publikum größere Garantien zu verschaffen. Der 
Gesetzentwurf war damals im Senat stecken geblie
ben, und G i o l i 11 i brachte ihn jetzt wieder ein. 
Da diesmal am Zustandekommen niemand zweifeln 
konnte, benutzte die Börse eine abfällige Äußerung 
G i o l i 11 i s, um am J8. Dezember den Streik zu 
erklären. Da aber G i o l i 11 i die Kammer bis 
zum 6. Februar J9V5 vertagte, wurde es den Börsen
maklern unmöglich gemacht, den Streik solange 
durchzuhalten.

Auf ihrem Schlosse Strefa am Lago Maggiore 
starb am August die Herzogin Elisabeth 
von Genua im Alter von 82 Jahren. Sie war 
eilte geborene Prinzessin von Sächselt, vertnählte 
sich s850 mit dem Herzog Ferdinand von Ge
nua, der 1855 starb, und dann morgattatisch mit 
dem Marchese Rapallo. Sie war seit 1882 
Witwe; ihre Tochter erster Ehe ist die Königin
witwe Margherita. Die verstorbene war in 
der königlichen Familie sehr beliebt und beim Volke 
populär.

Der vollendete Typus des italienischen Par
lamentariers, der ehemalige Minister Pietro L a- 
cava, schied am 26. Dezentber im 78. Jahre in 
Rom aus dem Leben. Kls Verfolgter der ehe
maligen Regieruttg von Neapel wurde er schon 
mit 30 Zähren in die Kammer gewählt, der er 
Ą7 Jahre angehörte. Eigentlich niemals bedeutend, 
nahm er doch als Abgeordneter wie zeitweiliger 
Mittister wegen seiner Ehrenhaftigkeit, Vielseitigkeit 
und politischen Gewandtheit immer eine sehr ange
sehene Stellung ein, ohne daß sich irgend eine dau
ernde Einrichtung im Lande an seinen Namen 
knüpft.

Vatikanisches.
Bei Beurteiluilg päpstlicher Erlässe und Kund

gebungen der letzten Jahre ist auf vielen Seiten 
die Meinung zu Tage getreten, Papst Pius X. re
giere die Kirche nicht selbständig, sondern befinde 
sich gewissermaßen in den Händen intransigenter 
Kardinäle, wie M e r r y d e l v a l u. a., die wieder 
die Werkzeuge von Jesuiten und kirchlichen Stre
bern seien. Dem ist aber nicht so, und der Papst 
hat sich in einem Schreiben vom f. November und 
späteren öffentlichen Aussprachen selbst entschieden 
dagegen ausgesprochen und seine Selbständigkeit be
hauptet. Das ist auch vollkommen richtig, und doch 
hat die obige Ansicht eine gewisse Berechtigung. 
Pius X. will bei allen seinen Handlungen das 
Wohl der Kirche und der gesamten Menschheit, 
aber er kennt aus eigener Erfahrung nur die Ver
hältnisse in Italien. In allen anderen Dingen 
ist er auf das Urteil und die Berichterstattung seiner 
Umgebung angewiesen. Aber diese Herren kennen 
selbst höchstens die romanischen Länder, bemessen 
danach auch die Verhältnisse der Katholiken nörd

lich der Alpen und verstehen <im wenigsten die 
ziemlich schwierige Lage ihrer Glaubensgenossen in 
Deutschland, das ihnen aus nationalen Gründen 
unsympathisch ist und als Sitz des Protestantismus 
geradezu verdächtig erscheint. Daraus erklären sich 
die stets Aufsehen erregenden Erlässe der letzten 
Jahre, die ja für Italien und auch die übrigen 
romanischen Länder passen mögen, den deutschen 
Katholiken aber in der Regel nur Schwierigkeiten 
bereiten und sie in Zwiespalt zwischen ihren natio
nalen Pflichten und ihrer treuen Anhänglichkeit an 
Papst und Kirche bringen. Die Herren in Nom 
haben keinen rechten Begriff von der tiefinnerlichen 
Religiosität der deutschen Katholiken, die sich nicht 
wie die Romanen an der bloßen Förmlichkeit genügen 
lassen, oder wie die Polen Religion und Kirche 
als Vorspann für ihre nationalen Zwecke verwen
den. In fast allen Fällen haben die deutschen Kir
chenfürsten dann die größten Anstrengungen machen 
müssen, um Milderungen oder die Erklärung durch
zusetzen, daß der betreffende Erlaß für Deutschland 
nicht gelte. Das kann doch dem Ansehen der Kurie 
nicht förderlich sein und könnte vermieden werden, 
wenn die betreffenden Prälaten in Rom ihre natio
nale Abneigung und ihren geistlichen Hochmut so 
weit zu überwinden verständen, um rechtzeitig mit 
dem Vertreter Preußens bei der Kurie Fühlung 
zu nehmen, der doch für solche Zwecke auch da ist. 
Selbst der aufrichtigste Freund der katholischen 
Kirche wird nicht darüber hinwegkommen, daß die 
Kirchenpolitik nach Leo XIII. eine Reihe von Feh
lern beging und in der Hauptsache Mißerfolge er
zielt hat.

Anfang November wurde eine neue Enzyklika 
über die christlichen Gewerkschaften veröffentlicht, 
die im allgemeinen auf ein tolerari posse hinaus- 
licf, nachdem monatelang aus vatikanischen Blättern 
für und wider berichtet worden war. Obgleich 
wiederholt angerufen, handelte die Kurie auch nicht 
gerade klug, in diesen eigentlich nur zwischen der 
Berliner und der Kölner Richtung schwebenden Han
del einzugreifen. Das hätte sie ganz ruhig den 
deutschen Bischöfen überlassen können, die Autorität 
genug besitzen, um solche Streitereien nicht zu arg 
werden zu lassen und auch den nötigen Einblick in 
die Verhältnisse haben. So zog sie sich abermals 
den Vorwurf der Einmischung in deutsche Ange
legenheiten zu, was bis in die höchsten Kreise emp
funden wurde und auch mehrfach in die Parlamente 
gezogen wurde. — Am 2. Dezember wurden die 
Erzbischöfe Dr. N a g l in Wien, Dr. Bauer in 
Glmütz, Los y Macho in Valladolid, A l m a- 
r e z in Sevilla und v. Hornig in veszprim zu 
Kardinälen ernannt. Im verlaufe des Jahres hat
ten sich die Beziehungen der Kurie zu Spanien und 
Portugal wieder freundlicher gestaltet, aber mit 
Frankreich und Rußland war noch alles beim alten 
geblieben. Größeren Einfluß bewahrte die Kurie 
in Italien, wo das Papsttum gewissermaßen als 
nationale Überlieferung gilt, wenn auch die Einheit 
des Staates noch darüber gestellt wird. Allerdings 
hatte die Kurie Schwierigkeiten infolge der Ernen
nung der Bischöfe für Genua und die Abruzzen, 
denen die Regierung das Exequatur nicht erteilen 
wollte mit Rücksicht auf die bevorstehenden Wahlen, 
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für die sie intransigente Bischöfe nicht haben wollte. 
Die Kurie war zum Nachgeben geneigt. Dagegen 
blieb aber der papft dabei, die Teilnahme der 
Klerikalen an den Wahlen zu verhindern, um die 
Bildung einer starken katholischen Partei unmöglich 
zu machen, da deren Beteiligung am Staatslcben 
der Auffassung vom gefangenen und beraubten Papst 

widersprechen würde. Darum wurden auch anfangs 
Dezember fünf katholische Blätter durch einen päpst
lichen Erlaß desavouiert, weil sie für eine freiere 
politische Tätigkeit der Katholiken waren. Dagegen 
hat der papst in Einzelfällen die Beteiligung der 
Katholiken immer gestattet, wenn es galt, eine ultra
radikale Wahl zu verhindern.

Frankreich.
ie wetterwendische Republik hat ausnahms
weise einmal das ganze Jahr hindurch bei 
einem Ministerium ausgehalten. Das 

könnte eine Besserung bedeuten, wenn es so bliebe, 
wenn die anderen nicht immer auch heranwollten. 
Man hatte sich diesmal aber auch keinen theatra-

Raymond poincaré, französischer Ministerpräsident.

lischen Südfranzösen ausgesucht, denen regelmäßig 
der sonst sprühende politische „esprit“ dann aus
geht, wenn es gilt, etwas positives zu schaffen. 
Nein, man hat den Lothringer p o i n c a r é ge
wählt, dem infolge germanischer Blutmischung eine 
Veranlagung zur organisatorischen Arbeit eigen zu 
sein scheint samt Tatkraft und Folgerichtigkeit. Er 
hat auch in der Behandlung seiner Landsleute, also 
in der inneren Politik, im allgemeinen eine glück
liche Hand bewiesen, in der äußeren gelang ihm 
gerade nicht alles nach Wunsch, aber der Vertrag 
mit Spanien über Marokko ist doch zu stande ge
kommen. poincaré wird wohl wissen warum, 
denn er ist ein guter Kenner seiner demokratischen 
Republik und hat selbst eine drastische Skizze dar
über unter dem Titel „Der Tag eines Ministers" 
geschrieben. Er legt u. a. dar, daß nicht die Re
gierung die Herrschaft ausübt, sondern wegen ihrer 
Abhängigkeit vom parlament nur dessen ausfüh
rendes (Organ und von den Launen und Willens
meinungen der Abgeordneten abhängig ist. An an
derer Stelle schildert er, wie sehr der Minister 
den persönlichen wünschen der Abgeordneten nach
geben muß, um sie bei Zufriedenheit zu erhalten. 
„Ls gibt in keinem Kreise Frankreichs einen Be
amten, präfekt, Richter, Ingenieur oder professor 

irgend welcher Art, der seine Existenz nicht dem 
Abgeordneten verdankt. Die Revolution hatte ver
kündet, daß weder ein Teil des Volkes, noch ein 
Individuum sich die Ausübung der Souveränität 
aneignen dürfte. Einige hundert Individuen haben 
sie sich indessen ohne jede falsche Bescheidenheit 
angeeignet, und jeder glaubt, wenn er sich in seinem 
Spiegel sieht, das Bild der Nation darin zu er
blicken." poincaré hat recht, er muß es ja 
auch wissen. So sieht das Bild einer demokratischen 
Republik aus.

Die Franzosen sind stolz darauf, denn sie haben 
nichts besseres, auch keine Aussicht darauf. Sie 
ahnen auch nicht, daß man iin Ausland die Unzu
länglichkeit solcher Vielmännerwirtschaft durchschaut, 
die Republik danach einschätzt und ihre Bündnis
bedürftigkeit nach Kräften ausnützt. Die Begeiste
rung für den britischen Freund hat sich freilich 
schon etwas abgekühlt, man fühlt, daß man nur 
ein Werkzeug britischer Politik gewesen ist und ge
schoben wurde, wann und wohin es ihr paßte. 
Das Verhalten Englands bei den Verhandlungen 
über Marokko kam einer Unterstützung Spaniens 
gleich und entsprach durchaus der britischen Politik. 
Der russische Freund hat in Potsdam jeder Ver
schwörungspolitik gegen Deutschland entsagt, und 
das entspricht wieder der russischen Politik, an der 
Iswolski und sein hetzender panslawistischer An
hang nichts ändern werden. Sollte man das in 
Frankreich nicht ahnen? (0 jawohl, man weiß es 
sogar, ohne es offen zuzugestehen, man empfindet 
es sogar sehr tief, ohne es zu verraten, man fühlt 
sich plötzlich allein, ohne zuverlässigen Freund in 
(Europa, selbst die eingebildete Überlegenheit im 
Flugwesen ist nicht mehr wahr, und die Furcht vor 
den „Prussiens“ beherrscht wieder einmal die Ge
müter. wer sich aber fürchtet, der pfeift, singt oder 
schreit, um es anderen nicht merken zu lassen. Dar
um ist das neue Revanchegeschrei wieder ausge
brochen, alle Franzosen und Französlinge machen 
wieder in sich steigerndem Deutschenhaß, um sich 
gegenseitig Mut einzuflößen. Das ist des pudels 
Kern bei dem neuerlichen Revancherausch, der nur 
Frankreich schaden kann, denn Deutschland hat sich 
bisher trotz aller Gehässigkeit auf französischer Seite 
recht wohl befunden und in seiner fortschreitenden 
Entwicklung den Erbfeind im Westen in allen Be
ziehungen überholt. Hoffentlich hat das neue Re
vanchefieber samt der zugehörigen funkelnagelneuen 
Militärschwärmerei wenigstens die gute Folge, daß 
der antimilitaristische Geist im Heere wieder erstickt
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wird, denn sonst verfällt die Vielmännerherrschaft 
binnen wenigen Jahren der Anarchie.

Das politische Jahr.
Gleich der Anfang des Jahres brachte die 

Bildung eines neuen iTtmifteriums. Überraschend 
schnell kam der Sturz des Kabinetts T a i l l a u x, 
doppelt überraschend, weil nicht wieder als gewerbs
mäßige Stürzerin der Ministerien das Abgeordneten
haus, sondern ausnahmsweise der Senat auftrat. 
Ls war längst bekannt, daß das Ministerium wegen 
des Marokkovertrages mit Deutschland geopfert wer
den sollte. Frankreich hatte ja wohl oder übel ab
schließen müssen, weil sonst der „Fall von Agadir" 
ernste Maßregeln nach sich gezogen hätte, bei denen 
von den guten Freunden keine Unterstützung zu hof
fen war. Aber es wurmte, daß man überhaupt 
mit Deutschland hatte abschließen müssen, und weil 
man keinen äußeren Lrfolg in dieser Angelegenheit 
erzielen konnte, wollte man wenigstens eine innere 
Befriedigung haben. Das Ministerium, das solche 
Freveltat — hatte tun müssen, sollte fallen, damit 
die „prussiens" sähen, wie die Republik eine Faust 
in der Tasche machen könne. Die Kammer hatte 
den Vertrag schon vor Neujahr gutheißen müssen, 
der Senat konnte auch nicht anders. Also Gefahr 
war nicht mehr dabei, da konnte die Demonstration 
losgelassen werden. T a i l l a u x wußte das und 
benutzte den Umstand, daß sein Minister des Äußern 
de S e l v e s wegen eines gar nicht bedeutenden 
Konflikts mit der Senatskommission am 9· Januar 
seine Demission gegeben hatte, um mit dem gan
zen Kabinett zu gehen, weil auch D e l c a s s é nicht 
Minister des Äußern werden wollte, da das Mi
nisterium doch einmal gestürzt werden sollte. T ail- 
l a u x sagte selbst, es sei ein Streik um ihn aus
gebrochen. Failli ères mußte nun seine prä- 
sidentliche Beschaulichkeit unterbrechen und ein neues 
Kabinett gründen. Lr tat einen glücklichen Griff 
mit Poincare, der schon am (3. eine Reihe tüch
tiger Männer für sein „großes" Ministerium zu 
gewinnen wußte und die Hoffnungen der Herren 
Tombes, Clemenceau u. a. enttäuschte. Daß 
er jetzt wieder in den Vordergrund trat, wurde 
offen mit seiner Hoffnung in Verbindung gebracht, 
im nächsten Jahre zum Präsidenten der Republik 
gewählt zu werden. Lr mußte nur vermeiden, sich 
nicht durch die oben Genannten in der parlamen
tarischen Versenkung verschwinden zu lassen. Tat
sächlich hat das Kabinett, das D e l c a s s è aus 
dem vorigen als Marineminister übernommen, in 
M i l l e r a n d den Kriegsminister und in Briand 
als Neuerung einen Vizepräsidenten bekominen hatte, 
das Jahr überdauert und selbst durch die gefähr
lichen Klippen der Wahlreform glücklich gesteuert. 
Die Kammer beantwortete die Mitteilung des Pro
gramms der Regierung zunächst durch ein Ver
trauensvotum mit ĄĄO gegen 6 Stimmen.

Das Ministerium setzte sich sofort in Respekt 
durch sein schroffes Verhalten wegen der Beschlag
nahme der Dampfer „Tarthage" und „Manouba" 
durch die Italiener und ließ es sich wenig anfechten, 
daß die guten Freunde am Tiber dadurch arg ver
schnupft wurden. Ministerium, Kammer und presse 

traten mit der größten Einmütigkeit für „die na
tionale kvürde und Lhre" ein, obwohl eigentlich 
der französische Geschäftsträger in Rom Legrand 
die Sache verpfuscht hatte. Am 6. Februar begann 
der Senat die Beratung des deutsch-französischen 
Marokkoabkommens. Ls wurden große Reden da
gegen gehalten und an die Adresse des „Verräters" 
L a i l l a u x mancher Angriff gerichtet, der eigent
lich Deutschland galt. Der bisher vielfach für 
deutschfreundlich gehaltene p i ch o n erklärte empha
tisch, er würde nie einen solchen vertrag (der Deutsch
land etwas Reelles bietet) unterzeichnet haben. Das 
ist ihm aufs Wort zu glauben, denn der von ihm 
(909 abgeschlossene vertrag hat sich als Schein
vertrag erwiesen und schließlich zum Panthersprung 
nach Agadir geführt. Poincaré hielt eine große 
Rede voll Geschick und Rücksichtnahme auf die herr
schende Stimmung, wies aber nachdrücklich darauf 
hin, was die verbündeten von der Vertragstreue 
Frankreichs denken müßten, wenn der Vertrag ab
gelehnt würde. Lr wurde schließlich auch mit 222 
gegen H8 Stimmen, bei 39 Lnthaltungen, angenom
men. Der Vorgang ist bezeichnend. Man jubelte 
auf diesen von Greisen besetzten Bänken den deutsch
feindlichen Spitzen in den Reden P i ch 0 n s und 
Tlèmenceaus zu, aber man nahm den Vertrag 
mit einer noch größeren Mehrheit an wie die Kam
mer. Auch die dagegen stimmten, taten es bei der 
Gewißheit der Annahme nur, um vor den Augen 
der Urteilslosen als die „wahren Patrioten" zu 
glänzen. Davon, daß Frankreich Deutschland hat 
nachgeben müssen, werden die Thauvinisten noch 
lange Jahre zehren.

Die Kammer hatte sich inzwischen vorwiegend 
mit der sogenannten Wahlreform beschäftigt. Wahl
reformen sind unter allen Umständen versuche, unter 
tönenden Worten von Freiheit, Gleichheit, Recht 
und Wohlfahrt den herrschenden Parteien günstigere 
Wahlaussichten zu sichern. Die Völker haben da
von gar nichts, das beste für sie ist eine gerechte 
Negierung, die die Parteiherrschaft im Zaume zu 
halten vermag. Die von einer Wahlreform Be
drohten pflegen ebenfalls im Namen von Freiheit, 
Gleichheit, Recht und Wohlfahrt heftige Opposition 
dagegen zu machen, wovon die Bevölkerung auch 
nichts hat. In der pariser Kammer hatte sich gegen 
die Wahlreform der Regierung eine starke Oppo
sition von Radikalen und Radikalsozialisten gebildet. 
Da sich Wahlbestimmungen nicht überall in gleicher 
weise wirksam zeigen, so pflegt die Anhänger- und 
Gegnerschaft sich nicht immer genau mit den be
stehenden Parteien zu decken. Denn wer von einer 
durch die Partei gebilligten Bestimmung Befürch
tung für sein Mandat hegt, der hat natürlich alle 
Ursache, „aus Prinzip" dagegen zu sein. Solche 
„prinzipielle" Gegnerschaft wechselt auch häufig 
während der Beratungen, je nachdem eine der fürch
terlichen Bestimmungen durchgeht oder fällt. Ls 
pflegen sich da Parteiaustritte einzustellen, die zu
weilen zu förmlichen Verschiebungen werden, wegen 
dieser Äußerungen des parlamentarischen Lrhal- 
tungstriebes sind Wahlrechtsdebatten immer trüge
risch, besonders in Paris, wo die große Mehrzahl 
der Deputierten aus Berufsparlamentariern besteht, 
für die das Mandat nicht immer eine Herzenssache, 
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aber häufig eine Magen- und Existenzfrage bildet. 
Unter diesen Umständen war die seit langem be
triebene Mahlreform auch eine Existenzfrage für 
das Kabinett, an der es bei unkluger Behandlung 
scheitern konnte. Drei Ministerien waren schon dar
über gestürzt, die Flitterwochen des Kabinetts 
Poincaré waren aber nun vorüber. Der Haupt- 
streitpunkt bildete die Verhältniswahl, von der die 
Hälfte der Radikalen aus den oben angedeuteten, 
aber politisch anders vorgetragenen Gründen eben 
nichts wissen wollte. Es mußte also eine Formel 
ausgeklügelt werden, die ihre Mandatssorgen zer-

Denkmal König Eduards VII. von England in Canne.

streute. Bevor die Beratung des Budgets begann, 
hatte die Regierung schon einige Erfolge ihrer Auf
fassung hinter sich, freilich nicht ohne bemerkens
werte Drehungen und Wendungen ihres Stand
punktes. Dazu kamen Schwierigkeiten der äußeren 
Politik, Italien flirtete mit Rußland, Spanien mit 
England zum Nachteil Frankreichs, Jaurès bohrte 
hartnäckig in den Miderfprüchen der Marokkopolitik 
der verschiedenen Kabinette, p o i n c a r é suchte sie 
zu decken und versicherte, sie feien doch alle gute 
Franzosen gewesen. Die Bevölkerung vertrieb sich 
inzwischen die Zeit mit Chauvinismus.

Zum Troste erschien in Ermangelung mäch
tigerer potentaten am 19- März das belgische 
Königspaar zu zweitägigem Besuche in paris 
und nahm auch an einem Frühstück beim Präsidenten 
F allières teil. Die presse regte inzwischen sich 
und andere £eute über die unbedeutende deutsche

Mehrvorlage auf, man überbot sich an Begeisterung 
über die Überlegenheit des französischen Flugwesens 

csunö forderte zu einer Nationalspende dafür auf, 
die aber in zwei Wochen noch keine Million ergab. 
Die Franzosen sind sparsam, auch wußten sachkundige 
Leute, daß hinter der Agitation die zahlreichen Flug
zeugfabrikanten standen, die Absatz für ihre Über
produktion suchten. Die Kammer hatte inzwischen 
die Kosten für die militärischen Expeditionen in 
Marokko, die Forderung für Militärautomobile und 
Flugzeuge, sowie für die Vermehrung der polizei 
bewilligt. Letzteres war sehr nötig, denn bei den 
autoritätslosen Zuständen machten die Revolver
banditen ganz paris und halb Frankreich unsicher. 
Es wurde mehrfach darauf hingewiesen, daß die 
seit Jahren in der pariser presse betriebene Glori
fizierung des Galgenholzes zur Nachahmung von 
Verbrechen geradezu angereizt habe. Die Haupt- 
urfache lag aber daran, daß die Polizei verachtet 
und lässig war, weil sie bei den unzähligen De
monstrationen und Unfugen den Unholden, die Pro
tektion in den Ministerien besaßen, nichts Ernstliches 
tun durfte, regelmäßig die meisten prügel und Ver
wundeten bekam und nicht einmal bei den Gerichten 
Genugtuung fand, die aus politischen Gründen flei
ßig freisprachen. Jetzt war freilich Holland in Not, 
denn die Banditen bedienten sich schon des Kuto*  
mobils. Die britische Freundschaft durchbrach die 
düsteren Molken wieder mit einem Sonnenblick. Am 
12. April wurde in Nizza ein Denkmal der Königin 
Viktoria und auch des Königs Eduard VII. 
enthüllt, der Frankreich doch so viele politische Ver
legenheiten beschert hat. Aber die Republik hatte zu 
Ehren der britischen Freundschaft für dreitägige Fest
lichkeiten gesorgt, poincarè begab sich mit den 
Ministern Delc a ss 6 und M i l l e r a n d nach 
Nizza, wo auch ein englisches Geschwader lag. 
Flotten-, Matrosen- und Flugparaden unter Teil
nahme der Rivieragäste samt dem König von 
Schweden, die Denkmalsenthüllungen und Fest
mähler mit Freundschafts- und Bündnisreden, Be
suche auf den Flotten folgten aufeinander, nicht 
immer vom Metter begünstigt. Eine Hauptstelle 
aus poincarés Heden lautete : „Frankreich, voll 
Aufmerksamkeit für seine innere Politik, denkt nicht 
daran, seine Nachbarn anzugreifen oder zu provo
zieren; doch es ist sich klar bewußt, daß, um nicht 
selbst angegriffen oder provoziert zu werden, es 
nötig hat, zu Lande und zu Masser Kräfte bereit 
zu halten, die fähig sind, seine Ehre geachtet zu 
halten und seine Interessen zu verteidigen." Ls 
ging also alles friedlich, freundschaftlich und fest
lich zu.

Mie in der Republik Politik und Justiz be
handelt werden, zeigt folgender Vorfall. Der -Justiz- 
minister Briand hatte die Parlamentsferien be
nutzt, um seinen Freund, den wegen vielfacher Sitt
lichkeitsverbrechen zu mehrjähriger Gefängnisstrafe 
verurteilten Journalisten F l a ch o n, zu begnadigen, 
nachdem er noch nicht ein Drittel der Strafe ver
büßt hatte. Die monarchischen Camelots du Koi 
beuteten diesen Skandal durch einen demonstrativen 
Umzug aus und machten sich den Scherz, telephonisch 
im Namen des Ministers die Freilassung eines der 
Ihrigen anzuordnen, was auch prompt befolgt 
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wurde, weil man darin eine „Kompensation" für 
jene Begnadigung gesehen hatte. Die Folgen sol
cher Iustizhandhabung zeigten sich eben in den pa
riser Zuständen. Am Tage nach jener Begnadigung 
erschoß der ^auptautomobilräuber B o n n o t den 
zweiten Thes der Geheimpolizei I o u i n und ent
kam. Die erbitterte Polizei verfolgte ihn aber fünf 
Tage lang von Schlupfwinkel zu Schlupfwinkel 
und erschoß den sich hartnäckig widersetzenden. 
Die Verfolgung seiner Spießgesellen dauerte unter 
förmlichen Gefechten bis weit in den Mai hinein, 
während der Ferien war der greise Kammerpräsident 
Brisson gestorben, einer von der Garde der Be
rufsparlamentarier. Als Nachfolger wurde am 
23. Akai in der Stichwahl D e s ch a n e l mit 292 
gegen 208 Stimmen, als Anhänger der Verhältnis
wahl, gewählt. D e l c a s f 6 hatte Präsident wer
den wollen und war darum aus dem Ministerium 
ausgeschieden. Da ihn aber die eigenen Partei
freunde nicht haben wollten, gab er die Kandidatur 
auf und war vorläufig nichts als Abgeordneter. 
Inzwischen sickerten bedenkliche Nachrichten aus Pe
tersburg durch, wo sich der Botschafter £ o u i 5 
durch Formlosigkeit unmöglich machte, doch unter
blieb vorläufig die Abberufung.

vom V bis 3. Juni machte die Königin w i l- 
h e l m i n a von Holland mit ihrem Gemahl in 
Paris einen offiziellen Besuch. Die presse hob in 
ihren Begrüßungsartikcln im vergleiche mit einer 
„anderen" Nationalität die uneigennützige Politik 
Frankreichs gegenüber Holland hervor. Als vor 
einigen Jahren die Befestigung vlissingens beab
sichtigt wurde, schrieb sie freilich anders. Die Kö
nigin wurde auf dem Bahnhöfe vom Präsidenten 
F a l l i 6 r e s mit großer Feierlichkeit empfangen und 
auf der Fahrt durch die Stadt von der Bevölkerung 
lebhaft begrüßt. Sie revanchierte sich dafür abends 
beim Galadiner im Elysee durch den historisch un
richtigen Ausspruch: Sie sei stolz darauf, daß in 
ihren Adern französisches Blut fließe und auch der 
Name ihres Kaufes aus Frankreich stamme, histo
risch ist, daß sie Blut (von L o l i g n v her) und 
Titel .(mittels Übertragung Friedrich Wil
helms I.) nur auf dem Umweg über Preußen 
bezogen hat. Königinnen sollten eigentlich der
gleichen wissen. An sich ist die Sache bedeutungs
los, aber den Franzosen machte sie Freude. Die 
Königin legte auch am Denkmal L o l i g n y s einen 
Kranz nieder. Festmähler in der niederländischen 
Gesandtschaft und beim Ministerpräsidenten, Besuch 
der Oper und im Rathaus sowie eine Parade in 
Versailles bildeten das Programm der Festlichkeiten, 
die nur unter schlechtem Wetter litten. Sonst ver
lief alles in der herzlichsten weise. In der Kam
mer trieb die Wahlreform der Entscheidung zu. 
Poincare kündete am Ą. einen neuen Entwurf 
an, für den er die Vertrauensfrage stellte und der 
ant 7. der Kommission zuging, die ihn auch an
nahm, obgleich 2\ Mandate wegfielen. Tatsache ist, 
daß auch dieser Vorschlag mit seiner Berücksichtigung 
der Minderheiten derartig kompliziert ist, daß er 
vorderhand von niemand ganz verstanden wurde. 
Am (8. stellte Poincare die Vertraueitsfrage, 
und die Kammer lehnte unter stürmischem Beifall 
mit 3^6 gegen Stimmen den Gegenentwnrf der 

Radikalen ab. Am folgenden Tage wurde das Ver
trauensvotum mit 366 gegen 7 Stimmen erteilt. 
Da man mit dem Gesetz vor dem Nationalfeiertag 
fertig werden wollte, wurde die Beratung beschleu
nigt. Obgleich die Radikalen am (0. Juli noch 
eine große Lärmszene heroorriefen, war am fol
genden Tage die Annahme vollendet, natürlich mit 
der üblichen Reihe von Unklarheiten und LVider- 
sprüchen, deren Beseitigung dann dem Senat zu
fällt. Am \2. wurden zur Erhöhung des Volks
wohles auf Drängen der Sozialisten 37 Millionen 
für die Erhöhung der Gehälter der Postbeamten 
bewilligt, weil diese durch ein durchaus wider
rechtliches Syndikat Lärm zu machen verstanden hat
ten. Damit trat die Kammer ihre Ferien an.

Seit der ersten Iuliwoche weilten die russischen 
Generalstabschefs der Armee und Marine, General 
S h i l i n s k i und Admiral Fürst Lieven, in Frank
reich, besichtigten in Rheims, Thalons und Paris 
militärische Anstalten und Übungen und nahmen am 
6. auch an einem Frühstück beim Kriegsminister 
M i l l e r a n d teil. Dieser Umstand, sowie der in 
Aussicht stehende Besuch poincares in Rußland, 
wo er nach Versicherung des „Echo de Paris" mit 
schmeichelhafter Ungeduld erwartet wurde, ließen 
die Franzosen wieder einmal über den „Synchronis
mus" der politischen Uhren in Paris und Peters
burg schwelgen, neben dem die Kaiserzusammenkunft 
in Baltischport nur ein unbedeutendes Ereignis sei. 
So konnte die Feier des Nationalfestes am Vl· Juli 
in ungetrübter Stimmung vor sich gehen. Das 
Hauptstück bildete wie gewöhnlich die große Parade, 
die diesmal besonders tendenziös hergerichtet war. 
Auf der Tribüne faßen der russische Generalstabs
chef Shilins ki, die frühere Königin Ravo na
vo l a von Madagaskar und zwei Söhne des rnarok- 
kanischen Großwesirs El Mokri, der Präsident 
F a l l i 6 r e s kam unter großem Jubel der Be
völkerung mit dem Bey von Tunis S i d i M a h o m- 
m e d angefahren. Die Truppen trugen die neue 
Uniform, die Infanterie mit braunen Feuerwehr
helmen. Präsident F a l l i è r e s übergab dem Luft
schiff erreginrent eine neue Fahne, mehrere Flugzeuge 
und zwei Lenkballons manövrierten über dem Pa
radefelde als Zeugen für das „Genie der Nation", 
wie der Präsident bemerkte. Über das ganze Pa
radefeld wehte ein fast kriegerischer Hauch. Etwas 
Ähnliches ging auch bald durch das ganze Land, 
denn Clemenceau hatte schon im Senat den 
Kampf gegen die Wahlreform angekündigt, den er 
fortführen werde bis nach der Mahl des neuen 
Präsidenten, den er selbstverständlich auch besorgen 
wollte. Er hielt LVort, doch Poincare erklärte 
am 2\. in Gerardmer, „wir werden nicht die trau
rige Figur einer Negierung machen, die sich regieren 
läßt". Er reiste am 5. August von Dünkirchen 
an Bord der „Tonde" nach Petersburg ab, allerlei 
Zeitungsgerüchte begleiteten ihn. wie hergebracht, 
hatte auch Poincare auf feiner Reife Deutsch
land vermieden und den Seeweg gewählt. Am 
8. begegnete er bei dem dänischen Hafen Gjedser 
dem deutschen Geschwader und erhielt vom Flagg
schiff „Deutschland" den nach der internationalen 
Höflichkeit üblichen Salut — aus Kruppschen Kano
nen. In den Zeitungen konnte man allerlei Unzu
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treffendes über den einfachen Vorfall lesen. Am 9- 
nachmittags traf der Kreuzer „Londe" in Kron
stadt ein, poincaré wurde vom Admiral G re
go r o w i t s ch empfangen und nahm am Diner auf 
der „Newa" teil.

Bei der Ankunft der „Newa" in Petersburg 
am folgenden vormittag wurde poincaré auf 
dem Landungsplätze von den Ministern Kokow
zew und S s asαη οw, dem Ches des Marinestabes 
Fürst Dieven und anderen Ivürdenträgern emp
fangen, die Begrüßung der Minister war sehr herz
lich. Die hauptstädtischen Blätter hatten über
schwängliche Artikel gebracht, nur die „Rjetsch" 
meinte nüchtern, der Besuch stehe nicht im Gegen
satz zur Begegnung von Baltischport, poincaré 
legte am Grabe des Kaisers Alexander III. 
einen Kranz nieder, besuchte französische Ivohltätig- 
keitsanstalten und nahm das Frühstück auf der Bot
schaft ein. Dann konferierte er eine Stunde mit 
S s a s a ηow, eine halbe Stunde mit Kokowzew, 
machte Besuche bei den Botschaftern und empfing 
die Vertreter der französischen Kolonie. Abends fand 
Diner im Ministerium des Äußern statt. Am fol
genden vormittag wurde poincaré in Peterhof 
vom Kaiser Nikolaus und der Kaiserin Ale
xandra empfangen. Er erhielt den Alexander 
Newski-Grden. An dem sich an den Empfang an
schließenden Frühstück nahm die Kaiserin nicht mehr 
teil. Nachmittags hielt Kaiser Nikolaus in 
Zarskoje Selo eine Truppenrevue ab, der Poin
caré mit Begleitung vom Kaiserhügel aus zusah. 
Anwesend waren auch die neuernannten Komman
danten der preußischen Regimenter des Kaisers N i- 
k o l a u s. Abends war großer Zapfenstreich, nach 
dem poincaré am Diner beim Großfürsten N i- 
kolaus Nikolajewitsch teilnahm. Am J3. 
empfing Poincaré in Petersburg den Besuch des 
japanischen Botschafters, und nahm an einem Früh
stück der Akademie der Wissenschaften teil. Nach
mittags stattete er der Großfürstin Maria 
Pawlowna in Zarskoje Selo einen Besuch ab, 
wohnte abends dem Diner in der französischen Bot
schaft bei und reiste dann nach Moskau ab. von 
den Zeitungsgerüchten über Ergebnisse des Be
suches hat sich hinterher keines bestätigt; weder 
die Dardanellenfrage, noch eine russische Anleihe ist 
erörtert worden, auch nicht die Flottenkonvention, 
an die sich die pariser Presse am längsten klammerte. 
Es soll aber ein Abkommen über die- chinesische 
Anleihe abgeschlossen worden sein. Das ebenso wie 
nach der Kaiserbegegnung in Baltischport veröffent
lichte Kommunique war sehr allgemein gehalten, 
hebt zwar das zwischen Rußland und Frankreich 
bestehende Bündnis hervor, vermeidet aber jedes 
Eingehen auf einzelne Fragen und sagt am Schlüsse, 
daß es sich um eine „wertvolle Garantie des Frie
dens" gehandelt habe. Dieses magere Ergebnis 
entsprach kaum den Erwartungen der Franzosen, 
die englische presse hatte von vornherein ein solches 
Resultat vorausgesagt, poincaré verweilte am 

und 15. in Moskau, das er eingehend besichtigte. 
Der Gouverneur und der Stadthauptmann veran
stalteten ihm zu Ehren ein Festessen. Er kehrte nach 
Petersburg zurück und trat am \6. auf der „Conde" 
die Rückreise nach Frankreich an.

Dort versuchte man die Täuschung großer diplo
matischer Erfolge aufrecht zu erhalten. Beim Emp
fang in Dünkirchen sprach der Bürgermeister von 
einer Triumphreise, aber poincaré verriet in 
seiner Rede auf dem Rathause absolut nichts Neues, 
sondern bewegte sich in sehr allgemeinen, wenn auch 
schwungvollen Phrasen über die Stellung Frankreichs 
und seiner Verbündeten. Als Magenwärmer für 
die Chauvinisten unterstrich er, daß er „ohne die 
französische Erde zu verlassen", die russischen Freunde 
besucht habe. Die unzufriedenen Stimmen ver
mehrten sich, und darum wurde offiziös angekün
digt, daß Großfürst Nikolaus Nikolajewitsch 
an den französischen Manövern teilnehmen werde. 
Aus dem ersten Ministerrat nach poincaré s 
Rückkehr beim Präsidenten F a l l i é r e s in Ram
bouillet vernahm man, daß auch ein direkter schrift
licher Verkehr zwischen den Ministern des Äußern 
in paris und Petersburg vereinbart worden war 
(wie er im Dreibund längst üblich ist). Das konnte 
Frankreich wenig helfen. Gerade nach dem ver
trage mit Deutschland in Marokko dauernd festge
halten, von England im Falle von Agadir im Stiche 
gelassen, wünschte man, daß die russischen Armee
korps, die seit Potsdam nach dem Innern zurück
gezogen worden waren, wieder nahe an die deutsche 
Grenze verlegt würden. Dafür hatte man aber 
in Petersburg taube Ohren gehabt, wie auch für 
ein gemeinsames Vorgehen der beiden „Verbün
deten" in den Balkanfragen. Es blieb Frankreich 
gar nichts übrig, als im Schlepptau Rußlands zu 
fahren, wenn es sich nicht noch weiter von dem 
Bundesgenossen entfernen wollte. So lag die Sache 
nach außen, aber auch im Innern standen der Re
gierung ernste Schwierigkeiten bevor, in erster £in:e 
der Kampf um die Wahlreform. Der Minister
präsident war freilich nicht der Mann, der sich ohne 
weiteres vom parteitreuen und Cliquenwesen im
ponieren ließ. Er löste am sO. September die 
Lehrersyndikate auf, die sich den antimilitaristischen 
Gewerkschaften angeschlossen hatten, weil sie „zu 
Brutstätten politischer Agitation geworden sind". 
Die Lehrer fügten sich zunächst, sie seien Opfer eines 
Mißverständnisses geworden, nur die im Seine- 
departement wollten widerstand leisten. Inzwischen 
war Clemenceau gekräftigt aus Karlsbad zu
rückgekehrt, und nun mußte das Duell zwischen ihm 
und Poincaré, das im Grunde der künftigen 
Präsidentschaft galt, beginnen, die Wahlreform 
diente bloß zum Vorwand. Bourgeois sollte 
nicht Präsident werden, weil er seinerzeit beim 
Panamaskandal dem Gerichte freien Lauf gelassen 
hatte. Dazu war nötig, zuerst das Ministerium zu 
stürzen. Unter dem Einfluß der von ihm betrie
benen Agitation entstanden auch die Lehrersyndikate 
wieder.

Line freundliche Abwechslung in diese noch 
unberechenbare Entwicklung brachte die Ankunft des 
Großfürsten Nikolaus Nikolajewitsch, der 
mit Gemahlin und sechs Generälen am J3. September 
in Paris eintraf. Die fanatische Russenfreundschaft 
der Achtzigerjahre ist zwar dort nicht mehr anzu
treffen, aber doch wurde der Großfürst nicht nur 
mit allen Ehren, sondern auch mit der größten Herz
lichkeit empfangen. Ministerpräsident Poincaré 
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holte ihn vom Ostbahnhofe ab und geleitete ihn 
unter Kürassiereskorte nach der russischen Botschaft. 
Der Empfang beim Präsidenten S a 11 i è r e s ge
schah mit großen militärischen Ehren, hinterher 
spottete man freilich über den Geiz des Präsidenten, 
der Generäle und das Gefolge in gewöhnlichen 
Mietkutschen hatte fahren lassen. Die russischen 
Gäste dürften sich eher darüber belustigt als ge
ärgert haben, denn in russischen höheren Areisen 
wird der personalstatus der französischen Republik 
nicht gerade hoch genug angeschlagen. Selbst J s- 
wolski läßt oft genug seine Geringschätzung der 
demokratischen Würdenträger erkennen. Indes, 
diesmal hatten der Großfürst und seine Generäle 
eine militärische Aufgabe, uämlich dem Zaren ihre 
Erfahrungen darüber zu berichten, wie es mit den 
Leistungen der französischen Armee in Wirklichkeit 
beschaffen sei. wie General A a u l b a r s einem 
Ausfrager gesagt hat, ist der Bericht überaus gün
stig ausgefallen, was auch richtig sein dürfte, wäh
rend des Ruhetages machte das großfürstliche paar 
einen Abstecher nach Nancy, wo man ihm u. a. 
auch von einem Aussichtspunkte aus das schöne 
Land im Osten wies, das man gern wieder haben 
möchte. Der Großfürst soll den Wunsch begreiflich 
gefunden haben. Am 25. September kehrte er wie
der nach Petersburg zurück, waren die gewollten 
Erfolge des Ministerpräsidenten in der äußeren Po
litik nur recht spärlich, so wurde es ihm im In
nern erst recht schwer gemacht. Die Beschlüsse des 
Ministeriums gegeu die rückfälligen Lehrer fielen 
sehr schwächlich aus, denn die Freimaurerlogen er
klärten sich gegen das Kabinett. Es ist unbillig, 
von einem Ministerium große Kraftleistungen zu 
verlangen, weil es durch die Zufallslaune einer 
Kammermehrheit immer gestürzt werden kann und 
damit alle Kraft einbüßt, wenn es etwas erreichen 
will, muß es zu lavieren verstehen, um sich zu er
halten. Und der große Kampf mit dem professio
nellen Ministerstürzer Clemenceau stand noch 
in Aussicht, die Radikalen hatten sich in zwei feind
liche Gruppen getrennt. Auf dem Kongresse in 
Tours wurde beschlossen, das Ministerium, neben 
dem Wahlreformkampfe im Senat, im Abgeordneten
hause mit der Lehrersyndikatsfrage zu bekämpfen.

Und abermals kam ein freundlicher Sonnen
strahl aus Osten. Gerade als sich die Kriegsgefahr 
auf dem Balkan zusammenballte, traf am 2. Ok
tober Ssasanow in Paris ein, aber über Lon
don, wo er schon das Nötige mit Grey verein
bart hatte. Poincare holte ihn vom Bahnhöfe 
ab und konferierte mit ihm bis gegen Mitternacht. 
Am folgenden Tage wurde Ssasanow vom Prä
sidenten ^allières in Rambouillet empfangen 
und blieb bis zum 7. in Paris, wo er vielfach 
mit den Botschaftern und mit Poincaré Bespre
chungen hatte, bevor er nach Berlin abreiste. An 
der Börse war inzwischen ein großer Krach ausge
brochen, der dem Nationalvermögen größere Ver
luste brachte als ein Krieg. Das bewog Poin
care, die Vorschläge des Grafen B e r ch t o l d auf
zunehmen und dadurch längere Zeit scheinbar als 
der Führer des geeinten Europa aufzutreten, bis 
er von Grey auf die Seite geschoben wurde. Aber 
sein Ansehen im Lande war durch den Schein ge

waltig gewachsen, und er verstand das in einer 
programmatischen Rede, wie sie französische Mini- 
sterpräsidenten vor dem Wiederbeginn der Kammer
debatte immer zu halten pflegen, am 27. Oktober in 
Nantes auszunützen. Er behandelte vorwiegend die 
auswärtige Lage und nahm ganz Frankreich ge
fangen mit der Versicherung, in den Beziehungen 
zu England und Rußland habe sich nichts geändert. 
Das tat nach dem Börsenkrach sehr wohl, p oin- 
c a r 6 erschien als Mann der Gegenwart und Zu
kunft, und man nahm ihm das scharfe Betonen der 
Haltung der Regierung in den Fragen der Lehrer 
und der Wahlreform gar nicht mehr so übel. Die 
Führer des Lehrersyndikats waren übrigens einige 
Tage vorher in paris zu je 50 Franken Strafe 
verurteilt worden. In einer zweiten politischen Rede 
am f3. November im Komitee Mascurand ver
stärkte Poincaré noch den Eindruck der ersten, 
namentlich bei den Radikalen. Der Senat wählte 
freilich an demselben Tage in die wahlrefor- 
kommission f5 Gegner und nur drei Anhänger der 
Regierung. Im übrigen blieb die günstige Stim
mung für p o i n c a r 6 bestehen, obgleich aus der 
von ihm gewollten Konferenz in paris nichts wurde, 
und dafür eine einfache Botschafterreunion — aber 
in London — zu stande kam.

In der Kammer schleppte sich indessen die 
Budgetdebatte hin, das Interesse der inneren Po
litik wurde schon vollständig von der am s7. Januar 
bevorstehenden Präsidentenwahl in Anspruch ge
nommen. Leon Bourgeois war der aussichts
vollste Kandidat, der ebenfalls genannte D escha- 
n e l stand etwas weiter rechts und war des Chau
vinismus' nicht unverdächtig. Das Ministerium trat 
lebhaft für Bourgeois ein, der aber am f8. 
Dezember entschieden ablehnte, weil ihn sein Augen
leiden an der Ausübung der repräsentativen pflich
ten des Präsidenten hindere. Nun trat Poincaré 
gegenüber D e s ch anel in den Vordergrund. Er 
hatte aber nicht nur seine alten Gegner von der 
Wahlreform gegen sich, sondern auch alle richtigen 
Berufsparlamentarier, die keinen tatkräftigen Prä
sidenten mögen, weil er in ihre parlamentarischen 
Intrigen eingreifen könnte, und die einen harm
losen Biedermann vorziehen, der wie F a l l i é r e s 
sich repräsentativ gut ausnimmt, aber politisch un
bedeutend ist. Als solcher wurde der schwer reiche 
Ackerbauminister P a m s genannt, der für radikale 
Zwecke und Männer eine offene Hand besaß. Nach 
Weihnachten erklärte sich p o i n c a r é zur Kandi
datur bereit, worauf der bisher wenig genannte 
R i b o t die seinige auch anmeldete mit unzweifel
hafter Ranküne gegen Poincaré. Diesen so 
interessanten Kämpfen gegenüber hatte die Kam
mer — wie heutzutage so viele andere Parlamente 
auch — wieder einmal ihre Budgetpflicht vergessen 
und nahm darum am 2\. Dezember ein zweimona
tiges Budgetprovisorium an.

Marokko.
In den letzten Tagen des November ist endlich 

in Madrid der Marokkovertrag mit Spanien unter
zeichnet worden, durch den Frankreich auch mit 
seinem südlichen Nachbarn über das protektions- 
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gebiet handelseinig geworden ist. Spanien hatte 
an dem Grundsatz festgehalten, in seiner marok
kanischen Zone Frankreich durchaus gleichgestellt zu 
werden und hatte dabei die Unterstützung Lnglands 
gefunden. Frankreich vertrat dagegen den Stand
punkt der Unteilbarkeit Marokkos, so daß demnach 
der unter französischer Vormundschaft stehende Sul
tan auch im spanischen Anteil, das entscheidende 
Wort zu sprechen gehabt hätte. Ls war eigentlich 
beschämend für Frankreich, daß ein Vertreter Lng
lands unter dem Vorwand der Vermittlung an den 
Verhandlungen teilnahm. Aber die Franzosen, die

(Phot. <£. Seebald, Wien.) 

lïïiiley Jussuf, Sultan von Marokko.

Deutschland gegenüber ein krankhaftes Lhrgefühl 
entwickeln, haben in ihrer Bündnissucht gegen 
Deutschland dafür gar kein Verständnis mehr. Nur 
ganz vereinzelt kam in der französischen presse eine 
Äußerung des Unwillens über die Linmischung und 
Haltung Lnglands vor. Der ganze Zorn richtete 
sich unverwandt gegen Deutschland, weil man mit 
ihm den Vertrag vom November hatte ab
schließen müssen. Spanien ging ziemlich ungeniert 
vor und besetzte Lnde Februar zum Ärger der Fran
zosen Arzila. Der kurz darauf ernannte spanische 
Minister des Äußern Villanueva war ein be
kannter Gegner Frankreichs. Dieses arbeitete unter
dessen auf das Protektorat über Marokko hin. Der 
Gesandte Negnault wurde nach Fez geschickt, um 
M u l e y Ls a f i d dazu zu nötigen. Lr hielt einen 
großartigen Linzug und spielte den Lserrn. Der 
Protektoratsvertrag wurde am 30. März unter
zeichnet, obgleich sich der machtlose Sultan lange 

widersetzte, aber der im Solde Frankreichs stehende 
L l M o k r i half. Spanien sollte nun den Fran
zosen noch dafür dankbar sein, daß sie den auch 
den spanischen Ansprüchen widerstrebenden Sultan 
beseitigt hätten. So naiv waren die Spanier na
türlich nicht, denn sie durchschauten wohl, was die 
Franzosen mit der Wahrung der „Rechte des Sul
tans" bezweckten, und waren sehr harthörig gegen
über der Andeutung aus Paris, diese Wahrung 
der spanischen Rechte sei einer Gegenleistung wert. 
Übrigens hatten sie schon wieder einen neuen Mini
ster des Äußern Garcia prieto, der minder 
franzosenfeindlich war. Frankreich war nun tatsäch
lich im Besitze des Preises, der ihm nach dem 
diplomatischen Mißerfolg wegen Faschoda die Lin- 
kreisungspolitik König Lduards VII. für seine 
Freundschaft geboten hatte. Régnault hatte klug 
gehandelt, als er das Thampagnerbankett beim 
Protektoratsvertrag auf den engsten Kreis beschränkt 
und Salutschießen und Zapfenstreich unausgeführt 
gelassen hatte, denn die Marokkaner wollten weder 
von der Fremdherrschaft noch von dem ihr unter
worfenen M u l e y Fs afid mehr etwas wissen.

Am f8. April versuchten die Sultanstruppen 
und ein Teil der Bevölkerung in Fez einen Auf
ruhr, der noch eine Reihe von Stämmen erfaßte. 
Auch die Spanier in Arzila wurden angegriffen. 
Régnault verschob seine beabsichtigte Abreise 
„wegen schlechten Wetters", und die französischen 
Truppen, die Verstärkung aus Mekines heranziehen 
mußten, konnten nur nach mehrtägigen blutigen 
Kämpfen das geplünderte Fez wieder in Besitz neh
men, den Sultan und die Luropäer befreien so
wie die Aufrührer vertreiben. Am 29. sandte die 
pariser Regierung den General Lyautey als 
Generalresidenten nach Marokko, einen energischen 
Mann, der sich schon in Algier bewährt hatte. Zn 
Fez wurde die scherifische Armee entlassen, Muley 
H afid wollte abdanken, was aber den Franzosen 
nicht paßte, und sie ließen seine Abreise nach Rabat 
nicht zu. Dagegen begannen sie unter dem Namen 
der Reorganisierung der scherifischen Armee sich 
eine marokkanische Truppe zu schaffen. Die Frem
denlegion mußte die verurteilten Führer der Meu
terer erschießen. Zm Süden tat sich L l Hib a 
als Gegensultan auf, zu einer vereinten Aktion der 
zersplitterten Stämme kam es indessen nicht, nur 
ein Teil bedrängte die Franzosen in Fez. 
Als General L y a ute y eingetroffen war, 
schaffte er mit Energie Luft. Die Marok
kaner verließen die Umgebung von Fez, und M u- 
l e y Fs afid konnte mit Régnault am 6. Zuni 
nach Rabat abreisen, wo er — als Gefangener der 
Franzosen — mit königlichen Lhren einzog. Zn 
Paris interessierten die Vorgänge in Marokko wenig, 
die Kammer wollte gerade das Ministerium stürzen, 
im übrigen verließ man sich auf L y a u t e y, der 
aber fünf neue Bataillone für Marokko verlangte. 
Fünf Bataillone, die man doch gegen „Preußen" 
brauchte? Ls mußte aber sein. Zn Marokko wurde 
inzwischen der Krieg gegen die aufrührerischen 
Stämme mit der bekannten Fsumanität geführt: man 
brannte ihnen einfach die Lrnten nieder. Anfang 
August dankte Muley Fs a f i d ab, und sein jün
gerer Bruder Muley Z u s s u f wurde am f3.
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von den Franzosen zum Sultan ausgerufen; die 
Bevölkerung kümmerte sich kaum darum. Am 
7. September besetzte Oberst 2ÎÎ angin 2ÎÎ a r a- 
k e i ch und befreite die von LI Hib a gefangen 
gehaltenen Franzosen. Der Gegensultan suchte 
schleunigst das weite. Die Negierung war von 
diesem «Erfolg sehr überrascht, das hatte nicht in 
iyauteys planen gestanden. Die „wissenden" 
in Marokkoangelegenheiten waren aber gar nicht 
im Zweifel darüber, daß er ebenso den Einwirkungen 
der ZHaroffofpefulanten nachgegeben hatte wie im 
Vorjahre Oberst B r 6 m o n d bei der Besetzung von 
Fez. Da übrigens bisher alles gut abgelaufen, 
verzieh man £ γ a u t e γ auch alles, als er Anfang 
Dezember dem Kammerausschusse in paris berich
tete. <£r verstand unzweifelhaft, die Leute an der 
Seine ebenso gut zu nehmen, wie die ZUauren in 
Fez. wenn auch von einer Unterwerfung Marok
kos noch nicht die Rede sein kann, da noch immer 
vereinzelte Aufstände vorkommen, so sind doch die 
von den Franzosen besetzten Striche, selbst um 
Fez und Mekines, bereits vollkommen beruhigt. 
£ y a u t e y wurde zum Mitglied der Akademie ge
wählt. wie wenig zuverlässig aber die Verhältnisse 
in Marokko doch noch sind, zeigt das Mißgeschick 
des Majors M a s s o u t i e r, der Ende Dezember 
mit 500 Mann 53 Kilometer südlich von Mogador 
umzingelt wurde und nur mit Mühe befreit werden 
konnte.

Armee und Aotte.
Seit vierzig Zähren spitzt sich alles in Frank

reich auf die Gegnerschaft zu Deutschland zu, jede 
politische Tätigkeit wird nicht nach dem Vorteil des 
eigenen £andes, sondern nach dem Nutzen oder 
Schaden für Deutschland eingeschätzt, und diese Stim
mung steigert sich zeitweise zum chauvinistischen Ne- 
vanchegeschrei, das gelegentlich von Gegnern 
Deutschlands ohne Nutzen für Frankreich ausge
beutet wird, aber bisher gänzlich feinen Zweck ver
fehlt hat, weil es eigentlich keinen Zweck hat. Die 
Armee wird dadurch um kein ffaar besser, im Ge
genteil können ihr dadurch ebenso große Selbst
täuschungen eingepflanzt werden, wie sie s87O be
standen, wo man sich auch für unbesiegbar hielt 
und deswegen einen leichtsinnigen Krieg begann. 
Nun muß wohl jedes Heer an seinen Sieg glauben, 
denn sonst hat es überhaupt keinen Zweck, aber 
dieser Glaube allein tut es nicht. An der kriege
rischen Veranlagung wie an der Tapferkeit der 
Franzosen zweifelt auch kein Mensch, sie werden 
immer ein gefährlicher Gegner fein, ob aber diese 
Tugenden die organische Geschlossenheit erzeugen 
können, die ein bjcer mit einem sachverständigen 
obersten Kriegsherrn an der Spitze durchdringt, das 
muß doch erst abgewartet werden. Der nationa
listische Abgeordnete und 21(ajor a. D. D r i a n t, 
ein Schwiegersohn Boulangers, hat schon vor 
Zähren seinen Eindruck von einem deutschen Kaiser
manöver dahin wiedergegeben, daß die Persönlich
keit des Kaisers Wilhelm für die deutsche Ar
mee ein ganzes Armeekorps bedeute, von zivilen 
Kriegsministern, wie Bert eaux, Me s simγ u. a., 
sowie vom Präsidenten Fallières oder seinem

Icihrbuch der Weltgeschichte.

Nachfolger wird niemand Ähnliches behaupten wol
len, so ausgezeichnete £eute sie sonst fein mögen. 
Aber hier kommt es auf die Armee, auf ihren 
Geist, ihre unbedingte Anhänglichkeit in 2Xot und 
Tod an die oberste Spitze des feeres an. Diese 
kann in einer republikanischen Armee erst nach Sie
gen auf dem Schlachtfelde erworben werden. Iver 
sorgt aber dafür, daß im entscheidenden Moment 
die unzweifelhaft vorhandenen tüchtigen 21iänner an 
den richtigen Stellen stehen werden? 2luf dem 
papier der Verfassung ist dergleichen scheinbar vor
trefflich geordnet, aber in Wirklichkeit ist die Ent
scheidung darüber wie überhaupt das gesamte Em
porsteigen in die oberen Stellen auf maßgebender 
Seite doch von Männern abhängig, die nicht eigent
lich sachverständig sind und, obwohl mit bestem 
wollen, doch nicht unbeeinflußt von parteimeinun- 
gen die Entscheidungen treffen. Menschliche Zrr- 
tümer sind unter allen Umständen möglich, aber 
hier ist ein Zrrtum sogar Staatseinrichtung. Auf 
den französischen Soldaten setzt die ganze Welt ver
trauen, weniger auf die angedeuteten Mängel. Darin 
liegt für den Weltteil eine gute Friedensbürgschaft, 
denn wäre dem nicht so, dann hätte der französische 
Revanchetraum bei einer der politischen Spannungen 
der letzten Zahrzehnte wohl Unterstützung gefunden.

Seit einem Zahre sind wieder einmal viele 
Franzosen überzeugt, daß sie es auch ohne russische 
und britische 2}ilfe schon mit Deutschland aufnehmen 
könnten. 21Ian hat zusammengezählt, wieviel man 
hat, und da stimmte es, die sichere Überlegenheit 
ergab die Aviatik. Die Franzosen haben auch seiner
zeit von Thassepot und 2Ttitreuilleufe Wunder er
hofft. Unstreitig ist die kriegerische Stimmung im 
£cmde gestiegen, und die antimilitaristische 2lgitation 
wie die Milizschwärmerei Jaurès (sO. Dezember 
in der Kammer) haben Fiasko gemacht. Um dem 
um 26 Millionen Einwohner stärkeren Deutschland 
gleichzukommen, hat man jeden nur einigermaßen 
für etwas Tauglichen in das fjeer eingestellt, und 
als Folge davon einen hohen Krankenstand und 
den verderblichen Einfluß von Verbrechernaturen 
(2lpachen) mit in den Kauf genommen. Zn Deutsch
land weiß man sehr wohl, warum man alle ehr
losen Elemente vom Volk in Waffen fernhält. Die 
Folgen davon sind nicht ausgeblieben. Ein fran
zösischer Divisionär berichtete Einfang September, 
daß die Soldaten den Unteroffizieren überhaupt keine 
Ehrenbezeigungen mehr erwiesen, und daß cs schon 
ganz allgemein in ganz Frankreich so sei. Am 2Ç). De
zember teilte der frühere Kriegsminister M e f f i m v 
in der Kammer mit, daß sich $11 überhaupt 80.000 
und im lausenden Zahre fast 9O.OOO Rekruten aus 
verschiedenen Gründen, meist aber ohne Grund, nicht 
gestellt haben. Dazu kommt die Zahl der De
serteure aus der Front, die im Zahre $11 nicht 
weniger als 6°/o (in Deutschland Of3°/o) betrug. 
Man ersieht daraus, daß die Eingabe über die prä- 
senzziffer einer erheblichen Reduktion fähig und die 
Klagen über geringen Mannschaftsstand zahlreicher 
Einheiten wohlbegrüudet sind. 2lbcr trotz alldem 
ist man sich der opferwilligen Arbeit in den letzten 
Zahrzehnten für die Stärkung des feeres und über
haupt für die Hebung der nationalen Wehrkraft 
bewußt und schließt daraus, sich mit Deutschland 



195 Iahrkuctz der (Wektgeschichte. Das Jahr 1912. 196

messen zu können. Der Defensivkrieg gegen einen 
neuen „Linsall der Barbaren" ist aus dem Kriegs- 
lexikon gestrichen, für die dreifache Befestigungs
linie an der Ostgrenze geschieht nichts mehr, weil 
man sie bei einem Siege nicht braucht, und die 
Offiziere lernen eifriger als je deutsch. Um der 
deutschen Überlegenheit (25 gegen 20 Armeekorps) 
das Gleichgewicht zu bieten, hat man schon seit 
Jahren ständige Reserveformationen geschaffen, die 
sofort mit der Linie ausrücken sollen. Reserve- 
übungen (meist fälschlich Probemobilisierungen ge
nannt) finden in großem Umfang statt, und man 
glaubt, auch auf diesem Gebiete Deutschland weit 
voraus zu sein, wohl weil da nicht soviel Gerede 
davon gemacht wird.

Das Heeresbudget für (913 beträgt 957,(57.900 
Franken, rund 6V2 Millionen mehr als im Vorjahr, 
davon (9 Millionen mehr für die Luftschiffahrt. 
Das neue Infanteriekadergesetzt hebt die letzten vier
ten Bataillone auf und erhöht die Zahl der Re
gimenter auf (73 (Deutschland 2(8), alle zu drei Ba
taillonen mit Ą60 Friedens- und (000 Kriegsstand; 
es bringt also keinen einzigen Infanteristen mehr. 
Im Oktober wurden zum Dienst mit der Waffe 
2(8.000 Mann ausgehoben, davon für die Infan
terie (50.800, für die Kavallerie 20.800, für die 
Artillerie 32.000. Für die beiden letzten Waffen 
fehlt es an Pferden, weil die Pferdezüchterei für 
Halbblut infolge schlechter Preise zurückgegangen ist. 
Zur Ergänzung der Batterien der an den großen 
Manövern teilnehmenden vier Armeekorps mußten 
von vier anderen Armeekorps Pferde herangezogen 
werden, um kriegsmäßig operieren zu können. We
gen des gleichen Umstandes waren im Vorjahre 
die Batterien bei vielen Armeekorps nur mit zwei 
(statt vier) Geschützen ausgerückt und zum großen 
Manöver zählten die beiden Armeekorps nur (2 
statt 30 Batterien. Dabei ist unter dem Ministerium 
p o i n c a r 6 noch viel zur Beseitigung früherer Ver
säumnisse geschehen. Das Kadergesetz für die In
fanterie bringt ferner 26 Obersten, (25 Oberst
leutnants, 250 Majore und 802 Hauptleute haupt
sächlich zu dem Zwecke, um im Mobilisierungsfalle 
neben jedem Regiment und Jägerbataillon eine 
gleich starke Reserveformation zu bilden. Das neue 
Kavalleriekadergesetz bringt auch keine Mannschafts
vermehrung, dagegen die Bildung von zwei neuen 
ständigen Divisionen. Für die Kavalleriedivisionen ist 
ein leichteres Geschütz eingeführt worden, da das 
frühere dem der Feldartillerie gleich war und wegen 
seiner Schwere der Kavallerie nicht überallhin fol
gen konnte.

Zn den großen Manövern zwischen dem Vier
eck Tonrs-Sanmur-Bressaire-Lhanvigny vom ((. bis 
(8. September waren vier Armeekorps, eine Ko
lonialinfanteriedivision und zwei Kavalleriedivisionen 
(9O.OOO Mann) und 50 Flugzeuge zusammengezogen. 
Die Oberleitung hatte der Generalstabschef (im 
Kriegsfälle Kommandeur der Armee gegen Deutsch
land) J offre, die beiden Parteien führten die 
Generäle Gallieni und M 0 i r 0 n. Die kriegs
mäßige Durchführung war besser wie im Vorjahre, 
weil die Oberleitung sich jedes Eingriffs enthielt, 
doch wurden in beiden Abschnitten des Manövers 
die Operationen nicht bis zur Entscheidung durch

geführt, da sie am (3. und (7. wegen des vorher 
festgestellten Abtransports der Truppen frühzeitig 
unterbrochen werden mußten. Die frühere „Pa
radeschlacht" vor dem Präsidenten fiel weg. Das 
Zusammenwirken der Kavallerie mit den anderen 
Waffen war besser wie früher, sie entlastete die 
Infanterie und eroberte selbst Geschütze. Die blaue 
Division nahm am (3. sogar den feindlichen Füh
rer General M 0 i r 0 n samt seinem Generalstabe 
gefangen. Tr soll sich der Flieger nicht richtig 
zu bedienen verstanden haben, während bei dem 
schneidigen Führer der blauen Kavalleriedivision, 
General Dubois, das Gegenteil der Fall war. 
General J offre ließ sofort abblafen, peinlich bei 
dem tragikomischen Vorfall war es jedenfalls, daß 
der eben erst angekommene Großfürst Nikolaus 
Nikolajewitsch unmittelbar Zeuge war. Die 
Truppen bewiesen wieder große Ausdauer, die aus 
Reservisten gebildete Division bewährte sich vor
züglich. Die Manöver ergaben wiederholt, daß die 
französische Armee auf einer zeitgemäßen Höhe 
steht. Daß die Kavallerie nach Tinführung der 
zweijährigen Dienstzeit nicht besser geworden ist, 
wird allgemein beklagt. Dazu kommen die häu
figen Änderungen in der Organisation der oberen 
Leitung. Die Zusammensetzung des Generalstabes 
hat (9(( eine und (9(2 zwei organisatorische Ver
änderungen erfahren. Nicht vergessen darf werden, 
daß die Manöver einen stark politischen Anstrich 
hatten. Ts waren zahlreiche Mitglieder der Budget- 
und Heereskommissionen von Senat und Kammer 
zugezogen, außerdem bereitete man der russischen 
und englischen Militärabordnung glänzende Feiern, 
während die übrigen fremdherrlichen Militärs erst 
bei der zweiten Abteilung des Manövers anwesend 
waren und in der herkömmlichen Form begrüßt 
wurden. Bei dem Bankett am (^. September ver
sicherte der Kriegsminister M i l l e r a n d dem Groß
fürsten Nikolaus Nikolajewitsch, daß sich 
Franzosen und Russen schon vor hundert Jahren 
(bei Borodino, Moskau und an der Beresina?) hät
ten achten und lieben lernen. Ts ist nicht bekannt 
geworden, was sich der russische Großfürst bei dieser 
rednerischen Leistung des früheren Sozialdemokraten 
gedacht hat.

Über den jetzigen Stand der Flotte ist gerade 
noch nicht viel zu sagen, als daß man beflissen ist, 
die Schäden unter der grauenhaften Mißwirtschaft 
früherer Zivilminister zu beseitigen, namentlich der 
Mißgriffe pelleta ns, der sogar den Dienst de
mokratisieren wollte. Aus diesen Zeiten schreibt 
sich der Wust an kleinen und trotzdem bereits ver
alteten Fahrzeugen, die Unlust der Mannschaften, 
die noch durch das auch aus jenen Zeiten stam
mende selbstentzündliche Pulver gesteigert wird, und 
zahlreichere Unglücksfälle wie auf anderen Flotten. 
Tatsächlich besitzt Frankreich gegenwärtig noch 
kein fertiges modernes großes Linienschiff, keinen 
Dreadnought. Die Schiffe der „Danton"klafse und 
andere haben einen viel geringeren Gefechtswert 
als die bereits fahrenden österreichisch-ungarischen 
und italienischen Dreadnoughts und Kreuzer. Die 
politischen Treignisse haben auf die Flottenrüstung 
entscheidend eingewirkt, die Bewilligung des Flotten
gesetzes nach deutschem Muster, die Bewilligung des
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Gesichtspunktes der Seeherrschaft im Mittelmeer, 
durchgreifende Organisationsänderungen: alles 
zeigt, daß Frankreich wieder in die Reihe der großen 
Seemächte einziehen will. Man braucht sich dar
über nicht zu beruhigen, starke Mächte sind immer 
friedlicher, als solche, die hinter einen: aufreizenden 
Mesen eine Schwäche zu verbergen haben. Zu
nächst ist noch nichts fertig, eine Flotte kann wohl 
an einem Tage beschlossen, aber erst in Jahren 
gebaut und neu organisiert werden. Für Schulung, 
Artillerie und 21(unition ist noch viel, sehr viel zu 
tun. Und es ist nur Frankreich zu wünschen, daß 
eine gewisse Beständigkeit in die Sache kommt, da
mit nicht wieder ein unfähiger Minister die Flotte 
binnen kurzer Zeit nach seinen politischen „Prin
zipien" in Grund und Boden hinein reformiert.

verschiedenes.
Der Rückgang der Bevölkerung hält 

zum Rümmer aller Einsichtigen, aber auch der Thau- 
vinisten, an. Mas soll aus der Revanche werden, 
wenn die Bevölkerung sich nur noch durch Ein
wanderung erhält oder hebt, die Ziffer der wirklich 
Eingeborenen sich aber tatsächlich vermindert? In 
den allernächsten Jahren wird man die Rekruten
ziffer nicht mehr aufbringen können. Im Jahre 
$W sind 776.985 Personen gestorben und nur 7^2.^ 
geboren worden, weniger als in allen Vorjahren. 
Die Eheschließungen haben um ein Geringes zuge
nommen, aber auch die Scheidungen um einen höhe
ren Prozentsatz. Die Zahl der Todesfälle ist eben
falls gestiegen. Leider ist gerade im Norden und 
Osten mit den besten Volkselementen des Landes 
der Bevölkerungsrückgang am stärksten. Die Kam
mer beschäftigte sich im November vorübergehend 
mit gesetzlichen Maßnahmen zur Abwendung wei
teren Rückganges. Auch andere bedenkliche Erschei
nungen zeigen sich, vor gar nicht langer Zeit 
galten die Franzosen für ein mäßiges Volk. Im 
Oktober wies der Abgeordnete Josef R e i n a ch 
nach, daß heute das Gegenteil richtig ist, daß Frank
reich 500.000 Schankstätten besitzt, mehr wie jedes 
andere Volk; dazu kommen noch zahlreiche privile
gierte Ligenbrenner, die ihr Erzeugnis verschänken 
dürfen oder im geheimen verkaufen. 2iuf 25 Er
wachsene kommt eine Schankstelle. R e i n a ch sagte 
freilich nicht, woher die ungeheure Zunahme der 
Schänken kommt. Jeder Schänker · ist nämlich ein 
einflußreicher Wahlagitator, und darum wird kein 
Abgeordneter versäumen, seinen ganzen Einfluß für 
jeden neuen Munsch nach einer Schankkonzession ein
zusetzen. Sehr richtig brachte er dagegen die Zu
nahme der Trunksucht mit der erschrecklich um sich 
greifenden Tuberkulose in Verbindung. Diesen Zu
sammenhang hat man auch in anderen Ländern 
festgestellt. Im Jahre $10 sind mehr als 85.000 
Franzosen (über 22«/o) der Tuberkulose erlegen.

Frankreich besitzt ein natürliches und glückliches 
Arbeitsfeld nationaler Entwicklung, abgetrennt von 
allen europäischen Händeln, in seinem übersee
ischen Kolonialgebiet, namentlich in Nord
afrika. Lsier wäre selbst Deutschland nicht sein Geg
ner unter der einzigen Bedingung des allein nützlichen 
wirtschaftlichen Vernunftgesetzes, der Handelsfreiheit. 

Schon zu Bismarcks Zeiten hat Deutschland 
Frankreich gegenüber in diesem Sinne gehandelt. 
Mie aber die immer kraftloser werdende Republik 
die Sache auffaßt, hat man ja bei den verschiedenen 
Phasen der Marokkofrage gesehen, llnd Frankreich 
wird nicht einmal den Vorteil davon haben, denn 
es hat für die koloniale Besiedlung kein Menschen- 
material. Mie schon in Tunis und Algier wird 
die übergroße Mehrzahl der Einwanderer aus Ita
lienern bestehen, und die politischen Folgen davon 
dürfte schon das laufende Jahrhundert sehen.

Der sittliche Rückgang der Republik würde nicht 
so groß sein, wenn nicht der Einfluß des Sü
dens so ziemlich alles beherrschte. Dort ist die 
Korruption, wie in Sizilien, in eiin förmliches Sy
stem gebracht worden, dort gärt es jeden Augen
blick, von dort gehen die wirtschaftlich vernichtenden 
Seemannsstreike aus, dort meuterten $07 die gegen 
die revoltierenden Winzer geschickten Truppen, aber 
von dort kommen auch die meisten Männer, die in 
der Kammer und den leitenden Beamtenstellen sit
zen, und alle auf „Gedeih und verderb" unter
einander im Zusammenhang stehen. Im Sommer 
wurden die beiden verschwägerten Bürgermeister 
R o n c a n i in Nizza und Escartefigue in 
Toulon wegen Betrug und Urkundenfälschung ein
gesperrt, weil sie verstanden hatten, städtische Gel
der in ihre Taschen zu „kanalisieren". Geschehen 
wird ihnen nicht viel. Die Südländer Monis und 
T a i l l a u x haben sich gehütet, in das südliche 
Wespennest zu stechen, und Poincare würde so
fort die Kammermehrheit gegen sich haben, sobald 
er es wagt.

Das große Korruptionsstück beim verkauf 
der Kirchengüter ist schon in früheren Jahren 
besprochen werden. Der ehemalige Ministerpräsi- 
dent Tombes gab sich im März im Senatsaus- 
schusfe vergeblich Mühe zu erklären, warum die 
von Waldeck-Rousseau einst auf eine Mil- 
liarde geschätzten Klostergüter nur 60 Millionen 
abgeworfen haben. Er schrieb die Hauptschuld dem 
„Tredit Foncier" zu, der den Kongregationen hohe 
Hypotheken gewährt habe, die ins Ausland gegan
gen seien, viele Hunderte Millionen kann doch die 
Bank dafür gar nicht gehabt haben; wo sind denn 
nun die anderen hingekommen? Jedenfalls ver
schwieg i^crr T o n: bes die Niesensummen, die von 
den Liquidatoren unterschlagen und durchgebracht 
worden sind, wie viele Prozesse bewiesen haben, 
die man aber auch nur solchen machte, die keine 
Beschützer ht der Kammer haben, oder es zu dick 
getrieben haben, wie der leichtsinnige Duez, der 
nun zwei Jahre in Tayenne verbüßt. Die vom 
Papst verbotenen katholischen Kultgenossenschaften, 
die einen Teil des Kirchengutes hätten retten kön
nen, beginnen sich jetzt, zum Teil auf Veranlassung 
der Bischöfe, als freiwillige Kirchenräte zu bilden, 
es zeigt sich überhaupt vielfach in gebildeten Krei
sen ein Wiederaufleben des Katholizismus.

wer rein objektiv den inneren und äußeren 
verfall der Republik, der trotz aller Schönfärbe
reien der internationalen Demokratenpresse Tat
sache ist, im Auge behält, wird zuweilen die Frage 
prüfen müssen, wie die Aussichten für die Rück
kehr zur Monarchie stehen. Daß das auf die

z*  
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prätenfcentenfrage hinausläuft, leuchtet ohne wei
teres ein. Die Republik selbst wird keinen Prä
tendenten stellen, denn ihr mittelschlächtiges Wesen 
bringt keinen hervor oder wird ihn wenigstens nicht 
auskommen lassen. Bleibt also der Herzog von 
Orleans oder Prinz Viktor Bonoparte. 
Das Königtum hat in alten Familien wohl noch 
einige legitimistische Anhänger, aber keine Tradi
tion im Volke. Die Zeit Ludwigs XIV. liegt 
zu weit zurück und ist durch die Gestalt Napo
leons I. verdrängt worden. Das traurige Ende 
seines Neffen hat diese Erinnerung zeitweilig zu
rückgedrängt, aber die unverkennbaren Mißstände 
der Republik, ihre Unzulänglichkeit nach außen und 
innen lassen sie wieder aufleben und die Iahr- 
hunderterinnerungen wirken fördernd darauf ein, 
nicht minder die jetzt unklugerweise von der Re
publik betriebene Revancheidee. Die beiden Prä

tendenten scheinen eine gute Witterung für alles 
zu haben und beginnen sich zu regen. Der Ls e r z o g 
von Orleans hat seinen Wohnsitz in England 
aufgegeben und ist nach Brüssel gezogen. Seine 
Aussichten sind gering. Der ebenfalls in Brüssel 
lebende prinz Viktor Napoleon hat augen
blicklich noch gar keine, solange er bloß eine Toch
ter besitzt. Sollte ihm ein Sohn geboren werden, 
dann bekommt seine Sache sofort Schwung, und 
die Bewegung zu feiner Rückberufung nach Frank
reich wird unmittelbar beginnen und der Republik 
schwere Sorgen machen. Denn die Revanche ver
langt einen Napoleon, nachdem die Republik vierzig 
Jahre lang nichts dafür geleistet hat. Seinerzeit 
hatte Gambetta die junge Republik reichlich da
mit garniert, und die jetzt alternde versucht nun, 
sich damit den Schein der Gesundheit und Kraft 
anzuschminken.

Großbritannien.
Z 3Ç rotz der unheilbaren Parteizersplitterung 

hat sich die liberale Regierung nun das 
sechste Jahr hindurch erhalten. Nicht ge

rade aus eigener Kraft, denn in der inneren Politik 
ist sie über mancherlei Schwierigkeiten nur mit Mühe 
hinweggekommcn und nur am Staatsruder geblieben, 
weil es die Opposition unter den obwaltenden 
Parteiverhältnissen weder ergreifen will noch kann. 
Das alte historische Spiel der zwei Parteien, der 
Tories und wighs, das die Welt länger als ein 
Jahrhundert mit unhaltbaren Theorien über den
Parlamentarismus versorgt hat, ist aus und läßt 
sich nicht wiederherstellen. Die zwei Parteien waren 
eben eine Ausnahme, eine englische Spezialität, die 
sich nur in einem so konservativ veranlagten Lande 
wie Großbritannien solange erhalten konnte. Die 
darauf aufgebauten Theorien waren falsch, denn 
bloß zwei Parteien gibt es nirgends und lassen 
sich auch höchstens vorübergehend für einen be
stimmten Zweck, aber niemals auf die Dauer wie
derherstellen. will also England nicht einer Theo
rie und alter Gewohnheit zuliebe dauernd den jetzt 
schon eingerissenen Koalitionsministerien und wie 
Frankreich der damit folgerichtig verbundenen par
lamentarischen Korruption verfallen, so wird es zu 
Geschäftsministerien greifen müssen, die nicht an 
eine feste Mehrheit gebunden sind, als Vertreter der 
allgemeinen Staatsinteressen handeln und die Mehr
heiten nehmen wie sie gerade sind. Ohne Ein
greifen des Königstums wird sich das, wenn über
haupt, nicht bewerkstelligen lassen. Gb der prak
tische Sinn der Engländer den Entschluß dazu brin
gen, ob König Georg dafür die Initiative be
sitzt, muß abgewartet werden. Die Aufrechterhaltung 
der britischen Weltstellung erfordert aber, bevor 
es zu spät wird, daß mit einem aus verschiedenen 
Ursachen hervorgegangenen Zustand gebrochen wird, 
in dem, wie eben jetzt, zwei Minderheitsgruppen, 
die Iren und die Arbeiterpartei, die die eigenen 
Interessen über die des Reiches stellen, die eigent

lichen Herrscher im Lande sind, indem sie der ge
schäftsführenden Regierung vorschreiben, was sie 
zu tun und zu lassen hat.

Nach außen hin war die britische Politik glück
licher als in den Vorjahren, wo sie mit ihren krie
gerischen Allüren in der bosnischen wie in der ma
rokkanischen Frage empfindliche Niederlagen erlitt, 
weil sich der Dreibund der Dreierentente an Macht 
und Einigkeit unzweifelhaft überlegen erwies. Der 
Grund für diese erfolglose Politik lag bei England 
in der Feindschaft gegen Deutschland. Darin hat 
sich im abgelaufenen Jahre ein erfreulicher Wandel 
vollzogen, und die guten Folgen davon sind nicht 
ausgeblieben. Nachdem Graf Berchtold im 
Sommer den Gedanken des vereinten vorgehens 
der Großmächte aufgeworfen hatte, der von p o i n- 
c a r 6 selbstgefällig aufgenommen und weiterge
sponnen worden war, erschien in den letzten Mo
naten tatsächlich Sir Edward (5 r e γ als diploma
tischer Führer des gesamten Europa. Das sah 
anders aus wie bei der bosnischen Krise und wäre 
gar nicht möglich gewesen, wenn sich England wie
der der Idee Berchtolds — die selbstverständlich 
auch die Deutschlands ist — entgegengestellt hätte. 
Es sei hier beiläufig bemerkt, daß die „Einigkeit 
der Großmächte", der „status quo" ic. dem Witz 
der presse verfallen ist. Die Eintagsfliegenpolitik 
der Zeitungen ist eben grundverschieden von der 
Politik der Diplomatie, die nicht vorübergehende 
Leistungen schaffen darf wie einen Leitartikel, der 
in drei Tagen wieder umgeschrieben werden kann, 
ohne daß es sogar die Mehrzahl der Leser merkt. 
Die Diplomatie ist auch nicht dazu da, jeden Tag 
ein Stück zu leisten, das mit einer fetten Überschrift 
als Sensation für Zeitungen zu verwenden wäre. 
Diesem Zeitungsbedürfnis entsprechen ja auch der 
Mörder Sternickel, die Automobilapachen ic. besser. 
Ls ist der Diplomatie gelungen, an die Stelle der 
beiden Mächtegruppen, die schon zweimal nahe vor 
einem Weltkrieg untereinander standen, in einer den 
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ganzen Erdteil berührenden Angelegenheit zum ge
meinsamen vorgehen zu vereinen und dadurch mit 
aller Wahrscheinlichkeit den großen europäischen 
Krieg aus der Welt zu schaffen. Das ist eine dan
kenswerte und große Leistung, selbst wenn sie schließ
lich nicht ganz glücken sollte. Sic ist auch nur bei 
Diplomaten möglich, die die schwere Verantwortung 
auf sich lasten haben, daß sie nur im äußersten 
Notfall Leben und Glieder der Söhne des eigenen 
Landes und anderer Leute opfern dürfen, nicht aber 
um einen Zeitungseffekt zu erzielen, wenn es nach 
dem Gehetze der Zeitungen gegangen wäre, dann 
hätten sich Dreibund und Tripelentente längst bei 
den Maaren.

wenn auch nicht nützlicher wie diese notwendige 
Richtigstellung eines geflissentlich gepflegten Irr
tums, so doch erfreulicher ist es, den Gründen der 
Annäherung Englands an Deutschland nachzugehen. 
Der Brite ist am meisten durchdrungen von Na
tionalstolz und Nationalgefühl, an Handhabung und 
praktischer Ausnützung desselben übertrifft er sicher 
auch Franzosen und Italiener und es ist ihm schwer 
möglich, eine andere Nation neben sich als gleich
berechtigt anzuerkennen. Sie müssen ihm dienen 
wie die revanchesuchenden Franzosen; er ist entrüstet 
über Rußland, das in Persien und sonstwo nicht 
immer zu willen sein mag, und darum steht die 
Tripelentente auf keinem tragfähigen Boden; er ist 
schließlich empört über Deutschland, das sich auch 
eine anständige Flotte baut, während doch Britannia 
rules the waves. <£r sieht nicht ein, daß er den 
anderen geradezu beleidigt, wenn er ihm übelnimmt, 
was er doch selbst tut. hundertmal hat man in 
Deutschland gefragt: Ihr baut doch auch eine Flotte, 
warum nehmt ihr es uns übel? Ja, sagt Lord 
Ehu rchill, ihr baut eine Lurusflotte. Das ist echt 
englisch, wenn auch gar nicht diplomatisch, warum 
kommt trotzdem England zu Deutschland? Aus po
litischen und wirtschaftlichen Gründen, von der 
strammen Tripelententepolitik hat es keinen Vorteil 
gehabt, im Gegenteil Rußland und Frankreich häu
fige und unbequeme Zugeständnisse machen müssen. 
Frankreich hat zwar bisher ruhig Folge geleistet, 
aber schon R o u v i e r und später Ea illaux hat
ten während der Rlarokkoverhandlungen doch mit 
Deutschland wirtschaftliche Vereinbarungen ange
bahnt. Die Ehauvinisten haben das zwar Hinter
trieben, aber da die mächtigsten Banken hinter E a i l- 
l a u x standen, kann die an sich so vernünftige Sache 
wiederkommen. Nach einem Ausgleich zwischen 
Deutschland und Frankreich stände dann England, 
das nicht mehr gebraucht würde, wieder allein in 
Europa. Dem kommt man am besten durch recht
zeitige Annäherung an Deutschland zuvor. Ruß
land hatte sich Österreich-Ungarn auch bereits ge
nähert, und aus dem gewünschten Anschluß Ita
liens an die Tripelentente war nichts geworden. 
2T(it dieser war also nicht mehr viel los. Dazu 
kamen die Verhältnisse in Ostasien. Das Bündnis 
mit Japan, das allerdings England selbst im Vor
jahre seines Inhalts entkleidet hat, indem es an 
einem Kriege gegen die vereinigten Staaten nicht 
teilnehmen will, wurde vom Grafen Oku m a schon 
öffentlich als wertlos erklärt und geht dem Ende zu. 
Bei Verwicklungen in Ostasien oder Indien ist auf

Japans itilfc kaum, vielleicht eher sogar mit seiner 
Gegnerschaft zu rechnen. In solchem Falle ist minde
stens eine gute Rückendeckung in Europa nötig, besser 
weil stärker als Frankreich ist dafür Deutschland, 
das übrigens während des japanischen Krieges auch 
Rußland ehrlich den Rücken gedeckt hat. Zudem 
besitzt es eine sehr leistungsfähige Flotte, die im 
Kampfe um „Europas heiligste Güter" vortreff
liche Dienste leisten würde. Diese Gesichtspunkte 
dürften genügen, um die Abwendung Englands von 
der Einkreisungspolitik Eduards VII. zu erklären. 
Die ganze Flottenfeindschaft war übrigens nur Bluff, 
wie schon in früheren Jahrgängen ausführlich nach
gewiesen worden ist.

5ir Edward Grey, Minister des Äußeren.

Die politischen Vorgänge.
Zu Beginn des Jahres befand sich das Königs

paar noch auf seiner Krönungsfahrt in Indien. 
Am f6. Januar traf es in Bombay ein, wurde von 
der Bevölkerung jubelnd begrüßt und schiffte sich 
nachmittags auf der „Rledina" zur ein.
von Port Sudan aus besichtigten sie die Rieilen 
landeinwärts lagernden sudanesischen Truppen, setz
ten dann die Rückreise über Malta fort und wur
den am 30. in Gibraltar vom Vertreter des Sul
tans von Marokko, El G e b b a s, begrüßt, der 
auf einem englischen — nicht französischen — Damp
fer herübergekommen war, worüber man sich in 
paris ärgerte. Die Ankunft in portsmouth erfolgte 
am 5. Februar. Die englischen prinzen begaben 
sich zur Begrüßung an Bord der „Riedina". Mit- 
tags traf das Königspaar in London ein und fuhr 
trotz der Winterkälte im offenen Wagen unter den 
Hochrufen der Menge nach dem Buckinghampalast, 
wo die Rlinister, der Erzbischof und das diploma
tische Korps zum Empfang erschienen waren. In 
England war man sehr froh, daß alles so gut ab
gelaufen war; denn daß man ernstlich besorgt ge
wesen war, beweist die in England unverfängliche 
Tatsache, daß zahlreiche Wetten auf das Leben des 
Königs abgeschlossen worden waren. Das Mini- 
sterium Asquith war inzwischen weiter durch 
glückliche innere und äußere Ereignisse begünstigt 
worden, seine innerpolitischen Umwandlungen, die 
vor ihm kaum ein Rlinister mit der stärksten Mehr
heit gewagt hätte, blieben wegen der Spannung 
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in der äußeren politischen Lage fast unbemerkt, und 
die Opposition bot wegen der Spaltung in der 
Schutzzollfrage durchaus nicht das Bild eines an- 
griffsfäbigen Gegners. Auch eine Rede des wild
liberalen Lord Rosebery am (5. Januar über 
die zu unbestimmbaren Verpflichtungen Lnglands 
führende Lntentepolitik erregte nur mäßiges Auf
sehen. Bedrohlicher war der am \2. beschlossene 
allgemeine Streik der Kohlengrubenarbeiter für den

März. Bedenklich erschien auch die Haltung der 
Protestanten der irischen Grafschaft Ulster, die zur 
Abwehr der bevorstehenden L)omemlebill für den 
8. Februar in Belfast eine Versammlung ausgeschrie
ben hatten, weil sie „bleiben wollen, was sie sind",

Lord ksaldane, der englische Lord-Großkanzler.

freie Bürger des vereinigten Königreiches von Groß
britannien und Irland. Sie ließen auch gar keinen 
Zweifel darüber, daß ihr vorgehen im Sinne Lord 
Randolph Churchills gemeint war, der 1886 
gegen die Ljomerule Gladstones den Ausruf tat : 
„Ulster wird zu den Waffen greifen, und Ulster wird 
recht daran tun." Sein Sohn Winston Churchill 
saß jetzt im liberalen Ministerium, das wieder mit 
Ljomerule kam oder vielmehr kommen mußte, weil 
sonst keine liberale Mehrheit mehr vorhanden ge
wesen wäre. Die Bewegung in Ulster entpuppte 
sich als Strohfeuer. L h u r ch i l l konnte, allerdings 
unter dem Schutze von fünf Bataillonen, in einer 
Gegenversammlung in Belfast seine Bede für Lso- 
merule ungestört halten.

Die regelmäßige Parlamentstagung wurde 
Mittwoch den Februar eröffnet, nicht am üb
lichen Dienstag, weil dieser der — ein Un
glückstag — war. König und Königin begaben 
sich mit dem hergebrachten mittelalterlichen Prunk 
zum parlamentsgebäude, wo König Georg vom 
Thronsessel im Oberhaussaale aus die Thronrede 
verlas. Das Arbeitsprogramm derselben war keine 
zwanzig Zeilen lang, enthielt aber die verfänglichen 
punkte: ^omerule, Abschaffung der Staatskirche 
in Wales und Ausdehnung des Wahlrechtes, wohl 
auch auf Frauen. Der größte Teil war der äußeren 
Politik gewidmet. „Unsere Beziehungen mit den 
fremden Mächten sind andauernd freundlich." Der 
italienisch-türkische Krieg wurde bedauernd erwähnt. 
Ausführlicheres nur über die Lage in Persien und 
Lhina mitgeteilt und „mit schwerer Sorge" den 

Streikaussichten entgegengesehen. Nach der Trag
weite der Vorlagen war auf keine friedliche Session 
zu hoffen. Um Zeit zu gewinnen, beabsichtigte die 
Negierung, die Budgetdebatte mit allen parlamen
tarischen Mitteln abzukürzen. Auf eine offenbar er
wartete Anfrage des Oppositionsführers B o n a r 
L a w über die Neise Lord Ls a l d a n e s nach Berlin, 
verlas der Premierminister Asquith eine län
gere -Erklärung, in der u. a. sagte: „Ls ist eine 
unbezweifelte, höchst beklagenswerte Lrscheinung, 
daß die traditionellen Gefühle der Freundschaft und 
des guten Willens zwischen Deutschland und un
serem Lande während der letzten Monate getrübt 
waren." In dieser Stimmung hätten in Deutschland 
im Sommer und Lserbst viele Leute an einen eng
lischen Angriff geglaubt. Diese ganze Geschichte 
sei eine Lrfindung. Die beiden Regierungen hät
ten auf eine bessere Verständigung hingearbeitet, 
und der in Berlin willkommene Besuch Lord Wal
dau e s habe diesen Zweck verfolgt.... „Ich 
darf sagen, daß im Laufe des Besuches Ls a l d a n e s 
beiderseits der aufrichtige und entschlossene Wunsch 
zu Tage trat, eine bessere gegenseitige Stellung 
zu begründen, ohne — und das lassen Sie mich 
vollkommen klarmachen — ohne die besonderen Be
ziehungen, in denen Deutschland oder Lngland zu 
anderen Mächten stehen, in irgend einer weise zu 
opfern oder zu verschlechtern." (Beifall der Oppo
sition.) Daß die feindseligen plane Englands nur 
eine „Lrfindung" gewesen wären, fand natürlich 
nicht überall Glauben. Am (6. bestätigte Sir Grey 
in einer Rede in Manchester die Ausführungen des 
Ministerpräsidenten. Auch Lord T r e w e sprach sich 
im Gberhause in gleichem Sinne aus. Ls hatte 
Aufsehen erregt, daß Grey vor kurzem den Lsosen- 
bandorden erhalten hatte, worin man eine Aner
kennung seiner antideutschen Politik erblicken konnte. 
Ls war darum von nicht geringer Bedeutung, daß 
er in Manchester noch mit größerer Wärme über 
Deutschland gesprochen hatte, wie die beiden anderen 
Genannten im parlament.

Die Kohlengrubenarbeiter hatten es eilig mit 
ihrem Streik und kündigten meist schon für den 
(. März. Sie bestanden auf einem Mindestlohn, 
der aber überall, wo er bestand, eine geringere 
Förderung zur Folge gehabt hat. Die Gruben
besitzer wollten darum nur einen Mindestlohn für 
den einzelnen Arbeiter, aber keinen allgemeinen zu
gestehen. Die Grubenarbeiter besaßen nur geringe 
Geldmittel für den Streik und rechneten auf Sym
pathiestreiks und andere Unterstützungen des Aus
lands, die Regierung durste es ebenso nicht mit 
der Arbeiterpartei verderben wie mit den Iren, 
hielt aber gegen Ausschreitungen in Südwales Trup
pen bereit. Sie drängte selbst auf den Minimal
lohn hin, aber nur 60% der Grubenbesitzer war 
dazu geneigt, und der Streik begann schon Lnde 
Februar. Die Arbeiter lehnten auch den von der 
Regierung vorgeschlagenen Mindestlohn ab, die Zahl 
der Streikenden betrug schon am (. März eine Mil
lion und stieg noch. Transportarbeiter schlossen 
sich an, Fabriken mußten geschlossen werden, und 
die Bahnen verminderten den Betrieb. Die Erbit- 
terung der Arbeiter war am größten in Südwales, 
wo die Grubenbesitzer allerdings nichts für soziale 



205 Großöritanmen. 206

Mrsorge getan und dadurch die Arbeiter geradezu 
in die Arme der Sozialdemokratie getrieben hatten. 
Die verschiedenen Regierungen hatten sich nie dar
um gekümmert. Die Ausgleichsverhandlungen der 
Regierung blieben bei den Arbeitern fruchtlos. Die 
Wahlweiber benutzten den Wirrwarr, um durch Ein
schlagen von Schaufenstern die Aufmerksamkeit auf 
sich zu lenken. Die anfangs den Arbeitern günstige 
öffentliche Meinung schlug aber schon nach den 
ersten Tagen um, auch im Parlament. Die Arbeiter 
zeigten durch ihr schroffes Verhalten, daß sie sich 
als die eigentlichen Herren der Regierung fühlten. 
Die Zahl der infolge des Streiks beschäftigungslos 
gewordenen anderen Arbeiter belief sich schon in 
der ersten Woche auf eine Viertelmillion. Lloyd 
George hatte im Vorjahre in seinen Agitations
reden im Lande erklärt, daß Herzöge und Groß
grundbesitzer, überhaupt die „faulen Reichen", ge
eignete Objekte zur Beraubung seien, die Arbeiter 
setzten das nur in ihre Denkart um, und Sozial
demokraten und Anarchisten halfen ihnen bei solcher 
„Aufklärung". Die Arbeiterführer waren zu keiner 
Verständigung geneigt, bevor sie nicht wüßten, was 
die von der Regierung angekündigte Mindestlohn- 
bill bringen werde; König Georg gab bei der 
bedenklichen inneren Lage die beabsichtigten Reisen 
an die europäischen Höfe auf; Asquith erklärte, 
die Homerulebill vor Ostern nicht einbringen zu 
können, was die Iren erbitterte, aber sie durften 
das Ministerium, dessen liberale Partei schon zwölf 
Stimmen schwächer war als die Unionisten, aus 
begreiflichen Gründen nicht stürzen.

Bis das Parlament in die Osterferien ging, 
führte die schwache Arbeiterpartei tatsächlich die 
Herrschaft über das Ministerium, also über Eng
land. Nicht gearbeitet wurde von mehr als andert
halb Millionen. Am s8. März wurde die Mindest
lohnbill im Unterhause eingebracht, für die A s- 
q u i t h die Zustimmung der Streikführer sogar ein
geholt hatte. Die Debatte darüber war lebhaft, 
doch ließ Balfour, der am 2\. zum erstenmal 
in der Kammer wieder anwesend war, in seiner 
Rede merken, daß die Unionisten die Bill nicht zu 
Fall bringen würden. Das wäre nämlich möglich 
gewesen, wenn die Arbeiterpartei in die Opposition 
gegangen wäre. Damit wäre aber auch das Mi
nisterium gestürzt, und dazu wollten die Unionisten 
nicht mit dieser Partei zusammenarbeiten. So wurde 
die Bill am 22. in zweiter Lesung beraten ohne 
Gewißheit über den Ausgang. Sonntags fanden 
im Lande zahlreiche Arbeiteroersammlungen statt, 
die sich meist energisch für die Aufrechterhaltung 
aller Arbeiterforderungen aussprachen, und A s- 
quitt}, schon vorher über die Stimmung unter
richtet, begann nochmals Verhandlungen, die aber 
auch zu nichts führten, und so wurde am 27. die 
Bill mit fast allen Stimmen gegen die der Ar
beiterpartei angenommen. Da bereits drei Mil
lionen brotlos waren und das Elend wuchs, konnte 
man die Taktik der Arbeiterführer nur dahin aus
legen, daß sie die Leute zur Verzweiflung und Re
volte bringen wollten. Die Verluste an Arbeits
löhnen betrugen bereits über 200 Millionen Mark, 
Unterstützungen wurden nicht mehr bezahlt, Not und 
Hunger mußten ein Ende bringen. Die Führer 

arrangierten aber erst noch eine langwierige Ab- 
stimmungskomödie, hetzten jedoch ununterbrochen 
weiter, so daß Truppen nach den bedrohten 
Orten abgehen mußten. Richtiger wäre es ge
wesen, von vornherein die Arbeitswilligen kräftig 
in Schutz zu nehmen, dann wäre es gar nicht so 
weit gekommen, selbst in Südwales hätten die Ter
roristen das Heft nicht in die Hand bekommen. 
Aus Furcht vor der Arbeiterpartei hat die Re
gierung nicht gewagt, die Unverletzbarkeit der Ar
beitsverträge in eine gesetzliche Form zu bringen, 
ja, die Hälfte des Ministeriums war von vornherein 
entschlossen, den unentbehrlichen wahlgenossen alles 
zuzugestehen. Nur Asquith konnte schließlich 
durchsetzen, daß Maßregeln zum Schutze der Allge
meinheit getroffen wurden und daß das Wohl des 
Staates vor dem Vorteil der Partei galt. Am 
Ą. April wurde das Abstimmungsergebnis bekannt, 
die Mehrheit war gegen die Wiederaufnahme der 
Arbeit, doch beschloß der Bergarbeiterverband am 
6. mit HH0 gegen \25 Stimmen die Beendigung 
des Streiks.

Auch die am meisten verhetzten Arbeiter lenk
ten nun ein, in Lancashire aber erst nach dem Er
scheinen von Militär. Die Mehrzahl hatte das 
Ende der hunger- und Kummerzeit mit Freude be
grüßt, und groß war die Unzufriedenheit mit den 
Führern, die mit allem nichts erreicht hatten, als 
ein Gesetz, das auf dem Papiere stehen bleiben 
wird, da es keine Zwangsmittel enthält, von den 
Verhandlungen im Unterhause ist zu erwähnen, daß 
am 28. März der Gesetzentwurf über das Frauen
stimmrecht, das einer Million steuerzahlender Frauen 
das Wahlrecht gewähren sollte, mit 222 gegen 
208 Stimmen abgelehnt wurde. Die Gegner be
grüßten die Ablehnung mit Zubel. Das Gesetz 
war keine parteisache, u. a. hatten Asquith, 
parcourt, Chamberlain, Churchill da
gegen, Grey, Lloyd George, Balfour, Bo
nar Law dafür gestimmt. Das Haus ging am 
3. April bis f0. ?n die Osterferien. Am ff. brachte 
Asquith im dichtbesetzten Hause die vielberufene 
Homerulebill ein, die er als ersten Schritt zur Be
schäftigung mit rein örtlichen Angelegenheiten be
zeichnete. Zu Ostern hatte in Belfast eine groß
artige Demonstration dagegen, an der eine Viertel
million Menschen beteiligt war, in würdiger und 
feierlicher weise stattgefunden. Der Führer der 
Unionisten Bon ar Law war zugegen, und der 
Führer der irischen Unionisten Edward Carson 
erklärte: „Nie und unter keinen Umständen wollen 
wir uns der Homerule in Irland unterworfen", 
was von der Versammlung mit Enthusiasmus wie
derholt wurde. G l a d st o n e war seinerzeit mit 
Homerule gescheitert, weil er damit für die Iren 
ein Sondergesetz schaffen wollte. Asquith faßt 
die Sache geschickter an, indem er sagt, er mache 
bloß mit Irland den Anfang zu einer gewissen 
provinziellen Selbstverwaltung, für Schottland und 
Wales werde Ähnliches folgen, und alles solle zur 
Entlastung des Parlaments dienen. Das klang ja 
ganz schön, ähnliche durchaus nützliche Gedanken 
waren auch schon früher aufgetaucht, aber es lag 
jetzt auf der Hand, daß Asquith nur die den 
Iren gegebenen Wahlversprechungen einlösen mußte 
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und weit über die Grundlinien einer vernünftigen 
Selbstverwaltung hinausging. Die Iren wieder 
streben, gleich den polen, ein nationales Reich an 
und betrachten Homemle nur als erste Vorstufe 
zur Loslösung von Großbritannien. Dagegen weh
ren sich die Unionisten, ein besonderes irisches par
lament mit Senat und Unterhaus, denen die irischen 
Minister verantwortlich sind, geht ihnen viel zu 
weit. Da das Oberhaus das Gesetz schließlich ab
gelehnt hat und es darum erst nach zwei Jahren 
und nach wiederholter Annahme im Unterhause in 
Kraft treten könnte, so verlohnt es hier nicht, auf 
die ausführlichen Debatten einzugehen.

Am 9· Mai wurde Hornerule mit 572 gegen 
27s Stimmen in zweiter und am 3. Juli mit 315 
gegen 22\ Stimmen in dritter Lesung angenommen. 
Am 23. April hatte der 2Tïinifter des Innern 2Π a c 
K e ii ii a den Gesetzentwurf über Entstaatlichung der 
Hochkirche in Wales eingebracht, mit der Begrün
dung, daß in Wales nur der vierte Teil der Be
völkerung der Hochkirche angehört. Das bisherige 
Einkommen der Hochkirche in Wales wird um 
80.000 Pfund vermindert, die für anderweitige 
Zwecke verwendet werden sollen. Die Jurisdiktion 
der Kirche wird aufgehoben und durch eine Sy
nodalverfassung ersetzt. Lin solches Gesetz war von 
der Bevölkerung gewünscht worden. Da sich aber 
von 3^ walisischen Abgeordneten 3s für das Gesetz 
erklärten, so lag nahe, daß nicht ausschließlich das 
Gerechtigkeitsgefühl zu dem Gesetz geführt hatte, 
sondern daß es zugleich den Ausgleich für die Un
terstützung von Hornerule für Irland fein sollte 
und somit Parteizwecken diente. Line gleichartige 
Vorlage hatte vor siebzehn Jahren zum Sturze des 
liberalen Ministeriums Gladstone beigetragen, 
die Anhänger der Hochkirche in der liberalen Partei 
begeisterten sich auch diesmal nicht dafür, sie muß
ten aber im Interesse der Partei für die „Berau
bung" ihrer Kirche stimmen, doch sank dabei am 
l9- 2Hai die Mehrheit der Regierung auf 81 Stim
men herab. Das enfant terrible des Ministe
riums, der Schatzkanzler Lloyd George, be
einträchtigte auch hier die kluge Versöhnlichkeit des 
Premierministers, indem er in Carnarvon eine auf
reizende Rede gegen den „Druck" der Hofkirche hielt, 
die in Wales eine „beständige Bedrohung der Volks
seele" fei. In diesen Tagen schlossen sich die bis
herigen Konservativen und Unionisten, die schon ein 
Vierteljahrhundert miteinander gegen die Liberalen 
zusammengehalten hatten und darum kaum noch 
unterschieden wurden, auch äußerlich zu einer Par
tei zusammen, ohne aber dadurch an innerer Stärke 
zu gewinnen. Ministerpräsident Asquith und 
Marineminister Churchill benutzten die parla
mentarischen pfingstferien zu einer Besichtigung der 
englischen Mittelmeerbefestigungen. Sie trafen am 
V Juni auf Malta mit Lord K i t ch e n e r zusammen. 
Die Zeitungen redeten viel über die dort abge
haltenen Konferenzen, und Asquith ließ offiziell 
erklären, daß die Sicherheit Maltas eingehend be
sprochen worden sei. Am 3. besuchten beide 2Tii= 
nister auch den französischen Kriegshafen Biserta 
in Tunesien. Ls war bekannt, daß Lord K i t ch e- 
n e r mit der Zurückziehung der britischen Flotte aus 
dem Mittelmeer nicht einverstanden war und auch 

eine Verstärkung der Truppen in Ägypten für nötig 
hielt. Da die tjälfte der Rahrungsmittelverforgung 
Lnglands das 2ï(ittelmeer passiert, so handelt es 
sich dabei um die Sicherung einer wichtigen Brot
straße.

Trotz des gescheiterten Grubenarbeiterstreiks 
war die Kampflust in der Arbeiterwelt keineswegs 
erloschen, auch die Verurteilung des Arbeiterführers 
Tom Mann zu sechs 2Honaten Gefängnis wegen 
Aufreizung des Militärs zum Ungehorsam war ohne 
merklichen Lindruck geblieben. Am 23. Mai be
gannen etwa 100.000 Hafen- und Transportarbeiter 
in London zu streiken, in den nächsten Tagen nahm 
die Beteiligung noch zu, Hunderte von Schiffen, 
davon über 200 mit Nahrungsmitteln, lagen un
gelöscht im Hafen. Als aber am % Juni das 
Unterhaus wieder zufammentrat, war der Streik 
bereits dem Lrlöfchen nahe, weil die Arbeiter kein 
Geld hatten, zahlreiche Arbeitswillige eintraten und 
die drohenden Anmaßungen der Führer keinem 
Menschen imponierten. Sie kündeten zwar noch 
einen allgemeinen Streik für den 13. an, aber daraus 
wurde erst recht nichts, weil die Arbeiter mit dem 
ungeschickten Vorgehen der Führer schon im höch
sten Grade unzufrieden waren. Viele Streikende 
hatten ihre Stellungen eingebüßt. Im Unterhause 
hatte der ganze Streik so wenig Lindruck hervor
gerufen, daß in der ersten Sitzung nach Pfingsten 
am H. Juni der sonst so ernste Minister des Äußern 
Grey feinen ersten parlamentarischen Witz machte. 
Größeres Aufsehen erregte ein Ministerwechsel. An
geblich aus Gesundheitsrücksichten trat der Lord
kanzler Lord Loreburn zurück und wurde durch 
den bisherigen Kriegsminister Lord H a l d a n e er
setzt, dessen Nachfolger der ehemalige Milizoberst 
aus dem Burenkriege John Seely wurde, von dem 
anzunehmen war, daß er eine flott marschierende 
Bürgerschützenkompagnie und eine wirkliche Truppe 
zu unterscheiden wissen werde. Die Radikalen im 
liberalen Lager waren mit der Lrnennung dieser 
„Imperialisten" gar nicht zufrieden, am wenigsten 
mit der des „exkonservativen Rekruten" Seely. 
Am f7. wurde das IVahlreformgesetz eingebracht, 
das u. a. das Mehrstimmenrecht beseitigt.

Am 19- Juni wurde Schatzkanzler Lloyd 
George von Mahlrechtlerinnen (suffragettes) 
überfallen und weidlich — nun sagen wir — ge
stoßen. Am 26. beleidigte ein solches Mahlweib 
in Llandoff in Males sogar das Königspaar und 
wurde unter Johlen und pfeifen der Menge ver
haftet. Am 25. mußte der Sozialist L a n s b u r y, 
der wegen der Linfperrung von krawallierenden 
Mahlweibern Asquith beschimpfte, aus dem 
Uiiterhaufe verwiesen werden. Asquith selbst 
wurde am folgenden Tage in einer vornehmen Ge
sellschaft auch von einem Mahlweib tätlich ange
griffen. 2Îm 2H. war der neue deutsche Bot
schafter Frhr. v. Marschall offiziell empfan
gen worden. Die Lrnennung des bedeutenden 
Staatsmannes wurde in Lngland als eine Aus
zeichnung empfunden und förderte die zunehmende 
günstige Stimmung für Deutschland. Die Mahl
rechtsreformvorlage war am 13. Juli auch mit 29O 
gegen 218 Stimmen angenommen worden. 2t s- 
quitt» kündigte an, das Parlament werde Anfang 
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August — früher wie sonst — vertagt werden. 
Die Teilnahme war schon während der Beratung 
der Wahlreform, die doch das allgemeine Stimm
recht brachte, sehr gering gewesen, zudem war die 
Arbeiterpartei wieder schwierig geworden wegen der 
Haltung der Regierung während der großen und 
kleinen Streiks. Tin Lichtpunkt in der parlamen
tarischen Erschlaffung war die Rede Greys am 
\2. 3uli, in der er nach der Kaiserbegegnung in 
Baltischport in warmen Worten seine Freude über 
die Freundschaft zwischen Deutschland und Rußland 
aussprach; das sei um so erfreulicher, als auch 
zwischen Deutschland und England keine störende 
Frage die beiderseitigen Interessen berührte. Die 
Stimme Sir Edward Greys ist sehr modulations
fähig, diesmal klang sie wie die Flöte, genau vor 
einem Jahre nach Agadir hatte sie wie die Fanfare 
der Trompete geschmettert. Rian nahm in Deutsch
land die Wandlung mit Befriedigung wahr, um 
so mehr als das Trompetengeschmetter seinerzeit 
wenig Beachtung gefunden hatte, weil man weiß, 
daß England aus eigenstem Interesse dem Deutschen 
Reiche nichts tun wird, selbst wenn es könnte. Ob
gleich es hüben wie drüben Leute gab, die Wunder
dinge von der Tätigkeit des neuen deutschen Bot
schafters erwarteten und sogar unklugerweise durch 
ihn eine neue Ära und völlige Umwandlung der 
Weltlage ankündigten, so war doch überhaupt nur 
auf die Beseitigung der gegenseitigen Gereiztheit, 
aber nie auf die Änderung der einseitig selbst
süchtigen Grundlagen der britischen Politik zu hof
fen, die gegenwärtig das Festhalten an der Entente 
für Rußland und Frankreich für nützlich hält.

Die Bestätigung dieser Ansicht bildete das Er
gänzungsflottenprogramm, das T h u r ch i l l am 
22. mit einer längeren Rede und dem Hinweis auf 
Deutschland einbrachte. In den nächsten fünf Jah
ren sollen statt (7 jetzt 2\ Dreadnoughts gebaut 
werden und ein weiteres Geschwader soll auf den 
vollen Mannschaftsstand gebracht werden, wozu zu
sammen 5000 Mann mehr eingestellt werden müssen. 
Die Vorlage war übrigens schon im März ange
kündigt worden und soll in späteren Jahren ent
sprechend der Flottenpolitik Österreich-Ungarns und 
Italiens noch erweitert werden. . Abgesehen von 
dem nicht begründeten Hinweis auf die deutsche 
Flotte waren übrigens die Reden T h u r ch i l l s 
und Asquiths ohne die früher üblichen Spitzen 
gegen Deutschland. Um die Stimmung für die Vor
lage zu erhöhen, war vorher ein Flottenmanöver 
arrangiert worden, bei dem dein Feinde die Lan
dung von 28.000 Mann gelungen sein sollte, wor
über die Zeitungen berichten mußten. Die Ein
nahme erfolgte dann auch mit 288 gegen 32 Stim
men. In Dublin war am (9· auf Asquith ein 
Attentat von Wahlweibern verübt worden, die sich 
dort auch bereits mit Anfertigen von Bomben be
schäftigten. Vor der Vertagung des Parlaments war 
der Master of Lli b ank, der sogenannte „Ein
peitscher" der liberalen Partei, zurückgetreten, weil 
ihm als Altliberalen die demokratische Haltung 
Lloyd Georges nicht zusagte. Anfang August 
war der kanadische Premierminister Borden in 
London und versicherte in überschwänglichen Reden, 
was die Dominions nicht alles für die englische 

Flotte leisten wollten: Weiterbezahlung des bis
herigen Beitrags, eine Anleihe mit einem Pfund 
pro Kops der Bevölkerung ic. Die Imperialisten 
waren entzückt und vergaßen, daß Borden gar 
nicht in der Lage ist, solche Versprechungen zu hal
ten. Er ist ja nur in einer Augenblicksstimmung 
gewählt worden und hat in der Kammer eine ihm 
geistig überlegene starke Minorität wie im Senat 
die große Mehrheit gegen sich, die noch vielleicht 
eher dein Mutterlande, aber gerade ihm ilicht, die 
Flotte bewilligen würde. Viel interessanter war in 
der zweiten Hälfte des Septembers die Anwesenheit 
des russischen Ministers des Äußern S s a s a n o w 
in England, der auch vom 2^. bis 29. Gast des 
Königs in Balmoral war. Angeblich auf russischen 
Wunsch sollte über die Besprechungen nichts ver
lauten, doch wünschten alle Blätter Vorteile für 
England in Persien; besonders warm war der 
Empfangston nicht, und die radikale presse machte 
gar kein Hehl aus ihrer Erbitterung über die 
englisch-russische Politik in Persien. S s a s a n 0 w 
wurde in Balmoral vom Königspaar mit großer 
Auszeichnung empfangen und hatte auch mehrfache 
Besprechungen mit Grey, worüber die Blätter 
allerlei vermuteten. Das „Bureau Reuter" mel
dete am (. Oktober offiziös, daß über Indien und 
Tibet volle Übereinstimmung herrsche, an die Teilung 
Persiens nicht gedacht, dafür aber alles geschehen 
werde, um den Frieden auf dem Balkan und die 
Türkei zu erhalten.

Die Regierung hatte sich der Täuschung hin
gegeben, daß die Protestanten in Ulster nach einigem 
Theaterlärm ihren widerstand gegen Homerule auf
geben würden. Dem war aber nicht so, er wuchs 
vielmehr, und am 2\. September war feierlich ein 
„Kovenant" unterzeichnet worden, mit der Ver
pflichtung, in keiner Beziehung das irische Parla
ment anzuerkennen. Die Opposition ging aus tiefem 
religiösen Empfinden hervor und war ernst zu neh
men, am 28. erfolgte in Belfast unter ungeheurer 
Beteiligung die feierliche Unterzeichnung des Ver
trages gegen Homerule. Unter den Unterzeichnern 
befanden sich Lord tondonderry, Lord B e- 
ressort) u. a. Bevor das Parlament am 7. Ok
tober wieder zusammentrat, wurde Lloyd George 
mit Zustimmung des Kabinetts in das Land gesandt, 
um durch einen Redefeldzug gegen Großgrundbesitz, 
Kapital u. dgl. die lockere Parteikoalition des Mi
nisteriums wieder ein wenig anzufeuern. Die Ar
beiterpartei war höchst unzufrieden mit den Libe
ralen und dem Ministerium, sie stellten schon eigene 
Kandidaten aus; die Radikalen führten einen er
bitterten Kampf gegen Greys Politik, nur die 
Irländer waren zufrieden. Das einzige Band, was 
die ministerielle Mehrheit noch zusammenhielt, war 
die Furcht, aus ihrer Machtstellung scheiden zu 
müssen, innerlich hatten sie nichts mehr miteinander 
gemein. Und doch galt es noch schwere Arbeit: 
der Schluß der Homerulevorlagen, das Kirchengesetz 
für Wales, die Wahlreform und noch ein Gewerk
schaftsgesetz (Trade-Unions-Bill) sollten endgültig 
gegen eine starke Opposition durchgesetzt werden. 
Am (0. brachte Asquith den Schlußantrag für 
die Debatte über Homerule cm, der 56 Tage ge
währte und am (5. in einer bis 3 Uhr früh dau
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ernden Sitzung mit 203 gegen f00 Stimmen durch
drang. Dafür passierte es der Negierung am No
vember, sich bei einem finanziellen Nebenantrag 
dazu unerwartet mit 206 gegen 228 Stimmen in der 
Minorität zu befinden. Die Opposition jubelte über 
die gelungene Überrumplung. Asquith vertagte 
sofort das Lsaus, die Regierung beschloß aber, nicht 
zurückzutreten, sondern durch eine allgemeine De
batte über die Ungültigkeit des Amendements ein 
Vertrauensvotum zu erzielen. Darüber kam es am 
s3. zu erregten Szenen, so daß die Sitzung unter
brochen und schließlich vertagt werden mußte. In 
dem furchtbaren £ärm nach Schluß der Sitzung flog 
Asquith ein Buch an den Kopf, nachdem schon 
vorher die iTiimfter mit Papierballen von ihren 
Sitzen vertrieben worden waren. Der Sprecher ver
tagte das bsaus am bis zum s8. und die Re
gierung erhielt ihr Vertrauensvotum am folgenden 
Tage mit 3s8 gegen 206 Stimmen, aber sie hatte 
für ihre wichtigen Schlußberatungen eine Woche 
Zeit verloren. Dazu kam dann noch, daß allerlei 
Nebendinge, wie z. B. die geheimnisvoll über 
Britannien schwebenden „Zeppeline", ins Ljaus ge
zogen wurden, und schließlich die sehr ernsthaften 
Balkanvorgänge. Grey hielt darüber am ss- De
zember eine größere Rede, in der er nicht versäumte 
herauszustreichen, daß London zum Sitze der Vor
verhandlungen für den Frieden ausersehen sei, im 
übrigen aber so gut wie nichts sagte, da immer 
ein Nachsatz den Vordersatz einschränkte oder auf
hob. Als sich das Unterhaus am 30. Dezember 
vertagte, hatte es seine Hauptaufgaben noch nicht 
gelöst, was aber bei dem Vorwiegen der außer
politischen Fragen ziemlich unbeachtet blieb.

Dom größeren Britannien.
In der Entwicklung Größer-Britanniens stand 

in diesem Jahre die Frage des Ausbaues der Flotten
kolonien voran. Die Erfahrungen des russisch-japa
nischen Krieges hatten gelehrt, daß die alte Kauf
fahrertaktik der englischen Flotte, mit der man hilf
losen Klein- und Raubstaaten imponieren und ge
legentlich wehrlose Städte bombardieren konnte, nicht 
mehr genügt, will England seine Seeherrschaft 
aufrecht erhalten, so muß seine Flotte nicht bloß 
stark, sondern auch fähig sein, den Gegner in offener 
Seeschlacht niederzukämpfen. Das konnte sie nicht, 
und darum wurde sie in den heimischen Häfen ge
sammelt, um es durch Exerzieren, Manövrieren und 
Schießübungen zu lernen. Dem großen Kaufen 
wurde gesagt, das geschähe wegen der Gefahr eines 
Überfalles durch Deutschland. Etwas Nichtiges war 
daran: die kleine deutsche Flotte war der großen 
britischen in allen Gefechtskünsten weit überlegen 
und hatte den Japanern als Muster gedient. Das 
offen einzugestehen, ließ der britische Stolz nicht zu, 
und darum wurde zum Nachteil des eigenen Lan
des und zur gegenseitigen politischen Verhetzung die 
Fabel vom angriffslustigen Deutschland aufrechter
halten. Die Sammlung der englischen Geschwader 
in der Heimat hatte aber in der ganzen Welt dem 
Glauben an die britische Seeherrschaft bedenklichen 
Abbruch getan, weil das Herumfahren großer bri
tischer Geschwader aufgehört hatte. Diesem Übel

stand sollen nun die Kolonialflotten abhelfen 
Rühmte John Bull sich noch vor kurzer Zeit, der 
großmütigste Beschützer seiner Kolonien zu sein, in
dem er vermöge seiner überlegenen Beherrschung 
der Meere unentgeltlich ihr Schirm und Schutz sei, 
so wälzt er jetzt ihnen den Teil der Rüstungslast 
zu, der ausbricht, um die englische Flagge wieder 
würdig in den Weltmeeren zu repräsentieren. Darum 
widerstrebt er auch hartnäckig der Bildung selb
ständiger Kolonialflotten, sondern besteht darauf, 
daß sie unter dem „Union Jack" fahren. Er gibt 
sich dabei die ordentlichste Mühe, aus der politi
schen Not eine patriotische Tugend zu machen, und 
erklärte, nur freiwillige Leistungen zur Verstärkung 
der Seewehr annehmen zu wollen. Tatsächlich sind 
aber die Agitationen dafür in allen Kolonien von 
London angeregt worden. Die größeren Kolonien, 
wie Kanada, Australien und auch Südafrika, die 
etwas Selbständiges leisten könnten, stellen sich ziem
lich harthörig und schwärmen für eine eigene Flagge, 
wovon man aber in London nichts wissen will. 
Nur das verlassen im Großen Ozean liegende Neu
seeland hat bereits einen Dreadnought geleistet, das
selbe haben die auf der Halbinsel Malakka liegen
den Malaienstaaten im verflossenen Jahre getan. 
Beispiele ziehen, sagt das Sprichwort. Leider hat 
sich Ende November die Londoner Sensation, indi
sche Maharadschas hätten ein ganzes Dreadnought
geschwader zum Geschenk angeboten, als verfehl
ter Wink mit dem Zaunpfahl herausgestellt.

Eine besondere Schwierigkeit, die sich dem Plan 
gemeinsamer Streitkräfte entgegenstellt, ist der Um
stand, daß die Kolonien für eine nennenswerte 
Leistung zu diesem Zweck die Forderung erheben 
würden, dann auch durch besondere Vertreter bei 
der Entscheidung über Krieg und Frieden beteiligt 
zu sein. Obgleich der australische Vertreter Reid 
sich auch dagegen ausgesprochen hat, scheint es doch 
nach Auslassungen Bordens richtig zu sein, daß 
er in dieser Beziehung gewisse Zusicherungen von 
Asquith erhalten hat. Es würde dabei in er
ster Linie das Komitee für Reichsverteidigung in 
Frage kommen. Dieses hielt am Ą. Juli eine lange 
Sitzung ab, aus der verlautete, daß die Zurück
ziehung der britischen Geschwader aus dem Mittel
meer nicht angängig sei. Churchill hatte eine 
Neuverteilung der Flotte dahin angeordnet, das Ge
schwader von Malta nach Gibraltar zu verlegen 
und das da stationierte der großen Heimatflotte 
zuzugesellen, was durchaus dem oben angedeuteten 
Zweck der Flottenzusammenziehung um England ent
sprach, wie auch die abermalige Begründung, daß 
es wegen der verstärkten deutschen Flotte geschehe. 
Die britische Flotte war doch der deutschen schon 
überlegen genug. Oder wollte Churchill durch 
einen Einschüchterungsversuch Deutschland von neuen 
Schiffsbauten abhalten? In England erhob sich 
lebhafter Widerspruch gegen diese „preisgebung des 
Mittelmeeres", denn im allgemeinen herrscht dort 
noch die veraltete Anschauung, das „Prestige" Eng
lands müsse durch ein Spazierenfahren der Flagge 
aufrechterhalten werden. Mit Rücksicht auf den 
italienisch-türkischen Krieg und die Gefahr, die Mo
hammedaner könnte an der Allmacht Englands 
zweifelhaft werden, setzte es Lord Kitchener 
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durch, daß wieder vier große Kreuzer in ZTialta 
stationiert wurden und auch Alexandrien oder port 
Said zum Kriegshafen ausersehen ist. Auch die Kon
zentrierung der französischen Flotte in Toulon ist 
damit in Oerbindung gebracht worden in dem Sinne, 
daß Frankreich den Schutz des Suezkanals für Eng
land übernehmen solle. Das würde aber eine ewige 
Dauer der Tripelentente voraussetzen, während die 
Zusammenziehung der französischen Flotte wahr
scheinlich nach denselben Gesichtspunkten erfolgt ist 
wie die der britischen.

Zu den Weltherrschaftsplänen gehörte in Eng
land auch der Traum eines englisch-amerikanischen 
Bündnisses, eine politische Vereinigung der angli
kanischen Basse. Gerade in den liberalen engli
schen Kreisen hielt man viel davon, und nicht wenige 
hofften, pomerule werde die in den Vereinigten 
Staaten sehr einflußreichen Massen der Irländer 
für diese utopische Idee gewinnen, patte doch schon 
Grey den sehr aussichtsvoll erscheinenden Schieds
gerichtsvertrag mit Taft abgeschlossen! 2lix?r die 
praktischen Pankees erwiesen sich für politische Phan
tasien sehr unempfänglich, und der nordamerikani
sche Senat richtete in der ersten Woche des März 
nach zweitägiger Redeschlacht den Vertrag so zu, 
daß er praktisch unbrauchbar wurde. Die lebhafte 
Opposition Roosevelts, der Irländer und der 
Deutschamerikaner hatten das Zukunftsbündnis ver
eitelt. Die Engländer hätten auch keine Freude an 
dem ungeänderten Vertrage erlebt, denn wie man 
in der Union Verträge auslegt, sollten sie bald er
fahren. Der seinerzeit über den Bau des panama- 
kanals vereinbarte pay-pauncefot e-Vertrag 
bestimmt in § 8 ausdrücklich, daß der Kanal für 
Engländer und Rordamerikaner unter den gleichen 
Bedingungen offen sein solle. Run hatten aber 
Senat und Repräsentantenhaus für den Kanal einen 
Tarif vereinbart, der die Küstenschiffahrt der Ver
einigten Staaten von Gebühren freimacht, die aber 
z. B. kanadische Schiffe bezahlen müßten. Da freund
schaftliche pinweise nichts fruchteten, sah sich Grey 
am (Ą. November zu einem förmlichen proteste 
veranlaßt, der anfangs Dezember veröffentlicht 
wurde und auch die Berufung an das Schieds
gericht im paag in Aussicht stellt. So rächt sich 
die englische Politik an sich selbst, da sie seit Jah
ren den Blick starr gegen Deutschland gerichtet hielt 
und dafür die Union wegen perstellung eines mög
lichst intimen Verhältnisses umschmeichelte. panama- 
kanal und Monroedoktrin werden die Engländer 
noch wider willen zu einer europäischen Politik 
nötigen.

Die Wehrmacht.
Als vor einem halben Jahrhundert die Pan

zerschiffe aufkamen und über ihren wert hin und 
her gestritten wurde, tat der Erforscher des Aral
sees, der russische Admiral Butakoff, den noch 
heute gültigen Ausspruch: „Die besten Panzerschiffe 
sind die, auf denen die meisten eisernen perzen 
schlagen." Das hat wenige Jahre darauf die 
Seeschlacht bei Lissa bewiesen, wo österreichische 
polzschiffe italienische Panzer rammten, und vor 
nicht langer Zeit haben es die eigenen Landsleute 

des tapferen Admirals in der Seeschlacht bei Tsu- 
schima erfahren, wenn man heute die Rule-Bri- 
tannia-Schwärmer reden hört, so findet man, daß 
sie geradezu vernarrt sind in das Verhältnis von 
2 : ( oder von (6 : (0, daß sie fortwährend zählen, 
wieviel Dreadnoughts England baut und wieviel 
es noch bauen könnte. Das ist doch aber gar nicht 
die pauptsache, denn daß England eine viel stär
kere Flotte hat wie alle anderen Staaten, ist von 
jeher unbestritten, wenn nun auch alle diese Dread
noughts Wunder der Schiffsbaukunst wären — was 
verschiedene nicht sind —-, so fahren, schießen und 
fechten sie doch nicht von selbst; darum kommt es 
gar nicht allein auf die (Qualität der Schiffe an, 
sondern vielmehr auf den Geist, der auf ihnen 
herrscht. Größe und Zahl der Schiffe sind ent
schieden, ebenso wie die Zahl der Truppen auf 
dem Lande, einer der entscheidenden Faktoren, aber 
so ein moderner Dreadnought ist, trotz seiner rie
sigen Verhältnisse, eigentlich auch ein sehr subtiles 
Kunstwerk, das zur vollen Ausnützung seiner Ge
fechtskraft von den punderten, die an den ver
schiedenen Maschinen tätig sind, mit einer Einheit
lichkeit, einer Disziplin bedient werden muß, wie 
man sie beispielsweise beim preußischen Parade
marsch findet. Ist das nicht der Fall, so kann es 
leicht vorkommen, daß ein solcher Riese einem besser 
fahrenden schwächeren Gegner gegenüber in Nach
teil gerät. Daß die Überlegenheit der Fahrdisziplin 
durch Tapferkeit noch gesteigert werden kann, liegt 
auf der pand. Nach solchen Gesichtspunkten, und 
nicht nach der Zahl allein, muß eine Flotte bewertet 
werden. Selbstverständlich kann man aber nicht bei 
aller Tapferkeit und Nautik Nußschalen gegen Rie
senpanzer schicken wollen, wie es vor kaum einem 
Jahrzehnt noch Prahlhänse von der deutschen Flotte 
verlangten. Das oben Gesagte kann nur für an
nähernd gleichwertige Fahrzeuge gelten, eine ge
wisse Zahl und Größe muß vorhanden sein, sonst 
wird der Kampf zur Selbstvernichtung. Das alles 
soll nicht gesagt sein, um irgendwie die englische 
Flotte herabzusetzen. Sie stellt eine gewaltige Macht 
vor und hat ihre großen Überlieferungen, denen 
sie im Ernstfälle unzweifelhaft gerecht werden wird. 
Die obigen Bemerkungen richten sich nur gegen 
die auffällige englische Eitelkeit auf die vielen 
Dreadnoughts.

Die pauptsache ist, wie die Dreadnoughts fah
ren, manövrieren und schießen können. Das hängt 
vom Geist und der Befähigung der Offiziere und 
Mannschaften sowie von der Zweckmäßigkeit und 
päufigkeit der Übungen ab. welche Fortschritte die 
britische Flotte seit ihrer Zusammenziehung nach 
dieser Richtung gemacht hat, läßt sich aus der Ferne 
nicht beurteilen. Geklagt wird, daß im Dienst ver
altete Bestimmungen über Übungen und Strafen 
noch aus der Zeit der Segelschiffahrt bestehen, daß 
die Schießübungen nicht die gewünschten Resultate 
ergeben, daß zahlreiche Disziplinarvergehen vor
kommen usw. Der empfindlichste Mangel der Flotte 
ist freilich, daß es für die neuen großen Schiffs
bauten an Offizieren und noch mehr an Mann
schaften fehlt, die sich auch bei der geringen Löh
nung nicht werden beschaffen lassen. Für den Mo- 
ment haben sich daraus noch keine übergroßen
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Schwierigkeiten ergeben, weil die in Eile konstruier
ten Überdreadnoughts sehr minderwertige Kriegs- 
werkzeuge zu sein scheinen, zunächst erst umgeän
dert werden müssen und vielleicht überhaupt nicht 
bemannt werden. Leute, die es wissen könnten, 
behaupten, darin und nicht in den deutschen Flot- 
tenbauten liege der Grund für die außerordentliche 
Beschleunigung der Schiffsbautätigkeit in diesem 
Jahre. Fachleute berichten ferner Nachteiliges über 
den neuen Simpson-Panzer, der auch in Übereilung 
zur Anwendung gekommen ist. Überdreadnoughts 
sind aber keine Unterseeboote, von denen einige 
Dutzend nun als altes Eisen nicht viel gekostet haben. 
Der Übelstand liegt an jenem System, das nicht 
fachmännisch gebildeten Leuten die oberste Ent
scheidung zuweist und das Parlament zum obersten 
Kriegsherrn macht. Don jeher hat man nicht ge
duldet, daß militärische Fachleute die Ministerien 
von Heer und Flotte in die Hand bekamen, man hat 
sogar immer daran festgehalten, Männer von Be
fähigung und Einfluß nicht einmal in den obersten 
Ämtern zu dulden. In der Zeit der Kauffahrer
taktik mochte das ja noch ertragen werden, 
aber in der Zeit der Dreadnoughts können sich 
daraus schwere Unglücksschläge für das Reich ent
wickeln. Hatte Churchill erst im Dezember vori
gen Jahres Kehraus in der obersten Admiralität 
gemacht, so drängte er ein Jahr darauf den ersten 
Seelord, Admiral Bridgeman, wieder zum Rück
tritt. Der Nachfolger, Prinz Louis v. Batten
berg, ist zwar ein hervorragender Seemann, aber 
deutscher Abstammung verdächtig, darum schwerlich 
auf die Dauer Churchill sympathisch. Dorlänfig 
fällt aber ihm und dem König Georg, der auch 
ein tüchtiger Seemann ist und selbst eine Fahrt im 
Unterseeboot nicht scheut, die schwere Aufgabe zu, 
aus dem, was ihnen Parlament und Partei liefert, 
etwas Brauchbares zu schaffen, was in ernsten Zei
ten die probe zum Schutze des Reiches bestehen soll.

was die Armee betrifft, so ist ihr in dem 
neuen Kriegsminister Oberst S e e l y ein großer Lob
redner entstanden. Er hat wiederholt öffentlich ver
sichert, daß sie an Zahl und Ausbildung auf der 
Höhe steht und „in kürzester Frist" $0.000 Mann 
nach dem Ausland absenden kann. Das mag richtig 
sein und auch den Engländern imponieren. Für das 
Ausland wird indessen der Hinweis darauf inter
essieren, daß schon das Königreich Bayern in der 
Lage wäre, mindestens ebensoviel zu stellen, ohne 
auch nur einen einzigen Landwehrmann heranziehen 
zu müssen. Übrigens ist die englische Armee mit 
Gewehren und Geschützen bewaffnet, die denen der 
kontinentalen Heere nicht gewachsen sind. Der 
Pferdebestand ist unvollständig, der Luftschiffahrts
dienst steht hinter dem anderer Länder weit zurück. 
Der Dersuch einer Neubewaffnung mit Gewehren, 
die auch den automatischen Schnellschuß gestatten, 
ist unter großen Kosten gänzlich gescheitert. Die 
den Werbeheeren eigenen Meutereien und umfang
reichen Desertionen haben nicht abgenommen. Die 
Manöver fanden vom f0. bis 2\. September statt 
und trugen einen politischen Anstrich, denn es han
delte sich um die Zurückwerfung eines bei Har- 
wich gelandeten Feindes. Diese wollte nicht ge
lingen, und die Manöver wurden abgebrochen, weil, 

wie in den Dorjahren, alles durcheinandergekommen 
war. Auf den Manöverkarten war die feit zehn 
Jahren entstandene Gartenstadt Letchworth mit be
reits 7000 Einwohnern noch gar nicht angegeben. 
Über den Stand der für die Landverteidigung von 
H a l d a n e geschaffenen Territorialarmee lauten 
die Berichte von Jahr zu Jahr ungünstiger. Sach
verständige urteilen, die Territorials hätten gerade 
so viel gelernt, um einem geübten Heere gegenüber 
als Kanonenfutter zu dienen.

Verschiedenes.
IDar schon das Jahr $07 für England günstig 

gewesen, so hatten sich die folgenden Jahre noch 
einträglicher gestaltet, und $s2 ließ alle früheren 
weit hinter sich. Die Gesamteinfuhr erreichte die 
Riesensumme von 7$ Millionen pfund Sterling 
und nach Abzug der wieder ausgeführten waren 
immer noch 633 Millionen, denen eine Gesamt
ausfuhr von Ą87 Millionen gegenübersteht. Die 
liberalen Blätter benutzten diese überaus erfreu
lichen Ergebnisse zu Triumphgesängen für den Frei
handel, wobei sie verschwiegen, daß die Welt
konjunktur den Schutzzolländern in gleichem Maße 
günstig war. Jedenfalls war für die Tarifreform 
Chamberlains keine günstige Zeit. 2lber Jahre 
werden kommen, wo die Sache wieder dring
licher wird. Die Nahrungsmitteleinfuhr, die sich 
in den letzten sieben Jahren verdreifacht hat, wird 
immer schwieriger und nötigt dazu, den eigenen 
Boden dafür wieder heranzuziehen, und das scharfe 
Anziehen des überseeischen Fleischpreises macht die 
Diehproduktion wieder lohnend. Auch in England 
ist der Fleischverbrauch gestiegen, dagegen gehen 
die Derschiffungen von Fleisch aus Australien und 
Argentinien zurück. Es wird darum neuerdings in 
England eine allmähliche Dermehrung der land
wirtschaftlichen Erzeugung bemerklich.

während die Bevölkerung des Bereinig
ten Königreiches von Großbritannien und Irland 
$ Millionen ausmacht, kommt sie mit Hinzuziehung 
aller Weißen in den übrigen Teilen des britischen 
Gesamtreiches auf kaum 60 Millionen, also weniger 
als die Einwohnerzahl Deutschlands. Das ist nicht 
viel für die .Beherrschung und Durchdringung 
eines Fünftels der bewohnbaren Teile der Erde, 
das in englischem Besitze ist. Die englischen über
seeischen Gebiete bedürfen sämtlich eines Bevölke
rungszuwachses, namentlich Kanada und Australien 
bemühen sich auch ernstlich darum, haben die Zahl 
der britischen Einwanderer in ihre Gebiete im Jahre 
$ü bereits auf 280.000 gesteigert und das Jahr 
$s2 wird diese Zahl noch weit übertreffen. Es 
werden von den Auswanderungsagenten selbstver
ständlich nur die kräftigsten und tüchtigsten Elemente 
herangezogen und der ohnehin vom städtischen Leben 
und durch überwiegende industrielle Beschäftigung 
geschwächten Bevölkerung entnommen. 5o gewinnt 
es den Anschein, daß England durch die Auswan- 
derung und das auch dort auftretende starke Sinken 
der Geburtenziffern bald einem Stillstand feiner Be
völkerung gegenüberstehen wird. Daß die Ent
ziehung nur besserer Kräfte und das Zurückbleiben 
alles untauglichen Materials auch ein Helles Streif
licht auf die Tatsache wirft, daß die Anwerbungen 
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für Lseer und Flotte immer schwieriger und unge
nügender werden, sei nur nebenbei bemerkt. Auch 
die weibliche Bevölkerung überwiegt die männliche 
bereits um p/2 Millionen. Die Nachwirkung von 
alldem aus Produktivität, Steuerkraft und überhaupt 
auf die nationale Leistungsfähigkeit dürfte sich in 
nicht ferner Zeit immer deutlicher herausstellen. 
England hat sich durch einseitige Bevorzugung der 
Industrie und gänzliche Vernachlässigung der Land
wirtschaft des gesunden Bevölkerungszuschusses be
raubt, den Deutschland in seinen Landbewohnern 
noch immer bewahrt hat.

Die englischen Gewerkvereine sind von 
nationalökonomischen Theoretikern lange Zeit als 
der einzig wahre Schutz gegen die Sozialdemokratie 
und als sicheres Mittel zum sozialen Frieden gepriesen 
worden. Nach den Erfahrungen der letzten Jahre 
wird das höchstens noch von denjenigen Katheder
gelehrten behauptet werden können, die niemals 
einen ihrer unfehlbaren Aussprüche zurücknehmen. 
Heute sind die Gewerkvereine in England genau 
so wie in Deutschland nur noch die Werkzeuge des 
Klassenkampfes und in wenigen Jahren ganz und 
gar vom sozialdemokratischen Geist durchdrungen. 
Die großen Arbeitsniederlegungen haben den über
zeugenden Beweis dafür geliefert, auch der eng
lische Arbeiter versteht nicht mehr zu rechnen, son- 
dorn folgt willig der Anreizung zum Klassenkampf 
ohne Nücksicht auf die wirtschaftlichen Nachteile für 
ihn selbst und für das ganze Land.

Eine frühere parlamentarische Größe, Henry 
L aboucher e, starb am f6. Januar in London, 
80 Jahre alt. Er stand auf der äußersten Linken und 
verspottete als geistreicher Journalist von der Krone 
angefangen alle Faktoren des öffentlichen Lebens. 
Aber gerade darum vermochte er nicht einmal unter 
G l a d st o n e einen heißersehnten Ministersessel zu 
erlangen.

Der Schwager des Königs, Herzog Alex- 
ander v. Fife, verschied am 29. Januar im 
Alter von 62 Jahren in Assuan an einem Brust
leiden, das er sich bei der Strandung des Damp
fers „Delfi" bei Kap Sparte! am \2. Dezember 
zugezogen hatte. Er war Grandseigneur in des 
Wortes bester Bedeutung und beteiligte sich kaum 
am politischen Leben. Seinen beiden hinterlassenen, 
noch unverehelichten Töchtern ist die Erblichkeit des 
Herzogstitels für ihre Nachkommenschaft verliehen 
worden.

Der berühmte Arzt Lord Josef L i st e r starb 
am K. Februar in London im 85. Jahre. Seinen 
Weltruf begründete er durch die Entdeckung der 
antiseptischen Wundbehandlung, die seit mehr als 
einem Menschenalter Unzählige — namentlich in 
Feldzügen — vor Schmerzen und Verstümmelungen 
und selbst vor dem Tode bewahrt hat. Er war 
dafür durch die Verleihung der Lordschaft ausge
zeichnet worden, und auch Kaiser Wilhelm ließ 
an seinem Sarge einen Kranz niederlegen.

Rußland.
as russische Neich hat ein Jahr gedeihlicher 

Entwicklung hinter sich, was nicht zum 
geringen Teil der Wahl der geschickten 

Staatsleiter Kokowzew und Ssasanow durch 
den Zaren zu danken ist. Sie sind trotz in
nerer und äußerer widerstände in ihren verant
wortungsreichen Stellungen gehalten und gefördert 
worden, was nur der Entwicklung im Innern und 
dem Ansehen nach außen zu gute kommen kann. 
Trotz scheinbarer Nuhe herrscht aber noch viele, 
zum Teil nur auf Unverständnis beruhende Unzu
friedenheit, die von zahlreichen Zöglingen einer wun
dersamen Halbbildung immer unterhalten und eifrig 
geschürt wird, auch wohl wieder einmal ein bißchen 
Revolution spielen möchte, sobald die Regierung, wo
möglich nach einer militärischen Schlappe, an Kraft 
und Ansehen hinreichend eingebüßt hat. Daran ist 
vor der Hand nicht zu denken. Kokowzew ist 
ein Mann, der zu sparen und zur rechten Zeit aus
zugeben weiß, auch sonst einen gesunden Sinn für 
das Praktische besitzt und selbst eingewurzelten und 
in einflußreichen Kreisen Unterstützung findenden 
Übelständen furchtlos entgegentritt. Das ist nicht 
leicht in einem Staate, wo der orientalische Bakschisch 
noch nicht aus den Beamtengewohnheiten ausge
löscht worden ist, und in einem Volke, das die freie 
Unterordnung unter den Staat aus Überzeugung 

nicht kennt, sondern zwischen sklavischer Unterwür
figkeit und rabiater Widersetzlichkeit — meist in 
ein und derselben Person vereint — hin und her 
schwankt. Dagegen ist bloß durch leidenschaftsloses 
Beharren etwas zu erreichen, das den Schwankenden 
weder reizt, noch zu Exzessen Raum läßt. Die in
neren Verhältnisse haben keinen Anlaß zur beson
deren Vermehrung der Unzufriedenheit gegeben, und 
die äußeren auch nicht, obwohl da die Erbschaft 
des mit dem Staatsinteresse unvereinbarem Pan
slawismus bis in die höchsten Kreise hinauf zu 
überwinden war.

Ssasanow ist der Mann, der ebenso wie 
sein ermorderter Schwager Stolypin diese zum 
Irrtum gewordene veraltete Anschauung überwun
den und erkannt hat, daß die Zukunft Rußlands 
nicht mehr in dem ausgangslosen östlichen Zipfel 
des Mittelländischen Meeres, sondern in der Teil
nahme an der Weltpolitik liegt, die wohl haupt
sächlich von Europa gemacht wird, aber ihre Ziele 
außerhalb dieses Weltteiles sieht. Das Drängen 
nach der Herrschaft über die Dardanellen und die 
zu diesem Zwecke früher gehegte Idee der Schutz
herrschaft über die orthodoxen Südslawen sind den 
neuen Zielen nur hinderlich und verdienen in keinem 
Falle mehr neue Opfer des russischen Reiches. Sei
nem Streben nach dem offenen Weltmeer ist zwar 
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durch den Verlust von port Arthur ein Riegel vor
geschoben worden, aber es bieten sich dafür noch 
andere Wege. So z. B. nach dem persischen Meer
busen, wohin das zu Lande machtlose England be
reits wider willen Vorschub leistet. Man kann 
nicht sagen, daß das Verständnis für die den Rus
sen notwendige Weltpolitik im Lande bereits viel 
Verständnis findet. Im Gegenteil hält das vom 
dumpfen popentum beeinflußte Volk bis in die 
nächste Umgebung des Kaisers hinauf an der über
lebten orthodor-panflawiftifchen Idee fest, die das 
Auge unverwandt auf die 15agia Sophia in Stam
buł gerichtet hält. Es ist kein geringes Verdienst 
des Kaisers Nikolaus, daß er die Neuorien
tierung der russischen Politik begreift und sie gegen 
die widerstände aus dem Innern schützt, vorläufig 
hält er an der Tripelentente fest, da sie der inneren 
Sammlung und Kräftigung Rußlands nichts scha
det. Daß er sich aber durch sie nicht zu fremden 
Zwecken ausnützen läßt, hat fein Verhalten in Pots
dam bewiesen. Ist erst die Kraft und Macht Ruß
lands wieder hergestellt, so wird sie sicher nicht 
gegen den Westen in Anwendung gebracht werden.

Das politische Jahr.
wie wenig die russische Politik geneigt ist, den 

Drang nach Osten aufzugeben, zeigte gleich zu Neu
jahr die Anerkennung des Theptsun Damga 
Ls u t u k t u der äußeren Mongolei, der sich von 
Lhina losgesagt hat. Das bedeutete zugleich ein 
protektorat über dieses Gebiet, worüber die Lhi- 
nesen zwar sehr böse waren, aber in ihrer Macht
losigkeit nichts dagegen tun konnten. Rußland ge
wann dadurch eine breitere Verbindung mit seinem 
weit nach Osten vorgeschobenen 2lmurgebiet. wie 
sehr das sich sammelnde russische Reich umworben 
wird, ließ sich int abgelanfenen Jahre an einer 
überaus großen Zahl auswärtiger Besucher sehr 
mannigfaltiger 2irt erkennen. Dritthalb Jahre hatte 
es gedauert, bis die Engländer sich entschlossen, 
den Besuch russischer Parlamentarier in London zu 
erwidern. Aber jetzt kamen Vertreter beider par- 
lamentshäuser, vier Bischöfe, zwei Generäle, Jour
nalisten, Gelehrte und Geschäftsleute. Sie blieben 
vom 26. bis 3tz Januar in Petersburg und gingen 
dann nach Moskau, Kiew und Smolensk. Die rus
sische Gastfreundschaft bewährte sich glänzend, und 
geredet wurden von beiden Seiten ganze Bände. 
Der englische Generalmajor Bethune meinte so
gar, er würde glücklich sein, mit den Russen gegen 
einen gemeinsamen Feind kämpfen zu dürfen. Er 
meinte natürlich Deutschland, aber selbst die Russen 
fanden das taktlos. Nur die waschechten Deut- 
schenfrefser waren damit einverstanden, liberale und 
konservative Stimmen in der presse und in der 
Duma ließen keinen Zweifel darüber, daß trotz der 
neuen Freundschaft die Politik des „perfiden 2llbion" 
noch unvergessen und Rußland nicht als Vorspann 
für fremde Politik zu gebrauchen sei. Auch fielen 
in den Festreden Anspielungen auf die britische Po
litik in persien. Aus der kirchlichen 2lnnäherung 
wurde nichts, weil die russischen Bischöfe bis auf 
zwei wegblieben. Obgleich die Besuchstage ohne 
Störung verliefen, ließ sich doch erkennen, daß wohl 

russische und britische Staatsmänner sich zum ge
meinsamen Tun zusammenfinden mögen, die beiden 
Völker aber innerlich zu verschieden find, um ein
ander begreifen zu können. 2lnders ging es schon 
bei dem kurz darauf erfolgenden dreitägigen Besuch 
der pariser Stadtväter her, die sich davon über
zeugen konnten, daß die neue englische Freundschaft 
die alte Bundesgenossenschaft nicht hat in Vergessen
heit geraten lassen. Man konnte reichlich Versiche
rungen unverbrüchlicher Treue und Liebe aus
tauschen, und Taktlosigkeiten wurden vermieden. 
Jeder politische Anstrich des Besuches wurde aber 
vermieden, und nur der Marineminister Grego- 
witsch, der so oft in Paris Gastfreundschaft 
genoffen, veranstaltete für die Herren ein Frühstück.

Am |0. Februar war ein alter Balkangast, 
König Nikolaus von Montenegro, mit seinem 
Sohne Peter in Zarskoje Selo eingetroffen und 
vom Kaiser Nikolaus persönlich empfangen wor
den. Er nahm Wohnung im Winterpalais in Pe
tersburg, wo am U· ein Diner stattfand, an dem 
das Kaiserpaar und die Großfürsten, Herzog und 
Herzogin Johann Albrecht von Mecklenburg- 
Schwerin, der deutsche Botschafter und die Minister 
teilnahmen. Es wurden auch Trinksprüche gewech
selt, die selbstverständlich ohne politische Tragweite 
waren. König Nikolaus reifte am \7. wieder 
ab. Sein Besuch sollte offiziell ein Dankesbesuch 
für die Ernennung zum russischen Feldmarschall 
sein, aber der montenegrinische Minister Grego- 
witsch hatte aus der Schule geplaudert und ver
raten, daß das Königreich iîïontenegro zu klein sei 
und notwendig durch ein Stück Albanien vergrößert 
werden müsse. Der Einspruch Rußlands habe das 
zwar im Vorjahre verhindert, aber da es in Al
banien bald wieder losgehen werde, läge die Sad^e 
jetzt doch anders, und Montenegro müsse im eigenen 
Interesse zugreifen. König und Minister beeilten 
sich zwar, diese Aufsehen erregenden Äußerungen 
abzuschwächen, aber man hatte doch die montene
grinische Nachtigall laufen gehört. Ls besteht kein 
Zweifel darüber, daß Kaiser Nikolaus feinen 
neuen Feldmarfchall mit der Weisung entlassen hat, 
er habe sich den Anordnungen Rußlands zu fügen. 
Dem Zaren konnten die Begehrlichkeiten seines Kost
gängers auf der Balkanhalbinsel wahrhaftig nicht 
gelegen kommen in einem Zeitpunkt, wo er durch 
den Besuch des Großfürsten Andreas Wladi
mirowitsch alte Beziehungen mit Wien wieder 
angeknüpft hatte, um nicht einseitig durch Volks
stimmungen wieder in die Balkanhändel hineinge
rissen zu werden. Er hatte gerade noch anderen 
Ärger auch mit den serbischen „Brüdern". Die 
Skupschtina hatte die Mitgift für die Großfürstin 
Helene nur mit drei Stimmen Mehrheit bewil
ligt. Daraufhin hatte der Kaiser dem Skupschtina- 
präsidenten geschrieben, er fei reich genug, um nicht 
für feine verwandten die Hilfe eines armen Volkes 
annehmen zu müssen. Daß man in Petersburg in 
keinem Falle daran dachte, die altslawische Politik 
fortzusetzen, zeigte am tz März die Abberufung des 
Botschafters Ts char y ko w in Konstantinopel, der 
mit Eifer die Schaffung eines gegen Österreich- 
Ungarn gerichteten Balkanbundes betrieben hatte. 
Die Kombinationen der Presse wollten die Abbe- 
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rufung des angeblich türkenfreundlichen Botschaf
ters mit einer Änderung der Stellung Rußlands 
zur Pforte, mit einem Bündnis zwischen Rußland 
und Italien gegen die Türkei rc. in Verbindung 
bringen. Die ganz Unterrichteten ließen schon rus
sische Truppen in Kaukasien marschieren. Die ein
fache Ursache war aber, daß Tscharykow der 
neuen Petersburger Richtung zum trotz auf eigene 
Faust Politik getrieben hatte.

Das innere politische Leben war inzwischen 
ruhig weitergegangen, Reichsrat und Duma gin
gen je nach ihrer Art den Geschäften nach, und es 
ließ sich schon unschwer die innerpolitisch bedeut
same Tatsache erwarten, daß die dritte Duma nicht 
dem Schicksal ihrer beiden Vorgänger, der Auflösung, 
verfallen werde. Im Verlaufe der Jahre hatten 
Regierung und Volksvertretung miteinander arbei
ten gelernt, wenn es auch noch nicht gerade viel 
war. Das ist im Interesse der neuen Einrichtung 
gut, denn sie wird von der Bevölkerung wohl als 
Werk des „Väterchen" Zar ruhig hingenommen, 
aber eine Beseitigung würde außerhalb der par
lamentarischen Schicht kaum Aufregung Hervor
rufen. Den Butzen sieht das Volk noch nicht ein, 
und es ist ein Verdienst Stolypins, daß nach 
den zwei verunglückten ersten Versuchen noch eine 
dritte Duma geschaffen wurde, um nach und nach 
alle Kreise, oben wie unten, an die neue Staats
einrichtung zu gewöhnen. Die verfassungstreuen 
„Gktobriften" haben redlich in diesem Sinne gear
beitet, und jetzt müßte eine Duma schon große Dumm
heiten machen, bevor der Gedanke an die Rückkehr 
zum Absolutismus wieder durchschlagen könnte. 
Kaiser Nikolaus und seine jetzigen Berater, ob
wohl gegen alle demokratischen Übergriffe zur Ab
wehr bereit, sind jeder Reaktion abgeneigt. An 
praktischen Resultaten ist die dritte Duma nicht ge
rade reich, aber sie hatte auch keine großen Ne- 
formarbeiten mehr zu erledigen. Neben der regel
mäßigen Beratung des Budgets, die immer viel 
Zeit beansprucht, hat sie in fünf Jahren doch recht 
viel Gutes geschaffen, wie die Agrarreform, die 
beiden Gesetze über Schulbildung, Gesetze Über Glau
bensduldung, Arbeiterschutz, Landesverteidigung und 
Reform der örtlichen Gerichtsbarkeit. Freilich hat 
der Neichsrat, in dem die klerikale Gruppe und die 
Kolonne der kaltgestellten Würdenträger die Haupt
rolle spielen, manche der zwischen Regierung und 
Duma vereinbarten Gesetzentwürfe, namentlich die 
der Staatskirche unliebsamen, vereitelt, aber das 
muß eben ertragen werden, weil es zum parla
mentarischen Leben gehört und mit der Zeit besser 
werden wird in dem Maße, in dem die Duma ihre 
wirkliche Aufgabe begreift und damit das gegen 
sie noch bestehende Mißtrauen schwindet, wenn 
von demokratischer Seite behauptet wird, eigentlich 
habe sich durch die Verfassung im Lande nichts 
geändert und die Beamtenwillkür bestehe nach wie 
vor, so ist doch dazu zu bemerken, daß die gleiche 
Klage von derselben Richtung auch in altparlamen
tarischen Staaten ständig erhoben wird. Außerdem 
ist Rußland noch kein Rechtsstaat, sondern wird erst 
nach und nach in einen solchen hineinwachsen 
müssen.

Die Budgetberatung, die am \2. März begann, 

bildete auch in diesem Jahre die Hauptarbeit der 
Duma und nahm über drei Monate in Anspruch. 
Kokowzew konnte ein sehr günstiges Bild der 
Finanzlage entwerfen. Zum erstenmal übersteigt das 
Budget 5 Milliarden Rubel und zeigt keinen Fehl
betrag, obgleich die ordentlichen Ausgaben um 
80—fOO Millionen gewachsen sind. Kokowzew 
erkannte lebhaft an, daß die glänzende Finanzlage 
der fünfjährigen Tätigkeit der Duma zu verdanken 
ist. In dieser Zeit sind die ordentlichen Ausgaben 
um 500 Millionen gewachsen, und es ist keine 
Anleihe notwendig gewesen, es sind sogar alte Schul
den getilgt worden. Am s6. April sprach sich K o- 
kο w zew auch im Moskauer Börsenverein mit der 
größten Anerkennung über die Duma aus. Die 
Herren von der Börse fanden aber, daß die Duma 
die Landwirtschaft bevorzuge und die Industrie ver
nachlässige. Kokowzew gab ihnen zu bedenken, 
ob sie wohl von der vierten Duma besser behandelt 
werden würden als von der dritten. Als über
zeugter Schutzzöllner sei er für den Schutz der In
dustrie, die auch in Rußland nicht schutzlos da- 
stehe und bei größerer eigener Rührigkeit und Un
ternehmungslust die ausländische Konkurrenz mit 
Erfolg bekämpfen könne. Die Katastrophe in den 
Lena-Goldminen, von der an anderer Stelle die 
Rede sein wird, erregte so wenig die Teilnahme 
der Duma, daß das Haus nur sehr schwach besetzt 
war, als die Linke die Sache zur Sprache brachte. 
Mehr Interesse fand am 26. April die Rede des 
Ministers S s a s a n o w beim Etat des Ministeriums 
den Äußern. Haus und Tribünen waren überfüllt. 
Ssasanow sagte für die Leser unserer Betrach
tungen wenig Neues. Seine Rede war eine feier
liche Kundgebung der Friedensliebe Rußlands und 
stimmte in der Darstellung in allen Hauptpunkten 
mit dem überein, was Herr v. B e t h m a u n H o l l- 
w e g und Graf B e r ch t o l d letzthin öffentlich aus
gesprochen hatten. Bei seiner kurzen Erwähnung 
der Tripelentente betonte er, der Zweck des Bünd
nisses-zwischen Rußland und Frankreich sei die Si
cherung des europäischen Friedens. Eingehend und 
freundlich sprach er über Deutschland und wünschte 
lebhaft die Besserung der deutsch-englischen Bezie
hungen. Er betonte das gute Verhältnis zu Gster- 
reich-Ungarn infolge der Übereinstimmung in der 
Stellung zu den Balkanfragen. Der italienisch-tür
kische Krieg werde keinen allgemeinen Konflikt Her
vorrufen, und politische Besonnenheit werde Ser
bien und Bulgarien von Abenteuern abhalten. Die 
Äußerungen über Persien, die Mongolei und die 
Vereinigten Staaten waren nicht von allgemeinem 
Belang. Er schloß unter lebhaftem Beifall: „Dem 
Frieden unter den Völkern droht in der nächsten 
Zeit keine Gefahr, und Rußland kann sich ungestört 
schöpferischen Aufgaben im Innern hingeben."

Bemerkenswert ist, in welchem Umfang bereits 
Anschauungen und Manieren aus den westlichen Par
lamenten in der Duma Eingang gefunden haben. 
So die Feindschaft gegen allen Großgrundbesitz, die 
das Heil des Staates in der ausschließlichen Auf
teilung des Bodens an Bauern sieht. Nun liegt 
die Sache in Rußland so, daß gegenwärtig Mil
lionen Disjätinen Land für den Übergang in Klein
besitz vorhanden sind, von denen aber noch nicht 
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der vierzigste Teil von Bauern erworben worden 
ist. Ls ist also noch gar kein Anlaß zur weiteren 
Beschränkung der Güter und Fideikommisse vor
handen. Daß die Minister an allem schuld sind, 
ist bereits allgemeine Meinung der Demokraten. 
So bezeichnet der Kadettenführer profesor 23( i l- 
juk 0 w bei Besprechung der Schülerselbstmorde am 
29. April den Unterrichtsminister K a s s 0 direkt als 
den Mörder dieser Schüler und wurde unter un
geheurem Lärm von zehn Sitzungen ausgeschlossen. 
Miljukow könnte doch wissen, daß die gänzlich 
unpädagogische Handlungsweise seiner Kollegen 
mehr zur Verwüstung der Schülergemüter beige
tragen hat als der Minister, der wenigstens in das 
skandalöse Treiben aus den Hochschulen Ordnung 
gebracht hat. Auch im Ministerstürzen wurden ver
suche gemacht. Dem früheren Marineminister hatte 
man schon sein Amt verleidet, jetzt sollte der Kriegs
minister Ssuchomlinow darankommen. Die 
Suworinsche presse tischte Tnde April eine Lioch- 
verratsaffäre auf, nach der der Thef der Gegen
spionage Major M e s s e j e d 0 w, der dem Kriegs
minister untersteht, unter dessen Begünstigung in 
sein Amt gekommen sei, im Dienste einer Export
firma stehe und sein Amt zur Spionage für Öster
reich-Ungarn benutze. Die Sache erschien nicht sehr 
glaubwürdig, und es stellte sich heraus, daß M e s- 
sejedow allerdings von früher her noch nebenbei 
im Dienste jener Firma tätig war; dafür wurde 
er entlassen, aber wegen seiner sonstigen Verdienste 
mit dem Range als Oberst. Tr rächte sich tätlich 
an S u w 0 r i n und hatte auch ein Duell mit 
Gutschkow, was neuen Lärm in den Blättern her
vorrief. Aus den Geheimverhandlungen der Duma
kommission für Landesverteidigung, die den Fall 
erörterte, verlautete, daß hinter der Intrige gegen 
Ssuchomlinow dessen Gehilfe General p oli
wa n 0 w, der in der Duma großen Anhang besaß, 
mit Gutschkow befreundet war und selbst Kriegs
minister werden wollte, stecke. Ssuchomlinow 
begab sich darauf nach Jalta zum Bericht an den 
Kaiser und kam mit der Entlassung poliwanows 
zurück. Dergleichen Intrigen sind ja in Rußland 
nichts Seltenes, neu und ganz französisch-parlamen
tarisch war nur, daß auch Mitglieder der Duma 
und der presse dabei beteiligt waren. Der von 
der presse gegen den Marineminister eingeleitete 
Kampf trug sich nicht auf die Duma über, weil 
Kokowzew seine person dagegen einsetzte. Die 
Duma bewilligte darum das Marinebudget und auch 
die erste Kostenrate für den Flotteilbauplan, trotz 
Gutschkows und Miljukows widerstand.

Die Kaiserfamilie hatte sich Tnde März nach 
Sewastopol begeben, zunächst auf der „Standart" 
Wohnung genommen, und war dann nach Livadia 
übersiedelt. Dort traf am ^7. April der Groß
herzog von Hessen mit seiner Familie zu mehr
wöchigem Besuche ein. Über das Befinden der 
Kaiserin wurden allerhand übertriebene Gerüchte 
verbreitet. Tatsache ist, daß der Aufenthalt im 
Süden ihrem Herzleiden Linderung bringt. Anfang 
Mai erschien der Ministerpräsident Kokowzew 
zum Bericht, am 8. wurde eine bulgarische De
putation unter Führung des Sobranjepräsidenten 
D a n e w empfangen und zur Tafel gezogen, an 

der auch die anwesenden Minister S s a s a n 0 w und 
Ssuchlominow teilnahmen. Tiner der am mei
sten angegriffenen Männer war der Minister für 
Aufklärung K a s s 0. Daß ihn die Demokraten haß
ten, ist nicht verwunderlich, denn das ist so ziem
lich in allen Ländern zu jeder Zeit üblich. Die Re
volutionäre hatten ihn schon längst zum Tode ver
urteilt, denn er hatte ihrem Treiben in den Hoch
schulen mit harter Strenge ein Tnde bereitet. Tr 
war ja selbst professor in Moskau gewesen, kannte 
die Sache, und hat auch die vorwiegend kadettisch 
gesinnten, aber dem Treiben der Studenten einfluß
los gegenüberstehenden und meist ziemlich unwissen
schaftlichen Professoren scharf angefaßt. Tr kennt 
das deutsche Universitätsleben aus eigener Erfah
rung. Am 5. Mai machte der Selbstmordversuch 
einer Studentin aus guter Familie großes Aufsehen, 
die den Mut nicht gefunden hatte, den ihr von der 
geheimen Gesellschaft zuerteilten Auftrag, den Un
terrichtsminister zu ermorden, auszuführen. Mitte 
Mai erlitt die russisch-französische Freundschaft einen 
starken Stoß, weil Iswolski im Auftrag 5 s a- 
san 0 ws die Abberufung des französischen Bot
schafters Louis betrieb. Ts ist eine alte Geschichte, 
daß die russischen, meist aristokratischen Diplomaten 
sich mit ihren Kollegen aus der demokratischen, 
durchaus nicht höflichen, sondern vielfach sehr hemd
ärmeligen Republik nicht verstehen, weil sie sich 
einfach nicht verstehen können, p 0 i n c a r 6 nahm 
sich seines Botschafters an und erreichte, daß die 
Austragung vorläufig bis zu seinem Besuche in 
Petersburg verschoben wurde. Am s0. Juni traf 
die kaiserliche Familie nach einem Zwischenraum 
von neun Jahren in Moskau ein, wurde auf dem 
Bahnhöfe von den Großfürsten und Großfürstinnen 
sowie den Spitzen der Behörden feierlich empfan
gen und auf der Fahrt nach dem Kreml von der 
Bevölkerung begeistert begrüßt. Am \2. fand die 
feierliche Enthüllung des Denkmals Kaiser 
Alexanders III. statt, die wegen des Todes 
des Königs von Dänemark verschoben worden war.

Die kaiserliche Familie traf am sö. Juni wie
der in Zarskoje Selo ein. Am 2\. empfing Kaiser 
Nikolaus beim Schlüsse der gesetzgeberischen 
Amtszeit der Duma 260 Abgeordnete aller Parteien, 
die Sozialdemokraten ausgenommen. Tr redete ver
schiedene Mitglieder an und betonte in seiner An
sprache, die Verhandlungen hätten nicht immer den 
von ihm gewünschten Verlauf genommen, auch nicht 
zu allen Zeiten die erforderliche Ruhe gezeigt. Aber 
er erkannte die Leistungen der Duma an, namentlich 
die Bewilligung für bjeer und Flotte, und schloß 
mit dem Wunsche: Auf Wiedersehen! Der Reichs- 
rat vertagte sich am 7. Juli bis zum 1Ą. November. 
Tr hatte auch die Uferregulierung des an Deutsch
land und Österreich angrenzenden Teiles der Weich
sel angenommen. Am \2. fand in Reval in Ge
genwart des Kaisers, des Thronfolgers und der 
Töchter des Kaisers die feierliche Grundsteinlegung 
des Kriegshafens statt. Die öffentliche Meinung 
stand längere Zeit unter dem Tindruck der Kaiser
begegnung in Baltischport. Niemand war in Zwei
fel über die sehr freundschaftlichen Beziehungen des 
Kaisers Nikolaus zum Kaiser Wilhelm, die 
miteinander im regelmäßigen Briefwechsel stehen.
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Die Hetzereien, die gewisse russische Blätter gegen 
Deutschland betreiben, vermögen an der Friedens
politik beider Herrscher nicht zu rütteln. Ls gibt 
auch in Rußland Leute genug, die der waffen- 
brüderschaft beider Reiche vor einem Jahrhundert 
eingedenk sind und überdies wissen, daß trotz zeit
weiliger Trübung sich seitdem die Freundschaft bei
der Herrscherhäuser immer wieder bewährt hat und 
daß eigentliche Interessengegensätze zwischen den bei
den Reichen gar nicht bestehen. Alles übrige ist 
Preßmache auf beiden Seiten. Die Tage von Bal
tischport boten neben der Bekräftigung dieser un
verbrüchlichen Tatsachen auch einen verwandtschaft
lichen Reiz durch die Anwesenheit der Kaiserin mit 
ihren Kindern. Die Zarin, die seit Jahren allen 
offiziellen Empfängen fernbleibt, hatte es sich durch
aus nicht nehmen lassen, ihren kaiserlichen Vetter 
und Bruder ihres Schwagers zu begrüßen. Sie hat 
auch der wegen Unwohlsein ferngebliebenen Kai
serin A u g u st a Viktoria ihr herzliches Bedau
ern darüber brieflich ausgesprochen. Der spätere 
Besuch poincarss trug eine ganz andere Fär
bung, eine Intimität bestand bloß mit der russischen 
presse, die die Gelegenheit ausnützte, die Vernunft
ehe mit Frankreich den zahlreichen Freunden derselben 
an der Newa von neuem ans Herz zu legen. 
Poincare war auch bloß offizieller Besucher in 
Peterhof und keineswegs Gast im kaiserlichen Palais.

Nachdem Prinz Waldemar von Preußen, 
der Neffe des Zareupaares, auf seiner Rückkehr 
aus Gstasien am sft. Juli seine verwandten auf der 
„Standart" begrüßt hatte, empfing der Zar am 
23. in den finnischen Schären das schwedische Kö
nigspaar, das auf dem Panzer „Oskar II." au der 
Spitze eines schwedischen Geschwaders auf Standart
rede eintraf. Kaiser Nikolaus war von seinen 
vier Töchtern begleitet. Auch dieser Besuch trug 
einen mehr verwandtschaftlichen Tharakter, obgleich 
zwischen Rußland und Schweden als Grenzstaaten 
verschiedene politische Fragen bestehen. Diese, viel
leicht auch die Lage in Finnland, dürften den Ge
genstand der Besprechungen der Staatsmänner, die 
beide Monarchen begleiteten, gebildet haben. Ge
wissen Stimmen in Schweden gegenüber, die Russen
furcht predigten und zum Anschluß an den Dreibund 
mahnten, dürfte König G u st a v für zweckmäßig 
erachtet haben, ebensowohl die Neutralität Schwe
dens wie das vertrauen zu Rußland zu betonen. 
Dem entsprach auch dem Sinne nach das offiziöse 
Kommunique über die Begegnung. Schweden hat 
doch von Rußland, das mit Finnland zu tun hat 
und keine Deutschland aufreizende Politik treiben 
wird, auf ferne Zeiten hinaus nichts zu befürchten. 
Bei Norwegen mit seinen eisfreien Höhen im Nor
den, wäre eher eine gewisse Furcht gerechtfertigt. 
Das schwedische Königspaar kehrte am 2% nach 
Stockholm zurück, von größerer Bedeutung war 
der Besuch des japanischen Fürsten Katsura, der 
am 28. in Petersburg ankam. Ls wurde zwar 
in Petersburg wie in Tokio behauptet, Katsura 
habe keinen offiziellen Auftrag, aber niemand be
zweifelte, daß es sich um eine Verständigung über 
das Schicksal der Mongolei und Mandschurei han
delte. Seinerzeit war schon Marquis J t o zu ähn
lichen Zwecken in Petersburg gewesen, ohne Lnt- 

gegenkommen zu finden. Kats u r a hatte mehr 
Glück, und man beeilte sich, seinen Aufenthalt so 
angenehm wie möglich zu gestalten. Zwar machte 
die plötzliche schwere Erkrankung des Kaisers von 
Japan der Europareise Katsuras ein jähes Ende, 
aber er war trotzdem bis zum letzten Moment ge
blieben und hat schwerlich Petersburg ohne ein 
sicheres Abkommen verlassen. Um ein förmliches 
Bündnis dürfte es sich kaum gehandelt haben, wohl 
aber um eine Verständigung für den Fall gewisser 
Ereignisse in Thina. In England war man wegen 
der Neuorientierung der Politik des ostasiatischen 
Verbündeten ziemlich besorgt, um so mehr, da der 
heimberufene Katsura die beabsichtigte Reise nach 
London aufgab. In Paris träumten gewisse Leute 
wieder einmal von einer Verstärkung der Tripel
entente durch Japan.

Rußland sollte die vierte Duma wählen. Die 
dritte hatte dem Oberprokurator S s a b l e r und 
dem heiligen Synod manchen Ärger bereitet. Die 
geistliche Partei hatte inzwischen den Kadetten das 
Wahlmachen abgeguckt und beschloß, das Geschäft 
selbst in die Hand zu nehmen. Anfang September 
wurde die Jahrhundertfeier des Befreiungskrieges 
begangen. Am 8. traf der Kaiser mit seiner Ge
mahlin in Borodino ein, nahm mit den Großfürsten 
und den höchsten Staatswürdenträgern am Gottes
dienst und an dem feierlichen Zuge nach dem Modell 
des Denkmals auf dem Schlachtfelde teil. Die Feier 
wurde überall im Reiche durch Flaggenschmuck, Pa
raden, Illumination usw. begangen. Am folgenden 
Tage begann die Feier in Moskau mit einer glänzen
den Prozession mit der gleichen Teilnahme der Mit
glieder des Kaiserhauses und der Behörden sowie 
einer großen Menge aus allen Kreisen der Bevöl
kerung. Am s0. war große Parade über 80.000 
Mann auf dem Thodynkafelde, später ein Festessen 
der Dorfältesten und Vertreter der Völkerschaften, 
die s8s2 am Kriege teilgenommen haben; bei dem 
Essen war der Kaiser anwesend. Nachmittags gab 
die Stadt im Rathause ein großes Bankett, zu dem 
das Kaiserpaar mit den Kindern, die Großfürsten, 
Minister und Würdenträger, wie auch zwei ftan- 
zösische Deputationen, die bereits an der Feier bei 
Borodino teilgenommen hatten, eingeladen waren. 
Eine Art von Turnfest, an dem sich über 26.000 
Schüler und Schülerinnen beteiligten, mit gymna
stischen Übungen und einem Vorbeimarsch vor dem 
Kaiser fand am ft. statt, und am folgenden Tage 
war die Hauptfeier mit Gottesdienst in der Kathe
drale und feierlichem Zuge nach dem Roten Platz, 
wo ein Dankgottesdienst abgehalten wurde. Eine 
vieltausendköpfige Menge begrüßte wiederholt das 
Kaiserpaar mit stürmischen Hurrarufen. Nach einem 
Galadiner reiste die kaiserliche Familie nach Smo
lensk ab, wo Kaiser Nikolaus am s3. die Stadt 
und das Schlachtfeld besichtigte und zahlreiche Depu
tationen empfing. Bemerkenswert ist, daß am \2. 
die Auflösung der Duma erfolgt war, weshalb bloß 
der Präsident R o d s j a n k o zu den Festlichkeiten 
eiugeladen war, aber nicht teilnahm. Die kaiser
liche Familie begab sich zunächst nach Bjelowesch 
und am 29. nach Spala. Großes Interesse in An
betracht der zunehmenden Balkanwirren erregte die 
Ernennung des Königs Karl von Rumänien zum 
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russischen Feldmarschall zu seinem fünfzigjährigen 
Militärjubiläum.

Sdhon in Moskau hatte Kaiser Nikolaus 
bei seinen Ansprachen an verschiedene Deputationen 
einen sehr ernsten Ton angeschlagen, und verschie
dene kriegerische Kundgebungen aus panslawistischen 
Kreisen verrieten, daß auf dem Balkan etwas los 
sei. Man deutete auch die Probemobilisierung im 
Warschauer Militärbezirk in kriegerischem Sinne, 
während Ssafanow noch im Ausland weilte, 
war der Krieg auf der Balkanhalbinsel ausgebro
chen, aber die Einigkeit der Mächte stand fest, die 
Illusionen der Panslawisten erfuhren eine Enttäu
schung, und die Tripelentente in ihrem Sinne be-

Michael Wladimir Graf Rodsjanko, 
Präsident der vierten Duma.

stand nicht mehr. In konservativen Kreisen wen
dete man sich scharf gegen die Agitation, Rußland 
in den Krieg hineinzuziehen. S s a s a n o w begab 
sich am s7. Oktober zum Bericht nach Spala, und 
die Panslawisten verbreiteten Gerüchte über seine 
Entlassung. Auch Kokowzew begab sich am 
3. November zur Berichterstattung nach Spala. Die 
Siege der Bulgaren und Serben lenkten Wasser 
auf die Mühle der Panslawisten, die auch die Na
tionalisten in ihre Kreise zogen und die Unzufrie
denheit mit der Politik S s a s a n o w s schürten. Of
fiziös wurde aber bekanntgegeben, daß Rußland sich 
nicht einmischen werde und an der Politik der Frie
densvermittlung festhalte. In der zweiten Hälfte 
des Oktober kamen beängstigende Nachrichten aus 
Spala über den Gesundheitszustand des Thronfol
gers. Je weniger die Blätter positives zu er
kunden vermochten, um so bunter wurden ihre Be
richte. Ls gab auch Zeiten, in denen es bedenklich 
aussah. wenn man erwägt, daß es sich um den 
einzigen Sohn handelte, und der Bruder des Zaren, 
Großfürst Michael, durch seine unlängst in Paris 
vollzogene Vermählung mit Frau o. w u l f f e r t 
auf alle Erbansprüche verzichtet hatte, so läßt sich 
die sorgenvolle Stimmung wohl begreifen. Am 
Jahresschlüsse war indessen alle Beängstigung ge
schwunden, und der Thronerbe bedurfte nur noch 
der Schonung. Daß der Zustand nicht unbedenklich 
gewesen sein dürfte, ging wohl auch daraus hervor, 
daß der Schwager des Kaisers Nikolaus, Prinz 
Heinrich von Preußen, am 3. November mit 

seiner Gemahlin in Spala eingetroffen war. In 
dieser Zeit wurde auch das Ergebnis der Duma
wahlen bekannt. Die verfassungstreuen Oktobristen 
hatten starke Verluste erlitten, etwas weniger die 
Nationalisten; Polen und Mohammedaner büßten 
je vier Sitze ein. Die Rechte hatte 9"b die Kadetten 
neun Mandate gewonnen. Die Wahlagitation der 
Geistlichen hatte ihre Wirkung getan. Gutschkow 
war in Moskau durchgefallen.

Das Haus besaß keine sichere Mehrheit, Rechte 
und Linke waren so ziemlich gleich stark, die Okto
bristen waren in der Lage, die Entscheidung zu 
bringen. Als in der Eröffnungssitzung am 28. No
vember der Oktobrist Rodsjanko wieder zum 
Präsidenten gewählt worden war, verließen f80 
Mitglieder der Rechten den Saal. Kaiser N i- 
k o l a u s empfing am 30. Rodsjanko in län
gerer Audienz. Am 3. Dezember wurde zum Vize
präsidenten statt des früheren Fürst Wolkonski 
vor der Rechten, der progressist Fürst U r u s s o w 
gewählt. Wolkonski nahm die wiederholte 
Wahl zum zweiten Vizepräsidenten nicht an. Den 
bäuerlichen Abgeordneten waren diese Parteiintrigen 
zuwider, und sie setzten die Verschiebung der Wahl 
durch. Am wurde dann Fürst Wolkonski 
mit 289 gegen 75 Stimmen gewählt. Der einzige 
große Tag war der s8., wo Kokowzew vor 
überfülltem Hause eine Regierungserklärung abgab, 
die einen durchaus friedlichen Tharakter trug und 
selbst bei der Opposition starken Beifall fand. Er 
legte zunächst die gesetzgeberischen Aufgaben der 
vierten Duma vor und betonte besonders die natio
nale Verteidigung. Bei Behandlung der Balkan
fragen stellte er den Gegensatz zwischen den beiden 
Mächtegruppen in Abrede. Das Erreichbare liege 
nur in den Grenzen des Realen und nicht der 
Gefühle. Rußland könne als orthodoxe Großmacht 
gerechten, den Opfern des Krieges entsprechenden 
Existenzbedingungen der Balkanstaaten gegenüber 
nicht gleichgültig bleiben, man werde aber „ein 
Einvernehmen über die Lösungen finden, das die 
Interessen der Großmächte mit den gerechten Ein
sprüchen der Balkanstaaten versöhne". Der Grund
ton der Rede mußte auf die panslawistischen Hetzer 
wie ein kalter Wasserstrahl wirken. Die Regierung 
war schon vorher gerichtlich gegen die „Nowoje 
wremja" wegen Verbreitung des falschen Gerüchtes 
über ein russisches Ultimatum an Österreich-Ungarn 
oorgegangen, und der Kriegsminister hatte mit stren
gen Strafandrohungen den Offizieren alles Reden 
über angebliche Kriegsvorbereitungen wegen des 
Balkankrieges untersagt. Zu den Streitfragen zwi
schen Österreich-Ungarn und Serbien, die die inter
nationale Börsenpresse zu einem Konflikt aufzu
bauschen beflissen war, hatte sich Kokowzew 
nicht direkt geäußert, sondern bloß gesagt: „Die 
Grundprinzipien, von denen sich die Regierung leiten 
lassen muß, wenn die Stunde der endgültigen Ent
scheidung geschlagen hat, sind ebenso durch unsere 
Vergangenheit wie durch die Notwendigkeit bestimmt, 
sie mit den Bedingungen unserer gegenwärtigen Po
litik in Einklang zu bringen." Daß die „gegen
wärtige Politik" Rußlands nicht dahin geht, durch 
Menschen- und Geldopfer die Großmachtsträume 
undankbarer Balkanvölker durchzusetzen, liegt auf 
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der Hand. Die Bedeutung der Rede für die Lr- 
haltung des Friedens wurde nirgends verkannt, die 
Hetzpresse setzte trotzdem ihr trauriges Handwerk 
fort. Am 20. wiederholte Kotow j e w seine Aus
führungen iin Reichsrate. Die Duma, die am 25. 
Dezember im Winterpalais vom Kaiser empfangen 
worden war, befriedigte seit dem 20. ihr Rede
bedürfnis über die Erklärungen Kokowzews, 
wobei sich herausstellte, wie wenig man ihn ver
standen hatte. Sie wurde am 27. bis 2. Februar 
vertagt. Sie hatte sich nicht einmal über eine Ant
wortadresse an den Kaiser einigen können, dagegen 
aber wieder eine von der sinken ausgegangene 
phrasenreiche „Übergangsformel" zu der Erklärung 
des Ministerpräsidenten angenommen.

Von weiteren politischen Ereignissen ist zu er
wähnen, daß Anfang Rovember von dem hiezu 
beauftragten Botschafter in Peking Korostowctz 
ein Vertrag über die Mongolei abgeschlossen wor
den ist, der über die ursprünglichen Absichten Ruß
lands hinausgeht, weil er auf Drängen des Hu- 
tuchta von Ilrga die gesamte Mongolei, nicht bloß 
die äußere (Thalcha), umfaßt. Der Vertrag besagt 
zwar, daß Rußland gegen die chinesische Souverä
nität über die Mongolei keinen Einspruch erheben 
werde, wenn sich Thina mit dieser einigt, gewährt 
aber Rußland in jedem Falle Handelsfreiheit, freie 
Einwanderung usw., worauf die Ehinesen nicht ein
gehen werden. Ende Dezember trat der Minister 
des Innern Makaro w zurück und wurde durch 
den Gouverneur von Tschernigow Maklakow er
setzt. Dieser ist erst Jahre alt, hat sich aber als 
besonders begabter Verwaltungsbeamter und flei
ßiger Arbeiter erwiesen. Außerdem ist er ein guter 
Redner.

Nationalitäten.
Trotz alles Widerstandes F i n n l a n d s scheint 

hier die russische Politik ihr Programm durchzu
führen, wenn auch etwas schonender als zu Zeiten 
des Generalgouverneurs Bobrinsky und des 
Ministerpräsidenten 'S t oly pi n. Aller passiver 
widerstand wird ebenso wenig fruchten wie die Pro
teste und Vorstellungen an den Kaiser genützt haben. 
Daß schließlich die Finnen, um ihrem Grimm Aus
druck zu geben, Sozialdemokraten in den Landtag 
wählen, ist politisch das Unklügste, was sie tun 
können. Hätten sie nicht vor Jahren die schwe
dische Führung gestürzt, so hätte deren politische 
Klugheit noch manches retten können. Die Sozial
demokraten werden es nicht fertig bringen. Die 
ohnehin eingeschränkte Tätigkeit des Landtags bleibt 
fruchtlos, da auch der Senat bereits eine russische 
Mehrheit besitzt. Im Sommer weigerte sich der 
Magistrat von wiborg, dein Gesetze über die Gleich
berechtigung der Russen Folge zu leisten. Es wurde 
gegen die drei Mitglieder: Bürgermeister F a ger- 
strö m, P a l m r o t h und kagercrantz Klage 
erhoben. Zuerst wurde der zuerst widerstrebende 
tagercrantz verhaftet, Anfang Oktober saß aber 
bereits der gesamte wiborger Magistrat im wi- 
borger Gefängnis. Sie wurden zu sechs Monaten 
Haft verurteilt, und am (9- November wegen eines 
gleichen Vergehens nochmals verhaftet. Dasselbe 

geschah am H. Dezember auch den Mitgliedern des 
wiborger Hofgerichtes.

Mit den Polen werden keine besonderen Um
stände gemacht. Die Vorlage wegen des neuen 
Gouvernements Tholm, das aus dem zukünftigen 
„polnischen Reiche" ein tüchtiges Stück heraus
schneidet, ist von der Duma und dem Reichsrat 
angenommen worden. Die Polen hatten in War
schau, Kiew usw. vergeblich dagegen Demonstra
tionen veranstaltet. Als Gegendemonstration wur
den von den Russen Unterschriften zu einem Me
morandum für die französische presse gesammelt, 
in dem ausführlich geschildert wird, wie die Polen 
seit der Autonomie Galiziens dort die Ruthenen be
handeln. Vernünftige russische Kreise mißbilligten 
übrigens diese zwecklose Demonstration. Auch pol
nische Geistliche hatten die Strenge der russischen 
Regierung zu erfahren. Anfang Februar wurden 
der Suffraganbischof Ruszkiewicz und der 
Domherr T z e p l i n s k i von Warschau zu Festungs
haft verurteilt, weil sie mariawitische Ehen, die 
Rußland anerkennt, für nichtig erklärt hatten. Dar
aufhin waren die Beziehungen zum Vatikan äußerst 
gespannt. Der russische Vertreter wurde auch ab
berufen, aber im Oktober durch N e l i d o w ersetzt. 
Daß die russische Probemobilisierung des warschauer 
Militärbezirkes im Herbst nicht ohne Zusammenhang 
mit der von Galizien aus betriebenen Iubiläums- 
revolution war, ist schon an anderer Stelle er
wähnt worden.

Die Behandlung der Deutsch e n fällt sehr 
verschieden aus, je nachdem die nationalistische Strö
mung von der Regierung gefördert wird, wie unter 
Stolypin, oder nicht. Die dritte Duma hat die 
von Stolypin stammende, gegen die deutschen 
Kolonisten im Südwestgebiete gerichtete Vorlage 
Ende Februar an die Kommission zurückgewiesen 
zu dem Zwecke, um sie dort ruhen zu lassen. Die 
Nationalisten setzen natürlich ihre Agitation gegen 
die Deutschen fort, namentlich in den Ostseeprovinzen, 
und haben auch erreicht, daß in Riga für die vierte 
Duma statt des bisherigen deutschen Abgeordneten 
ein Russe gewählt wurde. An der Spitze der gegen 
Deutschland und die Deutschen in Rußland hetzenden 
presse steht die „Nowoje wremja". Sie und der 
„Swet" verschwiegen sogar ihren Lesern den Besuch, 
den Anfang Juni die Studienkommission des Ber
liner Vereines für staatswissenschaftliche Fortbildung 
der Duma abgestattet hatte, obgleich sie der Prä
sident auf das herzlichste willkommen geheißen hatte. 
Die Behörden waren dagegen der Exkursion überall 
auf das bereitwilligste entgegengekommen. Das 
deutsche Gymnasium (auch mit Realklassen) in Lodz 
hat Anfang Juni die sogenannten Kronrechte er
halten. Damit steht die Anstalt mit den gleichartigen 
Staatsschulen auf einer Stufe, ihre Schüler haben 
das Recht des Freiwilligendienstes und zum Be
suche der höheren Lehranstalten.

In der Stellung der Juden hat sich nichts 
geändert. Der dirigierende Senat hat zu Anfang 
des Jahres entschieden, daß jüdische Kaufleute der 
ersten Gilde nicht das Recht haben, in den inner
halb des Ansiedlungsrayons liegenden Kreisen 
Grundstücke zur Anlegung von Fabriken zu erwer
ben; ferner dürfen Juden auf Bauerländereien 
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keine Mohnungen mieten. Aus den nicht 511111 An
siedlungsrayon gehörigen Gebieten haben infolge
dessen die Ausweisungen einen größeren Umfang 
angenommen. Außerdem hat der Senat entschieden, 
daß Juden, denen der Aufenthalt außerhalb des 
Ansiedliingsrayons nur bedingungsweise gestattet 
ist, kein Mahlrecht für die Duma besitzen. Auslän
dische Juden unterliegen den gleichen Beschränkun
gen wie die russischen. Der versuch des amerika
nischen Botschafters, bei den Vorverhandlungen für 
den russisch-amerikanischen Handelsvertrag eine Be
günstigung der amerikanischen Klüden zu erreichen, 
ist von S s a s a n 0 w für aussichtslos erklärt worden.

Verschiedenes.

An der A r m e e wird mit Umsicht und Fleiß ' 
gearbeitet, doch fehlt es ihr noch an manchem, so 
daß sie noch nicht als vollwichtiges Ganze in die 
politische Rechnung eingesetzt werden könnte. Da 
auch die Flotte noch in den Rinderschuhen steckt, 
so erklärt sich daraus vollkommen die vorsichtig 
zurückhaltende Politik S s a s a n 0 w s, woraus aber 
durchaus nicht folgt, daß im anderen Falle Ruß
land eine andere Haltung gegenüber den Balkan- 
staaten eingenommen hätte. Mit der slawisch-ortho
doxen Politik Nikolaus I., zu der sich auch noch 
Alexander II. wider seine Überzeugung durch 
die Volksstimmung hatte hinreißen lassen, ist es 
definitiv aus, es hätte auch Rußland nichts Un
angenehmeres geschehen können, als wenn sich ein 
übermütiges Bulgarien in den Besitz von Ronstan- 
tinopel gesetzt hätte. Dort ist ihm die Türkei lieber, 
und die freie Durchfahrt durch die Dardanellen 
wehrt sie nicht, sondern England. Auch daran hat 
Rußland zunächst kein Interesse. Es beseitigt aber 
einstweilen die im Kriege mit Japan hervorgetre
tenen organisatorischen und sonstigen Mängel in der 
Armee, die noch nicht einmal, wie gewisse Vor
gänge im Militärbezirke von Taschkent im Sommer 
bewiesen haben, frei von revolutionären Einflüssen 
ist. Für die Flotte ist bereits ein vollständiges 
Programm aufgestellt worden, das im Baltischen 
Meere allein 27 Dreadnoughts, s8 Kreuzer und 
2^ Unterseeboote vorsieht. Der Admiralstabschef 
Fürst Dieven erklärte im Juni in der Duma, das 
sei das Ziel der Regierung, die sich nur vorläufig 
mit dem sogenannten kleinen Flottenprogramm be
gnüge. Für dieses sind im Budget für ^3 ins
gesamt 58 Millionen Rubel ausgeworfen worden. 
Es verlangt bloß vier große Panzerkreuzer und eine 
nicht unbedeutende Anzahl kleiner Schiffe, die mei
stens auf erweiterten russischen Merften gebaut wer
den sollen. Der einzige Auftrag ins Ausland dafür 
ging an S ch i ch a u in Elbing auf zwei kleine Kreu
zer. Nach ihren Plänen gebaut und mit ihren 
Maschinen ausgestattet, ist auch der Kreuzer „No- 
vik", der das schnellste Kriegsschiff der Melt ist. 
Kaiser Nikolaus machte am 2p Juli selbst eine 
Fahrt auf demselben und zeigte für das Fahrzeug 
das größte Interesse. Auf der Flotte sind auch die 
revolutionären Umtriebe noch nicht erloschen. Mitte 
August mußte in Kronstadt und Anfang September 

in Sewastopol zeitweilig der Kriegszustand über die 
Marine verhängt werden.

Die günstige wirtschaftliche Entwick- 
l u n g wird dem Reiche den Ausbau seiner Mehr
macht nicht schwer fallen lassen. Die Folgen des 
unglücklichen Krieges und der Revolution sind be
reits überwunden, die Staatseinnahmen sind schneller 
gewachsen wie die Ausgaben, in den Staatskassen 
liegt ein ungeheurer Barvorrat. Das Branntwein
monopol liefert nur ein viertel der Gesamteinnah
men, geht aber im Erträgnis von Jahr zu Jahr 
zurück; die Einfuhr, der innere verbrauch, die 
Volksersparnisse nehmen überraschend zu, die Ver
mehrung der Getreideausfuhr erklärt sich aus der 
Hebung der Landwirtschaft durch die starke Ein
fuhr und die Erzeugung landwirtschaftlicher Ma
schinen. Daß es alljährlich noch immer einige 
fjungergebiete gibt, ist in einem so großen Reiche 
mit den verschiedensten klimatischen und Boden- so
wie noch unentwickelten Verkehrsverhältnissen nicht 
verwunderlich. Der gesamte finanzielle Aufschwung 
macht die freundliche Unterstützung der französischen 
Kapitalkraft entbehrlich. Für die Schulbildung sorgt 
das neue Volksschulgesetz, das die allgemeine Schul
pflicht mit einer alle zehn Jahre um je sO bis 
zu sOO Millionen steigenden Ausgabe festsetzt.

Die Vorgänge auf den Goldfeldern des 
Lenagebietes beweisen indessen, daß es noch 
manches Stück Altrußland zu überwinden gilt. Diese 
Goldfelder sind im Betriebe einer englischen Ge
sellschaft, an der auch der ehemalige, schon seiner
zeit als englischer Agent berufene Handelsminister 
Ti m i rja s ew beteiligt ist. Durch Herabsetzung 
der vertragsmäßigen Löhne und andere Bedrückun
gen wurden die 6000 Arbeiter in den Streik ge
trieben. Auf das Äußerste gereizt — wie behaup
tet wird, absichtlich — revoltierte ein Teil, und das 
herbeigerufene Militär feuerte, wobei es über (60 
Tote gab. An die Negierung wurde ein lügen
hafter Bericht geschickt. Der zur Untersuchung ab
gesandte Senator Mαnuchi n stellte 11. a. auch 
Steuerhinterziehungen von 6 Millionen und andere 
Betrügereien der Gesellschaft fest.

Am 7. Februar starb in Jalta in der Krim der 
Generalfeldmarschall Graf Dimitri Alexowitsch 
M i I j u t i n in hohem Alter. Mehr als ein Men
schenalter hat er seit Alexander II. bahnbrechend 
und grundlegend auf den wichtigsten Gebieten des 
Staatslebens gewirkt. Auch Bismarck sah in 
ihm den eigentlichen leitenden Minister Rußlands. 
Nach dem Türkenkriege von 1877/78 führte er durch
greifende militärische Reformen durch, und was die 
heutige Avmee an Vorzügen besitzt, ist auf ihn zu
rückzuführen. s88s war er aus dem Ministerium 
ausgefchieden.

In Monte Tarlo schied am 2\. Mai der lang
jährige Botschafter in Berlin, Graf Nikolaus Dimi- 
trijewitsch v. Osten-Sacken im Alter von 8s 
Jahren aus dem Leben. Er hat es \7 Jahre hin
durch verstanden, auch unter zeitweiligen Schwierig
keiten, die guten Beziehungen zwischen Berlin und 
Petersburg zu erhalten. Kaiser M i I h e I m und 
Kaiser Nikolaus hatten wiederholt diese Tätig
keit des vornehmen und kenntnisreichen Diplomaten 
anerkannt.
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Skandlnavlen.

Christian X.,
König von Dänemark.

Schweden. König G u st av eröffnete am 
s8. Januar den Reichstag mit einer Thronrede, die 
u. a. das Frauenstimmrecht und eine teilweise probe= 
Mobilisierung, aber auch die Verschiebung des Baues 
des bereits bewilligten Panzerschiffes ankündigte. 
Meder in der ersten noch in der zweiten Kammer 
besaß die liberale Regierung eine Mehrheit, hatte 
aber bei den Mahlen angedeutet, daß sie die Uilter- 
stützung der Sozialdemokraten annehmen werde. Man 
darf sagen, daß das Ministerium S t a a f f sich 
eigentlich nicht daran gehalten, sondern nicht nur 
ein gutes Verhältnis zum König hergestellt, sondern 
auch durch sein Verhalten in den Landesvertcidi- 
gungsfragen das vertrauen der Rechten erworben 
hat. Die Sozialdemokraten hatten freilich die Ab
schaffung des Königstums und der 
ersten Kammer beantragt, was aber 
am j. Mai gegen ihre Stimmen — 
es waren nur s7 Sozialdemokraten 
anwesend — abgelehnt wurde. Die 
erste Kammer verwarf auch das Frau
eilstimmrecht mit großer Mehrheit, 
ulld die zweite Kammer lehnte ohne 
jede Abstimmung den sozialdemokra
tischen Antrag auf Neutralitätserklä
rung ab. Die Lseeresvorlagen wur
den mit Ljilfe der Rechten durchge
setzt. Sonst beschloß der Reichstag 
noch die Errichtung einer Sozial
direktion und Staatsunterstützungen 
für Dampferlinien nach Nordamerika, 
Mexiko und Australien, worauf er 
am 27. Mai geschlossen wurde. Am 6. 3uli 
wurden in Stockholm in Anwesenheit des Königs
paares die olympischen Spiele vom Kronprinzen 
eröffnet. Die Probemobilisierung der 6. Division 
samt dem Landsturm wurde im September mit 
Schneidigkeit durchgeführt und zeigte, daß einem 
Einfall von Osten her wohl entschiedener Midcr- 
stand geleistet werden würde. Infolge der Auf
schiebung des Baues eines Panzerschiffes war von 
der Rechten eine Landessammlung zum Bau eines 
solchen eingeleitet wordeil, die binnen wenigen Mo- 
chen die hiefür nötigen \2 Millionen Kronen auf
brachte. Die Regierung hat aber die Entscheidung 
über deil Bau bisher hingezogen. König G u st a v 
war beim Begräbilis des Königs von Dänemark 
in Kopenhagen mit dein König Haakon von Nor
wegen zusammengetroffen, woran von skandinavi- 
schen Schwärmern schon große Hoffnungen geknüpft 
wurden; von schwedischer Seite wurde aber ab
gewinkt. Als König T h r i st i a n von Dänemark 
mit Gemahliil am s8. November zum Antrittsbesuche 
in Stockholm eintrafen, wurden sie vom Königspaar 
bei der Ankunft empfangen und unter großen Ehren
bezeigungen nach dem Schlosse geleitet. Die bei 
der Galatafel gewechselten Trinksprüche gedachten 
sehr herzlich der verwandtschaftlichen wie der alten 
freundschaftlichen politischen Beziehungen.

Norwegen. Die Bauernrepublik mit einem 
König an der Spitze macht merkwürdige Sprünge. 

Der Konservative Michelsen und der Liberale 
t ö v l a n d hatten 1905 den Köllig voll Schweden 
vor die Tür gesetzt, dann hatte letzterer die Regie
rung all sich gerissen, war aber wegen seiner Al- 
koholfeindschaft und der Schwärmerei für Einfüh
rung der besonderen norwegischen Sprache haupt
sächlich ain Miderstaild der Gebildeten gescheitert. 
Dailil kanl 19^9 wieder eine konservativ-liberale 
Regierung, die aber im Februar des abgelaufenen 
Jahres wegen des Sprachenstreites auch zerfiel. Der 
Ministerpräsident K o n o w hatte sich für das Landes- 
maal erklärt, worauf fünf Minister zurücktraten. 
Nach einigem Zögern giilg auch K ο n o w ab und 
wurde durch das konservativer gefärbte Kabinett 
B r a t l i e ersetzt. Der Storthing unterstützte inl Juni 

energisch das Eingreifen des Mini
steriums zur Verhinderung des Ma
schinistenstreiks auf der Handelsflotte 
uild bewilligte auch reichliche Mittel 
für Küstenbefestigungen uild den Bau 
voll zwei Panzerschiffeil, sowie von 
Torpedo- und Unterseebooten. Am 
s3. September traf die s. Kreuzer
division der englischen Ljeimatflotte 
zu dreitägigem Besuche in Thristia- 
nia cm und wurde durch große offi
zielle Festlichkeiten geehrt, während 
die Bevölkerung sich kühl zurück
hielt, da die englische presse eine 
Demonstration gegen die deutschen 
Flotteilbesuche angekündigt hatte. Die 
Mahlen im Oktober brachten einen 

ausgesprocheneil Sieg der bürgerlichen Radikalen, die 
nun eine Dreifünftelmehrheit im Storthing besitzen, 
während je ein Fünftel auf die Konservativ-Libe
ralen und auf die Sozialdemokraten entfallen. Das 
Ministerium B r a tlie dürfte sich nur bei geschickter 
Behandlung der Abänderung des vom radikalen Mi
nisterium Knud seil geschaffenen Gesetzes über die 
Ausnützung der Masserkräfte halten. Eigentlich re
publikanisch ist die Mehrheit des Storthing gerade 
nicht, aber der König dürfte trotzdem wenig Freude 
darail erleben.

Dänemark. König Friedrich VIII. ist am 
(P Mai auf der Reise in Hamburg ziemlich un
erwartet verschiedeil. Sein Tod wurde auch in 
Deutschland mit herzlicher Teilnahme ausgenommen, 
deiln während feiner sechsjährigeil Regierung hatte 
sich das Verhältnis beider Lällder eiltschieden ge
bessert. Zu Neujahr hatte er den Generaldirektor 
der Steuern, Rubi n, der das Verhalten der dä
nischen Patrioten in der schleswigschen Frage öffent
lich verurteilt hatte, den Danebrogorden verliehen, 
weil er dessen Auffassung teile, was große Erregung 
verursachte, am 23. nahm er an einem Festmahl 
beim dclltschen Gesandten Dr. v. Ma I d t h auf e n 
teil. In sehr geschickter Meise rechtfertigte der 
Minister des Äußern am JP Februar im Folkething 
das Verhalten der Regierung uild erhielt ein Ver
trauensvotum. König Friedrich erkrankte am 
7. Februar ernstlich und befand sich zur gäilzlichen 
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Erholung auf einer Reise nach dem Süden, als er 
in Hamburg auf einem einsamen Spaziergang, an
fangs unerkannt, einem Schlaganfall erlag. Die 
Leiche wurde am (6. Rlai unter großen Ehren 
von Hamburg über Travemünde nach Kopenhagen 
gebracht, wo die feierliche Beisetzung unter tiefer 
Teilnahme der Bevölkerung am 2p von Kopen
hagen aus in Roskilde erfolgte. Unter den fürst
lichen Trauergästen befanden sich die Könige von 
Schweden und von Norwegen, der deutsche Kronprinz 
Wilhelm mit Gemahlin, Erzherzog peter Fer
dinand, der Herzog von Genua und zahl
reiche deutsche Fürsten und Prinzen. König Fried
rich VIII. war ein konstitutionell gesinnter Mon- 
arch und hat dieser Gesinnung jederzeit Ausdruck 
gegeben; außerdem war er ein besonderer Freund 
des Kaisers Mil Helm. Sein Sohn Christian X. 
dürfte sich in keiner Beziehung anders verhalten 
und ist bekanntlich ein Schwager des deutschen Kron
prinzen. Als Ereignisse von politischer Bedeutung 
erschienen im September der Besuch eines russischen 
und eines englischen Geschwaders, doch beugte die 
Zurückhaltung der Regierung jeder unnötigen poli
tischen Ausbeutung vor. Don überwältigender wir- 
kung war dagegen der Übermeerflug des Grafen 

Zeppelin, der am 19· September auf der „Hansa" 
in Kopenhagen landete. Die Begeisterung der Be
völkerung war großartig, die Gegner der Befesti
gung von Kopenhagen suchten aber das Ereignis 
für ihre Zwecke auszulegen. Am ?. Oktober er
öffnete König T h r i st i a n den Reichstag mit einer 
Thronrede, die eine Mahlreform und ein neues 
Steuergesetz ankündigte. Der Erhöhung der Steu
ern wird in nicht geringem Maße durch das immer 
geldbedürftige Island bedingt, das übrigens die 
nach der Trennung der skandinavischen Union be
triebenen Separationsgelüste aufgegeben und den 
neuen Minister Hannes H a f st e i n, der am 8. Ok
tober in Kopenhagen angekommen war, beauftragt 
hat, neue Verhandlungen einzuleiten, von nicht 
geringem Interesse ist, daß mit Rücksicht auf den 
Panamakanal die Anlegung eines großen Freihafens 
auf der westindischen Insel St. Thomas durch eine 
Genossenschaft auf Anregung der Regierung in An
griff genommen werden soll. Der Reichstag hat 
am 22. Rlai die Bewilligung erteilt, aber die Auf
forderung zur Zeichnung der erforderlichen 20 Mil
lionen Kronen hat kläglich Fiasko gemacht. Das 
Unternehmen dürfte daher bloß mit englischer Hilfe 
zu stande kommen.

Europäische Mlttelftaaren.
Niederlande. Ulan denkt im Lande bereits 

an die Hundertjahrfeier der Unabhängigkeit im 
Jahre 19^, selbst das parlamentarische und par
teiliche Leben wird davon beeinflußt. Die Sozial- 
demokraten wollen freilich an der „von oben her" 
auferlegten Feier nicht mittun. Die Liberalen hof
fen aber, das Jubeljahr durch einen Mahlsieg 
ihres dreigeeinten Blocks feiern zu können. Einige 
Aussicht dafür eröffnet ihnen das wegen Ohren- 
leidens im September erfolgte Ausscheiden aus dem 
politischen Leben des Führers der Rechten, Dr. 
Abraham K u γ p e r, dessen Begabung auch die 
Gegner widerwillig anerkannten. Landesverteidi
gungsfragen spielten wiederholt eine Rolle. Das 
im Februar in Kraft getretene Rlilitärgesetz erhöht 
das Heereskontingent von 17.500 auf 25.000 Ulann. 
was bedeutet dies für eine Landesverteidigung? 
Die Schweizer würden anders handeln. Aber die 
Holländer haben den Geist der Oranierzeit ver
lernt und verlassen sich auf den gegenseitigen Neid 
der mächtigen Nachbarn. Die auf Betreiben der 
Engländer und Franzosen verschobene Vorlage wegen 
der Befestigung von vlissingen tauchte bei der Er
öffnung der Kammer in der Thronrede am s7. Sep
tember wieder auf, weshalb die französischen Blät
ter abermals lärmten. Die parlamentarische Ar
beit beider Kammern war übrigens nahezu bedeu
tungslos. Die Sozialdemokraten machten am 50. 
April in der zweiten Kammer einen unbeschreib
lichen Lärm und demonstrierten auch am Tage der 
Wiedereröffnung der Generalstaaten für das all
gemeine Wahlrecht, die Polizei verhinderte aber 
ihr Vordringen zum parlamentsgebäude. Die Mel
dung des Amtsblattes im Oktober über eine aber

malige Fehlgeburt bei der Königin w i l h e l m i n a 
läßt die Aussicht auf einen männlichen Thronerben 
als hoffnungslos erscheinen.

Belgien. Das Land stand das ganze Jahr 
hindurch unter dem Eindruck der Vorbereitungen 
und des Ausfalls der Wahlen im Juni. Die Ein
leitung dazu bildete der große Bergarbeiterausstand, 
der aus wenig stichhaltigen Gründen uiunittelbar 
nach Neujahr im Kohlenbezirk des Hennegau aus
brach und sich über zwei Monate hinzog, weil sich 
die Führer Hoffnungen auf einen allgemeinen euro
päischen Bergarbeiterstreik machten. Die Stimmung 
übertrug sich auch in die Kammer, die schon seit 
langem den vom Liberalismus aller Länder (als 
die Liberalen in Belgien herrschten) erfundenen Ruf 
eines Musterparlaments eingebüßt hat. Am 18. Ja
nuar kam es zu wüstem Lärm und am 2. Mai zu 
einer regelrechten Prügelei. Am (P Mai wurde 
die Kammer, nachdem sie die Zahl der Parlaments
sitze um zwanzig erhöht hatte, auf Verlangen der 
Linken aufgelöst. Sonst wäre bloß die Hälfte neu
gewählt worden. Aber die Linke hatte sich mit den 
Sozialdemokraten verbrüdert und rechnete mit Be
stimmtheit auf einen großen Wahlsieg. Die neuen 
Ministerposten waren schon verteilt. Der gegentei
lige Wahlausfall am 2. Juni rief große Verblüf
fung hervor, und die am meisten, enttäuschten So
zialdemokraten schritten zum offenen Aufruhr. Die 
Regierung hatte aber rechtzeitig militärische Vor
kehrungen getroffen, und es kam bloß in Lüttich 
zu Menschenverlusten und Verwundungen. Der 
Wahlausfall, der der Regierungspartei eine Mehr
heit von (8 (statt 6) gebracht hatte, beruhte auf 
dem Umstand, daß die Gemäßigten, die sonst die
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Mitläufer der Linken gewesen waren, wegen des 
Treibens der Sozialdemokraten für die Regierung 
gestimmt hatten. Wie überall, sollte nun das Wahl
recht schuld sein. Am 9· 3uli traten die Kammern

Marie Adelheid, Großherzogin von Luxemburg.

zu einer außerordentlichen Tagung zusammen, es 
kam aber sofort wieder zu Skandalen. Rach Be
endigung der Wahlprüfungen wurde die Kammer 
am 8. August geschlossen. Der Block der Linken 
hat die Wahlniederlage nicht überdauert, und bald 
zeigten sich Anfänge zur Bildung einer gemäßigten 
Mittelpartei, förderlich hiezu erweist sich die un- 
verkennbare Stärkung des monarchischen Gedankens 
durch die außerordentlichen Sympathien, die sich das 
Königspaar zu erwerben verstanden hat. Das zeigte 
sich namentlich bei dem Besuche am sch und s5. 
August in Antwerpen während des feierlichen Ein
zugs und der glänzenden Festlichkeiten in der über
schwänglichen Begeisterung der Bevölkerung, jnt 
Hafen waren zur Begrüßung je ein deutsches, eng
lisches, französisches und holländisches Geschwader 
erschienen, denen der König einen Besuch abstat
tete. 3h seiner Ansprache in der Handelskammer 
wies er auf die Schwierigkeiten infolge der sepa
ratistischen Bewegung unter den Wallonen und der 
Kongokolonie hin. Tine dritte Frage ist die der 
Landesverteidigung, der schon eine ganze Reihe von 
Kriegsministern zum Opfer gefallen ist, ohne viel 
zu erreichen. Am 5. Dezember brachte Minister
präsident de Broqueville eine neue Militär
vorlage mit allgemeiner Wehrpflicht und Erhö- 
hung des Zahreskontingents auf 55.000 Mann ein, 
die auch Annahme fand. Große Teilnahme zeigte 
sich bei dem am 25. November erfolgten Ablebens 
der Gräfin Marie von Flandern, der Mut

ter des Königs. Sie war eine Prinzessin von Hohen- 
zollern-Sigmaringen und hatte sich allgemeine Be
liebtheit errungen. Am 8. (.Oktober ist auch, 8s Zahre 
alt, der ehemalige langjährige Ministerpräsident 
August Beernaert gestorben, der sich des Rufes 
eines bedeutenden Staatsmannes und Juristen er
freute.

Luxemburg. Am 25. Februar wurde Herzog 
Wilhelm Alexander von feinem Leiden er
löst, das ihn feit Zähren an der Ausübung der 
Negierungsgeschäfte verhindert hatte. Die Leiche 
wurde von Schloß Berg nach Luxemburg über
führt und am p März unter großer Teilnahme 
der Bevölkerung provisorisch in der protestantischen 
Kirche beigesetzt. Fast alle europäischen Höfe hatten 
Vertreter entsandt, zahlreiche deutsche Fürsten und 
Prinzen waren anwesend, den Kaiser Wilhelm 
vertrat Prinz August Wilhelm, den Kaiser 
Franz 3 ° ic f der Erzherzog Karl Salva- 
t o r. Die definitive Beisetzung erfolgte am 25. 3uli 
in Weilburg in der Provinz Nassau. Die Groß
herzoginwitwe M arie Ann a hatte seit vier 3§h- 
rcn die Regentschaft geführt und führte sie weiter 
bis zum sH. 3uni, wo ihre älteste Tochter Marie 
Adelheid großjährig wurde und am s6. die Ne
gierung antrat. Von weiteren Ereignissen ist der 
Schulstreit zu erwähnen, der entstand, weil die ka
tholische Geistlichkeit die Bestimmung des neuen 
Schulgesetzes über die Erteilung des Neligions- 
unterrichtes nicht anerkennen will. Die Kammer 
billigte aber am 25. Dezember mit 5f gegen s5 
Stimmen die feste Haltung des Ministeriums 
Ey scheu in dieser Angelegenheit.

Schweiz. Das Land hat zwei bedeutungs
volle Ereignisse in diesem Jahre hinter sich: Das 
große Interesse, das Kaiser Wilhelm dem 
Schweizer Heerwesen, dem Stolz der Republik, zu
gewendet hat, und die Einführung des neuen Zivil
gesetzbuches. Bisher besaß die Schweiz gesetzliche

Dr. Eduard Müller, Bundespräsident für das Jahr (9(3.

Einheit' bloß für das Obligationen- und Wechsel
recht. Für das Strafrecht 
in Zivil- und Strafsachen 
kantonalen Bestimmungen, 
schritt bedeutet ferner die 
gesetzes über Kranken- und 

und die Prozeßordnung 
gelten noch immer die 
Einen wichtigen Fort- 

Annahme des Bundes- 
Unfallversicherung, die
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im Jahre (9θθ abgelehnt worden war, nun aber 
am ■$. Februar durch Volksabstimmung mit 28-^.000 
gegen 236.000 Stimmen angenommen wurde. Am 
f0. Juli starb im 82. Lebensjahre Bundesrat Dr. 
Adolf D e u ch e r, der dreimal Bundespräsident ge
wesen war. Am f3. verschied Bundesrat Maro 
Buche t, nachdem er wenige Tage vorher krank
heitshalber seine Entlassung gegeben hatte. Am 
s7. wählte die Bundesversammlung für letzteren 
den Regierungsrat Tamillo de Toppot aus Lau
sanne und für ersteren den Rechtsanwalt Edmund 
S chultheß aus Brugg iin Aargau. Die Sozial
demokraten in Zürich probierten am f3. einen ein
tägigen Generalstreik, der auch leidlich gelang. Die 
Regierung hatte aber sofort Militär mit scharfen 
Patronen aufgeboten, verbot Streikpostenstehen und 
Versammlungen unter freiem Himmel und ließ die 
Anstifter verhaften, worauf die sozialdemokratischen 

Blätter über „Militärdiktatur" schrien. Die am 
meisten betroffenen Industrien antworteten mit Aus
sperrungen. Im verlaufe des herbstes hat sich 
gegen die Schreckensherrschaft der Sozialdemokratie 
ein „Freier Arbeiterbund für Zürich und Umge- 
bung" zum Schutze des Rechtes auf Arbeit gebildet. 
In der am 2. Dezember eröffneten Bundesver
sammlung protestierten die Sozialdemokraten gegen 
die Kosten während des Besuches d.es Kaisers Wil- 
h e l m, wurden aber mit H6 gegen 9 Stimmen 
geschlagen. Am \2. wurde der bisherige Vizepräsi
dent Müller zum Bundespräsidenten und Hoff
mann zum Vizepräsidenten gewählt. Angenommen 
wurde auch die Errichtung eines Sozialversicherungs
amtes für die Kranken- und Unfallversicherung und 
für die Vorbereitung einer Altersversicherung. Die 
Sozialdemokraten stimmten auch gegen das Bundes
budget.

Die Pyrenäifd)e Halbinsel.
Spanien. Wenn man von der zwar aus den 

heutigen politischen Zuständen erklärlichen, aber doch

Graf Romanones, spanischer Premierminister.

mehr zufälligen Ermordung des Ministerpräsidenten 
T a n a l e j a s absieht, hat Spanien ein Jahr ge
deihlichen Fortschritts hinter sich. Außer dem bald 
unterdrückten Eisenbahnerstreik im Oktober ist die 
Ruhe nicht gestört worden; für Spanien eine glück- 
liche Seltenheit. Am 23. September starb die jüngste 
Schwester des Königs, die an den Prinzen Ferdi
nand von Bayern vermählte Infantin Maria 
Theresia, von den drei Kindern des Königs 
Alfons XII. lebt nun nur noch der König. Auch 
sein Leben war bedroht. Als König Alfons XIII. 

am \2. November zu einer Blumenausstellung fah
ren wollte, lauerte ihm der Anarchist P a r d i n a 
auf, der aber, da der König sich verspätet hatte, 
darum seinen Verbrecherwahn an dem Minister
präsidenten Tanalejas kühlte, den er nieder
schoß. Der Ermordete war der Führer der mon
archischen Liberalen und hatte eben nach einjäh
rigen Verhandlungen den Vertrag mit Frankreich 
über Marokko zu stande gebracht. Frankreich wollte 
sich für seine Abtretungen im Kongogebiet an 
Deutschland nun an Spanien schadlos halten, dieses 
hat aber mit Unterstützung Englands seine durch 
das Abkommen von OOH begründeten Ansprüche 
nahezu durchgesetzt. Die Unterzeichnung des Ver
trages erfolgte am 27. November in Madrid. Graf 
Romanones, der Nachfolger Tanalejas, hat 
bisher eine glückliche Hand gezeigt und bis zum 
Jahresschluß die Bewilligung des Budgets, des 
Marokkovertrages und einer Anleihe von 300 Mil
lionen erhalten, die für die Bezahlung rückständiger 
Schulden sowie für die Verteidigung und Erschlie
ßung des marokkanischen Gebietes verwendet wer
den soll.

Portugal. Die Republik hat noch keines
wegs festen Boden im Lande gefaßt, sondern hat 
sich im vergangenen Jahre nicht nur gegen ver
schiedene monarchische Angriffe verteidigen, sondern 
auch den in Republiken unvermeidlichen Kampf um 
die Herrschaft im Innern bestehen müssen. Ls ist 
für die Mitwelt ziemlich gleichgültig zu wissen, ob 
Tosta, Duarte Leite oder vasconcellos 
zeitweilig Ministerpräsident ist, ebenso ob man sich in 
der Kammer bloß zankt und beschimpft oder auch 
prügelt, und ob die täglichen Tumulte, Streiks, 
Arbeiterrevolten in Lissabon, Oporto oder sonstwo 
stattfinden. Das ist um so gleichgültiger, als die 
Nachrichtenzensur und die Verbreitung offizieller 
Lügennachrichten ebenso oder vielleicht noch ärger 
betrieben werden, wie unter der Monarchie. Im 
August war das Land sogar zwölf Tage lang ohne
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Minister, die Straßenbahner streikten in Lissabon 
und es herrschte völlige Anarchie. Das Jahr schloß 
mit einer abermaligen Ministerkrise, überfüllten Ge
fängnissen, in denen alle den Gewalthabern miß
liebigen Persönlichkeiten saßen, und einem ausge
sprochenen Defizit, nachdem man bisher die Be
völkerung mit großtönenden Worten des Gegenteils 
versichert hatte, von einer Wiederherstellung der 
Monarchie kann trotz der heillosen Zustände noch 
kaum die Rede sein. Zwar fand in den ersten

/
Tagen des Februar in Dover wieder eine Zru- 
sammenkunft des vertriebenen Königs M a n u e l 
mit seinem Vetter, dem Prätendenten Don Miguel 
von Braganza statt, doch scheint das Llend der 
portugiesischen Bevölkerung noch nicht groß genug 
zu sein, daß sie den einmütigen Schrei nach einem 
König erhebt, der der Konventswirtschaft in Lis
sabon das Lnde bereiten soll. Lin vorzeitiges Lin- 
greifen wäre politisch unklug und würde der Be
völkerung nicht einmal nützen.

Dalkanhalbmsel.
'ST'TX er abgesetzte Sultan Abdul a IN i d hatte 

große Schwachen, aber noch größer sind 
die des parlamentarischen Regierungs- 

systems, das eben für die Türkei nicht paßt. Die 
Revolution war von dem nicht schlechtesten Teile 
des Offizierskorps^ ausgegangen, und man hätte 
darum erwarten sollen, daß mit der Reform der 
vernachlässigten Armee ernstlich begonnen würde, 
man hat auch verbessert, aber dabei das Offiziers
korps in die politischen Kämpfe hineingezogen, Uätte 
man dagegen die Sache beim richtigen Lnde an
gefaßt, so würde weder Italien seine Lroberung 
von Tripolis, noch der sonst niemals zusammen
gekommene Balkanbund seinen Raubkrieg gegen die 
Türkei gewagt haben, vor 25 Jahren hat Abdul 
Ls a m i d dem König Oskar von Schweden ge
sagt: „In unserem Islam liegt unsere Linigkeit 
und unsere Stärke. Nehmen Lw. Majestät dem 
Soldaten den Glauben, daß sein Tod auf dem 
Schlachtfelde ihm das Paradies mit den schönsten 
Lsouris öffnet, so wird sein Mut und seine Freu
digkeit, mit der er jetzt kämpft und Großes voll
bringt, wankend werden. Der Islam ist die feste 
Stütze des Kalifen, und ein Sultan ist in erster Linie 
Kalif und dann erst Herrscher." Lr führte weiter 
aus, daß er deutsche Offiziere für die Reform der 
Armee berufen habe. „Ls ist der Anfang, und nur 
langsam kann es sich weiterentwickeln, soll es zum 
Segen für mein Volk werden, das bisher streng 
abgeschlossen und allein lebte. Ich bin nicht für 
eine Kultur, die nur Sozialdemokraten ins Land 
bringt, mit jenen Ideen der Aufklärung, die nur 
den einfachen Mann irreleiten... Niederreißen ist 
leichter als Aufbauen, nur auf festem Fundament 
kann man Großes aufbauen. Ich arbeite an dem Fun
dament, damit meine Nachkommen ihr Reformreich 
darauf aufbauen können. Sonst würde das ganze 
Gebäude Zusammenstürzen und unter den Trümmern 
die Reformen begraben, die nicht die Zeit der Reife 
abwarten konnten." Man wird dagegen nur ein
wenden können, daß Abdul Lj a m i d mit seinen 
Reformen wohl etwas rascher hätte fortschreiten 
können, aber im großen und ganzen hat das Jahr 
V)\2 bewiesen, daß er recht hatte. In vier Jahren 
haben die aus Paris eingeschleppten jungtürkischen 
Ideen das Reich zu Grunde gerichtet, die herge
brachte Serailwirtschaft hätte es nicht so schnell 
fertig gebracht.

Bei Beginn des Jahres war die politische

Sultan Mohammed V.

Weisheit des Iungtürkentums zu Lude. Statt das 
Geld zu schaffen, das man für die Reformen drin
gend brauchte, hielt man unnütze Reden und stritt 
um Verfassungsphrasen. Verfassung und Wahlrecht 
ist ja überall der Stein der Weisen aller politischen 
„Reformer" gewesen, ohne daß sie ihn je gefunden 
hätten. Am s8. Januar wurde das erste türkische 
Parlament aufgelöst, nachdem es drei Jahre außer 
Reden herzlich wenig geleistet hatte. Mitte Februar 
sollte auch der Belage
rungszustand in Kon
stantinopel aufgehoben 
werden, im Ministerium 
herrschten aber Uneinig
keit und Zerfahrenheit, 
die jede Tätigkeit lähm
ten. In Saloniki beriet 
vergeblich eine Reform- 
kommission für Mazedo
nien, den Albaniern bot 
man Reformen an, die 
sie gar nicht mochten, 
der Minister des Äußern, 
Assi m Pascha, sah die 
Beziehungen zu den
Balkanstaaten am 23. März noch im rosigsten Lichte; 
die den Iungtürken feindlichen — früher selbst 
jungtürkischen — Liberalen schwärmten für Lng- 
land, von dem sie irgend etwas erwarteten oder 
hofften. Durch ungeheuren Wahldruck erlangten 
die Iungtürken eine überaus große Mehrheit. 
Sie herrschten nun im Parlament, aber gerade 
darum desto weniger im Lande. Am s8. April 
eröffnete der Sultan das Parlament mit einer 
Thronrede, obwohl die Wahlen kann: zur Lsälfte 
vollzogen waren. Die Thronrede führte eine 
sehr stolze Sprache gegen Italien. Das eng
lische Balkankomitee war schon seit Neujahr 
wieder an der Arbeit und veröffentlichte ein 
aufreizendes Manifest über Reformen in Mazedo
nien, die Lage in Albanien verschlimmerte sich und 
Anfang Mai begannen Unruhen. Durch Irade des 
Sultans wurde ein Vilajetgesetz erlassen, das eine 
Art von Selbstverwaltung anbahnen sollte. In der 
Kammer bestand schon Mitte Juni kein Zusammen
hang mehr zwischen der Regierung und ihrer großen 
Mehrheit, iti Albanien begannen Offiziere und Sol
daten zu den Aufständischen überzugehen, auch in 
der Flotte gärte es. Die Unzufriedenheit richtete
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sich ausschließlich gegen die Jungtürken und zeigte 
sich nicht bloß in Albanien. Die Regierung stellte 
wohl so ziemlich alles in Abrede, ließ aber mit 
den Meuterern unterhandeln und in der Kammer 
Bestimmungen gegen politische Bestrebungen in der 
Armee förmlich durchpeitschen. Sic sandte auch den 
als Unterdrücker des ersten Albanieraufstandes be
kannten D s ch a w i d Pascha als Kommandanten 
nach RIonastir. Am (0. Juli trat der Kriegsminister

Großwesir Achmed Mnkthar Pascha.

Mahmud Schewk et zurück, worin man eine 
Genugtuung für die aufgeregte Stimmung im Of- 
fizierskorps erblicken wollte. Mit ihm, der die letz
ten Jahre die einzige wirkliche Autorität im Staate 
vertreten hatte, war aber dem jungtürkischen Re
giment der eigentliche Galt genommen worden.

Schon am (7. Juli trat das Ministerium Said 
Pascha zurück, nachdem es eben erst nach einer rosig 
gefärbten Darstellung der inneren und äußeren Lage 
von der Kammer ein Vertrauensvotum mit 194 
gegen 4 Stimmen erhalten hatte. £s fand keinen 
Kriegsminister, auch M a h m u d M u k t h a r hatte 
Bedingungen in bezug aus die Vorgänge in Alba
nien gestellt, die Said Pascha nicht annehmen 
wollte. Am 2f. wurde den Zeitungs- und Partei- 
politikern gänzlich unerwartet der greise A ch m ed 
M u k t h a r Pascha Ghazi zum Großwesir ernannt, 
der Sultan entließ die Jungtürken aus seiner Um
gebung und kündete auch eine Wendung in der 
albanischen Politik an. Der Sohn des Großwesirs 
und Kriegsminister M u k h t a r Pascha wurde zu 
Verhandlungen nach Albanien entsendet, am vierten 
Jahrestag der Verfassung (23. Juli) in Konstan
tinopel der Belagerungszustand aufgehoben. Bei 
der allgemeinen Befriedigung der Bevölkerung hü
tete sich die jungtürkische Kammermehrheit, Oppo
sition zu machen. Der Sultan erließ eine Prokla
mation an die Armee, die an den Treuschwur mahnte. 
Die programmatische Erklärung der Regierung er
hielt in der Kammer am 30. ein Vertrauensvotum 
mit ss3 gegen 45 Stimmen. Trotzdem hatte die 
Regierung die Absicht, sich der unter so bedenklichen 
Umständen gewählten Kammer zu entledigen, wo
mit auch die unzufriedenen Albanier einverstanden 
waren. Infolgedessen sprach die Kammer am 
5. August der Regierung ihr Mißtrauen aus und 
vertagte sich selbst, um - der im Senat bereits be

schlossenen Auflösung zu entgehen, die aber trotz
dem erklärt wurde. Um etwaigen Unruhen vor
zubeugen, wurde über Konstantinopel der Belage
rungszustand aus vierzig Tage verhängt. In Al
banien trat leidliche Ruhe ein, Albanesen und tür
kische Soldaten waren eines Sinnes. Aber schon 
zeigte sich die Begehrlichkeit Montenegros. König 
N i k i t a benutzte einen der nicht seltenen Grenz
zwischenfälle zu einer drohenden Lsaltung und wurde 
nur durch das entschiedene Eingreifen Rußlands 
von Feindseligkeiten abgehalten. Mitte August regte 
Gras Berchtold einen Meinungsaustausch der 
Mächte über die Lage an, um die Türkei zu einer
Art Dezentralisation und die Balkanstaaten zur Mä- 
ßigung ihrer Forderungen zu Gunsten ihrer Stam
mesgenossen in Mazedonien zu veranlassen. In
zwischen hatten sich aber die Balkanstaaten zur Be
raubung der Türkei verbündet, eine günstigere Ge
legenheit, eine größere Zerrüttung war in Zukunft 
kaum zu erwarten. Die Seele des ganzen war 
König Ferdinand von Bulgarien. Die An
regung Iswolskis zu einem Balkanbund (die 
Türkei eingeschlossen) gegen Österreich-Ungarn war 
zwar seinerzeit gescheitert, hatte aber zu gewissen 
Annäherungen geführt. König Ferdinand hatte 
den schleppenden Verlauf des italienisch-türkischen 
Krieges und die fortschreitende Verworrenheit in 
Stambul aufmerksam verfolgt, ein plötzlicher Über
fall mußte die gauze dortige Wirtschaft niederrennen. 
Schon am (5. März kam der Vertrag mit Serbien 
zu stände, der mit Griechenland am 23. Mai, auch 
mit Montenegro wurde eine Vereinbarung getroffen. 
Die Verträge wurden sehr geheim gehalten, und 
König Ferdinand machte Friedensbesuche in Wien 
und Berlin. Es muß hier eingeschaltet werden, 
daß die vier Balkankönige der sich immer steigern
den politisch-nationalen 
Stimmung ihrer Bevöl
kerung gegenüber sich zu 
eiuer kriegerischen Tat 
entschließen mußten, 
wollten sie nicht ihre 
Dynastien gefährden. 
Die Großmächte erkann
ten erst im August, daß 
ein Balkanbund mit sehr 
begehrlichen Zielen exi
stiere, und suchten, den 
glimmenden Brand zu 
löschen. Die größten 
Feinde der Montene
griner, Serben, Grie- Nikolaus, 

König von Montenegro.chen und Bulgaren sind 
nun gar nicht die Tür
ken, sondern die Albanier, deren Friedensschluß mit 
der Pforte jetzt die Zirkel des Balkanbundes erheb
lich störte. König Nikita machte darum kurzen 
Prozeß und eroberte die türkische Stadt Berana im 
Sandschak. Am 27. August wurde im Ministerrat 
in Sofia der Angriff auf die Türkei beschlossen, 
und es kam nur noch daraus an, den Überfall mög
lichst geheim zu halten und ihn dann unvermittelt 
erfolgen zu lassen. Von dieser Zeit an war wenig
stens bei Montenegro und Bulgarien die Absicht 
unverkennbar, eine Kriegsursache gegen die Türkei
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herbeizuführen. Statt die Gefahr zu merken, hatten 
die zur Herrschaft gelangten Liberalen in Stambuł 
nichts Eiligeres zu tun, als durch Beseitigung der 
jungtürkischen Beamten ihre feute in Stellung zu 
bringen. Der Großwesir verließ sich im übrigen 
auf den Schutz der Mächte, obwohl ihm ihre Re- 
formvorschläge nicht gerade anmuteten.

Die Albanesen erkannten die Sachlage richtiger 
und bemächtigten sich aller im Lande vorhandenen 
Waffen, denn sie wußten, was ihnen von ihren 
Todfeinden bevorstand. Die Nachrichten über Nü
stungen in den Balkanstaaten mehrten sich, und die 
Pforte teilte in der zweiten Hälfte des September 
einen Neformentwurf für Numelien und Albanien 
mit, der den Vorschlägen des Grafen Berchtold 
und der Mächte ziemlich entsprach, nicht aber dem 
plane des zum Losschlagen bereiten Balkanbundes. 
Die Mächte, insbesondere Österreich-Ungarn und 
Nußland, mahnten nachdrücklich zum Frieden, die 
bulgarische Negierung hatte aber die Dreistigkeit, 
am 27. September bei den Mächten gegen türkische 
Rüstungen zu protestieren, und ρ a s i t s ch versicherte 
in Belgrad, es bestehe keine Kriegsgefahr. Die 
Kriegsbefürchtungen stiegen, Lügenberichte über den 
Ausbruch des Krieges zu Börsenzwecken folgten, und 
am f. Oktober gaben die Balkanmächte wie die 
Türkei die Mobilisierung bekannt. Die Mächte hat
ten sich auf den Standpunkt des status quo ge
einigt (wobei die Einigung die Hauptsache war), 
an dessen Erschütterung auch bei einem Balkan
kriege damals kein Mensch ernstlich glaubte, und 
setzten ihre Vermittlungsversuche fort ; sie drängten 
namentlich die Pforte zur schleunigen Durchführung 
der Reformen, die ja auch die Balkanstaaten, als 
Ursache ihrer Rüstungen zu bezeichnen für gut hiel
ten. Die Pforte versprach die Durchführung der 
schon (880 in Aussicht gestellten Reformen, und die 
Balkanmächte produzierten dafür ihr Programm. 
Alles geschah bloß, um Zeit für die Vollendung der 
Rüstungen und des Aufmarsches der Armeen zu ge
winnen. Griechenland hielt aber den Zeitpunkt für 
gekommen, die Annexion von Kreta auszusprechen. 
Auch Montenegro konnte die Zeit nicht mehr er
warten und erklärte schon am 8. Oktober den Krieg. 
Alle Welt vermutete, daß wenigstens das nichtoffi
zielle, wenn nicht gar das offizielle Rußland da
hinter stecke, erst später hat sich herausgestellt, daß 
der Grund in König Nikitas Börsenspekulationen 
lag. Die drei anderen Verbündeten folgten erst am 
(7. mit der Kriegserklärung nach, nachdem die tür
kische Regierung wegen einer serbisch-bulgarischen 
Drohnote die Gesandten dieser Staaten aufgefordert 
hatte, die Türkei sofort zu verlassen. Ein türkischer 
Versuch, Griechenland dem Balkanbunde abspenstig 
zu machen, war erfolglos geblieben. Nun folgte 
eine Zeit der abenteuerlichsten Kriegsnachrichten. 
Aus durchsichtigen Gründen ließen die Kriegführen
den keine Berichterstatter zu, und diese waren auf 
Gerüchte angewiesen. Auch die offiziellen Berichte 
ließen an Wahrheitsliebe sehr zu wünschen übrig. 
Für alles wurde das Wort D i s r a e l i s wieder 
wahr und lebendig: „Bei Nachrichten aus dem 
Orient glaube nicht einmal deiner Schwiegermutter."

Die Pforte hatte sich vollkommen überrumpeln 
lassen. Bald zeigte sich, daß außer den bisher unter 

deutschen Offizieren gestandenen Musterformationen 
auch gar nichts in Ordnung war und über gar nichts 
ein plan bestand, was man hatte, wurde zusam
mengerafft und gegen den Feind geworfen, Nizams 
und alte Red iss, die nicht einmal das Gewehr kann
ten, standen nebeneinander. Es fehlte an Offizieren, 
und die da waren, konnten infolge des neuen partei- 
zwiftes sich als Zungtürken, Liberale und Alttürken 
gegenseitig nicht ausstehen. Ls kann darum nicht

Nazim Pascha, 
Kriegsminister, Obersomnmnbant der türkischen Streitkräfte.

wundern, daß die Leistungen der türkischen Armee 
auch noch hinter den bescheidensten Erwartungen 
weit zurückblieben. Die militärische Veranlagung 
allein macht es eben nicht aus. Das zeigte sich 
auch bei den Montenegrinern, deren sogenannte Ar
mee von moderner Gefechtsweise keine Ahnung hat. 
Eine gute Schulung zeigten dagegen die Serben, 
noch mehr die Griechen, die unter dem Kronprinzen 
K ο n st a n t i n binnen kurzem gut ausgebildet wor
den waren, am höchsten stand die bulgarische Krmee, 
die König Ferdinand mit vollem Bewußtsein 
in zwei Jahrzehnten herangebildet hat. Ihr fiel 
auch die schwerste Aufgabe des Krieges zu, der 
Kampf mit der türkischen Hauptarmee' auf dem 
Vormärsche gegen Konstantinopel. Dieser war ge
sperrt durch die Festung Adrianopel, die übrigens 
durchaus keine moderne Festung ist, aber einge



247 Jatzrkuch der (Wektgeschichte. Das Jahr 1912. 248

schlossen und östlich umgangen werden mußte. In
folgedessen stieß man am 22. Oktober auf die eini
germaßen vorbereitete, aber keineswegs befestigte 
Stellung der Türken unter Abdullah Pascha bei

Prinzessin Elisabeth von Rumänien.

Kirf Kiliffc. Der Kampf dauerte drei Tage, die 
Türken gingen — flohen zum Teil — in eine Stel
lung zwischen Lunar Ichssar und tüle Burgas zu
rück, wo sie der Oberbefehlshaber Nasi m Pascha 
sammelte und in Gefechtsordnung brachte mit Hilfe 
neuer Zuzüge über Konstantinopel. Die Bulgaren 
erschienen am 28. vor dieser Stellung und zwangen 
in verlustreichen Kämpfen am 29.—3s. die Türken, 
die auf dem rechten Flügel unter Al u k h t a r Pascha 
zeitweilig große Borteile erstritten hatten, zum Rück
züge auf Tschorlu. Der Großwesir Mahmud 
Mukhtar Pascha Ghazi trat darauf zurück und 
wurde durch K i a m i l Pascha ersetzt, was bedeutete, 
daß man die letzte Hoffnung auf England setzte. Er 
wendete sich wiederholt um Friedensvermittlung an 
die Mächte. Mit Unterstützung Rußlands hatte 
Poincare eine Art Vermittlerrolle angenommen, 
die an die Stelle des nicht mehr aufrechtzuerhalten
den status quo die vollständige Enthaltung setzen 
wollte, was Österreich-Ungarn selbstverständlich ab
lehnte und ausdrücklich verlangte, daß Serbien nicht 
durch Albanien an das Adriatische Meer vordringen 
dürfe, womit auch Italien einverstanden war. Eng
lisch-französische Bestrebungen, einer europäischen 
Konferenz alle Regelungen und Streitfragen zuzu
schieben, fanden beim Dreibund kein Gehör. Am 
l4. November teilten die Großmächte in Sofia den 
Mansch der Pforte auf Vermittlung mit, und K i a- 
in i l Pascha wendete sich an den König Ferdinand 
wegen eines Waffenstillstandes. In Konstantinopel 

und unter den türkischen Truppen, die sich von 
Tschorlu auf die Tschadaldschalinie zurückgezogen hat
ten, herrschte die Tholera. wegen der in Stambul 
sehr schwankend und reizbar gewordenen Stim
mung der Bevölkerung ließen die Mächte am (8. 
Matrosen zum Schutze der Gesandtschaften landen, 
an der Tschadaltdschalinie hatte das Artilleriegefecht 
bereits begonnen, die Pforte lehnte zwar die Frie
densbedingungen der Balkanstaaten ab, führte aber 
die Verhandlungen weiter.

Die Tätigkeit der anderen Mitglieder des Bal
kanbundes war inzwischen von geringerer militäri
scher, aber größerer geographischer Tragweite ge
wesen. Montenegro hatte begreiflicherweise wenig 
geleistet. Es hatte mühelos mit den Serben einen 
Teil des Sandschaks besetzt und sich zugleich gegen 
Skutari gewendet mit der ruhmredigen Ankündi
gung, es zu stürmen und zu behalten. Aber obgleich 
— ganz wie einst bei Saarbrücken — Prinz Peter 
den ersten Kanonenschuß abfeuerte und der Welt 
die Einnahme jeder Kaula (befestigtes Blockhaus) 
als Eroberung einer Festung verkündet wurde, war 
man zu Ende des Jahres kaum weiter als beim 
Kriegsausbruch, obgleich die rückständige Gefechts-- 
weise Menschenopfer genug gekostet hatte. Serbien 
hatte nur zwei schwache türkische Armeekorps gegen 
sich, die sich höchstens auf verfallenen Befestigungen 
stützen konnten. Nach mehrtägigen Kämpfen bei 
Kumanowo waren mit bulgarischer Hilfe am 24. 
Oktober die Türken aus dem Felde geschlagen, und 
die Serben konnten nun beinahe ungehindert fast 
ganz Mazedonien mit seinen Hauptplätzen besetzen, 
auch gegen den ausgesprochenen willen Osterreich- 
Ungarns weit in Albanien und bis Durazzo vor
dringen und an der wehrlosen Bevölkerung den 
alten Stammeshaß kühlen. Die Griechen rückten 
fast ohne widerstand im Epirus ein, ohne aber 
Janina erobern zu können. Glücklicher waren sie 
in der Richtung auf Saloniki, wo sie schon am 9. No
vember nach wenig be
langreichen Gefechten 
einziehen konnten. Zu
gleich waren aber auch 
bulgarische Truppen er
schienen, und es kam 
zu Reibereien, denn Kö
nig Ferdinand hatte 
nach seinen Siegen über 
die türkische Hauptarmee 
sein Auge auch auf Sa
loniki geworfen. Er 
erschien dann auch, ge
wissermaßen um sein 
Mitbesitzerrecht zu wah
ren, am l9- Dezember 
zum Besuch bei dem in 
Saloniki weilenden K 
gewechselten höflichen Toaste verlief die Begeg
nung ziemlich kühl. Die Waffenstillstandsverhand
lungen zwischen Bulgarien und der Türkei waren 
fortgesetzt worden, die Mächte, Rußland voran, 
drängten zum Frieden, Montenegro wollte aber 
vorher Skutari, Griechenland Janina erobert 
haben, in Albanien erließ eine Notabelnver- 
sammlung die Unabhängigkeitserkläruna. Ende

Ferdinand, 
König der Bulgaren

ig Georg; trotz der
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November hatte England zum 21(einungsau5= 
tausch über die Balkanfragen eine Botschaf
terkonserenz in London durchgesetzt, am 4- De-

(hofphot. Karatojanoff, Sofia.) 

Kronprinz Boris von Bulgarien.

zember wurde der Waffenstillstand unterzeichnet, nur 
Griechenland schloß sich aus. Nun kamen die Krieg
führenden bald überein, daß die Friedensverhand- 
lungen auch in London stattfinden sollten. Am 17. 
wurde sowohl die Botschafterkonferenz als auch die 
Friedenskonferenz eröffnet. Daß die Botschafter
konferenz dem Standpunkte Österreich-Ungarns über 
Albanien und die serbische Lsafenfrage zustimmte, 
ließ auf eine rasche Einigung der Mächte über die 
Regelung aller Balkanfragen schließen, trotz der 
noch weit auseinandergehenden Ansichten und Ab
sichten der Kriegführenden.

Rumänien. Das Königreich hat auch im 
abgelaufenen Jahre die enge Stellung zum Drei
bund festgehalten und sich von der Erwerbs
genossenschaft des Balkanbundes ferngehalten. Schon 
Ende Juni hatte der Ministerpräsident 2ÎÎ a j o- 
rescu Besprechungen mit dem Grafen B e r ch- 
t o l d in Wien, die unstreitig mit den sich auf dem 
Balkan vorbereitenden Ereignissen zusammenhingen, 
und int September wurde ein festes Abkommen mit 
Bulgarien über die Neutralität Rumäniens abge
schlossen. Nach den großen bulgarischen Erfolgen 
erschien ant 9 Dezember der bulgarische Sobranje- 
präsident D a n e w zu neuen Verhandlungen in Bu
karest. Für die Wertschätzung der Politik des Kö- 
nigs Karl und seiner Minister bei den bsöfen sind 
schon mehrere Beispiele angeführt worden. Die 
Ernennung des Königs zum russischen Feldmarschall 
bei seinem fünfzigjährigen Militärjubiläum ist auch 
bereits erwähnt worden, aber es muß noch hervor
gehoben werden, daß Kaiser 21 i k o l a u s ant 7. De
zember, also nach den Entscheidungen des Balkan

krieges, den Großfürsten Nikolaus Michail o- 
witsch ausdrücklich zur Überreichung des Marschall- 
stabes entsendete. Dieser überbrachte ein überaus 
liebenswürdiges Handschreiben des Kaisers, und 
seine zweitägige Anwesenheit iit Bukarest bildete eine 
ganze Reihe glänzender Feierlichkeiten und Festlich
keiten. Die inneren politischen Verhältnisse des Lan
des erscheinen weniger günstig. Zwei Minister- 
wechsel in einem Zahre sind eigentlich zu viel, wegen 
der im Vorjahre erwähnten Mißstände bei der Bu
karester Tramwaygesellschaft trat am s0. 2lpril der 
Ministerpräsident Earp mit zwei Kollegen zurück 
und erhielt im Minister des Äußern Majorescu 
einen Nachfolger. Eine Änderung der politischen 
Richtung war damit tticht beabsichtigt, ebenso nicht 
mit der Neubildung des Kabinetts 2Π a j o r c s c u 
Ende Oktober, die bloß den Zweck hatte, haupt
sächlich durch Ausnahme Take Zonesous der 
Regierung in Betracht der Umwandlungen auf der 
Balkanhalbinsel eilte breitere Gruitdlage zu geben. 
König Karl konitte am 9· Dezember bei Eröffnung 
der neugewählten Kammer in der Thronrede ver
sichern, daß Rumänien sich „des besonderen Ver
trauens der Großmächte zu erfreuen" habe, und 
die Kammer nahm die Antwortadresse darauf ein
stimmig an.

Bulgarien. Die Großjährigkeitserklärung 
des Kronprinzen Boris und das fünfundzwanzig- 
jährige Regierungsjubiläum des Königs Ferdi
nand haben den Bulgaren reichlich Gelegenheit 
geboten, ihre unsichereit monarchischen Gefühle zu 
stärken und zu überlegen, was sie der zielbewußten 
Regierung des Königs verdanken. Der große Sieg

General Samom, Generalissimus der bulgarischen Armee.

über die Türkei kann dieser Gedankenrichtung mir 
förderlich sein. Die Großjährigkeitserklärung des 
Kronprinzen fand am 2. Februar mit großen Feier
lichkeiten statt. Kaiser Wilhelm hatte den j?rin- 
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zen Friedrich Leopold, Kaiser Nikolaus 
den Großfürsten Andreas w l a d i in i r o w i t s ch 
entsandt. Die Bevölkerung nahm in Sofia wie an 
den in anderen Städten veranstalteten Feiern leb
haften Anteil. Linen wesentlich intimeren Tha-

ITicola pasitsch, serbischer Ministerpräsident.

rakter trug das Regierungsjubiläum am f5. August, 
das in Tirnowa niit Festgottesdienst und parafe 
gefeiert wurde. Der König erließ eine Kundgebung 
an die Bevölkerung. Zwei Monate darauf erfolgte 
die mit Begeisterung aufgenommene Kriegserklä
rung. Die Thronrede, mit der König Ferdinand 
am ^5. Dezember die außerordentliche Sitzung der 
Sobranje eröffnete, führte eine den Verhältnissen 
entsprechende würdige Sprache. Die für den Krieg 
geforderten 50 Millionen wurden bewilligt, die 
Stimmung in der Kammer war für einen Linzng 
in Konstantinopel.

Serinen zeigte bis zum Ausbruch des Krieges 
abermals das Bild eines unfertigen, noch wenig 
geordneten Staates mit einem in politischen Dingen 
unbewanderten und unentschlossenen Monarchen, der 
am wenigsten verstand, der dem Lande nur nach
teiligen, ohne Rußlands garantierte Hilfe sogar 
höchst gefährlichen besetze gegen Österreich-Ungarn 
entgegenzuwirken. Im Januar trat Kronprinz 
Alexander als Generalinspektor der Armee zu
rück, weil der Kriegsminister nicht im stande war, 

den Geheimbünden im Offizierskorps entgegenzu
wirken. Anfang Februar trat das Kabinett M i l o- 
w a n o w i t f ch zurück, das ihm folgende umgewan
delte Ministerium löste ant die Kammer auf, 
die Neuwahlen im April brachten eine noch zerfah
renere Kammer. Der verdienstvolle Dr. Milowano- 
witsch starb am Juli, sein Nachfolger T rif- 
ko witsch trat schon Anfang September zurück, und 
dann kam der besonders dreibundfeindliche P a- 
si tsch wieder, der es Lnde des Jahres auch so 
weit gebracht hatte, daß ein kriegerisches Linschrei-

Peter I., König von Serbien. Georg, König der Hellenen.

ten Österreich-Ungarns nicht mehr unwahrscheinlich 
erschien.

Griechenland bat in dem Kreter wen ise- 
l o s einen geschickten Staatsmann erhalten, der auch 
im Jahre \^)\2 das Staatsschiff zu steuern verstand. 
Lr leitete die Kammer vollkommen nach seinem 
willen, selbst in der heiklen kretischen Frage. Die 
Neuwahlen im März befreiten ihn auch von seinem 
letzten namhaften Gegner Rallis. Lr brachte 
auch ein gutes Verhältnis zum Königshause fertig, 
sowie am 8. April die Ernennung des Kronprinzen 
K o n st a n ti n zum Generalinspektor des Heeres. 
Der Kronprinz war schon früher bis zu den anti- 
dynastischen Kammerintrigen der Zeit vor weni- 
s e l o s Oberbefehlshaber gewesen. Dieser scheute 
sich auch gar nicht vor der unpopulären Maßregel, 
den kretischen Abgeordneten den noch nicht zeitge
mäßen Zutritt zur Kammer durch Militär zu wehren. 
Lr war sehr für den Balkanbund tätig, und König 
Georg mußte in den letzten Septembertagen seinen 
Aufenthalt in Kopenhagen vorzeitig abbrechen, um 
noch vor dem Ausbruch des Krieges fein Land zu 
erreichen. Jetzt vereinigte lvenifelos Kreta 
mit Griechenland, wegen feiner Lrfolge im Kriege 
wurde Kronprinz K o n st a n t i n ant Lnde des Jah
res auf einstimmigen Beschluß des Ministerrates 
zum General ernannt, was allgemeine Zustimmung 
fand. Dieser Titel stand bisher bloß dem König zu.

Amerika.

a
n den vereinigten Staaten gingen int ver
gangenen Jahre die politischen wogen sehr 
hoch, höher als sonst in den Jahren der 

Präsidentenwahl. Ls handelte sich um den letzten 
Kampf gegen die Herrschaft der Trusts, deren Macht 

längst nicht mehr die wirtschaftlichen Verhältnisse 
allein beherrschte. Der Wahlkampf ist drüben noch 
mehr wie anderswo eine Geldfrage, und in der 
Regel siegt der vollste Beutel, wenn es anders 
kommt, wenn der reichste Geldsack trotz Unterstützung 
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der Regierungsgewalt der herrschenden Partei nicht 
mehr den Mahlerfolg durchsetzt, dann muß eine 
tiefgehende Verstimmung im Volke vorhanden sein, 
die solche Schwierigkeit zu überwinden vermag. Diese 
Verstimmung war vorhanden. ist hier vor vier 
Jahren vorausgesagt worden, daß die Mortbrüchig
keit Tafts, der nach feiner Mahl die vorher ge
machten Zusagen in bezug auf die Trusts zurück
nahm, für die republikanische Partei bedenkliche fol
gen haben müsse. Diese sind eingetreten, die De
mokraten sind ans Ruder gekommen, und auch der 
versuch dep sogenannten „Insurgenten", an deren 
Spitze sich schließlich der als Parteikandidat abge
lehnte Roosevelt stellte, durch eine truftgegne- 
rische republikanische Richtung die Partei selbst zu 
retten, ist mißlungen. Mit einer ganz unerwarteten 
Mehrheit sind die Demokraten seit längerer Zeit 
wieder an die Staatslcitung gekommen, und man 
hat daher mit einem wechsel des Regierungssystems 
zu rechnen, der wohl zu Gunsten des Landes aus
fallen dürfte, da nach den Anschauungen der Gegen
wart eine gemäßigte Zollpolitik von Vorteil für die 
Volkswirtschaft eines Landes ist, während Hoch
schutzzölle zur Trustbildung im ungesunden Sinne 
verleiten und selbst eine Gefahr für den Staat 
werden können.

Das ist alles ganz richtig, aber man muß sich 
hüten, die nordamerikanischen Verhältnisse mit euro
päischem Maße zu messen oder gar nach europäischen 
Lehrmeinungen zu beurteilen. Allerdings ist der 
Kandidat der demokratischen Partei, Moodrow M i l- 
s o n, früher Professor der Geschichte, später Gou
verneur von New Jersey, mit großer Mehrheit ge
wählt worden. Er ist Demokrat, und die Demo
kraten sind Gegner der Schutzzölle; daraus schlie
ßen viele Leute, daß nun ein vollkommener Um
schwung in der Mirtschaftspolitik der Union zu er
warten fei. Milso n, der sich vor seinen Vor
gängern durch größere Ruhe und wirksamere Ver
wendung des Mortes auszeichnet, hat sich bereits 
über den Umfang einer Tarifreform geäußert, und 
es besteht auch kein Zweifel darüber, daß er in 
diesem Sinne vorgehen wird. Aber für freihändle- 
rischc Hoffnungen, wie sie früher häufig an einen 
Mahlsieg der Demokraten geknüpft zu werden pfleg
ten, besteht keine Aussicht, denn M i l s o n hat auch 
erklärt, daß die finanziellen Verhältnisse der Union 
die Grenze für die Verkürzung der Tarifsätze vor
schreiben, und mehr wie 300 Millionen Dollars 
dürfe die Mindereinnahme nicht betragen. Das 
ist nicht viel, und dürfte bei den bekannten nord
amerikanischen Zollscherereicn den Ausländern kaum 
die erhofften Vorteile bringen. Auf diesem Mege 
wird auch M i l s o n nicht die Trusts beseitigen. 
Ob er es durch eine geeignetere Gesetzgebung als 
die jetzige versuchen und auch durchsetzen wird, ist 
im Erfolge noch abzuwarten.

politis che Iahresereignisse.
Das ganze Jahr wurde so vollständig von der 

Präsidentenwahl beherrscht, daß weitere politische 
Ereignisse daneben gänzlich verschwinden. Megen 
der bereits demokratischen Mehrheit int Repräsen
tantenhaufe war neben dem republikanischen Senat 

schon im Vorjahre die gesetzgeberische Tätigkeit gleich 
Rull gewesen, und jetzt konnte es nicht anders sein. 
Gleich nach Neujahr verschärfte sich die Gegnerschaft 
zwischen Roosevelt und Taft weiter, das Streit
objekt bildeten die mit England und Frankreich ver
einbarten Schiedsgerichtsverträge, die auch der Se
nat nicht mochte. Am 25. Februar erklärte N o o- 
f e v e l t, er werde eine ihm angebotene Präsident
schaftskandidatur annehmen. Am 7. März nahm 
der Senat mit 76 gegen 3 Stimmen die Schieds
gerichtsverträge an, nachdem die Fragen, die die

Zh\ Moodrow Wilson, Präsident.

Monroedoktrin und die Einwanderung berühren, so
wie die Einsetzung einer internationalen Kommission 
für die Festsetzung der Schiedsgerichtsgegenstände 
ausgeschlossen worden waren. Damit hatten die 
Verträge jeden Mert verloren, und Taft halte 
eine empfindliche Niederlage erlitten. Der Kampf 
zwischen Roosevelt und Taft wurde inzwischen 
immer hitziger, und die Union erlebte 511m erstenmal 
das Schauspiel, daß der jetzige und ein früherer 
Präsident einander gegenseitig mit Schmutz bewar
fen. Bei den Vorwahlen für den republikanischen 
Konvent gab es für jeden der beiden Kämpen un
erwartete Erfolge und empfindliche Niederlagen, 
die Roheit der Kampfweise nahm täglich zu, und 
Roosevelt war dabei seinem Gegner immer um 
einige Nasenlängen voraus. Nachdem Taft auch 
in seiner Heimat Ghio durchgefallen war, schien 
es, als ob Roosevelt sicher im Vorteil sei. Daß 
der alle Kreise vollständig in Anspruch nehmende 
Streit in der republikanischen Partei nur den De
mokraten, in deren Lager noch vollkommener Mirr- 
warr herrschte, zu gute kommen mußte, wurde im 
Kampfeseifer vollständig unbeachtet gelassen.

Bevor das Duell Taft-Roosevelt in 
Thikago ausgekämpft wurde, erlebte die Union eine 
alle Kreife anziehende Ablenkung freundlicher Natur 
durch den Besuch eines deutschen Geschwaders vom 
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3. bis J3. Juni. Seit der Ausstellung von James
town vor fünf Jahren mit dem internationalen 
Flottenbesuch hatte die meilenlange Reede von 
Rampton Roads in Virginie» noch nicht wieder ein 
ähnliches festliches Marineereignis gesehen. Die ge
samte Atlantische Kriegsflotte war vereinigt, und un
zählige Fahrzeuge sowie eine sich bis ans Wasser 
drängende Menge am Ufer waren zum festlichen 
(Empfang des deutschen Geschwaders versammelt. 
Seit den letzten fünf Jahren hatte sich ein bedeu
tender Fortschritt im Schiffsbau geltend gemacht 
und zeigte sich ebenso in dem Panzerkreuzer „Moltke" 
wie in der Front der amerikanischen Geschwader. 
Der Flottenbesuch galt als Erwiderung des vor
jährigen Besuches eines amerikanischen Geschwaders 
in Kiel, und die nordamerikanische Regierung hatte 
nichts unterlassen, um die damals genossene Gast
freundschaft in der glänzendsten Weise zu würdigen 
und zu erwidern. Außerdem hatten die Deutsch
amerikaner, deren Nationalbewußtsein sich seit dem 
Besuche des Prinzen Heinrich so gewaltig ge
stärkt hat, eine ganze Reihe von Veranstaltungen 
getroffen, um die durch ihr Auftreten die Kerzen 
gewinnenden Vertreter der Wehrmacht der Heimat 
zu feiern und sich ihrer zu erfreuen. Es würde weit 
über den Nahmen dieser Darstellung hinausgehen, 
sollten diese gar nicht unbedeutenden Vorgänge ein
gehend beschrieben werden, Hier kann nur die (Er
wähnung des wichtigsten Raum finden. Das unter 
dem Vizeadmiral v. Rebe ur-paschwitz stehende 
deutsche Geschwader bestand außer dem bereits er
wähnten „Moltke" aus den Turbinenkreuzern „Bre
men" und „Stettin", lauter Schiffen vom neuesten 
Typ, die bei Sachkennern die größte Anerkennung 
fanden. Präsident Taft war mit Gemahlin und 
dem deutschen Botschafter Grafen Bernstorff 
persönlich beim Empfang anwesend, machte auf der 
„Moltke" einen Besuch und gab auf der Präsidenten*  
sacht „Mayflower" den Kommandeuren auf beiden 
Flotten ein Frühstück. Abends war ein Bankett auf 
dem Flaggschiff „Florida", wobei Admiral ward 
in deutscher Sprache auf den Kaiser wilhel m, 
Admiral v. Rebe ur-paschwitz in englischer 
Sprache auf den Präsidenten Taft toastete. Prä
sident Taft wechselte mit dem Deutschen Kaiser 
Begrüßungsdepeschen, von weiteren Veranstaltun
gen seien als die wichtigsten nur angeführt: ein 
Diner beim Präsidenten Taft und ein Frühstück 
beim Grafen Bernstorff in Washington, der 
Besuch der Kriegsschule in Annapolis und der Grab
stätte Washingtons in Mount Vernon. Den 
Beschluß bildete ein dreitägiger Aufenthalt in dem 
festlich geschmückten New Hork, wo die Stadtvertre
tung, deutsche Vereinigungen und hervorragende 
Notable wetteiferten, den deutschen Gästen aller 
Grade durch festliche Veranstaltungen der mannig
fachsten Art Ehre und Gastfreundschaft zu erweisen. 
Die deutschen Schiffe wurden auch durch zahlreichen 
Besuch ausgezeichnet, der freigegeben wurde, so
weit es der Dienst gestattete. Zur Revanche gab 
das Geschwader am sh auf allen drei Schiffen ein 
Fest. Die amerikanischen Blätter waren über alles 
des £obes voll, und der Eindruck wird nachhaltig 
bleiben, mag auch die Stimmung in der Union 
darum etwas deutschfreundlicher gewesen sein, weil 

man gerade Ursache genug hatte, mit England un
zufrieden zu sein. Bemerkenswert ist, daß viele 
Nordamerikaner in der Anwesenheit je eines Prin
zen von R e u ß und von Hessen eine besondere 
Auszeichnung zu erblicken vermeinten. Sie wissen 
eben nicht, daß in Deutschland auch prinzen im 
peere und auf der Flotte einfach als Offiziere 
Dienst tun.

wenige Tage darauf fiel die Entscheidung über 
die Präsidentenwahl. Die Erbitterung zwischen den 
Anhängern Tafts und Roosevelts war aufs 
höchste gestiegen, aber nach fünftägigen Reden und 
Intrigen wurde auf dem Nationalkonvent zu Thi- 
kago am 23. Juni Taft zum republikanischen Prä
sidentschaftskandidaten ernannt, obgleich Roose
velt seine Sache mit Energie selbst geführt hatte. 
Die Mehrheit Tafts war nicht groß, aber 3^ 
Anhänger Roosevelts hatten sich schon der Ab
stimmung enthalten, weil er selbst die Rechtmäßig
keit des Konvents bestritt und die Bildung einer 
neuen partei angekündigt hatte, vorläufig hatte 
der Einfluß der Trusts gesiegt. Am 28. begann der 
Nationalkonvent der Demokraten in Baltimore; als 
Kandidat galt der schon wiederholt durchgefallene 
B r y a n, was nicht sehr aussichtsvoll aussah. Er 
wurde aber beseitigt, und nach einer ganzen Reihe 
unentschiedener Abstimmungen wurde am 2. Juli 
schließlich Wilson einstimmig ernannt. Roose
velt sah sich durch den Konventsbeschluß in Thi- 
kago keineswegs als geschlagen an, sondern pochte 
auf seine große Volksbeliebtheit und stellte seine 
Kandidatur als fortschrittlicher Republikaner mit 
einem ziemlich demagogischen Programm auf. Die 
Union erlebte damit zum erstenmal den Wahlkampf 
dreier Parteien, wenn sich Roosevelt auch weiter 
als Republikaner bezeichnete. Bisher war es üblich 
gewesen, daß sich nur zwei Parteien um die Beute 
rauften. Roosevelt wurde am 7. August von 
einem Konvent in Thikago förmlich als Präsident
schaftskandidat ausgestellt. Ohne besondere Erre
gung spielte sich inzwischen die Frage der Panama
kanalgebühren ab. Schon im März war dem Ne- 
präsentantenhause eine Bill darüber zugegangen mit 
Bestimmungen, die unzweifelhaft eine Bevorzugung 
der einheimischen Schiffahrt bezweckten. Das wider
sprach aber dem mit England abgeschlossenen Hay- 
pauncefote*î?ertrag;  und England erhob darum im 
Juli gegen die Weiterberatung der Bill im Senat 
Einspruch, um den sich aber die Senatoren wenig 
kümmerten, auch die Gegner der Bill nicht, denn 
ihnen lag weniger an England als daran, nicht etwa 
wieder eine Grundlage für einen neuen Trust zu 
schaffen, wegen Unstimmigkeiten zwischen beiden 
Häusern wurde die Angelegenheit verschoben, Eng
land legte aber einen förmlichen protest ein. Die 
Wahlagitation für die drei Präsidentschaftskandi
daten kam plötzlich zum Stillstand, weil am fp Ok
tober in Milwaukee ein sozialistischer ehemaliger 
Gastwirt Schrank, der ursprünglich aus Bayern 
stammen soll, einen Schuß auf Roosevelt ab
feuerte und ihn nicht ungefährlich an der Brust 
verwundete. Roosevelt sprach danach noch eine 
Stunde lang, mußte sich aber später größere Scho
nung auferlegen. Wilson und Taft erklärten 
darauf, daß sie gegen den jetzt wehrlosen den Kampf 
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einstellen würden, was sehr ritterlich klang und sie 
von dem Widerwillen erregenden Agitationstreiben 
erlöste.

Die Wahlen am 5. November ergaben eine 
große Mehrheit für Wilson, Taft hatte am 
schlechtesten abgeschnitten und war von Roose
velt weit überholt worden. Es hatten nicht bloß 
die alten Demokratenstaaten des Südens für w i l- 
f o n gestimmt, sondern auch zahlreiche Kreise im 
Norden und Westen hatten sich an Roosevelt 
und Taft für ihre schwächlichen Angriffsversuche 
auf die Trusts gerächt. Von dem Demokraten w i l- 
s o n erwartet mail einen ernsten Kampf. Woodrow 
Wilson stammt aus Staunton in Virginien, ist 
Jurist, war zuerst Anwalt, dann Professor für Ge
schichte und Nationalökonomie an mehreren Hoch- 
schuleil und schließlich für Jurisprudenz und Politik 
an der princeton-Rniversität, deren Präsident (Rek
tor) er nach zwei Jahren wurde. Der bisher re
publikanische Staat New Jersey wählte ihn \9\O 
zum Gouverneur, und Wilson räumte energisch 
mit der bisherigen Korruptionswirtschaft auf. Das 
hat ihm den weg zum präsidentensessel der Union 
gebahnt. Mit ihm zugleich hat die demokratische 
Partei einen Sieg auf der ganzen time errungen, 
der ihre bisherige Mehrheit im Repräsentantenhaufe 
verstärkt und ihr auch im Senat, dem Hort und 
Beschützer des Hochschutzzolles und der selbstsüchtigen 
Sonderinteresseil, eine geringe Majorität verschaffte. 
Dem neugewählten Kongreß ließ Präsident Taft 
am Dezember die übliche Botschaft zugehen, die 
sich aber fast ausschließlich mit der auswärtigen Po
litik befaßte, einen forschen Ton gegen die Mächte 
anschlug, die nach seiner Meinung die Union wirt
schaftlich beilachteiligen, im übrigen jedoch die schwie
rigen inneren Fragen, wie den Kampf gegen die 
Trusts, daileben aber auch den englischen protest 
wegen der Kanalgebühren kaum berührte und sie 
somit feinem Nachfolger überlassen will. Mit dem 
Amtsailtritt des Präsidenten Wilson ant nächsten 
H. März dürfte eine neue Ära der wirtschaftlichen 
Politik in den Vereinigten Staaten beginnen. Die 
Zukunft wird lehreil, ob die demokratische partei 
es versteht, ihre neu erworbene Macht in beson
nener Weise auszunützen unb insbesondere durch 
Zurückhaltung des radikalen Flügels um Bryan 
ihre Negierungsfähigkeit zu beweisen. Sonst wird 
ihre Herrschaft keine zweite Wahlperiode erleben. 
Wilson selbst ist besonnen und meinte am 6. No
vember über die Aufgabe des nordamerikanischen 
Volkes: „was es will, wird es ilicht durch die Tä
tigkeit eines einzelnen Mannes, nicht in einer ein
zelnen Gruppe von Männern erreichen, sondern durch 
langsame, ermüdende Anstrengung, an der unsere 
Generation einen bedeutenden Anteil haben wird."

Dom Staub des panarnerikanismus.
Die großamerikailische Politik der Vereinigten 

Staaten nimmt mit dem Näherrücken der Eröft- 
ilung des pailamakailals immer deutlicher jene Ge
stalt an, wie sie hier schon wiederholt gekennzeichnet 
wurde. 2In die Erwerbung ausgedehnter Gebiete 
denkt man nicht, denn zur Eingliederung würde sich 
nur Kanada eignen. Die mittelamerikanischen Re-
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publiken will man durch finanzielle Unterjochung 
in eine abhängige tage bringen, soweit sie es nicht 
schon sind, damit sie niemals durch Bündnisse — 
schon gar nicht mit dem Ausland — die Handels
und Kanalinteressen der Union auch nur gefährden 
können. Ze politisch zerrütteter sie sind, desto besser. 
Die großen südamerikanischen Republiken sind mit 
der panamerikanischen Zdee und der Monroelehre 
zu ködern, finanziell zu durchdringen und dadurch 
abhängig zu machen, sie aber in keinem Falle unter
einander einig werden zu lassen. Diese Ziele sind 
fast ohne eigenes Zutun der Union in Mittelamerika 
im abgelaufenen Zähre nicht wenig gefördert wor
den. Zunächst in Mexiko, das in die schlimmsten 
Zeiten seiner republikanischen Vergangenheit zurück
verfallen ist und aufgehört hat, einen Stützpunkt 
für irgend ein feindseliges Bündnis gegen die Ver
einigten Staaten abzugeben, wie es bei den kleineren 
Republiken längst und auch schon auf Grund ihrer 
Machtverhältaisse der Fall ist. Staatssekretär Knox 
machte im März eine Reife zum panantafanal, 
woran sich ein Besuch der kleinen Republiken an
schloß, die man in der Union als den „Vorhof 
des Kanals" ansieht. Er erklärte der Wahrheit 
gemäß, daß die Vereinigten Staaten weder die Sou
veränität noch territoriale Erwerbungen im Be
reiche der romanischen Republiken anstreben. Die 
nordamerikanischen Zeitungen äußern sich freilich 
begehrlicher, aber das ist politischer Unsinn. Die 
vieldeutige und vielgedeutete Monroelehre reicht 
vollkommen aus, um die Zwergstaaten mit der 
Devise „Amerika den Amerikanern" unter aus
schließlich amerikanisches protectorat und finanzielle 
Abhängigkeit zu bringen und dabei noch den Schein 
politischer Großmut zu wahren. Zetzt sollten Ni
caragua, Honduras und Guatemala „saniert" wer
den, auch Venezuela, dessen Finanzlage gegenwärtig 
keiner Hilfe bedarf, erhielt einen freundschaftlichen 
Besuch, weiter nach Süden beobachtete man die 
Reise des Staatssekretärs mit wachsendem Miß
trauen, zunächst in Kolumbien, wo die Erinnerung 
an den Raub der neuen Republik panama und so
gar die Ablehnung jeder Entschädigung und eines 
Schiedsgerichtes noch in zu frischer Erinnerung ist. 
Der kolumbische Gesandte M spina erklärte darum 
auch Mitte Februar dem Staatsdepartement des 
Äußern in einem privatschreiben den beabsichtigten 
Besuch des Staatssekretärs Knox für gänzlich un
angebracht. Kolumbien dementierte zwar offiziell 
den Gesandten, aber der Besuch unterblieb. Noch 
größer war das Mißtrauen in Thile, Argentinien 
und Brasilien, die gerade wegen des Verhaltens 
der Union gegen Kolumbien durchaus kein Zutrauen 
zu der Dollarpolitik mehr haben, die ja auch un
zweifelhaft den Aufstand in Mexiko angestiftet und 
geschürt hatte. Staatssekretär Knox hatte übrigens 
feine „Friedensmission" in einem gepanzerten Zug 
mit Maschinengewehren und über hundert Soldaten 
511m Schutze feiner person ausgeführt.

Derschiedenes.
Die w e h r v e r h ä 11 η i s s e sind im höchsten 

Grade verbesserungsbedürftig, wie sehr das an 
Zahl unbedeutende Heer zu jeder kriegerischen Mpe-

<1 
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ration unfähig ist, hat sich im Vorjahre gezeigt, 
als man plötzlich gegen Mexiko mobilisieren wollte, 
hinterher hieß es freilich, man habe bloß die Grenze 
besetzen wollen, was übrigens auch richtig sein mag. 
Jedenfalls sollten aber infolgedessen im laufenden 
Jahre Manöver abgehalten werden. Damit in
dessen die angeworbenen Jünglinge nicht etwa 
streikten, wurde befohlen, daß „die langweiligen 
und anstrengenden forcierten Märsche fortfallen" 
würden. An Marschtagen sollten s0 und an den 
Manövertagen I6V2 Kilometer nicht überschritten 
werden. Die Japaner werden diese Zustände un
zweifelhaft mit aufmerksamem Auge verfolgen. Die 
geringe Besatzung auf Hawaii und die für den Schutz 
des Panamakanals in Aussicht genommenen sO.OOO 
Mann werden ihnen im gegebenen Falle auch schwer
lich imponieren. Die Flotte hat sehr schöne und 
vorzüglich ausgerüstete Schiffe. Man hält viel dar
auf, durch Riesenbauten Eindruck zu machen; die 
am 18. Mai ins Masser gegangene „Texas" ist 
mit 28.^00 Tonnen das größte Kriegsschiff der 
Melt, wenn nicht die am 3s. Oktober vom Stapel 
gelaufene „Rew pork" noch größer ist. Die Pa
raden der Atlantischen Flotte (12? Schiffe, darunter 
26 Fahrzeuge erster Klasse) und des pazifischen Ge
schwaders Kreuzer) haben im Oktober einen 
glänzenden Verlauf genommen. Über Manöver
leistungen verlautet auch diesmal nichts. Der Ma
rinesekretär Meyer befürwortete am 6. Dezember 
die Schaffung eines Ausschusses für nationale Ver
teidigung und sagte an der Spitze der Begründung: 
„Um Erfolg zu haben, niuß Leistungsfähigkeit vor
handen sein." hoffentlich wird diese Mahnung be
herzigt.

Der Erbauer des P a n a m a k a n a l s, Oberst 
G o e t h a l s, ist vom Präsidenten Taft für den 
s. April 1913 zum Zivilgouverneur der Kanalzone 
ernannt worden. Rach seinen Angaben soll der 
Kanal Ende September 1913 fertig sein, aber bis 
zur offiziellen Eröffnung am f. Januar 1915 nur 
für Handelsschiffe passierbar sein. Übrigens stehen 
die Abmessungen der Schleusen weit hinter denen 
des Kaiser Milhelm-Kanals zurück, was für die 
Durchfahrt der Dreadnoughts von großem Rachteil 
sein wird.

Für die wirtschaftliche Lage trifft das 
Mort von den „unbegrenzten Möglichkeiten" schon 
längst nicht mehr zu. Mährend menschliche Arbeit 
den Reichtum des Landes aufgebaut hat, ist mit den 
natürlichen Schätzen bis in die jüngste Zeit ein der
artiger Raubbau betrieben worden, daß sich die 
Folgen davon bereits vielfach in empfindlicher Meise 
geltend machen. Das betrifft in erster Linie die 
Landwirtschaft. Roch vor einigen Jahren schwamm 
das Land in schier fabelhaftem Überfluß an Rind
vieh und Schweinen, in Lhikago konnte man ihn 
kaum bewältigen. Damit ist es jetzt endgültig vor
bei, die vereinigten Staaten leiden bereits, trotz 
großer noch brachliegender Gebiete, an Viehmangel 
und Fleischteuerung. Bezeichnend ist die Tatsache, 
daß in der Union, die immer noch in Europa als 
das größte Einwanderungsgebiet gilt, eine erheb
liche landwirtschaftliche Auswanderung begonnen 
hat. In der letzten Zeit ist alljährlich eine Farmer
bevölkerung von 100.000 Köpfen nach Kanada aus

gewandert, wo sich ihr bessere Erwerbsmöglich
keiten bieten. Im öffentlichen Leben machen sich 
auch bereits Bewegungen zur Bekämpfung dieser 
Mißstände und überhaupt für die Erhaltung der na
türlichen Schätze des Landes geltend. Auch R o o- 
fevelt hat schon vor Jahren darauf hingewiesen. 
Der Erfolg ist natürlich erst abzuwarten.

Über die Schreckensherrschaft der sozial
demokratischen Gewerkschaften hat ein 
Riesenprozeß in Indianapolis schauerliche Aufschlüsse 
gegeben. Aus Rache wegen eiiles gescheiterten 
Streiks gegen die Amerikailische Brückenbangesell
schaft waren in sechs Jahren systematisch Dynamit
attentate gegen Baulichkeiten dieser Gesellschaft und 
anderer Gegner verübt worden, wobei allein H2 
Menschenleben vernichtet worden sind.

Auf die schon längst berüchtigte Korrup
tion der New porter Polizei warf ein 
anderer Prozeß ein scheußliches Licht. Spielhöllen 
und Bordelle waren von jeher die Zitronen, die 
diese Polizei auspreßte, indem sie solche Lokale wider
rechtlich duldete und sich dafür große Bestechungs
gelder zahlen ließ. Der Entdeckung beugten sie 
gewöhnlich nur durch Einschüchterung vor. Um 
einen verrat unmöglich zu machen, hatte der Polizei
leutnant Becker den Spieler Rosenthal nie
dergeschossen. Der Prozeß enthüllte ein Beste- 
chungs- und Einschüchterungssystem, das dem der 
berüchtigten italienischen Kamorra gleichkommt.

Ans den romanischen Republiken.
Mexiko. Das unglückliche Land hat in noch 

kaum anderthalb Jahren alle Errungenschaften eines 
Menschenalters selbst gründlich wieder zerstört. Die 
Präsidentschaft M a d e r o s hat sich kaum ein halbes 
Jahr erhalten und Mexiko ist wieder auf den Stand 
der mittel- und südamerikanischen Republiken znrück- 
gesunken, die mindestens alle Jahre eine sogenannte 
Revolution haben müssen. Die vereinigten Staa
ten haben ihr gezücktes Schwert eilig wieder einge
steckt und sich auf papierene Marnungen beschränkt, 
denn ein zerrütteter Rachbar ist ihnen ganz recht, 
und revolutionäre Ansteckungsgefahr besteht nicht. 
Die „Schlachten" dauerten in Mexiko das ganze 
Jahr hindurch fort, M a d e r o war völlig machtlos, 
O r o z c o führte den Guerillakrieg im Norden, 
Z a p a t a in der Nähe der Hauptstadt, ein Neffe 
des früheren Präsidenten, Felix D i a z, setzte sich 
am 15. Oktober in den Besitz der Pafenstadt Vera
cruz, geriet aber später in Gefangenschaft. Es 
lohnt nicht, über einzelne Gefechte zu berichten, 
denn es handelt sich nicht um eine Volksbewegung, 
sondern um Raufereien der einzelnen Indianer
stämme, wobei die Meißen nur eine nebensächliche 
Rolle spielen. Dieser Zustand kann noch lange 
dauern, weil es eigentlich em mexikanisches Volk 
gar nicht gibt, sondern bloß mehr oder minder 
starke Indianerstämme.

Nicaragua. Staatssekretär Knox war kaum 
fort, da ging Ende Juli schon die Revolution los. 
Der Kriegsminister M e n a hatte sich gegen den 
Präsidenten E st r a d a empört. Die Vereinigten 
Staaten landeten in Torinto Matrosen und sandten 
auch Truppen dahin, die die Ordnung herstellten.
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Anfang November wurde D i a z zum Präsidenten 
gewählt.

San Domingo und die beiden Neger
republiken, hatten auch die übliche jährliche Revo
lution, und die vereinigten Staaten mußten ein
schreiten. 3ii San Domingo wurde am 26. No
vember der Erzbischof N o u e l zum Präsidenten 
gewählt. In Lsaiti kam der Präsident Lecomte 
bei einem Brande seines Palastes um. Die Ursache 
war die -Explosion eines benachbarten Pulver
magazins. Als Nachfolger wurde am 9· August 
der General Tancrede A u g u st e gewählt.

Brasilien ist mit über 2j Millionen der volk
reichste Staat unter den Kreolenrepubliken, und sein 
Gebiet überragt das von Kanada, besteht aber zum 
größten Teil aus Urwald, von dessen indianischen 
Bewohnern ein Teil noch unerforscht ist. Nur die 
kleinere Hälfte der Bewohner besteht aus Weißen 
und solchen, die sich dafür halten, ein Drittel machen 
Neger, Mulatten und Mischlinge mit Indianern 
aus. Die wirtschaftlichen Verhältnisse entwickeln sich 
günstig, die Negierung ist für die Förderung des 
Getreide- und Reisanbaues sowie der Viehzucht be
müht, und man erwartet für die nächste Zeit schon 
eine größere Ausfuhr an Erzeugnissen dieser land
wirtschaftlichen Gewerbe. Die deutschen und italie
nischen Kolonien befinden sich in blühendem Zustand 
und leiden nicht mehr unter der Mißgunst der re
gierenden Kreise. Der Präsident Marschall Her
mes da Fonseca setzt den Kampf gegen die 
Beutepolitiker in den Einzelstaaten fort und machte 
im Februar deu anarchischen Zuständen in Bahia 
durch Bundestruppen ein Ende. Die Finanzlage 
gestaltet sich günstig, die Einnahmen haben sich seit 
zehn Zähren fast verdoppelt, doch sind auch die 
Ausgaben erheblich gestiegen. Mitte Februar wurde 
der Deutschbrasilianer tauro M ü ller zum Minister 
des Äußern ernannt. Er war im Vorjahr auch vom 
Kaiser w i l h e l m empfangen worden und hatte 
in Berlin wie in Paris offiziell den großen Paraden 
beigewohnt. Durch seine Einwirkung kam im Som
mer der erste deutsche Bahubau in der Provinz Santa 
Tatharina, wo viele Deutsche leben, gegen den wi
derstand der englischen Eisenbahngesellschaft zu 
stande. Zur Förderung der italienischen Einwan
derung wurde mit italienischen Dampfergesellschaf
ten ein Unterstützungsvertrag zunächst aus fünf 
Jahre abgeschlossen. Für die Flotte sollen eng
lische Offiziere als Instrukteure angeworben wer
den. Mit Argentinien wie auch mit Thile siud Ver
bindungen angeknüpft worden, die ihre Spitze gegen 
gewisse nordamerikanische Bestrebungen kehren. Die 
Beziehungen zu Argentinien gestalteten sich beson
ders intim. Der frühere Präsident Dr. Lampos 
Salles übernahm die Gesandtenstelle — ein bis
her nie vorgekommener Fall — in Buenos Aires. 
Lr hatte während seiner Präsidentschaft zuerst freund
schaftliche Verhältnisse zu Argentinien hergestellt. 
Umgekehrt sandte Argentinien den früheren Präsi
denten General R o c a als Gesandten nach Rio de 
Janeiro. Beide Republiken schenkten Paläste für 
diese Gesandtschaften. Auch die südamerikanische 
Postunion zwischen Brasilien, Argentinien, Thile, 
Peru, Uruguay, Paraguay, Bolivien und Ecuador 

dürfte über den Rahmen einer verkehrstechnischen 
Abmachung hinausgehen.

Argentinien. Der Pampasstaat zählt bereits 
über 7*/2  Millionen Einwohner und die Hauptstadt 
Buenos Aires ist in weniger als zehn Jahren von 
l Million auf j,^00.000 Bewohner gestiegen. Thile 
ist an Reichtum und Bevölkerung längst überholt. 
Neuerdings sind in Argentinien auch Kohlen gefun 
den worden, die bisher in Südamerika nirgends in 
nennenswerter Menge entdeckt wurden. Für die 
günstige wirtschaftliche Lage spricht ein großer Lisen- 
bahnerstreik, der im Januar mehrere Wochen an- 
vielt und zu Anfang die Regierung zur Vermitt
lung, dann aber zum energischen Einschreiten ver
anlaßte. In seiner Botschaft bei Eröffnung des 
Kongresses am 8. Juni konnte Präsident S a e n z 
P e n a dje Mäßigung der Arbeiter anerkennen. Er 
konstatierte ferner einen ansehnlichen Überschuß im 
Budget, eine Steigerung, der Ein- und Ausfuhr, 
der bebauten Bodenfläche und der Ausdehnung des 
Eisenbahnnetzes. Seit den letzten zehn Jahren 
hat die Armee, hauptsächlich durch die Tätig
keit deutscher Instruktionsoffiziere und in Deutsch 
land gebildeter eiicheimischer Offiziere, entschie
dene Fortschritte gemacht. Der englisch-franzöfi 
sche Preßklüngel, der auch für Argentinien die Be
richterstattung aus Europa besorgt, hat zwar im 
November auch das Märchen über die angeblich im 
Balkankriege erwiesene Minderwertigkeit der Krupp
schen Geschütze gegenüber den französischen Erzeug
nissen verbreitet, aber keinen dauernden Eindruck 
hervorgebracht. Die vier in Deutschland gebauten 
Torpedobootzerstörer sind eben zu vorzüglich ausge
fallen, während man die vier englischen überhaupt 
nicht abgenommen und an den vier französischen um
fangreiche Verbesserungen verlangt hat. Man hat 
das Ansehen der Deutschen nicht zu untergraben 
vermocht. Der deutsche Gesandte Freiherr 
v. d. B u s ch e - Ls a d d e n h a u s e n ist eine popu
läre Persönlichkeit, eine deutsche Schulleiterin hat 
— als erste Ausländerin — einen Orden erhalten, 
und an allen Festen der deutschen Kolonie nehmen 
stets Gäste aus den ersten Familien des Landes teil.

Paraguay. Seit November des vorigen Jah
res bis in den Mai hinein gab es wieder eine 
Revolution. Präsident N o j a s wurde wieder von 
seinen eigenen Anhängern gestürzt und durch Dr. 
P e n a ersetzt, der aber nach der Einnahme von 
Assumion am 22. Februar durch die Aufständischen 
abdankte, deren Führer Gonzalez Novero Prä
sident wurde. Der geflüchtete Oberst Jara er
klärte sich zum Gegenpräsidenten, wurde aber am 
12. Mai geschlagen und tödlich verwundet. Das 
Land erholte sich rasch von den Schädigungen durch 
den Aufstand. Am August wurde S ch a e r e v 
auf vier Jahre zum Präsidenten gewählt. Seine 
Regierung hat bisher einen guten Anlauf genommen. 
In Paraguay leben zahlreiche Deutsche, die ansehn
liche Unternehmungen ins Leben gerufen haben.

Thile. Die Thilenen halten sich nach ihren 
Siegen vor einigen dreißig Jahren über Peru und 
Bolivia für die Preußen Südamerikas. Leider haben 
sie sich in der Folge durch die Übertreibung des 
parlamentarischen Systems namentlich in finanzieller 
Beziehung heillos zerrüttet und stehen mit ihren 
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3l/2 Millionen nicht bloß an Einwohnerzahl dem 
rasch fortschreitenden Argentinien nach. Im abge
laufenen Jahre konnte aber der Finanzminister an
fangs Mai versichern, das Defizit werde durch die 
Zollüberschüsse gedeckt werden. Die Eisenbahnver
bindung mit Bolivien ist fertig geworden, auch int 
Inland wurden die Bahnbauten fortgesetzt und die 
Lsafenanlagen von Valparaiso sind erweitert wor
den. Die plätte für eine neue kürzere Bahnver- 
binduttg mit Buenos Aires über die Anden find 
fertiggestellt. Die deutsche Schule in Santiago, die 
ohne Staatsunterstützung besteht, erfreut sich der all- 
gemeinsten Anerkennung.

Peru hat sich im Mai mit Bolivia über den 

alten Grenzstreit geeinigt, die Beziehungen zu Thile 
und Ecuador sind aber andauernd schlecht. Am 
20. August wurde B i l l i n g h tt r ft zum Präsiden
ten gewählt uitd trat die Negierung Ende September 
an. Die Finanzlage hat sich gebessert.

Bolivia bewahrt die innere Ruhe und legt 
mit Rücksicht auf uitruhige und begehrliche Rach
barn großen wert auf die Armee, die unter deut
schen Offizieren und Unteroffizieren große Fortschritte 
gemacht hat.

Ecuador. Infolge des plötzlichen Todes des 
präsidentett Estrada brach Anfang Januar eine 
Revolution aus, die aber in wenigen Wochen unter
drückt wurde. Daitn herrschte wieder Ruhe.

Asien.
Persien, wenn ein Staat sich von anderen 

ohne Gegenseitigkeit sein Gebiet garantieren läßt, 
so kann man auf den Beginit seiner Aufteiluttg 
rechnen. So ist es mit Marokko, Thina, der Tür
kei u. a. geschehen, und mit Persien wird es nicht 
anders werden, sobald die Gelegenheit günstig ist. 
vorläufig halten sich dort England mit*  Rußland 
noch die wage, die aber schließlich zu des letzteren 
Gunsten sinken muß, da England keine Macht zu 
Lande dahin zu bringen vermag, ohne Indien zu 
entblößen. Die inneren Zustände des Landes sind 
unbeschreiblich, und es begreift sich leicht, daß der 
Regent Rasr el Mulk seit Ende Juni nach der 
Schweiz abgereist ist. was soll er auch daheim?

Indien. Der Eindruck des Besuches des Kö- 
nigspaares, der Krönung und des Durbars in Delhi 
ist nicht unbedeutend gewesen, denn der Inder ist 
für Macht- und Prachtentfaltung sehr empfänglich. 
Die Aufhebung der Teilung Bengalens hatte auf 
die Hindus die beste Wirkung ausgeübt, doch war 
nach einem halben Jahre schon alles wieder ver
gessen. Das verlangen nach Selbständigkeit und 
einer eigenen Regierung ist größer denn je, und das 
Bedenklichste ist, daß sich die Mohammedaner in 
dieser Beziehung mit den Hindus anfreunden. Bis
her waren jene gerade die Stütze der britischen Re
gierung gewesen und lieferten ihr die meisten Sol
daten. Die Stimmung der 60 Millionen Moham
medaner erhitzte sich bedeutend nach dem Ausbruch 
des Balkankrieges, von dem man in Indien wohl 
wußte, daß er ein „Bündnis christlicher Könige" 
zur Beraubung des Kalifen war. Man veranstal
tete Sympathiekundgebungen, sammelte Gelder für 
die Türken und erwartete, daß das mächtige Eng
land sein Schwert für ihre Glaubensgenossen ziehen 
werde. Da das aus uns begreiflichen Gründen 
nicht geschah, begann man die englischen waren zu 
boykottieren. Es gab ein neues Glied in der Kette 
der Unzufriedenheiten. Das Resultat von allen und 
ein Zeichen der Stimmung war ein Bombenattentat 
gegen den vizekönig Lord Fs a r d i n g e am 23. De
zember bei seinem feierlichen Einzug in Delhi. Er 
wurde ziemlich schwer verwundet, aber der Täter 
verschwand spurlos. Es handelte sich sicherlich nicht 
um die Tat eines wahnsinnigen oder eines fana

tischen Mohammedaners, sondern alles sprach dafür, 
daß man ein neues Lebenszeichen der namentlich 
in Bengalen sitzenden Verschwörung vor sich hatte. 
An einen Aufstand in Indien ist trotzdem nicht eher 
zu denken, als bis die Armee revoltiert. Aber man 
soll nur nicht an ein friedliches Indien glauben.

Tibet, vor drei Jahren hatte der Dalai-Lama 
wegen Mißhelligkeiten mit den Thinesen das Land 
verlassen und sich nach Indien geflüchtet, wo er 
seitdem weitherzige Gastfreundschaft genoß. In 
Lhassa waren inzwischen Streitigkeiten zwischen den 
höheren chinesischen Beamten ausgebrochen, ihre 
Soldaten meuterten, weil sie keinen Sold bekamen, 
und plünderten, bis sie von den kriegerischen Mön
chen nach mehrtägigen Straßenkämpfen vertrieben 
wurden. Run kehrte der Dalai-Lama im Triumph 
zurück. Es scheint, daß inan in England allerlei 
politische Hoffnungen daran knüpft.

Thina. Die große und so plötzlich aufge
tauchte Gefahr der chinesischen Staatsumwälzung, 
aus der sich leicht schwere Zusammenstöße der nächst
beteiligten Mächte hätten entwickeln können, ist über
raschend schnell vorübergegangen, zu Ende ist sie 
aber noch nicht. Die Absetzung der Mandschudynastie 
und die Einsetzung der Republik ging in den ersten 
Februarhälfte in einer europäischen Auffassungen 
schwer begreiflichen Geschwindigkeit vor sich, ob
gleich paris schon ähnliche Vorgänge gesehen hat. 
Im himmlischen Reiche ging es dann ziemlich bunt 
durcheinander. Aufruhr, Absetzung, Streit, Versöh
nung, neuer Streit und Wiederversöhnung, Ver
fassung und Wahlen nach- und durcheinander, und 
dazwischen als allein ruhenden festen pol die un
verrückbare Tatsache, daß das chinesische Volk auch 
nicht die geringste Ahnung davon hat, was eine 
Republik eigentlich ist. was daraus werden soll, 
weiß Gott. Aus ähnlicher Unklarheit der Achtund- 
vierzigerrevolution hat sich wohl schließlich das 
Deutsche Reich entwickelt, aber da war doch eine 
eine einheitliche Nation vorhanden, was in Thina 
durchaus nicht der Fall ist, und schließlich nahm eine 
mächtige Dynastie die Sache in die Hand. Gb es 
I u a n s ch i k a i, der am s6. Februar zum Präsi
denten der Republik gewählt würde, mit seinen 
Mitarbeitern gelangen wird, die neue Verfassung 
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auf sichere Grundlagen zu stellen und eine ruhige 
Entwicklung des ausgedehnten Reiches anzubahnen, 
muß die Erfahrung lehren. Es erscheint sogar sehr 
zweifelhaft, ob die neue Staatsform die Spaltung 
des weiten, bisher mir durch die Mandschudynastie 
zusaminengehaltenen Gebietes in eine nördliche und 
eine südliche Hälfte wird verhüten können. Menn 
in Thina wirkliche demokratische Anschauungen nach 
europäischer Art platzgreifen sollten, dann wäre die 
Trennung unausbleiblich, da dem europäischer an
gehauchten Süden sicher die „Freiheit" über die 
Einheit gehen würde. Es ist übrigens auch schon 
vielfach der Wunsch nach Wiederherstellung der alt
gewöhnten Mandarinenregierung laut geworden. 
Eine langwierige Aufzählung der dem europäischen 
Verständnis in den Beweggründen fernliegenden Er
eignisse samt den dazugehörigen Namen, deren Trä
ger vielleicht schon im nächsten Jahre verschollen 
oder auch wohl um einen Kopf kürzer gemacht 
worden Jini», scheint hier nicht am Platze. Für 
jeden, der wirklich für sein Land etwas leistet, wird 
später Raum werden. Juanschikai, der als 
Retter in der Not von der Dynastie herbeigerufen 
worden war, hat sie zur Abdankung bewogen, ent
ging am (<(. Januar glücklich einem Bomben
attentat und erschien zuletzt als erwählter Präsident 
der Republik, weil er der einzige war, dem man 
und der sich etwas zutraute. Marum Dr. S u η- 
j a t s e n, der ihm anfangs mißtraute und im Süden 
bereits zum Präsidenten gewählt worden war, zu 
seinen Gunsten zurücktrat, ist nicht vollkommen ver
ständlich. Geschah es aus Selbstbescheidung und der 
Einsicht, daß er als rein theoretischer Republikaner 
für die praktische Leitung einer Republik nicht die 
nötige Eignung besitze, so wäre das in hohem Grade 
lobenswert. Man wird aber die weitere Entwick
lung dieser eigenartigen Persönlichkeit abwarten 
müssen. Die Verfassung ist mit so vielen demokra
tisch-europäischen Einrichtungen und für Thinesen un
verständlichen Phrasen gespickt, daß von ihr gar 
nichts zu erwarten ist, und eine Kammer mit 600 
schwatzenden Abgeordneten kann nicht leistungsfähig 
werden. Das größte Unglück für die frischbackene 
Republik ist aber, daß sie auch die betrübende Erfah
rung von der Mahrheit des alten Gasfenhauers: 
„Kein Geld! Das ist das größte Leid in dieser auf
geklärten Zeit" machen muß. Die Revolution hat 
nicht mehr Geld gebracht, als die Monarchie hatte, 
aber die Republik braucht mehr, Neuerungen und 
Reformen sind umsonst nicht zu haben. Es hat 
sich, nicht ohne Eifersüchteleien, eine Sechsmächte
gruppe (Rußland, England, Deutschland, Frankreich, 
vereinigte Staaten, Japan) gebildet, die alle an
deren Anleihen hintertreibt und Tbina reichliche 
Summen leihen will, aber unter Kontrollbedingun
gen. denen sich die Thinesen nicht unterwerfen wol
len. Es wird ihnen aber schließlich nichts anderes 
übrigbleiben.

Japan. Die großen (Opfer für den sonst so 
glücklichen Krieg gegen Rußland lasten noch schwer 
auf dem Lande, und die Finanzlage erfordert die 
peinlichste Sparsamkeit. Der Verbündete in Lon
don hat merkwürdigerweise absolut kein Geld für 
eine japanische Anleihe, und natürlich darum das 
sonst immer zum Leihen bereite Paris auch nicht.

Man hat deshalb die von der Militärpartei dringend 
geforderten Ausgaben für die Flotte sowie für den 
Bahnbau auf das äußerst Notwendige beschränken 
müssen. Die bittere Feindschaft gegen die ver
einigten Staaten schreibt sich auch weniger von der 
Einwandererfrage als von der Vermittlung Roose
velts beim Friedensschluß her, der jede Hoffnung 
auf eine russische Geldentschädigung vereitelte. Die 
statt deren erhaltene Hälfte der Insel Sachalin mag 
eine schöne Zukunft haben, kostet aber vorläufig

Kaiser poshihitu.

nur Geld. Die Ende März geschlossene Reichs
tagssession hatte außer dem Budget wenig geleistet, 
die liberale Mahlreform ist vom Herrenhaufe ab
gelehnt worden, und die Reformen blieben aus, 
weil die von der Regierung eingesetzte vorberatende 
Kommission nicht fertig geworden war. Die Un
zufriedenheit darüber war allgemein. Ende 2lpril 
und Anfang Mai bereiste Prinz M a l d e m a r von 
Preußen, der älteste Sohn des in Japan wohlbe
kannten Prinzen 1} e i n r i ch, das Land, wurde 
überall mit der größten Zuvorkommenheit behan
delt und am 9· Mai vom Kaiser M u t s u h i t o 
empfangen. Dieser erkrankte 21îittc Juli am Ty
phus und starb am 29. Er war im Jahre (852 
geboren und regierte seit (867. Er hat sich als 
erleuchteter Herrscher erwiesen, der durch Refor
men feinem bisher wenig beachteten Lande den 
Aufschwung zur Großmacht vorbereitete und glück
lich durchführte. Gegenüber allen über ihn ver
breiteten Märchen sei hier ausdrücklich betont, daß 
er innerlich immer ein echter Japaner geblieben ist 
und nur die Zustimmung zu den von den Abkömm
lingen des Hochadels der Thoschu und Satsura ent- 
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worfenen Reformen gegeben hat. Dadurch hat sich 
aus dem Kriegsadelstaate allmählich ein Beamten- 
staat mit Ministeriell und Volksvertretung gebildet, 
das l)eer wurde von deutschen Offizieren (2TÏ e cke l 
und v. Blankenburg) nach deutschem Muster 
umgestaltet. Der Tod des Kaisers machte einen 
tiefen Eindruck, denn der in Japan bestehende 
Kaiserkultus beruht auf religiösen Anschauungen 
und unterscheidet sich wesentlich vom europäischen 
Monarchismus.

Des Kaisers Sohn und Nachfolger Joshi- 
h i t u ist 32 Jahre alt, europäisch erzogen und 
besonders militärisch ausgebildet. <£r besitzt drei 
Söhne und leistete am 30. Juli den Lid auf die 
Verfassung. Nach altjapanischem Gebrauche wurde 
die Beisetzung des Kaisers M u t s u h i t o bis zum 
13. September verschoben und fand mit großem Ge
pränge nach dem Schinto-Ritus statt. In der Be
gleitung der kaiserlichen Familie befand sich stets 
priii) Heinrich von preußen, dessen Entsendung 
als einzige europäische fürstliche person in Japan 
hoch ausgenommen wurde. Er verabschiedete sich 
am \7. von: japanischen Kaiserpaar. Großes Auf
sehen erregte in weiten Kreisen, daß sich der Er
oberer von Port Arthur, General Nogi, am Tage 
der Beisetzung des Kaisers mit seiner Gattin nach 
altjapanischein Gebrauche selbst entleibte. Sie sind 
übrigens nicht die einzigen gewesen, und diese Taten 
sind auch ein Ausfluß des tief eingewurzelteil Kaiser
kultus. Die Umwälzung in Thina hat auf Japan 
wenig Einfluß ausgeübt. Zeitungsnachrichten in 
Europa, die einmal von der Begünstigung der 
Mandschudynastie durch Japan, dann wieder von 
einem Bündnis mit der chinesischen Republik zu 

reden wußten, beruhten auf teitartikelpolitik. Ja
pan suchte klugerweise nur die Wahrung seiner 
wirtschaftlichen Interessen und hatte von einem 
Bündnis mit dem ohnmächtigen Thina keinen Vor
teil. Dem entsprach auch das vom Fürsten K a t- 
sura in Petersburg getroffene Abkommen mit Ruß
land. Dieses erforderte aber eine stärkere Besetzuilg 
von Korea uild der Mandschurei, wenn nicht Japan 
durch das vorgehen Rußlands benachteiligt werden 
sollte, wegen der hiezu nötigeil zwei neuen Di
visionen kam es zum Konflikt der Militärpartei 
mit dem liberalen Ministerium S a i o il j i, das am 
p Dezember zurücktrat. Nach längerem verhandeln 
kam am \2. ein neutrales Kabinett unter Katsura 
zu stande, der früher der Militärpartei angehört hat, 
aber seit Jahren liberale Anschauungen vertritt und 
ein besonderer Vertrauensmann des Kaisers ist. Bei 
größter Sparsamkeit ist es nämlich möglich, die 
Mittel für die beiden Divisionen aufzubringen, und 
diesen versuch soll das ileue Kabinett machen. Die 
liberale Mehrheit des Landtags macht dagegen Op- 
positioil, hat deil Vorschlag der Regierung, die par- 
lamentspause bis zunl Februar zu verlängern, am 
30. Dezember abgelehnt und sich bis zum 20. Ia- 
nuar vertagt. Mit der erregten Agitation der Li- 
beralen in ihren Zeitungen und Versammlungen 
hängt es zusammen, daß am 2^. Dezember voll 
einem halb wahnsiiliiigen Jüngling auf dell um 
sein Vaterland so hoch verdieilteil Feldmarschall 
Fürst p ama g a t a, der ein Führer der Militär- 
partei ist, ein Mordversuch unternommen wurde. 
Der Fürst blieb unverletzt, der Bursche begiilg Selbst- 
luord.

Afrika.
Ägypten. Die von Lord K i t ch e u e r mit 

fester Faust geleitete Politik hat die beabsichtigte 
Wirkung erzielt, die unter Gorst einigermaßen an
archisch gewordenen Zustände siild beseitigt. 2Uic 
versuche zu Tumulten oder Kundgebungen wurden 
uilterdrückt, drei Männer, die einen etwas theatra
lischen plan zu einem Attentat auf den Khédive ge
faßt hatten, hart bestraft, die Ausschreitungen der 
presse durch verbot der Leitungen geahndet, ein 
Verbreiter aufrührerischer plakate zu zehn Jahren 
Gefängnis verurteilt. Die nationalistische Partei ist 
vollkommen zerstört. So sieht die englische Freiheit 
in Ägypten aus, und der förmlicheil Annexion steht 
fein Hindernis mehr entgegen, seitdem auch die 
Türkei gänzlich besiegt worden ist. Es ist auch 
schoil mit K,iamil pascha in Konstantinopel dar
über verhandelt worden. Am 3. Januar wurde 
die vor zwanzig Iahreil erfolgte Throilbesteigung 
des Khédive Abbas H i I m i offiziell begangen, 
er weilte dann im Sommer mehrere Monate in 
Konstantinopel und London, natürlich ohne jeden 
Erfolg. Im November hieß es, er sei mit der 
Errichtung einer englischen Torpedostation in 
Alexandrien vollkommen einverstanden. Ja, was 
hätte er auch dagegen machen wollen? Zwei Mo- 

ilate vorher ging das Gerücht, er wolle zu Gunsten 
seines Sohiles abdanken. Er wird das ilicht bald 
mehr nötig haben, um so mehr wenn er sich weiter 
für die Übernahme eines arabischen Kalifats in 
englischem Interesse harthörig zeigt. Am 23. De
zember durfte er wenigstens, natürlich im Beisein 
Kit diener 5, den neuen Nildamm bei Assuan ein- 
weihen und sich durch ein Handschreiben des Königs 
Georg dafür beglückwünschen lassen.

Abessinien. Der alte König Menelik lebt 
immer noch, wenn auch regierungsunfähig. Die 
Bevölkerung scheiilt sich an ein geordnetes Staats
leben gewöhnen zu wollen. Die voll englischer 
Seite ausgestreuten beunruhigenden Gerüchte — um 
europäische Konkurrenten abzuschrecken — haben 
sich nicht bestätigt. M e n e l i k s Eilkel uild Nach
folger Lidjl Jeassu hat einen großen Teil des 
Jahres zur Bereisung des Laildes verwendet, teils 
unerkannt auf Jagdeil, teils offiziell unter großer 
Begeisterung der Bevölkerung. Er setzte einige ge
walttätige Statthalter ab und ließ die Stämme an 
der Grenze des Sudan entwaffnen, um Konflikte 
mit den Engländern zu vermeiden. Dem greifen 
Kaiser Franz Joses hatte er zum Geschenk einen 
Löwen, einen goldenen Ehrenschild uild zwei ab es- 
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sinische Lanzen übersandt. Als Gegengeschenk er
hielt er ein Gebirgsgeschütz mit Tragtiergeschirr 
uni> Munition sowie den Leopoldsorden.

Südafrika. Als das Ministerium Botha 
gebildet worden war, erhob sich großer Jubel über 
diesen Triumph der südafrikanischen Partei. Aber 
die Boernmitglieder des Kabinetts waren nicht eines 
Sinnes, namentlich pertzog und Fischer waren 
ausgesprochene Feinde altes Tngländertums. Als 
ersterer schließlich im Oktober in Nylstroem von 
„fremden Abenteurern, die vorwiegend englisch 
reden," gesprochen hatte, war seines Bleibens nicht 
mehr im Kabinett, da er sich zum offenen wider- 
ruf nicht verstand. Darum trat am Dezember 
das Ministerium zurück und wurde unter Botha 
neu gebildet. So wie Pertzog denken übrigens 
nicht bloß fast alle Boern, sondern auch die Mehr
zahl der meist englischen Unionisten, weil sie die 
zukünftige Selbständigkeit des Landes im Auge ha

ben. Schon nach dem Schluffe der Parlaments
sitzung Lnde Juli war eine Verschiebung der Äm
ter im Kabinett vorgenommen worden. Das Par
lament hatte in fünfmonatlicher Arbeit Ansehnliches 
geleistet, namentlich die Neuorganisation der Lan
desverteidigung, Maßregeln zur Hebung der Land
wirtschaft und die Ordnung des Verwaltungsdienstes 
beschlossen. Das Wehrgesetz beruht auf der all- 
gemeinen Wehrpflicht und legt den größten wert 
auf die militärische Ausbildung der Jugend durch 
eine Kadettenorganisation. Das ständige Heer ist 
gering, umfaßt bloß fünf Feldbatterien und 2500 
berittene Schützen. Dazu kommen eine Reserve, eine 
Bürgerwehr zur Verteidigung der Plätze und Kü
sten, schließlich ein Landsturin der Leute vom Ą5. 
bis zum 60. Jahre. Die englische Regierung hat 
infolgedessen mit der Zurückziehung der britischen 
Garnisonen begonnen. Die Trhöhung des bis
herigeil Flotteiibeitrages voll 85.000 Pfund ist abge
lehnt worden.

Australien.
Die 2lrbeiterregierung führt ein strenges 

Regiment, natürlich zu Gunsteil ihrer Partei. 
Die Opposition der Liberalen dagegeil bleibt bei 
ihrer Minderzahl fruchtlos, obgleich sie es bei der 
Budgetberatuilg iin Novenlber durch Oppositioil 
gegen jeden eiilzelneil Posten auf eine 5Mündige 
Dauersitzung brachten, bei der sich schließlich der 
Sitzungssaal in eiileil Speiseraum verwaildelte. Nach 
sechslnoilatlicher Tagung endete das Bundesparla- 
ment vor Weihnachten seine Beratungen. Die be- 
fchlosseilen Gesetze laufen sämtlich auf einseitige Be
günstigung der Arbeiter hinaus. Tille Reihe gün
stiger Trntejahre hat dieser Politik, die auf groß
artige verschwenduilg hinausläuft, Vorschub geleistet, 
trotzdenl wird sie auf die Dauer llicht fortgesetzt wer
den köilileil, da Australien bereits das höchstbesteuerte 
Land der Trde ist, und der Ban für alle Zukuilft un
rentabler Bahnen schwere Lasten gebracht hat. Gb 
unter diesen Umständen der begonnene Bahnbau 
von Südaustralien nach Port Darwin im Norden 
überhaupt durchgeführt werden kann, erscheint sehr 
fraglich, ebenso der ganz im ilordamerikanischen Stil 
geplailte großartige Bau einer Bundeshauptstadt im 
Bezirke past, zu der man endlich den Grundstein 
gelegt hat, während man noch immer nicht weiß, 
wie sie eigeiltlich heißen soll, von den neuen Ge
setzen bestimmt eines, daß unter sonst gleichen Ver
hältnissen immer der Arbeitsverbändler den Vor
zug haben soll, ein anderes verhängt schwere Geld- 
strafen über Wahlagitationen, höhere Wahlbeiträge, 
Zeitungswahlartikel, Wahlenthaltung usw., die 
selbstverständlich nur die wohlhabenden Kreise treffen 
sönnen, so unparteiisch sie auch gehalten scheinen. 
Die „Baby-Bonus-Bill" gewährt für jedes ueuge- 
boreile Kind eine Prämie von s00 Mark, leistet 
aber nicht die geringste Gewähr dafür, daß das 
Geld auch für Mutter oder Kind verwendet wird; 

der Vater kann es einfach vertrinken. Beabsichtigt 
war dabei ein Geschenk an die weiblichen Wähler. 
Lnde des Jahres waren die Geburtsanmeldungeil 
täglich schon auf 350 gestiegen, so daß man schwer
lich mit den dafür ausgeworfenen Ą00.000 Pfund 
auskommen wird. Das eiilschneidendste Gesetz ist 
aber die Volksabstimmung über die Übertragung 
der gesamten industriellen Gesetzgebung an den 
Bund. Zn den Tinzelstaaten, namentlich in Süd
australien, war die Staatsgewalt den Arbeiteril nicht 
immer zu willen gewesen. Das soll nun durch den 
Bund anders werden, vor Zähren war eine gleiche 
Volksabstimmung ablehnend ausgefallen, darum hat 
man jetzt sechs Fragen aufgestellt, von denen die 
Bejahung einer einzigen schon der Buildesregierung 
bei geschickter Auslegung handhaben bieten wird, 
dem Willen der Arbeiter Geltuilg zu verschaffen. 
Trotz dieser Verhältnisse hat sich infolge der gün
stigen Lrilteil Zndustrie, Aus- und Liilfuhr gehoben, 
nur die englische Linfuhr geht trotz Vergünstigung 
zurück. Gegen die Arbeiterherrschaft haben sich be
reits in allen Bundesstaaten landwirtschaftliche ver
bände gebildet, da die Liberalen nicht mehr wider
standsfähig sind. Die allgemeine Wehrpflicht scheint 
zu scheitern. Obgleich das Gesetz erst seit Zuli 
endgültig in Kraft getreten ist, sieht sich die Re
gierung schon genötigt, gegen 20.000 junge Leute 
einzuschreiten, die sich einfach der Wehrpflicht ent- 
ziehen, meist Söhne von Arbeitern, den Anhängern 
der Regierung! — Auch die Bemannung der am

April in England für Australien fertig wer
denden Kriegsschiffe erweist sich als unmöglich zu 
beschaffen. Mair hat sich darum an Tngland um 
Stellung der Besatzung wenden müssen. Man wird 
dann also sogar einen Dreadnought haben, aber 
keine Bemannung.
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i Chinin-Eisen-Pillen, \ 
versilbert, Marke „Krebs" y
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sind ein hervorragendes Stärkungsmittel bei 
auf Blutarmut beruhender Nervosität und allen 
damit zusammenhängenden Krankheiten des Ge- 

samtorganismus.
: : : : Preis per Flasche 4 Kronen. :::: 

Krebs-Apotheke S. Mittelbach, 
Wien, I., Hoher Markt 8.

(Palais Sina.)
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21 Gegründet 1548. Interurb. Telephon 20348. „
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Zur Pflege der Haare 
Kktttnwurztl-Esstnz ans frisch. Klettenwurzeln, B 
ein altbekanntes und sicheres Mittel gegen Haarausfall, 
Schuppenbildung und zur Stärkung des Haarbodens.

Preis */ 8 Flasche K ( 80, */i  Flasche K z 20.

Kktknwurzel-Öl b-> tt°àm ßslslr K — 80. B 
Kktknwurzel-Pomadt μ sprödem Haar K (·—. B

Zu beziehen durch

Philipp Ueusteins Apothelre h. Leopold"
Wien, I. Plankengasse Nr. 6.

Verlag von Karl Prochaska in Teschen, Wien, Leipzig.

Du Königin dcs 
Tages und thrRctch

Astronomische Unterhaltungen 
über unser Planetensystem und das Leben 

auf andern Erdsternen
von

Dr. M. W. Meyer.
8° Mit vier Abbildungen. 420 Seiten elegant 

gebunden K 6.80 — M. 6.—.

Der Raturgknuß
Ein Beitrag zur Glückseligkeitslehre

von

H. Lorin.
8°. 198 Seiten elegant gebunden 

K 4.20 = M. 3.50.

Australien
Das Werden eines Volkes ]

von :

John Foster Fraser.

Übersetzt von einem Kran.

Mit acht Abbildungen. K 3.60 = M. 3.—.

.... Fräsers Buch sei der Aufmerk- 1 

samkeit unserer Leser bestens empfohlen.
(MarineMundschau.) -

Das sehr feffelnd geschriebene Werk gibt - 

eine ausgezeichnete Antwort auf fast alle i 

Fragen, welche diesen Kontinent betreffen, i 

und kann sehr empfohlen werden.
(Der deutsche Auswanderer.)

Bekannt streng solide Be- 
zugsquelle für erstklassige 

Photogr. 
Apparate 
und Zubehör, Projektions

und Kino-Apparate, Projektions- Vortragserien, 
Prismen-Feldstecher und Theatergläser.
M8C" Bequeme Zahlungsweise. -J9G 

I. Sengsbratl, Wien, 
Katalog Nr. 90 gratis.

Reellste Einkaufsquelle auf Amortisation!
flirrte·-·

Gegründet 1835. Telephon Nr. 38109.

Möbelfabrik
Auguff KnoBloifis

Nachfolger
k. u. k. Hoflieferant

; ΞΞΞ Wien VII ΞΞΞ 
■ Karl Schweighofergasse 10—12.
■ Bitte illustrierte Preisliste zu verlangen, 
•■»■■'■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■e

K. u. K. ł)ofbudłt>rucfer?l 'Kari Prochaska in Irschen.



Die Zelt (Wien). Illustriertes Jahrbuch der Naturkunde. 
„Diel Freunde wird sich voraussichtlich das Jahrbuch der 
Naturkunde erwerben, denn für dieses interessieren sich 
heute alle ohne Ausnahme; und obgleich es an populären 
Gesamtdarstellungen nicht fehlt, hat man doch bis jetzt 
noch kein periodisches populäres Werk gehabt, das über 
die Fortschritte jedes Jahres berichtet. Ls werden abae 
handelt: die Astronomie, die Geologie und Geophysik, 
die Physik, die Meteorologie, die Lhemie, die Siologie, 
die Botanik, die Zoologie, die Urgeschichte der Mensch 
heit, die Ethnographie, die Physiologie und Psychologie 
alles sehr hübsch, stellenweise spannend. Die Fülle des 
dargebotenen Stoffes ist staunenswert und auch der Unten 
richtetste wird das Buch nicht aus der Hand legen, ohne 
Neues daraus gelernt zu haben."

Anzeiger für die neueste pädagogische [literatur. 
Illustriertes Jahrbuch der Erfindungen. „Für einen so 
billigen Preis wird man selten ein so gediegenes Werk 
wie das vorliegende erlangen."

Bus der ßeimat. Illustriertes Jahrbuch der Naturkunde. 
„Ich bin auch von anderer Seite schon öfters nach einem 
Werke gefragt worden, in dem die Fortschritte der Natur- 
wiffenschasten für Laien bearbeitet sind. Nun kann ich 
ein solches empfehlen: das im Derlag von K. Prochaska, 
Teschen, erschienene undvonH.Berdrow bearbeitete Illustr. 
Jahrbuch der Naturkunde." Stuttgart, Dr. K. G. Lutz.

Roseggers Keimgarten. Illustriertes Jahrbuch der 
Weltgeschichte. „Die Bearbeitung und Redaktion ist ganz 
musterhaft gelöst. Bei der flüssigen, feffelnden und an
regenden Schreibweise dieser Jahrbücher der Geschichte 
werden dieselben hoffentlich baldigst sich einbürgern .... 
Die Anschaffung dieses Jahrbuchs der Weltgeschichte 
kann jedermann nur bestens empfohlen werden. Man 
wird durch dasselbe bei äußerst angenehmer, nirgends 
langweiliger Darstellung von den Vorgängen auf allen 
Gebieten des Lebens, insbesondere des politischen, rasch 
und richtig unterrichtet."

Deutschtum im Auslande. Illustriertes Jahrbuch der 
Weltreisen. „Es ist eine dem Bildungswesen zu gute 
kommende Idee, die Errungenschaften auf dem Gebiete 
der Erdkunde in Jahrbüchern volkstümlichen Charakters 
zu billigem Preise darzubieten .... Alles ist durch 
treffliche Abbildungen dem Auge nahe gebracht. Das neue 
Jahrbuch verdient ganz unseren Beifall."

Volks-Zeitung. (Berlin). „Lin ausgezeichnetes Dolksbuch 
ist im Derläge von Karl Prochaska, Teschen und Wien, 
erschienen. Ls ist das .Illustrierte Jahrbuch der Natur
kunde^. Hermann Berdrow, der sich eines in wissen
schaftlichen Kreisen sehr geschätzten Namens erfreut, hat 
mit erstaunlicher Sorgfalt alle naturwissenschaftlichen 
Ereignisse, Forschungsergebnisse und Entdeckungen der 
letzten Iabre registriert. Keine Abteilung der wissen 
schäft ist in diesem interessanten Werke unberücksichtigt 
geblieben. Zahlreiche Illustrationen schmücken das lesens
werte, hochinteressante Buch. Zuletzt sei nodj hervor
gehoben, daß der außerordentlich billige Preis jedem 
Naturliebhaber die Anschaffung des Werkes ermöglicht."

Breslauer Zeitung. Illustriertes Jahrbuch der Welt
geschichte. „Donprochaskas Illustrierten Jahrbüchern nimmt 
zweifellos das Jahrbuch der Weltgeschichte den hervor 
ragendften Rang ein. Der etwa (60 Seiten Lexikon- 
format starke Band, der mit zahlreichen Illustrationen 
aufs würdigste ausgestattet ist, vereinigt in sich wieder alle 
Dorzüge, die von uns bereits bei Besprechung des vorigen 
Jahrgangs hervorgehoben werden konnten, vorzügliche 
Beherrschung desStoffes, lichtvolle Darstellung, volkstümliche 
Schreibweise und gesundes politisches Urteil. "

lllnzer Cagespoit. Illustriertes Jahrbuch der Weltreisen 
und geographischen Forschungen. „Der Verfasser führt 
uns in die Regionen des ewigen Eises, nach Asien, in 
die Neue Welt, nach 21 frisa, Australien und nach der 
Südsee und versteht es, in leichtfaßlicher und dabei an
regender Form die physikalischen und politischen Verhält 
nisse dieser Gebiete zu schildern. Zahlreiche, dem Texte 
eingefügte Illustrationen tragen zum Derständnisse des 
Inhalts bei. Das Buch, das eine Fülle des Interessanten 
bietet, kann jedermann wärmstens empfohlen werden." 

norddeutsche Allgemeine Zeitung. Illustriertes Jahr
buch der Weltreisen und geographischen Forschungen. 
„Der Zweck des Buches ist, die weitesten Kreise mit den 
neuesten Forschungsreisen zu geographischen und ethno
graphischen Zwecken bekanntzumachen; dementsprechend 
ist auch der Preis ein sehr geringer. Ls ist tatsächlich er 
staunlich, welche Fülle von gediegener Belehrung in Bild 
und Wort dem Leser für Mark (.50 geboten wird.

Hlüniterikher Anzeiger. Illustriertes Jahrbuch der 
Naturkunde. „Die Skepsis, mit der wir an dieses Buch 
herantraten — wie an alle naturwissenschaftlichen Werke, 
die für billiges Geld angeboten werden und bei denen 
die dadurch beroorgerufene Betonung des populär-wissen
schaftlichen Charakters nicht feiten uber den Mangel an 
Inhalt des Werkes hinwegtäuschen soll — machte bald 
einer anderen Auffassung Platz; wir begrüßen das Lr- 
scheinen dieses Werkes auf das lebhafteste. Das Werk 
ist stilistisch ausgezeichnet und mit zahlreichen und guten 
Illustrationen geschmückt. Der Preis jft außerordentlich 
niedrig bemessen."

Zeitschrift für das Realichulwefen (Wien). Illu
striertes Jahrbuch der Naturkunde, „wenn der Laie auch 
aus den Tageszeitungen gelegentlich Mitteilungen über 
neue Entdeckungen, neue Hypothesen und andere wissen
schaftliche und technische Errungenschaften der Neuzeit 
erhält, so erlangt er damit fein vollständiges Verständnis 
der betreffenden Zweige des wissens, da solche Mit
teilungen meist nur unvollständig und zusammenhanglos 
geboten werden, ohne daß auf die oft nicht ausreichende 
Vorbildung der Leser Rücksicht genommen wird, ja nicht 
feiten werden sie bereits veröffentlicht, ehe eine Arbeit 
zu einem gewissen Abschlüsse gebracht worden ist. Das 
läßt sich aber erst nach einem bestimmten Zeitabschnitte 
erreichen und ist daher die Aufgabe von Zeitschriften, 
welche die Forschungen von einem oder mehreren Jahren 
zufammenfassen. Es erscheint somit ein solches Jahrbuch, 
wie es hier vorliegt, ganz geeignet, aufklärend über 
neuere wissenschaftliche Fragen zu wirken. Das Jahrbuch 
beginnt mit der Vorführung einiger Entdeckungen am 
gestirnten EfimmeL Ls wird dann die Erdrinde in der 
Vergangenheit und Gegenwart kurz betrachtet, wobei die 
Veränderungen an der Erdoberfläche, die Verteilung von 
Wasser und Land sowie namentlich die Erscheinungen 
der Eiszeiten nach dem Ingenieur Reibifch durch ein 
regelmäßiges, sehr langsames Schwanken des Erdballs 
um eine den Äquator schneidende Achse erklärt werden. 
Durch eine solche sollen einzelne Gegenden der heißen Zone 
in höhere Breiten und umgekehrt versetzt werden. Die 
Untersuchungen über Erdbeben führen uns die gewaltigen 
Wirkungen dieser Erscheinung im letzten Jahre vor. Die 
pbysik belehrt über einzelne Bewegungen der kleinsten 
Körperteilchen und besonders über die Ätherfrage sowie 
über die Kräfte des Luftmeeres, wobei auch die Sturm
warnungen und das Wetterschießen berührt werden. Die 
Chemie führt uns die neuen Elemente, hohe und tiefe 
Temperaturen vor. Aus der Biologie wird einzelnes zum 
Beweis der Abstammungslehre vorgeführt. Die Ent
deckungen auf dem Gebiete der Welt der lebenden Wesen 
bringen manches Neue, ebenso die Vorgeschichte des 
Menschen und die Völkerkunde. Das .Jahrbuch' kann als 
sehr anregend und belehrend bezeichnet werden. Es ist in 
einem würdigen Ton gehalten und kann auch der reifen 
Jugend in die Band gegeben werden."

Allgemeiner Anzeiger für Deutschlands Ritter- 
gutsbeiitjer. „wieder einmal ein durchaus gelungenes

Volksbuch bester Art, dieser im Prochaska-Verlage in 
Wien, Leipzig und Teschen erschienene Jahrgang eines 
.Illustrierten Jahrbuchs der Erfindungen^, das Mark (.50 
(Kronen (.80) kostet, für diesen Preis aber geradezu 
unglaublich viel und überraschend Gutes bietet. Der 
Text des Werkes ist eine Musterleistung der volkstüm
lichen Behandlung technischer Themata, so interessant 
und verständlich, so anziehend sind sie für die Laienwelt, 
das große Publikum, Jugend und Volk schriftstellerisch 
abgefaßt. Es ist ein Vergnügen, dieses Weik zu lesen, 
man verfolgt feinen Inhalt mit einer wahren 
Spannung."
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x!ict)tc Dcv «eueren physikalisch- 
'· 11 - llLlllIH chemischen u. astronom. Forschung.

Betrachtungen eines modernen Naturforschers von

Prof. P. Joh. Müller.
Broschiert Mk. 3.— — K 3.60, gebunden in Leinwand Mk. 4.— — K 4.80.

Professor Joh. P. Müller, der sich in 
seinem Buch: „Die Welträtsel" mit mo
dernem exakt-wissenschaftlichem Rüstzeug gegen 
du Bois Reymond, Häckel, Ostwald und andere 
wendet, operiert mit einer „Raumenergie", 
worunter er das Wirken des (endlichen!) ÄtKer- 
raums in der Crscheinungswelt versteht. Müller 
Kalt Kraft und Stoff nicht für identisch.

auf verhältnismäßig kleinem Raume finden. 
Der Verfasser reißt aber nicht nur nieder, er 
baut auch auf. Auf Grund der Atomistik und 
der Raumenergctik versucht er eine interessante, 
wenn auch zunächst nur teilweise Lösung.

„Schlei. Volkszeitung", 1912.

In diesem Werke wird der Nachweis zu
Der Stoff sei an und für sich kraftlos, tot. 
Erst der Druck im Äther (verursacht durch die 
Notation des Fixsternellipsoids um die Polachse 
der Milchstraße) bringe den Stoff zur Bewegung 
und zum Leben. Die mechanischen Bewegungen 
entstehen also nicht „aus sich selbst", sondern

führen gesucht, daß die moderne Naturwissen
schaft mit ihren Resultaten widerlegt Kat, was 
Ausgangspunkt und Ziel des Materialismus 
ist. Prof. Müller zeigt, daß die sieben Welträtsel 
Du Bois-Neymonds von Prof. Häckel nicht gelöst 
worden sind. Zu den sieben Welträtseln fügt

werden durch etwas „anderes" verursacht. Diese 
(allomatische) Bewegungsursache ist eben die 
Raumenergie oder besser der Naumdruck 
Hieraus ergibt sich — auch schon im Gebiet 
der Mechanik — die Notwendigkeit eines 
dualistischen Prinzips. Obwohl nun die Raum
energie zunächst nur für die physikalisch-chemi
schen Bewegungen gilt und ohne weiteres nicht 
für die biotischen und psychischen Vorgänge, 
so scheint der intramolekulare Äther doch auch 
bei dem letzteren eine gewisse Nolle zu spielen 
Die Schrift enthält eine Fülle hochinteressanter 
Details über Raum, Äther, Materie (besonders 
in chemischer Hinsicht), über biologische, astro
nomische, kosmische Probleme und ist besonders 
deshalb zu empfehlen, weil sie sich gegen eine 
Menge herkömmlicher Annahmen wendet.

„Hamburger Fremdenblatt", 1912.

Der bekannte Verfasser widerlegt in un
gemein umfassender und vielseitiger Weise die 
Lösungen der Welträtsel auf Grund des Ma
terialismus und Monismus Haeckels, sowie 
der Energetik Ostwaids. Jeder gebildete Laie, 
der sich gründlich über diese und viele damit 
zusammenhängende Fragen informieren will, 
kann hier den Stand der neuesten Forschung

Verfasser ein neues hinzu, nämlich das scheinbar 
gänzliche Fehlen eines höher organisierten 
außerirdischen Lebens im Weltall. Das Buck 
versucht den Nachweis des gänzlichen Zusammen
bruchs des Materialismus. Von ganz beson
derem Interesse ist es für alle Freunde der 
Naturwissenschaften, gleichviel zu welcher Rich
tung sie sich bekennen.

„Blatter für Bücherfreunde", 1912.

In überaus spannender Weise behandelt 
der Verfasser den Kampf um die Weltan
schauung, die Naumenergie als Ursache der 
mechanischen Bewegungen, die Schwächen der 
kinetischen Gastheorie, die Cristenz des Äthers 
und seine Beziehungen zur Naumenergie, 
Raumenergetik und Weltanschauung; ein neues 
Welträtsel und seine Beziehungen zur Welt
anschauung. Professor Müller bekämpft mit 
großem Erfolge in seinem Werke den Ma
terialismus. Zu den sieben Welträtseln fügt 
er ein neues hinzu, nämlich das scheinbar 
gänzliche Fehlen eines höher organisierten außer
irdischen Lebens im Weltall. Für alle Freunde 
der Naturwissenschaften wird das Werk von 
großem Interesse sein.

„Linzer Tagespost", 1912.
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Preisermäßigung.
Zur Erleichterung des Nachbezuges früherer Jahrgänge werden von den 

Jlluftr. Jahrbüchern der Erfindungen und der Weltgeschichte die 

Jahrgänge 1-8 (1901-1908), der Weltreisen 1-7 (1902-1908),

er Naturkunde 1-6 (1903-1908), der Gesundheit, 1. Jahrgang 
bis Ende 1913 bezw. solange der für diesen Zweck bestimmte Vorrat reicht, 

kart, statt zu Mk. 150 (K 1.80) zu Mk. L— (K 1.20), 
geb. statt zu Mk. 2 — (K 2.40) zu Mk. 1.50 (K 1.80) abgegeben.

Alle Interessenten wollen diese günstige Gelegenheit zur Ergänzung durch 
einzelne Bände oder ganze Serien nicht ungenützt vorübergehen lassen. 

Auch die Buchhandlungen liefern zu gleichen Preisen.


